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Zu den Beiträgen in diesem Heft 


Der Widerstand der Arbeiterklasse in der Bundesrepublik gegen die Wirkungen der ökonomischen 
Krise seit 1973/74 auf ihre Lage war bisher weitgehend von einzelnen spontanen und auf die Be- 
triebe. beschränkten Aktionen geprägt. Dem Druck der industriellen Reservearmee auf die Lohn- 
verhandlungen und der verschärften Konkurrenz der Arbeiter untereinander (vgl. dazu die Ana- 
lyse in Prokla 19/21) konnten die Gewerkschaften bislang kaum etwas entgegensetzen: In der 
Hoffnung, durch einen gewissen Lohnverzichi und die Akzeptierung einer Umverteilung zugun- 
sten des Kapitals Investitionen ıınd damit Arbeitsplätze sichern zu können, setzten sie sich gera- 
deswegs dem stummen Zwang der ökonomischen Verhältnisse aus, statt Widerstand dagegen zu 
organisieren. In dieser Situation durchbricht eine Gewerkschaft das tarifpolitische Wohiverhal- 
ten: In der Druckindustrie setzt der Streik der IG Druck und Papier neue Maßstäbe für den Lohn- 
kampf im kapitalistischen Krisenzyklus; Der Artikel von U. Schaile, Der Arbeitskampf der Druck- 
arbeiter in der Tarifrunde 1976, versucht anhand einer Darstellung der Hintergründe des Streiks 
und des Streikverlaufs die Veränderung in der Einstellung der Druckereiarbeiter gegenüber der Hal- 
tung des Kapitals und die Veränderung der Gewerkschaft selbst zu zeigen; sie deckt die 
sich im Streik entwickelnden politischen Dimensionen auf, zugleich weist sie aber auch auf die 
Grenzen einer sich gezwungenermaßen radikalisierenden ökonomischen Interessenvertretung 
hin: die drohende Isolierung von den anderen Industriegewerkschaften, das möglich gewordene 
Auseinanderfallen der Streikfront durch die untexschiedliche Betroffenheit großer und kleiner 
Betriebe, der Druck der sozialdemokratischen Regierungspolitik angesichts bevorstehender Wah- 
len. 

Mit dem Artikel von Z, Hildebrandt, W, Olle und W. Schoeller, National unterschiedliche 
Produktionsbedingungen als Schranke einer gewerkschaftlichen Internationalisierung, soll in der 
Prokla eine Diskussion eröffnet werden, die das Verhältnis von internationalisierung der Produk- 
tion und den Möglichkeiten einer gewerkschaftlichen Politik im internationalen Kontext zum 
Thema hat. In dem hier veröffentlichten ersten Beitrag (ein zweiter von den Verfassern und eine 
Kritik von K. Busch werden in einem der nächsten Hefie folgen) kritisieren die Autoren die inzwi- 
schen gängige These von derinternationalisierung der Produktion, die die objektive Basis für eineIn- 
ternationalisierung der Gewerkschaftsbe wegung bilde. Gegenüber einer solchen ‚objektivistischen‘ 
Sichtweise wird geltend gemacht, daß die Analyse der gegenwärtigen gesellschaftlichen Rahmen- 
bedingungen einer internationalen Gewerkschaftspolitik durchaus andere Schlußfolgerungen zu- 
täßt. Damit sollin dem Aufsatz nicht die Unmöglichkeit einer solchen Politik behauptet, sondern 
auf die realen Restriktionen hingewiesen werden, deren Analyse nicht durch Euphorie ersetzt wer- 
den könne. 

M. Deutschmanns Artikel, Das Elend systemtheoretischer Krisenanalyse, ist zwar eine 
peinlich genaue, immanente Kritik des Buches von V. Ronge/G. Schmieg, Restriktionen poli- 
tischer Planung, aber eben deshalb auch verallgemeinerbar, insofern hier exemplarisch die sy- 
stemtheoretische Lösungsform des Problems der ‚Realanalyse‘ kritisiert wird. Gerade angesichts 
der Plausibilitäten, die die ‚moderne‘ Systemtneorie gegenüber den methodischen Problemen 
einer Realanalyse und gegen den ‚orthodoxen‘ Marxismus geltend macht, erscheint eine Kritik 
von Ansätzen in diesem Bereich über die bloße wissenschaftlich-immanente Auseinandersetzung 
hinauszu weisen. Daher ist dies auch nicht eine ‚späte Rezension‘ eines inzwischen weit verbreite- 
ten Buches, sondern Teil der in der Prokla geführten staatstheoretischen Diskussion, und soweit 
sich die Kritik Deutschmanns auf den Versuch bei Ronge/Schmieg bezieht, eindeutige funk- 
tionale Zuordnungen zwischen Wesen und Erscheinung, Notwendigkeit und Wirklichkeit, Pro- 
blem und Problemlösung zu finden, reicht diese Kritik durchaus in die: innermarxistische Diskus- 
sion hinein. Denn das bei R/S kritisierte Vorgehen, ein zentrales Systemproblem zu formulieren, 
aus dem dann-die Wirklichkeit ableitbar erscheint, ist auch in der marxistischen Diskussion zu 


finden (vgl. z. B. die Mißständnisse, die aus der Diskussion um den ‚Fall der Profitrate‘ re- 
sulteren). 

U. Krause knüpft in seinem Artikel Die allgemeine Struktur des Monopols kritisch ar 
die Monopoldiskussion um die Arbeiten von Huffschmid und Katzenstein an und versucht, die 
Quelle des Monopolprofits im Produktionsprozeß festzumachen. Dabei wird von ihm die Rolle 
des fixen Kapitals im Produktionsprozeß, besonders dessen Bedeutung für die Inflation, unter- 
sucht. Der Autor versucht, die Ergebnisse neuerer Reproduktionsanalyse für die Monopol- 
diskusssion fruchtbar zu machen. Soweit dies im Anhang des Artikels auf der Basis der Diskus- 
sion um die Theorie P. Sraffas geschieht, wird vielen Lesern der Artikel zu schwierig sein, da der 
Anhang die Kenntnis dieser Diskussion (und wohl auch mathematische Kenntnisse überhaupt) 
‚voraussetzt. Andererseits scheint uns der Hauptteil des Artikels auch ohne den Anhang verständ- 
lich zu sein, während der Anhang wichtige weiterführende Überlegungen für die Analyse der 
'Kapitalreproduktion bringt. Die Diskussion um die Theorie P. Sraffas ist mit der Veröffentlich- 
ung seines Buches ‚„‚Warenproduktion mittels Waren‘ auch in der Bundesrepublik angelaufen 
(vgl. die Arbeiten B. Scheffolds, M. Cogoys, C. Napoleonis) und die vorliegende Untersuchung 
von U. Krause hat den Vorteil, daß in ihr an einem Problem orientiert diese Diskussion aufge- 
nommen und weitergeführt wird. 

Im Aufsatz von Peter Dudeck „Engels und das Problem der Naturdialektik‘ wird der Ver- 
such gemacht, Engels’ erkenntnistheoretische Position zu umreißen und zugleich klarzulegen, 
wo und warum in seinen erkenntnistheoretischen Schriften Ansatzpunkte eines mechanischen 
Verständnisses von Dialektik enthalten sind. Hervorzuheben ist dabei, daß der Autor Engels’ 
Arbeiten zu diesem Thema als das begreift, was sie sind, nämlich als Fragmente, die vielfach un- 
vollkommen und nicht zur Veröffentlichung bestimmt waren und folglich nur bedingt dazu 
taugen, um eine angeblich gesicherte Klassikerposition quellenmäßig zu belegen. Dudeks Schrift 
wirkt damit der naiven Engels-Lektüre entgegen, die gewöhnlich das Einfallstor für verkürzte 
Marxismus-Formeln ist (z.B. Umschlag von Quantität in Qualität, Grundwiderspruch von geselt 
schaftlicher Produktion und privater Aneignung), und sie zeigt zugleich die Notwendigkeit, eine 
erkenntnistheoretisch reflektierte Rezeption der Kritik der politischen Ökonomie weiter voran- 
zutreiben. 

Die beiden letzten Beiträge erscheinen unter der Rubrik „Diskussion‘‘. Mit der Einrich- 
tung einer solchen Rubrik will die Redaktionskonferenz die verschiedenen arbeitenden Gruppen, 
aber gerade auch vereinzelte Leser der Prokla zur Einsendung kurzer Diskussionsbeiträge zu 
Schwerpunktthemen in der Prokla ermuntern, die nicht unbedingt den Statuseines ‚ausgefeilten‘, 
allen möglichen Einwürfen gerecht werdenden Artikels haben müssen. Wir möchten damit auch 
stärker den Charakter der Prokla als einer Zeitschrift herausheben, die nicht nur fertige Arbeits- 
ergebnisse veröffentlicht, sondern selbst die regional verstreuten Arbeiten organisieren hilft. 

Die hier abgedruckten Beiträge von Chr. Diefenbach u.a., Wie real ist die Realanalyse? 
und E. Altvater u.a, Zum Problem der Profitratenberechnung, beziehen sich auf die Analyse der 
Kapitalakkumulation in der Bundsrepublik (Prokla 13 und 16). Diefenbach u. a. kritisieren in 
ihrem Beitrag sowohl das methodische Vorgehen wie auch die Art der Verwendung der empi- 
rischen Daten bei der Akkumulationsanalyse, während Altvater u.a. — neben einer Replik auf 
die Kritik — versuchen, den Indikator für die ‚Kapitalrentabilität‘ zu präzisieren. Beide Beiträge 
zeigen, wie notwendig es ist, die empirischen Untersuchungen (und das heißt auch die metho- 
dische Diskussion) fortzuführen; weitere Beiträge dazu sind in den nächsten Heften geplant. 

Für das Heft 25 der Prokla istvon der Redaktionskonferenz eine erste (kurzfristig erstellte) 
Analyse des Ergebnisses der Bundestagswahl und seiner politischen und ökonomischen Hinter- 
gründe geplant. Darüberhinaus soll die Diskussion um Profitrate, Inflation und Monopol fortge- 
setzt werden und es wird eine Untersuchung zum Verhältnis von SPD und Gewerkschaften zur 
Diskussion gestellt werden. (Diese Vorankündigung in den Editorials gelten allerdings stets vor- 
behaltlich der endgültigen Beschlußfassung durch die Redaktionskonferenz, die in einer Schluß- 
konferenz zu jedem Heft auf der Basis von Gutachten der verschiedenen Redaktionskollektive 
eine Veröffentlichung der betreffenden Artikel diskutiert und entscheidet.) 


Die Redaktionskonferenz 


Ursula Schaile” 
Der Arbeitskampf der Druckarbeiter in der Tarifrunde 1976 


1. Die tarifpolitische Situation 1975/76 


Der Druckerstreik, eine unübliche Antwort einer kleinen DGB-Gewerkschaft auf 
die große Krise, kam zwar überraschend, aber aus guten Gründen. Zu begreifen ist er 
im wesentlichen aus den spezifischen Bedingungen der Branche und den Reaktions- 
möglichkeiten der Betroffenen. Seine gewerkschaftspolitische Bedeutung kann aber 
erst voll erfaßt werden, wenn wir uns die gesamtwirtschaftliche und politische Situa- 
tion vergegenwärtigen, in der das Handlungsbarometer für die Gewerkschaften eher 
auf Zurückhaltung als auf Sturm stand. 

1974/75 erlebte die westdeutsche Wirtschaft ihre bisher schwerste Krise der 
Nachkriegszeit. Massenarbeitslosigkeit und Kurzarbeit erzeugten unter den Arbeitern 
und Angestellten existentielle Verunsicherung und damit eine Verschlechterung der 
gewerkschaftlichen Kampfkraft. Auf der anderen Seite wurde von Unternehmerver- 
bänden, Wirtschaftsinstituten und Bundesregierung eine Entlastung von den Lohn- 
kosten als Haupthebel zur Krisenüberwindung und Förderung der Investitionsnei- 
gung der Unternehmer propagiert. Der Druck auf die gewerkschaftliche Tarifpolitik 
steigerte sich im Sommer und Herbst 1975 bis zur Forderung nach einer „Lohn- 

- pause“. Auch als sich Anfang 1976 in verschiedenen Branchen eine Produktionsbe- 
lebung abzeichnete und die Kurzarbeit zurückging, blieben zentrale tarifpolitische 
Daten unverändert: über eine Millionen Arbeitslose und die Empfehlung von Bundes- 
bank, Bundesregierung und Sachverständigenrat, daß im Jahresdurchschnitt 1976 die 
Lohnsteigerungen 5 % nicht übersteigen sollten. 

Der Bewegungsspielraum der DGB-Gewerkschaften war durch die eigene 
Strategie zusätzlich eingeengt. Zur Überwindung der Krise waren die Gewerkschaften 
grundsätzlich zur Kooperation mit Vertretern der staatlichen Wirtschaftspolitik be- 
reit, zumal eine weitgehende Übereinstimmung mit den Analysen und Krisenbewälti- 
gungskonzeptionen der SPD-Wirtschaftspolitiker bestand. Die politische Loyalität 
zur SPD verlangte aber gleichzeitig eine vorausschauende Koordination der Lohn- 
auseinandersetzung mit dem politischen Hauptereignis des Jahres: die Bundestags- 
wahlen sollten für die SPD nicht durch einen heißen Herbst in den Betrieben belastet 
werden. Damit wurde die Höhe des gewerkschaftlichen Stabilitätsbeitrages zur ent- 
scheidenden Frage. 

Unter Aussetzung der bisher praktizierten „aktiven Tarifpolitik“‘ formulierten 
die meisten Einzelgewerkschaften als Ziel der Lohnrunden einen Inflationsausgleich. 
* in Zusammenarbeit mit dem Redaktionskollektiv Gewerkschaften und anderen Kollegen, 


die den Aufsatz durch schriftliche und mündliche Beteiligung ermöglicht haben, insbeson- 
dere Georgia Tornow, Gerhard Armanski, Hans Bernd Weber. 


Die Höhe der Forderungen bewegte sich durchweg im Rahmen der Empfehlungen 
der Bundesregierung, wenn man den normalen‘ „Reibungsverlust“ in den Verhand- 
lungen mit einkalkuliert. Differenzen bestanden lediglich in der Art der aufgestellten 
Forderung und in Einzelheiten der lohnpolitischen Taktik, je nach den Möglichkeiten 
zur Vereinheitlichung nach innen (1). Die dann von zahlreichen Warnstreiks und De- 
monstrationen in den regionalen Zentren der jeweiligen Einzelgewerkschaften be- 
gleiteten Verhandlungen führten zu Abschlüssen zwischen 5 und 5,4 % und entspra- 
chen damit inetwa den Vorstellungen der Regierung und der Unternehmerverbände. 
Für die betroffenen Beschäftigten bedeuteten sie faktischnicht nur eine Reallohnsenk- 
ung, sondern auch eine kampflose Hinnahme von Umverteilungsprozessen. Denn bei 
einem leichten Aufschwung und hohen Produktivitätssteigerungen sowie 5-6 % Preis- 
steigerungen zeichnen sich nicht nur Reallohnverlust ab, auch die Unternehmer- 
gewinne werden rapide steigen. 

Den unzureichenden Ergebnissen angemessen waren die beschwichtigenden gewerk- 
schaftlichen Kommentare zu den Abschlüsssn: Die DPG sprach von „noch vertret- 
bar“, H. Mayr von der IGM meinte, daß „bei der Einschätzung der materiellen Sei- 
te Nüchternheit geboten“ sei, wobei besonders der gesellschaftliche Hintergrund 
dieser Lohnbewegung einbezogen werden müßte: „Wir haben eine harte tarifbe- 
wegung hinter uns, wir haben harte gesellschaftspolitische auseinandersetzungen vor 
uns... Das gewerkschaftliche bewußtsein ist intakt, jetzt gilt es, brücken zu schlagen 
zum politischen bewußtsein.‘“ (2) 

Das Fazit der nach Auffassung der meisten DGB-Gewerkschaften nun bereits 
gelaufenen Tarifbewegung 1976 sprach G. Fehrenbach von der DPG am eindeutig- 
sten aus: „Allen Beteiligten ist die Entscheidung schwer gefallen. Aber auf dem Ver- 
handlungsweg war eine stärkere Erhöhung der Löhne und Gehälter nicht durchsetz- 
bar.“ (3) 


U. _ Die Hintergründe des Druckerstreiks 


Daß die Tarifkommission der IG Druck und Papier in diesem Jahr ihre im Verhält- 
nis zu den anderen Gewerkschaften höhere und weitergehende Forderung nach Real- 
lohnabsichering nicht am Verhandlungstisch fallen ließ, sondern bewußt eine Kon- 
frontation mit dem Druckkapital und eine partielle Infragestellung der sozialdemo- 
kratischen Krisenbewältigungskonzeption in Kauf nahm, liegt keineswegs an den von 
den bürgerlichen Massenmedien und dem Bundesverband Druck (BVD) während des 
Streiks suggerierten Gründen. Auf das von der IG Druck und Papier konsequent 
praktizierteMotto „kampfunfähig auch in derKrise“konnten diese — von wenigen Aus- 
nahmen abgesehen — publizistisch nur mit einer unglaublichen Verleumdungskam- 
pagne antworten: In der IG Druck und Papier hätten die „radikalen Intelligenzler‘ 


1 Auf Einzelheiten der verschiedenen Lohnrunden kann hier nicht eingegangen werden. 
2 Der Gewerkschafter, Monatszeitschrift für die Funktionäre der IG Metall, 5/76, S.3 
3 Deutsche Post, Organ der deutschen Postgewerkschaft, 8/7, S. 3 


(4) und „promovierten Systemveränderer‘‘ (5) „schon das Zentrum der Gewerk- 
schaftsmacht erobert“, um ihren „‚Kampfauftrag‘“ zu erfüllen: „Nicht Kosmetik am 
Kapitalismus, sondern seine Überwindung“ (4), oder aber? die „zweifellos von RGO 
Leuten terrorisierten‘“ IG Druck-Funktionäre seien größenwahnsinnig geworden. 
Daß es zum Arbeitskampf kam, liegt auch nicht an der „Maß- und Verantwortungs- 
losigkeit“ der Drucker und Setzer, die angeblich ohnehin schon an der zweiten Stelle 
in der Lohnskala liegen. 

Die Politik, die die IG Druck und Papier in den letzten Jahren hinsichtlich Ar- 
beitsbedingungen, Arbeitsplatzsicherung und Rationalisierung gemacht hat, unter- 
scheidet sich weder in ihrer Form noch von ihren Ergebnissen her wesentlich von der 
anderer DGB-Gewerkschaften (siehe II/2). Dasselbe gilt für die Lohnpolitik: mit 
Ausnahme der Tarifrunde 1973, wo es durch einen zweistündigen Zeitungsstreik ge- 
lang, dem überraschten BVD rund 2 % mehr Lohnerhöhung abzutrotzen, als die an- 
deren Gewerkschaften auf dem Verhandlungsweg erreicht hatten (10,8 % gegenüber 
8,5 % bei der IGM), bewegten sich die Lohnabschlüsse für die Druckindustrie in den 
Jahren 1968 bis 1975 im Rahmen des allgemein Üblichen (7). 

Das heißt, die IG Druck und Papier ist eine für bundesrepublikanische Ver- 
hältnisse „normale Gewerkschaft“. Ihre Politik ist bestimmt durch die Einordnung 
in das soziale und wirtschaftliche System der BRD, die in Verbindung mit der je- 
weiligen SPD-Politik Form und Inhalt der Herstellung des jeweiligen Kompromisses 
zwischen Kapital- und Arbeiterinteressen prägt. Dieser soziale Konsens läßt sich je- 
doch nicht zu allen Zeiten umstandslos herstellen. Die hierbei aufbrechenden Wider- 
sprüche können innerhalb der Gewerkschaftsbewegung Forderungen und Aktions- 
formen hervorbringen, die die Integration in Frage stellen und Ansatzpunkte für 
die Entwicklung eines antikapitalistischen Bewußtseins bilden. Andererseits schließt 
eine am Klassenkompromiß im oben bestimmten Sinne orientierte Gewerkschafts- 
politik die Möglichkeit eines kämpferischen Widerstandes gegen die vom System ge- 


Welt am Sonntag vom 16.5.76 

Die Zeit vom 14.5.76 

Die Druckwelt vom 28.4.76 

„In diesem jahr geht es allein um eine angemessene lineare erhöhung der löhne, deren 
größenordnung mit unserer forderung nach 10 prozent im bereich dessen signalisiert ist, 
was in der wirtschaft allgemein gang und gäbe ist.“ aus: Druck und papier, Zentralorgan 
der Industriegewerkschaft Druck und Papier, 6/7, „So kam die forderung zustande“. 
„Keine gewerkschaft hat in dieser lohn- und gehaltsrunde 1975 triumphe gefeiert. Die 
bisherigen abschlüsse, sicher auch die noch folgenden, stehen im zeichen des konjunktu- 
rellen einbruchs. In der druckindustrie kommt zur konjunkturellen eine strukturelle krise 
... Das ist der reale hintergrund dieses lohnabschlusses, den niemand... als rauschenden 
erfolg feiern wird. Es ist ein abschluß des augenmaßes und der verantwortung — was im- 
mer extreme sektierer und hoffnungslose fantasten dazu sagen mögen. In der sprache der 
realisten gesagt: Mehr war diesmal nicht drin. Lohnpolitik kann nicht gegen die wahren 
interessen der arbeitnehmer gemacht werden und schon gar nicht gegen die bedenken, 
sorgen, ängste der arbeitnehmer. 

Es ist eine tatsache, daß heute die angst um den arbeitsplatz das bewußtsein dieser arbeit- 
nehmer beherrscht. Vor diesem hintergrund haben urabstimmung und streik wenig chan- 
cen, vor allem, wenn es nur um einige zehntel prozent gehen kann.“ Aus: Druck und papier 
8/75, „was von 6,4 % zu halten ist“. 


ıana.B 


forderten Ansprüche ein — vor allem dann, wenn existentielle Interessen der Lohn- 
abhängigen bedroht sind — mit dem Ziel, der Wiederherstellung des sozialen Konsens 
auf einer Grundlage, die der gewerkschaftlichen Interessenvertretung die Erhaltung 
ihrer Funktion garantiert. Die 1IG Druck und Papier ist eine Gewerkschaft, in der 
sich diese auf verschiedenen Ebenen angesiedelten Widersprüche seit 1949 konti- 
nuierlich und in den letzten Jahren verstärkt in innerorganisatorischen Diskussionen 
und Auseinandersetzungen um die Ausrichtung der Gewerkschaftspolitik niederge- 
geschlagen haben. Diese Diskussion läßt sich in Ansätzen zwei Richtungen erkennen: 
Während ein Teil der Organisation auf eine konsequentere Formulierung und Ver- 
tretung der eigenen Interessen auch und gerade in der Krise drängt, will der andere 
Teil die Bindung an das „Gemeinwohl‘‘ nicht aufgeben und daher vor allem in Kri- 
senzeiten auf eine offensive Politik verzichten, in der Erwartung, daß ein baldiger 
wirtschaftlicher Aufschwung wieder günstigere Bedingungen für einen Kompromiß 
am Verhandlungstisch schafft. Diese beiden Richtungen lassen sich jedoch nicht an 
dem „Ordnungsschema“ hier Basis dort Führung festmachen, sondern gehen quer 
durch alle Ebenen der Organisation, wobei allerdings auf der höheren Funktionärs- 
ebene sehr unterschiedliche Motive für die jeweilige Unterstützung der einen oder 
anderen Position ausschlaggebend sind. 

Das Ereignis des Druckerstreiks in einer Situation der Krise und der Massen- 
arbeitslosigkeit kann als erstes deutliches Anzeichen dafür gewertet werden, daß sich 
— zumindest vorübergehend — in der IG Druck und Papier eine Strömung durchge- 
setzt hat, die eine kämpferische Verteidigungsstellung gegen die weitere Verschlech- 
terung der Arbeits- und Lebensbedingungen aufbauen will. „Es waren nicht die Musi- 
kanten, es waren die tatsächlichen Verhältnisse, die die Massen zum ‚Tanzen‘ 
brachten. Aber die Verhältnisse zwangen auch die Musikanten zum Aufspielen.“ 
(8) Die objektiven und subjektiven Gründe, die diese Entwicklung in der IG Druck 
und Papier hervorgebracht haben, müssen daher herausgearbeitet werden. Im folgen- 


den sollen Thesen dazu entwickelt werden, wie die Branchenentwicklung innerhalb 
der IG Druck und Papier in der Vorphase des Streiks verarbeitet wurde, welche 
Konsequenzen sich für die Organisation daraus ergaben und was schließlich ausschlag- 
gebend dafür war, daß die IG Druck und Papier in diesem Jahr der „Lohnführer- 
schaft“ der anderen DGB-Gewerkschaften nicht gefolgt ist. Ferner sollen anhand des 
Verlaufs und der Ergebnisse der Lohnrunde die Widersprüche und Handlungszwänge 
aufgezeigt werden, in die eine Einzelgewerkschaft gerät, wenn sie zu einer kämpfe- 
rischen Interessenvertretung gezwungen wird. 


1. Vom Handwerk zur Industrie - branchenspezifische 
Veränderungen im Druckbereich 


Die materiellen Bedingungen gewerkschaftlicher Politik in der Druckindustrie unter- 


scheiden sich auf den ersten Blick nur wenig von anderen Branchen. Mit Reallohnab- 


8 Th. Münzer, unveröffentlichtes Manuskript, 5. 6 
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bau in der Krise, Kurzarbeit, Entlassungen und Betriebsschließungen zeigen sich die 
gleichen durch die zyklische Kapitalkrise hervorgerufenen Probleme. Dennoch be- 
steht ein wesentlicher Unterschied: in der Druckindustrie läuft seit Mitte der sech- 
ziger Jahre ein überzyklischer Rationalisierungsprozeß ab, der die Branche von einer 
eher handwerklich-manufakturellen Produktionsstufe zu einer mechanisierten, teil- 
bzw. vollautomatischen Produktionsstufe überführt. Dieser Prozeß war zwar schon 
seit Jahrzehnten im Bereich Druck im Gange und vor allem im Zeitungsdruck be- 
reits weit vorangeschritten. Seit etwa zehn Jahren, beschleunigt durch den indu- 
striellen Zyklus, erfaßt er aber auch den Bereich Satz und die Akzidenzdruckereien 
und führt tendenziell zu einer völligen technologischen und strukturellen Umwälzung 
der Branche. Der hohe Anteil lebendiger Arbeit in der Druckindustrie und ein hohes 
Lohnniveau aufgrund der für die Arbeiter günstigen Arbeitsmarktverhältnisse hatten 
auf die Mehrwertrate gedrückt; andererseits war die Steigerung der Arbeitsproduk- 
tivität wegen der relativ niedrigen Technologisierung der Produktion nur begrenzt 
möglich gewesen. Ohne die dadurch notwendig gewordene Anpassung der Druck- 
industrie an das vorherrschende gesellschaftliche Produktionsniveau und ihre Fol- 
gen für die qualifizierten Drucker und vor allem Setzer ist die Dynamik und relative 
Militanz des Druckerstreiks nicht zu erklären. 

Der traditionelle Typ des Druckarbeiters war von den Besonderheiten des 
Arbeitsprozesses und den Produkionsformen sowie der Sozialorganisation der Bran- 
che stark geprägt. Die relative Kleinheit, Homogenität und Überschaubarkeit der 
Branche, das Vorhertschen der Klein- und Mittelbetriebe, der enge Kontakt zwischen 
Vorgesetzten und Arbeitern, der eher handwerkliche Arbeitsprozeß erzeugten von 
der industriellen Massenproduktion erheblich unterschiedene gemütlichere und kon- 
fliktärmere Beziehungen im Betrieb. Dispositionsspielraum, Produktorientierung, der 
Überblick der Setzer und Drucker über die gesamte Fertigung, der „Hand-Kopf- 
Charakter“ der Setzertätigkeit sowie das Qualifikations- und Qualitätsbewußtsein 
gewährleisteten eine „ungewöhnlich hohe arbeitsinhaltiche Motivation und Identi- 
fikationsmöglichkeiten mit dem Beruf“ (9) Das galt zwar schon lange nicht mehr für 
alle Betriebe und Abteilungen, denn in den Großbetrieben der Zeitungsherstellung 
und im Tiefdruckbereich hatte sich teilweise schon seit Jahrzehnten die industrielle 
Fließproduktion durchgesetzt. Der beschriebene traditionelle Typ des Druckfach- 
arbeiters hatte aber nach wie vor eine wichtige Stellung im Produktionsprozeß und 
bestimmte auch weitgehend personell und politisch die Gewerkschaftsaktivitäten. 

Die Durchsetzung des industriellen Krisenzyklus in der BRD und die durch 
ihn beschleunigten technologischen Umwälzungen und arbeitsorganisatorischen 
Straffung führten zu wesentlichen Veränderungen dieser Verhältnisse: Im 
Bereich Druck wird beschleunigt vom Hoch- auf den Offsetdruck umgestellt. Das 
Schwergewicht der Rationalisierung liegt aber auf den ‚‚Engpässen“ Satzherstellung 
und Texterfassung. Lochbandgesteuerte Zeilengußmaschinen, Computersatz, 
Schreib- und Fotosetzgeräte verdrängen immer mehr die manuellen Zeilenguß- 
maschinen des Bleisatzes. Gleichzeitig dringen die Lese- und Bildschirmgeräte in die 


—. 


9 Stefan Lohr, Qualifikationsveränderungen bei Setzern, Staatsexamensarbeit Hannover, 
Januar 1976, S. 24. 


Redaktionsstuben ein. In der Tendenz vereinigen sie Satz- und Redaktionsarbeit in 
einem Gang. Die Einzelmaschinen „werden zu Systemen zusammengestellt, erhalten 
als Periferie neben großen Speichereinheiten noch Bildschirmgeräte, Matrixdrucker 
und ähnliches, so daß ein Traum der Zeitungshersteller fast in Erfüllung gehen 
kann: der Ganzseitenumbruch über den Computer.“ (10) 

Die hohen Beschaffungskosten der komplizierten Maschinerie übersteigen die 
Finanzkraft vieler Kleinerer Betriebe. Während einerseits große Druckzentren ent- 
stehen, gehen andererseits viele Klein- und Mittelbetriebe pleite, sofern es ihnen 
nicht gelingt, sich zu spezialisieren oder mit anderen Betrieben zu kooperieren. Be- 
grenzt durch die Notwendigkeit der Verwertung des vorgeschossenen Kapitals und 
den Markt für Druckerzeugnisse kann sich die Produktion nicht so schnell ausdehnen, 
wie Druckarbeiter durch Rationalisierung und Betriebschließung freigesetzt werden. 
Daraus folgt auf Seiten des Druckkapitals eine zunehmende Polarisierung zwischen 
Zeitungsdruckereien und großen Druckzenttren einerseits und kleinen und mittleren 
Akzidenzdruckereien andererseits. Der technologische Innovationsprozeß der letzten 
Jahre führt zum Aufbau enormer Überkapazitäten, als Folgen eines erbarmungsiosen . 
Konkurrenzkampfes, die wiederum den Ausgangspunkt für weitere Betriebsschlies- 
sungen und Kapitalvernichtungsprozesse bilden. Die Kehrseite davon ist eine enorme 
Arbeitsplatzvernichtung. Auf diese Weise gingen seit 1970 in der Druckindustrie über 
30 000 Arbeitsplätze verloren, während sich gleichzeitig die Investitionen ge- 
genüber dem Zeitraum davor im Jahresdurchschnitt verdoppelten (11). Es wird ge- 
schätzt, daß die Umstellung von Blei- auf Fotosatz etwa jeden zweiten Arbeiter in 
der Setzerei im Sinne des Kapitals „überflüssig“ machte. Der personalsparende 
Charakter der gegenwärtigen Investitionen läßt kaum auf ein absehbares Ende der 
Arbeitsplatzvernichtung hoffen. Dadurch entsteht eine branchenspezifische indu- 
strielle Reservearmee, die auf die Löhne drückt. „Umschulungen und Umsetzungen 
in völlig andere Branchen nach dem Modell der Ruhrkohle sind wegen der spezi- 
fischen Qualifikation des Druckpersonals und wegen der hohen Löhne nur be- 
dingt möglich“. (12) Außerdem trifft die Branchenarbeitslosigkeit seit 1974/75 
mit der allgemeinen Krise und der durch sie hervorgerufenen Arbeitslosigkeit zu- 
sammen und verschärft dadurch die Situation der arbeitslosen Setzer und Drucker 
noch weiter. 

Hinzu kommt, daß der „Sprung von der Mechanik zur Elektronik‘‘ (13) für die 
verbleibendenArbeiter den Inhalt ihrer Arbeit wesentlich verändert. Die Elektro- 
nik trennt die Setzer und Metteure vom bisherigen konkreten Bezug zum Arbeits- 
material Blei, sie erfordert abstrakteres und schnelleres Arbeiten unter größeren nerv- 
lichen Belastungen. Während diese Umstellung für jüngere Facharbeiter, die in ihrer 
Ausbildung bereits Fotosatzkenntnisse und -fertigkeiten erworben haben, noch 
einigermaßen reibungslos verläuft, wird sie für viele ältere berufserfahrene und 
hochqualifizierte Facharbeiter zu einer unerihörten Zumutung, die sie häufig resig- 
nieren und aus dem Gewerbe ausscheiden läßt. Die komplizierten Maschinenaggre- 


10 Druck und papier 14/1975, Fachbeilage Form und Technik 

11 Druck und papier 6/1976; S. 9 

12 Dietrich Ratzke, Der Redakteur am Bildschirm, in: FAZ v.. 29.53.76 
13 Druck und papier 14/1975 


gate sind in ihrer technischen Struktur vom Setzer nicht mehr zu durchschauen, die 
Qualifiaktionen sinken und spalten sich auf. 

„Der Stereotypeur wird umgeschult zum Drucker und wird, wie dieser, zum Knopfdrücker 
an ihm fremden Maschinen. Der Korrektor wird zum Hilfsarbeiter für das elektronisch steuernde 
Korrekturband. Der Redakteur wird zusätzlich zum Hilfskorrektor und zunehmend auch zu sein- 
er eigenen Sekretärin. Alle, ob zwanzig oder sechzig Jahre alt, werden gezwungen, Kurse im 
Zehnfinger-Schreibmaschien-System mitzumachen und Mindestleistungen zu erreichen. Die Um- 
schulung auf Eingaben für Computer und Komposer rüttelt an ihren Nerven. Setzer und Maschi- 
nensetzer werden hektisch umgeschult zu Dateneingebern, Hilfsmonteuren und Bildkiebern. 
Mindestens ebenso wie der drohende Verfall ihres Lebensstandards bedrückt sie, daß alles, was 
sie gerlernt und oft jahrezehntelang ausgeübt haben, nichts melır wert ist, daß sie bald durch 
jeden ersetzt werden können, der ein halbes Jahr in einem Fotolabor angelernt. wurde .. . Ihr 
Beruf, in den sie in Schicht- und Sonntagsarbeit und in Stoßzeiten mit Überstunden, ınit mehr- 
facher Fortbildung an moderneren Maschinen und Methoden ihre Intelligenz und ihre Kraft. 
den wesentlichen Teil ihres Arbeits- und Privatlebens investiert hatten, ist wertlos geworden und 
mit diesem werden nach und nach sie selbst in den Kehrichteimer geworfen.“ (14) 

In den modernen Druckzentren ist der Anteil der Un- und Angelernten an den 


Belegschaften bereits höher als der Anteil der Facharbeiter. Die neuen Produktions- 
systeme bieten zudem ganz neue Möglichkeiten für die Straffung der Arbeitsorgani- 
sation und Erhöhung der Arbeitsintensität. Mit ihnen hat sich das Kapital die Bedin- 
gungen geschaffen, um den bisher brachenüblichen Zeitlohn durch neue Entlohnungs- 
systeme (z.B. Leistungs- und Prämienlohn) zu ersetzen. 


2. Die gewerkschaftliche Reaktion auf die Branchenkrise 


Diese Entwicklungstendenzen des Branchenkapitals konnten sich in den letzten 
Jahren aus verschiedenen Gründen relativ reibungslos durchsetzen. Erstens weil sie 
bis Herbst 1974 aufgrund der gesamtwirtschaflichen Situation noch nicht so krasse 
Auswirkungen wie gegenwärtig zeitigten. Die meisten Freigesetzten fanden einen 
anderen Arbeitsplatz im Druckbereich oder konnten umgeschult werden. Zweitens 
weil die technologischen Umstellungen, arbeitsorganisatorischen Rationalisierungen, 
Stillegungen und Fusionen ungleichzeitig in den verschiedenen Betrieben und Re- 
gionen durchgeführt wurden und dadurch lange Zeit die tendenzielle Betroffenheit 
aller Druckereiarbeiter und -angestellen verborgen blieb. Die Notwendigkeit, sich 
kollektiv dagegen zu wehren, stellte sich daher nur bei den direkt betroffenen Beleg- 
schaften her (1974 beispielsweise bei Grula in Heggen, bei DVA in Stuttgart und 
anläßlich der Pressekonzentration im Stuttgarter Raum) und auch dort nur über 
einen kürzeren Zeitraum. Aufgrund der geringen Kampferfahrung und schwachen 
Solidarität der Kollegen in anderen Betrieben konnte noch nicht das notwendige . 
Widerstandspotential entwickelt werden, um die Angriffe des Kapitals abzuwehren. 
Drittens hat die Gewerkschaftsführung die Entwicklung in den letzten zehn Jahren 
zwar „aufmerksam beobachtet“ (15) und die technologische Entwicklung in der 


14 Th. Münzer, a.a.0.,S.4f. 
15 Geschäftsbericht 1965 - 68, Industriegewerkschaft Druck und Papier, Hauptvorstand, 


Stuttgart, 0.J., S. 444 


Fachbeilage des Zentralorgans „Form und Technik“ sowie in gewerkschaftlichen 
Fortbildungskursen interessierten Kollegen dargestellt. Die Ausmaße des Prozesses 
und ihre gesellschaftspolitische Bedeutung wurden aber in den zurückliegenden 
Jahren kaum erkannt oder dort, wo sie formuliert wurden, nicht in kurzfristig durch- 
setzbare Forderungen und Ziele umgesetzt. 

Durch die gesamtwirschaftliche Krise 1974/75, die die sozialliberale Regierung 

weder verhindern, noch durch Konjunkturbelebungsprogramme im Sinne der Lohn- 
abhängigen entscheidend beeinflussen konnte, haben sich die Probleme für die Druck- 
arbeiter extrem zugespitzt. Erst jetzt wurden Vielen die Grenzen der bestehenden 
tariflichen Schutzbestimmungen und geweıkschaftlichen Mitbestimmungsrechte 
und damit auch indirekt der Charakter derkapitalistischen Rationalisierungsprozesse 
deutlich. Die ohnehin minimalen Einflußmöglichkeiten erwiesen sich als wertlos, 
wo die Kraft fehlte, sie solidarisch und ggfs. unter „‚extensiver Auslegung‘“ des recht- 
lichen Rahmens durchzuseizen, Selbst die festgeschriebene rechtzeitige Unterrich- 
tung des Betriebsrats über geplante Rationalisierungsmaßnahmen erfolgte nurselten. 
Im Zeitungsbereich waren „Nacht-und-Nebel-Aktionen“ unter dem Schutz des 
Tendenzparagraphen gang und gäbe. Dazu Heinz Müller, Hauptvorstandsmitglied, 
auf dem Gewerksschaftstag der IG Druck und Papier 1974: 
„immer noch wird die unternehmerische Entscheidungsfreiheit gesichert bis zum Ruin des Unter- 
nehmens .„.. Die Mitbestimmung des Betriebsrates endet dort, wo die Unternehmenspolitik be- 
ginnt. Die Betriebsräte können erst dann eingreifen, wenn die eigentliche unternehmerische Ent- 
scheidung schon gefallen ist... Aüch die sogenannte wirtschaftliche Mitbestimmung ist in Wahr- 
heit keine Mitbestimmung über die Geschäftspolitik, sondern lediglich Mitbestimmung bei der 
Regelung der sozialen Konsequenzen unternehmerischer Entscheidungen.‘ (16) 

In den wenigsten Fällen, wie z. B. bei der Turmhaus Druckerei in Stuttgart, 
konnten durch das entschlossene Handeln von Betriebsrat und Belegschaft Um- 
schulungsmaßnahmen und Personalpläne vereinbart werden. Meist blieb nur noch die 
Möglichkeit, einen Sozialplan für die gekündigten Beschäftigten auszuhandeln. Bei 
zahlreichen Betriebsschließungen konnten mangels Masse die Gewerkschaftsvertre- 
ter den betroffenen Belegschaften nur noch Ratschläge erteilen, weil sie am schnell- 
sten zu dem ihnen zustehenden Konkursausfallgeld kommen. Entgegen den gewerk- 
schaftlichen Erwartungen, die Rationalisierung so beeinflussen zu können, daß Pro- 
duktionserweiterungen mit der gleichen Anzahl der Beschäftigten stattfinden, daß 
der erreichte Lebensstandard gesichert und verbessert werden kann und daß ein Aus- 
gleich zwischen wirtschaftlichen und sozialen Gesichtspunkten stattfindet (wie im 
Rationalisierungsschutzvertrag festgelegt), ist das Gegenteil eingetreten. Auch 
andere manteltarifliche Bestimmungen werden unterlaufen. Obwohl im MTV Ver- 
handlungen über die Tarifierung neu eingeführter Maschinensysteme und Arbeits- 
techniken festgelegt sind, ist es der 1G Druck und Papier bisher nicht gelungen, eine 
entsprechende Zusage des BVDhinsichtlich der OCR-Geräte und Bildschirmterminals 
zu erhalten. 

Das Krisenjahr 1975 brachte für die Beschäftigten neben der beschleunigten 
Einführung neuer Technologien und weiteren Betriebsschließungen verstärkten Per- 


16 Protokoll Zehnter Ordentlicher Gewerkschaftstag, Industriegewerkschaft Druck und Pa- 
pier, Hamburg 1974, Stuttgart, 0.J., S. 285 
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sonalabbau, stärkere Arbeitsbelastungen, verschärftes Arbeitstempo und eine zu- 
nehmende innerbetriebliche Disziplinierung. Angriffe auf den Lohn erfolgten nicht 
nur durch den niedrigen Tarifabschluß, sondern auch durch den verstärkten Abbau 
übertariflicher Zulagen und betrieblicher Sozialleistungen (17). Die Angst um den 
Arbeitsplatz verschärfte die Konkurrenz und lähmte notwendige Widerstands- 
aktionen (18). 

Im Nachhinein kann dieses Zurückweichen der Druckereiarbeiter vor den An- 
griffen der Kapitalisten als eine vorübergehende Phase begriffen werden, in der die 
Bedingungen für einen kämpferischen Widerstand noch nicht gegeben waren, sich 
aber über die bei vielen Kollegen wachsende Einsicht in die sich im Druckbereich 
vollziehenden Prozesse und ihre Folgen für jeden einzelnen verbesserten. Resignation 
und Zurückweichen wechselten sich ab mit Wut und Empörung über die eigene Ohn- 
macht, die in mehreren betrieblichen und regionalen Protestaktionen und Demon- 
strationen (z.B. in Stuttgart, Darmstadt, Hannover und Hamburg) ihren Ausdruck 
fanden. Mit diesen Mitteln versuchten die Arbeiter, Angestellten und Journalisten ihre 
Probleme in die Öffentlichkeit zu tragen und Verbindungen unter den einzelnen Be- 
legschaften herzustellen. 

Diese Erfahrungen blieben nicht ohne Folgen für die gewerkschaftliche Gesamt- 
organisation. Sie trafen zusammen mit der sich beieinem Teil der gewerkschaftlichen 
Führungskader durchsetzenden Erkenntnis, daß langfristig die Funktionsfähigkeit 
der Organisation bedroht ist, wenn es nicht gelingt, aus der organisationspolitischen 
Defensive heraus eine Widerstandsfront aufzubauen: 

— Die Betrachtung der Mitgliederentwicklung zeigt, daß sich die Arbeitsplatzvernich- 
tung allmählich negativ auf die Mitgliederentwicklung niederzuschlagen beginnt. 
Während zwischen 1971 und 1974 trotz Beschäftigtenabbau die Mitgliederzahlen 
von 151 318 auf 164 465 anstiegen (überproportional bei den Angestellten) (19), ge- 
hen sie 1975 zum ersten Mal absolut zurück (um ca. 7.000). 

— Hinzu kommt, daß arbeitslose Mitglieder praktisch keine Mitgliedsbeiträge bezah- 
len, aber gleichzeitig die Organisation durch die ihnen zustehende zusätzliche Arbeits- 
losenunterstützung extrem belasten. (20) 

— Der Charakter der technologischen Umstellung bringt es ferner mit sich, daß. vor 
allem hochqualifizierte Facharbeiter überflüssig werden, wodurch der Gewerkschaft 
der Verlust ihres traditionell stärksten und kampferfahrensten Mitgliederstammes 
droht. 

— Der Umwandlung der 1G Druck und Papier in eine Mediengewerkschaft, die diese 


17 Vgl. Druck und papier 25/26 - 1975, 8.5 

18 1975 gab es im Druckbereich nur wenige kurzfristige Arbeitsniederlegungen. Ein heraus- 
ragendes Beispiel bildete lediglich der Warnstreik am 30.10.75 bei Madsack in Hannover, 
durch den die Beschäftigten die Einstellung zusätzlicher Arbeiter in der Fotosetzmontage 
erreichten. 

19 Quelle: Geschäftsberichte der IG Druck und Papier und Stat. Jahrbuch 1974 

20 1971 bezahlte die IG Druck und Papier 43 004 DM an Arbeitslosenunterstützung an ihre 
Mitglieder, im ersten Halbjahr 1975 jedoch bereits 451 358 DM. Für das gesamte Jahr 1975 
rechnete man im Oktober mit einem Aufwand von einer dreiviertel Million. Vgl. Druck 
und papier 21/1975, 8. 20 f. 
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Organisationsschwächung kompensieren könnte, stehen noch viele Widerstände von, 
Seiten der anderen DGB-Gewerkschaften (Gew. Kunst, ÖTV, HBV) als auch bei 
den berufsständisch orientierten Organisationen (DJV, DAG) entgegen. 

Die IG Druck und Papier gerät somit nicht nur in Gefahr, ihren Einfluß als so- 
zialpolitischer Machtfaktor zu verlieren — die Führungsspitze sieht sich auch einem 
zunehmenden Legitimationsdruck der Mitglieder konfrontiert, die infolge der 20 Jah- 
re betriebenen Vertreterpolitik, Wortradikalität und Zuversichtlichkeit der Gewerk- 
schaftsführung nun auch in der Krise die Sicherung ihres wirtschaftlichen und sozia- 
len Standards erwarten und, wenn diese Funktion nicht mehr. zufriedenstellend 
erfüllt wird, leicht geneigt sind, alles Unbill, das sie erleiden, dem Versagen oder auch 
dem „Verrat“ der Gewerkschaftsführung anzulasten. So breitet sich bei vielen Mit- 
gliedern Unzufriedenheit oder Resignation über die Politik der Gewerkschaftsführung 
aus, der andererseits die Hilflosigkeit und Unerfahrenheit in selbständigen Aktionen 
gegenübersteht. 

Eine Betrachtung der Gewerkschaftspolitik der IG Druck und Papier vor allem 
seit Sommer 1975 zeigt, daß diese Erfahrungen sich in einen deutlicheren Widerstand 
gegen das Branchenkapital und in Ansätzen auch gegen das Krisenbewältigungskon- 
zept der Regierung umsetzen (freilich unter Vermeidung direkter Angriffe gegen die 
SPD) und allmählich zur Formulierung autonomer Arbeiterinteressen führen. Hier- 
bei übernehmen Teile der Gewerkschaftsführung eine vorwärtstreibende Rolle, die 
sich vor allem in einer besseren Informationspolitik im Zentralorgan und in theore- 
tischen und politischen Artikeln niederschlägt, die sich auf die Erfahrungen der Mit- 
gliedschaft beziehen und diese weitertreiben sollen. Die hauptamtlichen Funktionäre 
verstärken außerdem ihre Kontakte zu den Mitgliedern durch Besuche von Beleg- 
schaftsversammlungen, Mitgliederversammlungen und Funktionärstreffen. Wo die 
Belegschaften von sich aus selbständige Aktionsformen entwickeln, stellen sie sich 
jetzt häufiger an die Spitze gewerkschaftlicher Protestformen. 

Die Erfahrungen mit der Entwicklung des Branchenkapitals, der gesamtwirt- 
schaftlichen Krise und ihrer Bewältigung sowie dem Scheitern der gewerkschaftlichen 
Bemühungen, den Reallohn und den sozialen Besitzstand der Arbeitnehmer zu erhal- 
ten, schlagen sich nieder in der Destruierung der Formel Lohnverzicht = höhere Ge- 
winne = mehr Investitionen = mehr Arbeitsplätze und ihrer „Entlarvung“ als „‚Irrleh- 
re einer kapitalistischen Wirtschaftstheorie“: 

„Denn der Unternehmer investiert nicht, weil er Geld hat. Sondern weil und wenn er Profit er- 
wartet... Der erste Teil der Gleichung: Gewinne = Investitionen, geht also nicht auf... Auch 
der zweite Teil: Investitionen = Arbeitsplätze, ist schlicht falsch .. . Immer mehr Gewinne wer- 
den dazu verwandt, nicht etwa die Produktionsanlagen zu erweitern, sondern um Arbeitsplät- 
ze zu beseitigen.‘ (21) 

Damit ist die ideologische Basis für eine Lohnverzichtspolitik der Gewerkschaft zer- 
stört: 


„Wenn wir schon eine kurzfristige Beseitigung der Arbeitslosigkeit nicht durchsetzen können — 
so wollen wir doch wenigstens unsere Einkommen sichern. . . Nicht Lohnveızicht, sondern Si- 


21 Druck und papier 23/1975, 8. 5 
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cherung der Massenkaufkraft führt aus der Krise!‘ (22) 


Je näher die Tarifrunde rückt, umso mehr werden diese Erkenntnisse zur Mobilisie- 
rung der Mitgliedschaft für einen konsequenten Lohnkampf gewandt und die Kolle- 
gen im Vorfeld dieser Auseinandersetzungen zum Widerstand in den Betrieben auf- 
gerufen: 

„Wir stehen jetzt und in absehbarer Zukunft in einem Abwehrkampf. Es geht um unsere Arbeits- 
plätze, um unsere Arbeitsbedingungen, um unseren Lohn, Doch wir sind nicht wehrlos. Wo das 
Gesetz endet und unternehmerische Herrschaft beginnt, da gibt es andere Formen von Wider- 
stand. Unternehmer, die mutwillig den Betrieb mit dem wilden Westen verwechseln, die sollen 
wissen: es wird zurückgeschossen.‘“ (23) 

Die von der Gewerkschaftsführung bewußt angetretene „Flucht nach vorne“ in die 
Aufarbeitung und kämpferische Wendung der gemachten Erfahrungen fließt zusam- 
men mit der in vielen Belegschaften latent vorhandenen Bereitschaft, Gegendruck 
zu organisieren, und wird dadurch erst möglich. 

Daß diese Mobilisierung ihren Ausdruck zunächst im Lohnkampf findet, ergibt 
sich aus dem Dilemma der bisherigen Gewerkschaftspolitik, keine neuen gewerk- 
schaftlichen Kampfformen und Kampfforderungen gegen Rationalisierung und Ar- 
beitsplatzabbau entwickelt zu haben. Der Widerstand gegen die sich auf allen Ebenen 
massiv durchsetzenden Kapitalinteressen kann sich daher zunächst nur in der einzi- 
gen noch funktionierenden Form der Konfliktaustragung artikulieren: im Kampf 
um mehr Lohn. 

Als Lohnkampfsind die Auseinandersetzungen in der Druckindustrie Ausdruck 
des gewerkschaftlichen Bemühens, eine Widerstandsmarke gegen den Reallohnabbau 
zu setzen und damit gegen die scheinbare Naturgesetzlichkeit, daß sich die gewerk- 
schaftlich organisierte Arbeiterbewegung in ihren Lohnforderungen den Verwertungs- 
zwängen des Kapitals anpassen muß, Mit der Verlagerung dieser Auseinandersetzung 
auf die Ebene des offenen Kampfes stellt sich auch die Notwendigkeit, die politischen 
Momente stärker hervorzuheben. Dies geschieht mit der Einführung der Parole,,Ver- 
teidigung der Tarifautonomie“ in der heißen Phase der Tarifrunde. Hiermit ist zu- 
nächst die Ablehnung einer Einmischung des Staates und der von dieser Seite vorge- 
gebenen Lohnleitlinie gemeint, gegen die die IG Druck und Papier die Arbeiterinter- 
essen nach Erhalt und Sicherung des Lebensstandard setzt. Darüberhinaus meint 
Tarifautonomie hier auch die Ablehnung des eingespielten Rituatls der ‚„Lohnfüh- 
rerschaft“ der großen DGB-Gewerkschaften und gibt der Mitgliedschaft das Bewußt- 
sein, ihren Kampf auch im Interesse der Beschäftigten der anderen Wirtschaftszwei- 
ge zu führen. 

Aus dem bisher Gesagten erklärt sich auch die Härte und Politisierung des 
Lohnkampfes in der Druckindustrie: Abgesehen davon, daß Streiks in der DI aufgrund 
22 Druck und papier 7/1976, S. 4 

Daß hier das Kaufkraftargument herhalten muß, deutet das Dilemma der Gewerkschafts- 

führung an, die wieder einmal zu solchen Ladenhütern reformistischer Wirtschaftstheore- 

tiker greift. Zwischen der korrekten Beschreibung der Verhältnisse in der Druckindustrie 
und den Vorstellungen zur „Überwindung“ der gesamtwirtschaftlichen Krise klafft ein 

Widerspruch, der trotz der fortschrittlichen Argumentation erneute Erkenntnisschranken 


für die Lohnabhängigen setzt. 
23 Druck und papier 25/26 - 1975, 8.5 


des Charakters des hauptsächlich bestreikten Produkts ‚Zeitungen‘ als Träger der öf- 

“fentlichen Meinung immer politisch hochgespielt werden und damit über den strei- 
kenden Druckarbeiter immer das Damoklesschwert der politischen Schlichtung und 
des Streikverbotes hängt, paßte die konsequente Haitung der IG Druck und Papier 
nicht in das politische Konzept der Bourgeoisie zur Krisenüberwindung, zu dessen 
Verwirklichung sie das Stillhalten der Gewerkschaften in der Krise braucht. Der Wi- 
derstand der IG Druck und Papier gegen die ihr zugedachte Rolle mußte damit not- 
wendigerweise die gesamte Kapitalistenklasse auf den Plan bringen, dazu ihre ideolo- 
gischen Vertreter in den politischen Parteien und im Staatsapparat. Spätestens im 
Moment des Scheiterns der 2. Schlichtung erhielt somit die Lohnauseinandersetzung 
im Druckbereich politische Dimensionen. Es ging nicht mehr in erster Linie um 
Promille, weder für die Kapitalisten, noch für die Regierung, noch für die Gewerk- 
schaftsführung. Für die Mehrzahl der Mitglieder stellte sich diese politische Dimension 
erst im Verlauf des Arbeitskampfes her, über die Erfahrung der gegenseitigen Solida- 
rität und Geschlossenheit sowie der Zuspitzung des Kampfes durch Aussperrung, 
Pressehetze und Polizeieinsätze. 


II. Der Streikverlauf 
1. Die Aufstellung der Forderung, Mobilisierung und Vereinheitlichung 


. Die Diskussion über die Lohnrunde 1976 und die Höhe der Forderung wurde 
im Vergleich zu den letzten Jahren sehr früh und von Seiten der Gewerkschaftsfüh- 
rung eingeleitet, zunächst innerhalb des Zentralorgans und dann durch Herumreisen 
der Hauptvorstandsmitglieder Mahlein, Ferlemann und Hensche auf bezirklichen und 
örtlichen Mitgliederversammlungen und Funktionärkonferenzen zwischen Novem- 
ber 1975 und Februar 1976. 

Dieses im Verhältnis zu dem Vorgehen in den letzten Jahren verstärkte Förde- 
rung der Mitgliederartikulation und -aktivitäten diente dazu, den bremsenden 
Teilen der Mitgliedschaft zuvorzukommen, die aus Angst um die Arbeitsplätze oder 
auch aus der tiefsitzenden „Einsicht‘‘ heraus, daß die Arbeiter eben in Krisenzeiten 
zurückstecken müssen, sich bereits mit einem erneuten Lohnverzicht für 1976 abge- 
funden hatten. In einem Zuge sollte dabei durch Vorgabe der Richtzahl 10 % als 
zur Sicherung der Realeinkommen absolut notwendig den fortschrittlichen und 
kampfbereiten Teilen der Mitgliedschaft begegnet und verhindert werden, daß diese 
wie in den letzten Jahren wesentlich höhere Forderungen aufstellen und die innerge- 
werkschaftlichen Auseinandersetzungen um die „Richtigkeit“ einer Forderung auf 
ein Nebengleis geraten würden. Kurzum, das sich aus dem unterschiedlichen Bewußt- 
seinstand innerhalb der Mitgliedschaft jedes Jahr ergebende Gefälle in den Vorstel- 
lungen über die Höhe der Forderung sollte eingeebnet und die Vorstellungen verein- 
heitlicht werden. Die Betrachtung der in den verschiedenen Betrieben, Ortsvereinen, 
Bezirken und Landesbezirken aufgestellten Forderungen zeigt, daß dies weitgehend 
gelungen ist, d. h. die Forderungen schwanken zwischen 8 und 12 %. Nicht verein- 
heitlicht werden konnte dagegen die Art der Forderung, so daß auch 1976 sowohl 
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einheitliche DM-Forderungen, als auch Prozentforderungen mit Sockelbeiträgen 
und reine Prozentforderungen aufgestellt wurden. (24) 

Die am 25.2.76 von der Tarifkommission aufgestellte Forderung von 9 % und 
mindestens 140 DM für die unteren Lohngruppen konnte daher mit Recht als Aus- 
druck des durchschnittlichen Mitgliederwillens propagiert werden und brauchte nicht 
mehr, wie z. B. 1975, mit dem Hinweis, daß die Tarifkommission in ihren Entschei- 
dungen autonom sei, gesetzt zu werden (25). Eine neue Tendenz läßt sich auch im 
Hinblick auf die Art der Forderungsbegründung festmachen: Der Lohnabschluß 
sollte nicht nur einen Inflationsausgleich, sondern eine Reallohnsicherung bringen. 
Die aufgestellte Rechnung orientierte sich an den zukünftig zu erwartenden Bela- 
stungen und nicht, wie sonst, an dem Bedürfnis, aufzuholen, was die Lohnabhängigen 
bereits im vergangenen Jahr an Reallohnminderung hatten hinnehmen müssen. Die 
Art der Forderung stellt einen Kompromiß dar zwischen der Notwendigkeit, die un- 
teren Lohngruppen stärker anzuheben und gleichzeitig die Löhne der besser verdie- 
nenden Facharbeitergruppen (Korrektoren und Maschinensetzer) nicht einzuebnen 
(26). Sie ist auch ein Kompromiß zwischen jenen Teilen der Mitgliedschaft, die für 
eine Einengung der Lohnschere und Orientierung der Löhne an den für alle gleicher- 
maßen geltenden Lebenshaltungskosten eintreten und jenen, die für die Aufrecht- 
erhaltung differenzierter Löhne nach Leistungskriterien sind. 

Da nach Abschluß des Lohntarifs 1975 viele Belegschaften die Erfahrung gemacht hatten. daß 


ein Tarifabschluß wenig wert ist, wenn die Unternehmer hinterher die Möglichkeit haben, eine 
tatsächliche Lohnerhöhung durch Anrechung auf die übertariflichen Lohnbestandteile zu-’ver- 
hindern, ging in die Diskussion um die Lohnforderungen fast überall die Frage nach den Möglich- 
keiten zur Verhinderung der Anrechnung mit ein. Die Diskussion darüber erhielt noch ein zu- 
sätzliches Gewicht dadurch, daß viele Unternehmer im Dezember 1975 versucht hatten, die 
Bezahlung der tariflichen Jahresleistung zu umgehen bzw. das höhere betriebsübliche Weihnachts- 
geld gekürzt hatten. Eine zur Behandlung dieser Frage einberufene Konferenz der hauptamtli- 
chen Funktionäre einigte sich darauf, die Frage der Anrechnung nicht in die Tarifverhandlungen 
einzubeziehen, sondern sie hinterher in Zusammenarbeit mit den Betriebsräten anzugehen. Dort 
wo dies möglich schien, sollten aber schon jetzt die Belegschaften und Betriebsräte ermuntert 
und unterstützt werden, bereits im Vorfeld der Tarifrunde Betriebsvereinbarungen über die 
Nichtanrechnung der Tariflohnerhöhung abzuschließen. Diese Strategie führte auch in zahlrei- 
chen Fällen zum Erfolg, vor allem dort, wo Belegschaften die Geschäftsleitung mit der Ableh- 
nung von Überstunden und Sonderschichten unter Druck setzen konnten. 


Die betrieblichen Auseinandersetzungen um das Weihnachtsgeld und die Anrechnung 
haben ebenso wie die Diskussion um die Tarifforderung die Mobilisierung innerhalb 
der Mitgliedschaft erhöht. 


24 Vgl. Druck und papier 5/1976, S. 6. 

25 _ Vgl. Druck und papier 6/1975, S. 6 

26 Die Ablehnung einer Festbetragsforderung für alle wurde u. a. damit begründet, daß da- 
durch die Prozentrelationen zwischen Facharbeiter-Ecklohn (100 %), Korrektorenlohn 
(107,5 %) und Maschinensetzerlohn (120 %) eingeebnet würden. Dadurch würde aber eine 
ungünstige Ausgangsposition für die noch anstehenden Lohnrahmentarif-Verhandlungen 
geschaffen, durch die ja mehr qualifizierte Facharbeiter in die neuen Lohngruppen 110 
und 120 % eingestuft werden sollen. 
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2. Lohnverhandlungen und Schlichtungsversuche 
unter dem Druck von Warnstreiks 


Die Lohnverhandlungen beginnen am 23.3. in Düsseldorf mit dem üblichen 
Ritual des Austauschs der Argumente und der Feststellung unterschiedlicher Stand- 
punkte. Der Bundesverband Druck (BVD) macht kein Angebot und bezeichnet die 
Forderung der 1G Drupa als überhöht, unangemessen, arbeitsplatzgefährdend und 
diffamiert sie als „Funktionärsforderung“. Sie sei nicht Ausdruck des Willens der 
„vernünftigen“ Arbeitnehmer, sondern der Machtlüsternheit einiger Funktionäre. 
Gleichzeitig rüsten sich beide Seiten für die kommenden Auseinandersetzungen und 
bezichtigen sich gegenseitig der Politisierung der Verhandlungen: 

„26 zu 5 (20 % Gewinnsteigerung und 5 % Lohnsteigerung, d.Vf.) — wer uns dies zumuten will, 
der betreibt keine wirtschaftspolitik, sondern klassenkampf — von oben, und der steuert bewußt 
auf einen heißen herbst zu. Einen herbst mit spontanen streiks, um nachschläge durchzusetzen. 

Und in der tat, dies scheint herrn Schleyers politik zu sein, nämlich den gewerkschaften eine 


doppelte niederlage beizubringen. Niedrige abschlüsse jetzt und die blamage wilder streiks im 
herbst. 


Doch, soweit es an uns liegt: Die rechnung soll nicht aufgehen.“ (27) 

Der BVD verpflichtet seine. Mitglieder zu bedingungsloser „Solidarität“ und spricht 
ein Verbot für betriebliche Lohnerhöhungen und Verbesserung der Arbeitsbedin- 
gungen für die Zeit bis zum Abschluß des neuen Tarifvertrags aus (28). Die Ge- 
werkschaftsfunktionäre informieren die Mitgliedschaft über die zu erwartende Härte 
der Auseinandersetzung und die Notwendigkeit, die Verhandlungen durch Aktivitä- 
ten der Mitgliedschaft zu unterstützen. 

In dieser Phase, in der innerhalb der IG Druck und Papier die Entscheidung 
zwischen der Akzeptierung der. gesetzten Lohnleitlinie von 5,4 % und dem Arbeits- 
kampf fällt, zeigen die gewerkschaftlichen Aktivitäten bezüglich der Herbeiführung 
dieses Entscheidungsprozesses ein sehr unterschiedliches Bild, das man grob verall- 
gemeinert etwa so darstellen könnte: In jenen Organisationsbereichen, wo sich 
Funktionäre, die dem eher kämpferischen Gewerkschaftsflügel angehören, bereits 
stärker verankern konnten, wird der Basis in den Betrieben grünes Licht für Warn- 
streiks und kollektive Betriebsratsbefragungen gegeben. Vor allem dort finden dann 
auch in größeremMaße Warnstreiks, Demonstrationen undOrtsvereinsversammlungen 
statt (z. B. im Landesbezirk Hessen, in Teilen Baden-Württembergs und Bayerns). 
Dagegen wartet in den anderen Bereichen und vor allem dort, wo die Mitglieder in 
den Betrieben von selbst noch nicht die Kraft zu spontanen Arbeitsniederlegungen 
entwickelt haben, die Mitgliedschaft in banger Unruhe und z. T. auch resignativ auf 
die Ergebnisse der Verhandlungen und Schlichtungen und entwickelt frühestens in 
der letzten Phase der Verhandlungen bzw. kurz vor der Urabstimmung eigenständige 
Aktivitäten (z. B. in den LB Niedersachsen, Nordmark und Berlin), die dann auch 
von den jeweiligen regionalen Gewerkschaftsführungen begrüßt werden. 

Die zahlreichen Warnstreiks (ca. in 150 Betrieben) und bei der Verhandlungs- 
führung eintreffenden Resolutionen dokumentieren die Kampfbereitschaft der Ge- 


27 Druck und papier 7/1976, S. 4 
28 ebda, S. 6 
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werkschaftsmitglieder. Sie ‚helfen‘ den hauptamtlichen Funktionären, in den Ver- 
handlungen hartzu bleiben und führen, da die Gegenseite ebenfallsHärte demonstriert, 
letztlich zum endgültigen Scheitern der Zentralen Schlichtung am 13.4. in München 
bei einem von der Kapitalseite akzeptierten Schiedsspruch von 5,4 %. Die Entschei- 
dung für den Arbeitskampf ist somit nicht am Verhandlungstisch gefallen, sondern in 
jenen Betrieben und Gewerkschaftsgliederungen, wo in den letzten Jahren das Be- 
wußtsein und der Wille herangereift ist, den Angriffen des Kapitals auf die Löhne, 
Arbeitsbedingungen und Arbeitsplätze Einhalt zu gebieten. „Wenn wir uns jetzt 
nicht wehren, werden die Unternehmer immer frecher und machen mit uns weiter, 
was sie wollen.‘ Ein Indiz dafür, daß dieser Lohnkampf stellvertretend für alle ande- 
ren Probleme steht, mit denen die Druckarbeiter durch die gegenwärtigen Rationali- 
sierungsprozesse der Branche konfrontiert sind, wie auch für die Niederlagen, die sie 
in den letzten Jahren einstecken mußten, ist das Phänomen, daß sich zum Teil Beleg- 
schaften jener Betriebe besonders kämpferisch an Warnstreiks und später an dem ge- 
werkschaftlichen Streik beteiligten, wo frühere betriebliche Abwehrkämpfe geschei- 
tert waren bzw. wo die Rationalisierungen schon widerstandslos durchgesetzt werden 
konnten (29). 

Der einstimmig gefaßte Beschluß der Großen Tarifkommission über das Schei- 
tern der Schlichtung und die Einleitung von Kampfmaßnahmen signalisiert, daß 
durch den bisherigen Verlauf der Tarifverhandlungen und die Mobilisierung der Mit- 
glieder ein gewerkschaftlicher Konsens für die Dauer des Konflikts hergestellt werden. 
konnte, unter Zurückstellung weiter bestehender Differenzen innerhalb des Funktio- 
närskörpers. 


3. Erste Streikphase — von der Aussperrung zur Kompromißsuche 


Nach dem Scheitern der Schlichtung laufen die Streikvorbereitungen gemächlich 
an, die Urabstimmung findet erst vierzehn Tage später, am 27.4., statt. Gleichzeitig 
mit dem Aufruf dazu fordert der Hauptvorstand die Mitglieder auf, keine Sonder- 
schichten und Überstunden mehr zu machen. Das Urabstimmungsergebnis (88,2 % 
für Streik) ist besser als allgemein erwartet, vor allem in den Bezirken und Landesbe- 
zirken, in denen zuvor kaum eine gewerkschaftliche Mobilisierung stattgefunden hat. 
Unmittelbar danach, am 28.4. um 14 Uhr, beginnt die erste Streikphase mit Schwer- 
punktstreiks in 48 Zeitungsbetrieben, der von den einbezogenen 15.000 Mitgliedern 
fast ausnahmslos befolgt wird. Die Angestellten und Joumalisten der bestreikten 
Betriebe werden erstmalig zumSympathiestreik aufgerufen. Bei den Journalisten wird 
der Streikaufruf dort weitgehend befolgt, wo das betriebliche Organisationsverhält- 
nis zwischen dju und DJV (der ständischen Interessenvertretung der Journalisten, in 
der diese mehrheitlich organisiert sind) für die Mitglieder der dju in der IG Druck 
und Papier günstig ist. Die organisierten Angestellten folgen dem Streikaufruf nur in 
sehr geringem Maße. Insbesondere unter den höheren technischen Angestellten stel- 


29 Dies müßte in einer gründlichen Aufarbeitung dieses Arbeitskampfes genauer untersucht 
werden. 
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len sich häufig Organisierte sogar für Streikbrecherarbeit zu Verfügung. Die Auszu- 
bildenden streiken, mit Ausnahme der noch in der Probezeit befindlichen, fast über- 
all mit. In Betrieben mit kampfstarken Belegschaften schließen sich z. T. auch Unor- 
ganisierte dem Streik an, bzw. treten der Gewerkschaft bei (Bis zum Ende der ersten 
Streikwoche sind ca. 10.000 Beschäftigte neu in die IG Druck und Papier eingetreten). 

Die Streiktaktik der Gewerkschaft ist nach klassischem Muster auf einen über- 
raschend früh einsetzenden, kurzen und konzentrierten Arbeitskampf unter geringst- 
möglicher Belastung der Streikkasse angelegt. Diese Absicht wird durch die wenige 
Stunden später verkündete bundesweite Aussperrung vereitelt. Zum ersten Mal seit 
Bestehen der BRD wird damit in einem Lohnkampf eine Angriffsaussperrung über 
eine ganze Branche verhängt. Sie betrifft der Intention des BVD nach 145.000 ge- 
werbliche Arbeitnehmer. Die Angestellten, Journalisten und Auszubildenden werden 
nicht ausgesperrt und geraten dadurch zwischen den Fronten unter einen besonders 
starken Druck. Die harte Reaktion des BVD zeigt die politische Bedeutung dieses 
Konflikts und die Entschlossenheit der Druckkapitalisten und mit ihnen der gesam- 
ten Kapitalistenklasse, eine Durchbrechung ihres Lohndiktats verhindern zu wollen. 
Durch die Aussperrung sollte das Durchhaltevermögen der IG Druck und Papier ge- 
testet und sie finanziell in die Knie gezwungen werden — statt für 15.000 mußten 
nun für ca. 80.000 Mitglieder Streikgelder bezahlt werden. Gleichzeitig dient sie 
dem BVD zur Begradigung der Kampffront: nicht nurdie bestreikten großen Zeitungs- 
häuser sondern auch die Akzidenzdruckereien und kleineren Zeitungsbetriebe und 
damit vor allem die vielen Klein- und Mittelbetriebe sollten in die Auseinanderset- 
zung miteinbezogen werden. Dies gelingt nur bedingt: Obwohl den im BVD organi- 
sierten Unternehmern für die Zeit der Aussperrung die Erstattung von 90 % ihrer 
Ausfälle zugesichert wird, sperren zahlreiche Klein- und Mittelbetriebe ihre Beleg- 
schaften nicht aus. Große Zeitungsverlage versuchen, im Ausland drucken zu lassen, 
was aber an der internationalen Solidarität der graphischen Gewerkschaften scheitert. 
Der Zeitschriftenverleger Burda aus Offenburg findet eine besonders elegante Lösung: 
Er sperrt die bei ihm Beschäftigten nicht aus und zahlt ihnen den Lohn weiter; aber 
er beweist auch seine „Solidarität“ mit dem Verband, indem er darauf verzichtet, 
während der Aussperrung seine Zeitschriften zu drucken. An dem — seiner Meinung 
nach — „Schwarzen“ Freitag macht er mit ca. 2 500 Mann „statt befohlener Arbeits- 
verweigerung“ einen Betriebsausflug in die Schwarzwaldberge. Andere Betriebe 
sperren nur die Organisierten aus. 

Die Aussperrung empört die Druckarbeiter und macht für sie die Klassenfronten 
deutlicher sichtbar. Die aligemeine Betroffenheit läßt ihre Solidarität und Kampfent- 
schiossenheit weiter anwachsen. Niemals in den letzten Jahren waren so viele Druck- 
arbeiter auf Maikundgebungen, zudem mit selbst gefertigten Transparenten und Pla- 
katen. Für einen kleinen Teil der Streikenden kommt noch eine weitere Erfahrung 
dazu: die, daß die Polizei nicht nur gegen „Radikale“ sondern auch gegen sie einge- 
setzt wird, als sie versuchen, die Auslieferung von Streikbrecher-Notausgaben zu 
verhindern. (Plakat vor einem bestreikten Betrieb: Dem Unternehmer hilft sein Geld 
und die Polizei, der Arbeiter hilft sich selbst.) Die Aussperrung erlaubt auch den Ge- 
werkschaftsführungen der anderen DGB-Gewerkschaften, ihre Solidarität zu bezeu- 
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gen — eine Pflicht, der sie sich widerwillig unterziehen. Es reicht gerade zu kernigen 
Redepassagen am 1. Mai und Protestresolutionen, während sie gleichzeitig Unruhe 
in der eigenen Mitgliedschaft befürchten, die z. T. den Arbeitskampf der Druckarbei- 
ter mit Sympathie verfolgt. In geringem Maße wurden die Streikenden auch durch 
spontane Solidaritätsresolutionen und Spenden von unteren Gliederungen anderer 
DGB-Gewerkschaften praktisch unterstützt (vor allem ÖTV und GEW). 

Die Streikleitung der IG Druck und Papier hatte kaum mit der Möglichkeit 
einer bundesweiten Aussperrung gerechnet. Dies zeigt z. B. auch die unterschiedli- 
che Betreuung und Erfassung der ausgesperrten Mitglieder in den einzelnen Landes- 
bezirken: z. T. fanden Ausgesperrtenversammlungen statt, die die Mitglieder zusam- 
menfaßten und ihre Kampfmoral stärkten, z. T. wurde darauf verzichtet, wodurch 
die meisten Mitglieder vereinzelt wurden und sich ins Privatleben zurückzogen. 

Daß als Antwort auf die Aussperrung nicht der Totalstreik ausgerufen wurde, 
sondern im Gegenteil die ausgesperrten Mitglieder aufgefordert wurden, demonstra- 
tiv ihre Arbeitskraft anzubieten, war -—- entgegen der häufig geäußerten Kritik — u. E. 
richtig: Die Streikfront stand und man konnte gelassen auf das Abbröckeln der Un- 
ternehmerfront warten. Diese Streiktaktik hat jedoch zu Widersprüchen in der Mit- 
gliedschaft geführt. Die Organisierten in den nichtausgesperrten Betrieben fühlten sich 
unter dem Druck, der Anordnung der Gewerkschaftsführung zu folgen und weiterzu- 
arbeiten, in einer Situation, wodie Stimmung auf Solidaritätsstreik stand. In einzelnen 
Fällen fanden in dieser Phase spontane Streikaktionen statt, die dann meist die Aus- 
sperrung nach sich zogen. Bei den Springer-Druckereien in Ahrensburg und Darm- 
stadt wurde auf Initiative der Kollegen der Streik ausgeweitet, da sonst der ‚Spiegel‘ 
dort gedruckt worden wäre. 

Am 1. Mai abends beschließt der BVD die Aufhebung der Aussperrung und 

erklärt sich bereit, auf Maßregelungen zu verzichten. Daraufhin verkündete die Zen- 
trale Streikleitung die Aussetzung des Streiks und ihre Bereitschaft zu Verhandlungen 
am 4. und 5.5. in Mainz. Die Gründe für diese Vereinbarung der beiden Tarifkontra- 
henten sind unklar. Angenommen werden kann, daß die Streikleitung der IG Drupa 
durch das Abbröckeln der Aussperrungsfront und durch die Angebote verschiedener 
Einzelkapitalisten davon ausging, daß die starre Haltung des BVD bereits so aufge- 
weicht sei, daß die Vorlage eines neuen Angebots anstand, das die Fortführung des 
Streiks nicht erforderlich machte. Dies erweist sich jedoch nach der Aussetzung des 
Streiks als Fehleinschätzung: Der Verhandlungsführer des BVD Mack kann erklären, 
daß man immer noch auf dem Stand der letzten Schlichtung ist. In dieser Situation 
gerät die Streikleitung in eine ernsthafte Zwickmühle: 
1. Die Mitgliedschaft reagiert auf die Aussetzung des Streiks mit Empörung und Wut, 
aber auch mit Resignation. Das Vertrauen, das sich die Gewerkschaftsführung in 
den letzten Wochen durch ihre konsequente Haltung erworben hatte und das den 
Mitgliedern den Eindruck vermittelte, an einem Strang zu ziehen und die Kampffüh- 
rung mitbestimmen zu Können, wird erstmalig wieder in Frage gestellt: 


„Am Montag, als die Zentrale Streikleitung die Unterbrechung des Streiks beschlossen hatte, hat 
es oft Stunden gedauert, bis die streikenden und ausgesperrrten Kolleginnen und Kollegen bereit 
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waren, die Arbeit wieder aufzunehmen. ‚Die Kollegen haben geheult‘, meldete ein verzweifelter 
Betriebsrat.‘ (30) 

Die Streikleitung wird mit Protestresolutionen eingedeckt und steht plötzlich unter 
einem nicht erwarteten Druck, der ihre Verhandlungsposition, wie sie sie für sich 
selbst bestimmt hatte, durchkreuzt: mit 5,9 % kann sie den Kollegen nun nicht mehr 
kommen. Der Druck bestand zum einen in den Aktivitäten der protestierenden Mit- 
gliedschaft und zum anderen in der Gefahr, daß die resignierenden Teile ihre Mit- 
gliedsbücher hinwerfen könnten und damit die Arbeit der letzten Zeit, die Kollegen 
für diese und weiterhin anstehende Auseinandersetzungen zu mobilisieren, umsonst 
gewesen wäre. 

2. Mit dem Wiedererscheinen der Zeitungen erhalten die Druckkapitalisten die Mög- 
lichkeit, die öffentliche Meinung noch massiver, als das Rundfunk und Fernsehen in 
der „zeitungslosen Zeit‘ besorgt hatten, gegen den Streik der Druckarbeiter aufzuhet- 
zen und Zwietracht und Verwirrung in den Reihen der Streikenden sowie zwischen 
Gewerkschaftsbasis und -führung zu säen. 

3. Nachdem dieökonomische Belastung durch Aussperrung und Streik von den Druck- 
unternehmern genommen ist, kehrt der Verband relativ schnell zu der Geschlossen- 
heit und Härte der vergangenen Woche zurück — unter dem Druck des BDA, der 
größtenteils die Finanzierung der Streikausfälle übernimmt. 

4. Der von Unternehmerseite vorgeschlagene Vermittler Hesselbach steht stellvertre- 
tend für den zunehmenden Druck der Sozialdemokratie — sowohl der anderen DGB- 
Gewerkschaftsführungen als auch der Regierungsfraktion -—- auf die IG-Drupa-Füh- 
rung, nun endlich zur „gesamtwirtschaftlichen Vernunft“ zurückzukehren und dem 
klassenkämpferischen Spuk ein Ende zu bereiten. 

Verhandlungskommission, zentrale Streikleitung und Tarifkommission widerstehen 
erneut dem massiven Druck und die Verhandlungen scheitern bei einem Vermitt- 
lungsangebot von 5,9 % und Strukturverbesserungen (31). 

Nachzutragen ist, daß die mobilisierten Druckarbeiter nicht nur die Gewerk- 
schaftsführung durch ihre Proteste gezwungen haben, ihre eigene Intention durchzu- 
halten. Sie haben auch während der Aussetzung des Streiks in den Betrieben den 
Widerstand gegenüber ihren Einzelkapitalisten fortgesetzt. Resolution einer Streik- 
versammlung am 3.5. in Stuttgart: ‚... so sollen die Druckindustriellen doch wis- 
sen, daß wir jede Stunde bereit sind, die Betriebe wieder zu verlassen.“ (32) Die Ar- 
beitsaufnahme erfolgte nur schleppend, und die Arbeiter versuchten in den meisten 
Betrieben auch nicht, die liegengebliebene Arbeit nun durch größreres Ranklotzen 


30 _ Streikinformation der IG Druck und Papier Nr. 8 

31 Für diese Entscheidung, die innerhalb der zentraien Führungsgremien neue Kontroversen 
aufbrechen ließ, war vermutlich mit ausschlaggebend, daß ein Teil der Funktionäre in 
große Schwierigkeiten gekommen wären, wenn sie mit diesem Ergebnis (5,9 %) vor die 
Kollegen hätten treten müssen. Die Andeutung im Streikinfo Nr. 7 „Das hätte eine Zer- 
reißprobe für unsere IG Druck und Papier bedeutet“, läßt vermuten, daß die Funktionäre 
einiger Landesbezirke der Gesamtorganisation im Falle der Zustimmung zu den 5,9 % 
Konsequenzen angedroht hatten. 

32 Streikinformation Nr. 6 
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und Überstunden wieder aufzuholen. Der Kampf um Wiedereinstellung von gemaß- 
regelten Kollegen wurde aufgenommen, erneute Warnstreiks fanden statt. Darüber- 
hinaus leisteten die Arbeiter in mehreren Zeitungsbetrieben Widerstand gegen die 
mit der Wiederaufnahme der Arbeit verbundene Zumutung, an der Verketzerung ih- 
res Streiks mitzuwirken. Die Arbeiter von Madsack in Hannover verlangten eine Ge- 
gendarstellung zu der Springermeinung, daß mit dem Streik ein Stück Freiheit be- 
streik worden sei, ähnlich bei der FNP in Frankfurt. Doch das war der Pressefreiheit 
der Verleger zuviel: Übrig blieben weiße Flecken. In anderen Betrieben, so z. B. bei 
Springer in Berlin, wandten sich die Arbeiter gegen die Veröffentlichung ihrer an- 
geblichen Traumgehälter, und versuchten, mit selbstfinanzierten Anzeigen und Le- 
serbriefen „ein ausgewogenes Bild der Meinungen“ herzustellen. Die Bedeutung dieser 
Aktionen liegt darin, daß vielen Zeitungsarbeiter während dieses Streiks der Charakter 
des von ihnen hergestellten Produktes als Manipulationsinstrument der herrschenden 
Klasse bewußt wurde und sie dazu zwang, ein Stück proletarischer Öffentlichkeit 
herzustellen, nicht nur in den von ihnen produzierten Zeitungen, sondern auch — 
und dies in stärkerem Maße — in eigenen Flugblättern, die sie während der verschie- 
denen Streikphasen an die Bevölkerung verteilten. 


4. Zweite und dritte Streikphase — vom Totalstreik zum Kompromiß 


Nach dem Scheitern der Vermittlung ruft die Zentrale Streikleitung zum Total- 
streik ab 6. 5. auf, der von den organisierten Mitgliedern fast hundertprozentig be- 
folgt wird. In mehreren großen Zeitungsbetrieben, z. B. in Stuttgart, Eßlingen und 
Mannheim, wird die Arbeit sofort nach Bekanntgabe des Scheiterns der Vermittlung 
niedergelegt. Mit dem Totalstreik wird der Kampfbereitschaft der Mitgliedschaft 
Rechnung getragen und den Kapitalisten die Möglichkeit einer neuerlichen Aussper- 
rung genommen. 

Die politischen Momente des Arbeitskampfes werden durch die Einbeziehung 
aller Organisierten zur verallgemeinerbaren Erfahrung. BDA-Präsident Schleyer ruft 
die Kapitalisten aller Branchen zur „Solidarität“ mit den Druckkapitalisten auf. Der 
BVD und die CDU fordern die Regierung zur politischen Schlichtung auf: ‚Die Mög- 
lichkeiten der Tarifautonomie sind erschöpft‘ (Mack). Die Bundesregierung spricht 
von der Beeinträchtigung des Anspruchs des Bürgers auf Information und mahnt die 
Tarifpartner zur Einigung. Gleichzeitig zieht das Druckkapital alle Register, um den 
Streik zu brechen und die Streikenden zu demoralisieren: Polizeieinsätze, polizeiliche 
Ermittlungen gegen Streikende, juristische Verfügungen und Androhung von Kon- 
ventionalstrafen gegen örtliche Streikleiter. Allein in Hessen werden vierzehn Streik- 
kende von der Polizei und von Streikbrechern verletzt, einige darunter krankenhaus- 
reif geschlagen. 

Die streikenden Druckarbeiter weichen nicht zurück, im Gegenteil, sie gehen 
in ihren Aktivitäten (Gegeninformation der Öffentlichkeit und z. T. direkt bei den 
Kollegen anderer Branchen; militante Versuche, Streikbrecherarbeit zu verhindern) 
teilweise weit über die Vorstellungen der zentralen und regionalen Streikleitungen 


hinaus, die zwar die politische Auseinandersetzung im Sinne der Durchbrechung der 
Lohnleitlinie wollten, nicht aber die Härte der Auseinandersetzung mit dem Staats- 
apparat. Die Streikleitungen gehen in dieser Phase daher zunehmend dazu über, brem- 
send auf die Aktivitäten der Belegschaften einzuwirken und den Streik langsam zu- 
rückzunehmen, während die Front der Kapitalisten immer mehr bröckelt, die An- 
gebote auf freiwillige Zahlungen bis zur Höhe der aufgestellten Forderung zuneh- 
men und sich die Widersprüche innerhalb des BVD bis zu Verbandsaustritten zu- 
spitzen, wird von der Zentralen Streikleitung zum 11. 5. als dritte Streikphase die 
Rückkehr zu Schwerpunktstreiks verkündet: Betriebe bis zu 50 Beschäftigten und 
mit einer Auflage von unter 50.000 Exemplaren können aus dem Streik herausge- 
nommen werden unter der Bedingung, daß sich die jeweilige Geschäftsleitung ver- 
pflichtet, keine Aufträge aus bestreikten Betrieben zu drucken und den Tarifabschluß 
nicht auf die übertariflichen Zulagen anzurechnen. Dadurch sollen die Streikfront be- 
gradigt, die Mittel- und Kleinbetriebe geschont und der Streik auf die großen Zeitungs- 
verlage und Druckzentren konzentriert werden, die einem höheren Abschluß aus 
machtpolitischen Gründen den größten Widerstand innerhalb des BVD entgegenset- 
zen. In dieser Phase wird die Strategie der zentralen Streikführung insofern geändert, 
als den Landesbezirken die Entscheidung überlassen wird, welche Betriebe aus dem 
Streik herausgenommen werden. Dieser Schritt ist als ein Nachgeben gegenüber der 
Mitgliedschaft zu sehen: der Streik wird nur dort zurückgenommen, wo die Kollegen 
dazu bereit sind (im Landesbezirk Nordmark z. B. wird der Streik auf Beschluß der 
Mitglieder als Vollstreik weitergeführt). 

Die 2. Vermittlungsrunde am 12. und 13.5., während der der Streik weiterge- 
führt wird, bringt ein Ergebnis von 6 % Lohnerhöhung ab 1. Juni und eine einmalige 
Zahlung für April und Mai von zusammen 275 DM. Nach einer fünftägigen ‚Abkühl- 
phase“ findet die zweite Urabstimmung statt, in der das Ergebnis mit 55,7 % ange- 
nommen wird. In den Landesbezirken Nordmark und Berlin stimmt die Mehrheit der 
Mitglieder gegen die Annahme des Ergebnisses. 


IV. Ergebnisse, Erfolge, Handlungsgrenzen 


Von der materiellen Seite her ist das Ergebnis dieses vierzehntägigen Streiks 
äußerst mager. Es bringt keine Sicherung des Reallohns und wird kaum die zu erwar- 
tende Inflationsrate bis 31.7.77 (Laufzeit des Tarifvertrages) absichern, von erhöhten 
Steuern und Sozialabgaben ganz zu schweigen. Zwar bringt das ausgehandelte Ergeb- 
nis — auf zwölf Monate umgerechnet — für die einzelnen Lohngruppen Lohnerhö- 
hungen zwischen 6,2 und 7,1 %, doch dies schlägt sich nicht in Verbesserungen der 
Lohnstruktur zugunsten der unteren Lohngruppen nieder, wie es die ursprüngliche 
Forderung vorsah. 

Dennoch sind dieser Arbeitskampf und seine Ergebnisse in vielfacher Hinsicht 
ein Erfolg. Die 1G Druck und Papier als eine der kleinsten DGB-Gewerkschaften hat 
gezeigt, daß selbst unter schwierigsten Bedingungen „eine politik des stillhaltens, des 
kampflosen kompromisses oder der resignativen anpassung“ nicht die „einzige »er- 
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spektive“ ist (33). Sie hat dem Lohndiktat der Kapitalistenklasse und den dringen- 
den „Empfehlungen“ der Regierung und Sachverständigen Widerstand entgegenge- 
setzt, ebenso wie der ‚„‚Lohnführerschaft“ der großen DGB-Gewerkschaften. 

„Ein damit zusammenhängender erfolgspunkt für uns ist die beantwortung der frage, ob die ge- 
werkschaft, welche zu beginn eines jahres die sogenannte ‚lohnführerschaft‘ übernimmt, gleich- 
zeitig der bestimmende faktor für alle nachfolgenden tarifabschlüsse sein muß. Wir haben diese 
frage bereits 1973 einmal für uns entschieden und wir haben auch 1976 die theorie widerlegt, 
daß grundsätze der tarifpolitik nur von großen gewerkschaften bestimmt werden können. 

Nach meiner auffassung haben wir damit auch der ‚„tarifautonomie der einzelgewerkschaften‘* 
einen grundlegenden dienst erwiesen, denn „auch gewerkschaftliche lohnleitlinien“ sind ein un- 
taugliches mittel im ringen mit den unternehmern.‘“ (34) 

Trotz Aussperrung, Polizeieinsätzen, Druck der öffentlichen Meinung und Spaltungs- 
versuchen stand die Streikfront, zumindest in den großen Zentren, bis zum Schluß 
— entgegen allen Schwierigkeiten, die aus der geringen Kampferfahrung und ver- 
säumten gewerkschaftlichen Mobilisierungsarbeit in vielen Bezirken und Landesbe- 
zirken herrührten. Dort wo der Streik aktiv geführt wurde, sind verschüttete Klas- 
senerfahrungen wieder aktualisiert worden. So wurden beispielsweise bei vielen älte- 
ren Kollegen während der Polizeieinsätze Erinnerungen an die Weimarer Republik 
wach. Neue Erfahrungen machten den Druckätbeitern unterschiedliche Interessen 
anschaulich und z. T. auch körperlich erfahrbar: Der Unternehmer, mit dem sie in 
„normalen Zeiten“ immer irgendwie zurechtgekommen sind, holt in dem Moment, 
wo sie gemeinsam für ihre Rechte kämpfen, die Polizei, läßt Knüppel und Tränengas 
einsetzen, um seine Ware an den Mann zu bringen. (35) Daß die Druckarbeiter anders 
in die Betriebe zurückgegangen sind, als sie rausgingen, zeigen die Nachkämpfe in 
vielen Betrieben gegen Maßregelungen und Anrechnungsversuche. Häufig verweiger- 
ten die Belegschaften solange Überstunden und Sonderschichten, bis sie die Nicht- 
anrechnung schriftlich und die einmalige Zahlung von 275 DM in der Lohntüte hatten. 
In Bremen standen wegen Anrechnungsdrohungen bei den ‚Bremer Nachrichten“ für 
2 Tage die Rotationsmaschinen erneut still — nicht nur in dem betroffenen Betrieb, 
sondern auch beim „Weser-Kurier“, der demselben Unternehmer gehört. Diejenigen 
„Kollegen“, vor allem unter den technischen Abteilungsleitern und Redakteueren, die 
sich während des Streiks „besondere Verdienste“ bei den Geschäftsleitungen erwor- 
ben haben durch Verfassung von Hetzartikeln gegen den Arbeitskampf und durch die 
technische Herstellung von Notausgaben, werden noch eine Zeitlang kein leichtes 
Leben neben den „einfachen“ Setzern, Metteuren und Druckern haben. Die Veröf- 


33 Druck und papier 10/11/12-1976, S. 5 

34 ebda., S. 7 

35 Auch die SPD hat in der Sicht vieler Kollegen während dieses Streiks nicht gut ausgesehen. 
Sie hatten auf praktische und politische Unterstützung durch die Partei, der sie mehrheit- 
lich alle vier Jahre ihre Stimme geben, gehofft. Stattdessen mußten sie feststellen, daß sich 
die SPD entweder vornehm und untätig zurückgehalten hat, oder aber mit in das Konzert 
der Diffamierung und Herabsetzung des Arbeitskampfes eingestimmt hat (z. B. in dem 
sozialdemokratischen „Vorwärts‘‘). Insbesondere in Hessen waren die Gewerkschafter 
empört, daß die sozialdemokratische Landesregierung nichts gegen den Verfassungsbruch 
der Unternehmer — die Verhängung der Aussperrung, die nach der hessischen Landesver- 
fassung verboten ist — unternommen hat. 
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fentlichung der Löhne in Zeitungsdruckereien, mit der einige Verlage Stimmung ge- 
gen den Arbeitskampf gemacht haben, wandtensichinzwischen gegen ihre Initiatoren: 
in Forderungen nach zusätzlichen betrieblichen Lohnerhöhungen unter Androhung 
erneuter Arbeitsniederlegungen, zum Teil mit Erfolg. 

Dieser Streik und sein Ergebnis zeigt aber auch die Widersprüche und Hand- 
lungsgrenzen einer Einzelgewerkschaft unter den gegenwärtigen gesellschaftlichen 
Verhältnissen. Eine Bewertung des Ergebnisses von 6 % muß die Bedingungen mit- 
einbeziehen, unter denen die IG Druck und Papier angetreten ist. 

1. Die eigene Kampfkraft: Obwohl die Mitglieder in diesem Kampf sehr viel Erfah- 
rungen sammeln konnten, wäre es fraglich gewesen, ob sie einen noch längeren und 
damit notwendigerweise noch härteren Lohnkampf in derselben Geschlossenheit 
durchgestanden hätten. In jedem Fall kann aber davon ausgegangen werden, daß 
durch die finanzielle Belastung der Unorganisierten deren Widerstand und Solidari- 
tät zusammengebrochen wäre. In vielen Mitiel- und Kleinbetrieben mit niedrigem 
Organisationsgrad wäre daher die Arbeit wieder voll aufgenommen worden. Hinzu 
konimt, daß mit der Länge des Streiks bei einem Teil der Druckarbeiter, vor allem 
aus wirtschaftlich gefährdeten Betrieben, die Angst um den Arbeitsplatz allmählich 
die Notwendigkeit, für die Erhaltung ihres Lohnniveaus zu streiken, in den Hinter- 
grund gedrängt hätte. Unter diesen Bedingungen hätte zwar der Streik in den großen 
Zentren noch einige Tage aufrechterhalten werden können, der Bundesverband Druck 
hätte vielleicht in den Verhandlungen noch etwas zugelegt, aber der Spielraum für 
die weitere Verbesserung des Ergebnisses war minimal. 

2. Die auch weiterhin bestehende Orientierung an der von der sozialliberalen Regie- 
rung getragenen wirtschaftspolitischen Konzeption und der während des Streiks auf 
die Gewerkschaft ausgeübte öffentliche Druck ließen es nicht zu, daß die IG Druck 
und Papier durch den Arbeitskampf die Stabilitätskonzeption ernsthaft in Frage stellt. 
Dies impliziert aber auch eine Orientierung der Lohnpolitik an den Produktionsbe- 
dingungen der Branche, die — bei der Heterogenität der wirtschaftlichen Situation — 
vor allem für die Klein- und Mittelbetriebe Belastungsgrenzen setzt. Es gab während 
dieser Tarifrunde Anzeichen dafür, daß die Gefahr bestand, daß sich der BVD als 
Gesamtverband auflöst in Zeitungsdruckereien und Akzidenzdruckereien und/oder 
daß einzelns Regionalverbände ihre tarifpolitische Selbständigkeit behaupten. Eine 
derartige Entwicklung wäre für die IG Druck und Papier im Interesse einer einheitli- 
chen Politik für die Druckarbeiter von Nachteil gewesen. 

3. Die Einbindung in die DGB-Politik: Obwohl die 1G Druck und Papier durchaus — 
wie in diesem Streik — in Teilfragen eigenständige Positionen entwickelt, ist sie als 
Mitgliedsgewerkschaft des DGB an die damit gegebenen gewerkschaftspolitischen 
Maßstäbe und das heißt auch an die allgemeine Gewerkschaftspolitik in der gegen- 
wärtigen Krise gebunden. Es ist daher auch ein gewisses Risiko, als Einzelgewerk- 
schaft eine Lohnpolitik zu machen, die indirekt die Abschlüsse anderer Gewerkschaf- 
ten in Mißkredit bringt und Unruhe in deren Mitgliedschaft auslöst. Ferner gilt, wie 
eingangs formuliert, der ungeschriebene Grundsatz, daß die Gewerkschaftspolitik 
insbesondere in einem Wahljahr nicht die politische Loyalität gegenüber der SPD ver- 
letzt. Hinzukommt, daß bei der gegenwärtigen Politisierung von Lohnkonflikten und 
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der Machtzusammenballung auf Seiten des Kapitals, wie sie z. B. in der Personalunion 
der Führung von BDA und BDI durch Herrn Schleyer zum Ausdruck kommt, eine 
Einzelgewerkschaft ohne aktive und auch finanzielle Unterstützung des DGB in ihren 
Handlungsmöglichkeiten sehr eingeschränkt ist. 

Unter Abwägung dieser Momente scheint das erzielte Ergebnis den gegenwärtigen 
Kräfteverhältnissen zu entsprechen. 

Eine weitere Grenze für die Weiterführung des Lohnkampfes war durch die in- 
nergewerkschaftlichen Probleme gesetzt. Die Mitglieder sollten zwar mobilisiert und 
beteiligt werden, aber innerhalb der Grenzen, wo ihre Aktivitäten in die Gesamtkon- 
zeption der Streikführung integrierbar waren. Wohl aus diesem Grunde wurden die 
Auseinandersetzungen immer dann zurückgeschraubt, wenn mit einer weitergehen- 
den Radikalisierung zu rechnen war (z.B. bei den Polizeieinsätzen) oder wo die Gefahr 
bestand, daß den Funktionären die Führung aus der Hand genommen würde. Dies 
war sicher notwendig im Interesse des Ausgleichs zwischen den unterschiedlichen 
Auffassungen innerhalb des Funktionärskörpers und des Zusammenhalts der Gesamt- 
organisation, führte aber andererseits zu vielen Widersprüchen und Vermittlungs- 
schwierigkeiten in der Mitgliedschaft, die durch eine stärkere Demokratisierung des 
gewerkschaftlichen Willensbildungsprozesses vermieden werden könnten. 

Ungeklärt bleibt nach wie vor die wichtigste Frage: wie die Druckarbeiter und 
ihre Gewerkschaft bei den sich fortsetzenden Rationalisierungsprozessen in der 
Branche ihre Interessen gegenüber dem Kapital durchsetzen können. Als nächste ge- 
samtgewerkschaftliche Auseinandersetzungen stehen noch in diesem Jahr die Ver- 
handlungen um die Tarifierung der OCR- und Bildschirmeeräte und die Neuverhand- 
lung der Spartenanhänge des Manteltarifvertrages an, wo es u.a. um die Machinenbeset- 
zung und um strukturelle Verbesserungen der Zulagensysteme geht. Unter welchen 
Bedingungen diese Verhandlungen stattfinden werden und wie sie ausgehen werden, 
bleibt auch nach diesem Streik völlig offen. Sicher wird viel davon abhängen, ob es 
gelingt, die in diesem Streik von den Belegschaften gesammelten Erfahrungen und 
Einsichten zu erhalten, zu vertiefen und in betriebliche Widerstandsaktionen umzu- 
setzen. 
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Das Aktionskomitee gegen Berufsverbote und das Komitee zur Vertei- 
digung demokratischer Grundrechte haben neu herausgegeben: Stimmen 
der internationalen Presse. 80 S. 4.- und Dokumente von Berufsver-| 
botsfällen IV. 112 S. 3.-. Außerdem sind lieferbar: Do- i 
kumente I, 2.-; Dokumente II, 3.-; Dokumente III, 4.-; 
Jens A. Brückner, Wie verhalte ich mich bei Berufsver- 
bot, 2.-; Materialien zum Film "Vera Romeyke ist nicht 
tragbar", 4.-. Alle Broschüren sind vom "Kirschkern" 

Buchversand GmbH durch Voreinzahlung des jeweiligen Be- 
| trages (plus Porto: 1 Expl. -.70, 2 Expl. 1.20, ab 3 
Expl. 2.-) auf das Postscheckkto. Berlin-W. 41056i-10ol zu beziehen. 
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Eckart Hildebrandt / Werner Olle / Wolfgang Schoeller 

National unterschiedliche Produktionsbedingungen als Schranke 
einer gewerkschaftlichen Internationalisierung 

— Zur Kritik des syndikalistischen Internationalismus * 


Vorbemerkung 


Die gewerkschaftliche Diskussion über multinationale Konzerne, die Anfang 
der 50er Jahre in den USA entstanden ist, und seit Mitte der 60er Jahre auch von 
den westeuropäischen Gewerkschaften aufgegriffen wird, hat — zumindest vorüberge- 
hend — zueinereuphorischen Beurteilung der Möglichkeiten einer gewerkschaftlichen 
Internationalisierung geführt. Einer solchen Euphorie liegt die Annahme zugrunde, 
daß durch den Prozeß der ‚Internationalisierung des Kapitals‘ in Gestallt der multi- 
nationalen Konzerne erstmals in der Geschichte des Kapitalismus objektive Bedin- 
gungen für eine Überwindung der nationalen Fraktionierung der Gewerkschaftsbe- 
wegung gegeben seien. „‚Die objektiven Voraussetzungen sind gegeben: sie sind viel 
weiter ausgereift als die subjektiven Bedingungen. ... . Die Schwierigkeiten sind 
hauptsächlich bei den Gewerkschaften zu suchen ...“ (1). 

Eine derartige Reduktion der Frage nach den Möglichkeiten und Grenzen 
einer internationalen Gewerkschaftspolitik auf ein bloßes „‚Nachlaufspiel“ (2) der 
Gewerkschaften, in dem es für diese nur noch darum gehe, politisch-rechtlich nach- 
zuholen, was durch die ökonomische Entwicklung bereits vollzogen sei, ist unserer 
Auffassung nach in mehrerer Hinsicht problematisch. 

Erstens durch das denunziatorische Verhältnis zur Geschichte gewerkschaftli- 
cher Internationalisierung, das dieser Behauptung ‚neuer‘ objektiver Bedingungen 
anhaftet. Wird die Rezeption historischer Erfahrungen auf eine solche Prämisse zu- 
geschnitten, muß die Geschichte gewerkschaftlicher Internationalisierung seit der 
I. Internationale zwangsläufig als „idealistisches Unterfangen“ (3) erscheinen, eben 
weil sie — im Gegensatz zur gegenwärtigen Entwicklung, so die durchgängige These 
der neueren Literatur über ‚Multinationale Konzerne und Gewerkschaften‘ — über 
keine ‚objektive‘ Basis verfügte. Anstatt Perspektiven für eine systematische Aufar- 


u Der Aufsatz ist eine überarbeitete und erweiterte Fassung eines Referates auf dem 6. Wiss. 

Colloquium der AFK (Hannover, Oktober 1975). In die vorliegende Fassung sind zahlrei- 

che Anregungen des Redaktionskollektivs Gewerkschaften der Prokla eingegangen. 

Charles Levinson, Gewerkschaften — Monopole — Konzerne, Köln 1974, S. 120 

2 Hans Matthöfer, Internationale Kapitalkonzentration und Gewerkschaftsbewegung, in: Ge- 
werkschaftliche Monatshefte Nr. 8, Köln 1971, S. 475 

3 „Die ‚Internationalen‘ waren ein idealistisches Unterfangen ... Die gegenwärtigen Diskus- 
sionen zum Problemeiner gewerkschaftlichen Gegenmacht (gegen die multinationalen Kon- 
zerne - D. Verf.) stehen zwar in dieser Tradition, allerdings mit dem bedeutenden Unter- 
schied, daß für eine internationale Organisation der Arbeiter heute im Produktionsprozeß 
selbst eine reale und herausfordernde Grundlage gegeben ist‘ (Kurt P. Tudyka, ed., Multi- 
national Corporations and Labour Unions, An Introductory Note, Nijmegen 1973,85. XVII). 
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beitung der historischen Erfahrungen gewerkschaftlicher Internationalisierung zu 
eröffnen, versperrt ein solches Verfahren jeglichen Zugang zur Geschichte. Da über- 
dies bislang nur im Stile von ‚Vereinsgeschichten‘ gehaltene Darstellungen vorliegen, 
die die Geschichte gewerkschaftlicher Internationalisierung außerhalb der Entwick- 
lung ihrer gesellschaftlichen Rahmenbedingungen zu beschreiben versuchen (4), ist 
eine solche Negation der Geschichte umso schwerwiegender. 

Zweitens ist der im Zusammenhang mit den multinationalen Konzernen ent- 
standene Begründungsversuch gewerkschaftlicher Internationalisierung insgesamt 
insofern problematisch, als er Möglichkeiten einer Einschränkung der internatio- 
nalen Konkurrenz der Arbeiter unter sich (5) über bestimmte, ökonomische Modell- 
vorstellungen begründet. Dabei geht die Argumentation in zweierlei Richtung. 

Eine erste Argumentation besteht darin, daß die Entfaltung einer internatio- 
nalen Gewerkschaftsstrategie analog der organisatorischen Struktur der multinatio- 
nalen Konzerne für möglich erklärt wird. Gelegentlich geht diese Analogie so weit, 
daß aus der Dreigliederung verschiedener Entwicklungsstadien multinationaler Kon- 
zerne (ethno-, poly-, geozentrisch) ein „ähnlicher Dreistufenprozeß“ als „voraussicht- 
liche Marschroute der Gewerkschaften auf dem Weg zur Schaffung einer internatio- 
nalen Gegenkraft“ (6) geschlossen wird. Diese Analogie betrifft nicht nur die organi- 
satorischen Formen gewerkschaftlicher Internationalisierung, vielmehr auch die suk- 
zessive Internationalisierung von Inhalten gewerkschaftlicher Politik. 

Dies leitet zu einer zweiten Argumentation über, die Veränderungen in der 
internationalen Konkurrenz der Arbeiter unter sich thematisiert, welche durch die 
grenzüberschreitende Mobilität des Kapitals erzeugt werden. Dabei steht die These 
im Mittelpunkt, daß erstens eine Angleichung der national unterschiedlichen Repro- 
duktionsniveaus der Arbeiter deren Konkurrenz minimiere; zweitens für eine solche 
Angleichung — die traditionell zu den Forderungen internationaler Gewerkschafts- 
bünde gehörte — durch die multinationalen Konzerne günstigere Bedingungen gege- 
ben seien. 

Drittens ist die auf diesem Hintergrund in der gewerkschaftlichen Strategie- 
diskussion entstandene Position eines syndikalistischen Internationalismus zu pro- 
blematisieren. Diese Konzeption plädiert für „vollkommen neue Gewerkschaftsstruk- 
turen“ (7) (Internationalisierung auf Konzernebene) sowie für eine Internationalisie- 


4 Dies gilt etwa auch für die materialreichen Darstellungen von Hans Gottfurcht. 

5. Unter nationaler Konkurrenz der Arbeiter unter sich wird im Text ausschließlich die Kon- 
kurrenz zwischen Arbeitern verschiedener Nationen verstanden. Zur Frage der Konkurrenz 
zwischen Arbeitern verschiedener Nationalität im Rahmen einer Nation und den Möglich- 
keiten gewerkschaftlicher Politik siehe Eckart Hildebrandt/Werner Olle, Ihr Kampf ist unser 
Kampf, Offenbach 1975. 

6 Levinson, a.a0., S. 92 — Diese vom US-Ökonomen H. V. Perlmutter stammende Dreiglie- 
derung (L’ entreprise internationale — trois conceptions, in: Revue economique et sociale, 
No. 2/1965, S. 151 ff.) läßt sich empirisch leicht widerlegen, da die Relation Inlands — Aus- 
landsbeschäftigte in multinationalen Konzernen verschiedener Herkunftsländer äußerst un- 
terschiedlich und durch die jeweiligen nationaler Bedingungen der Kapitalakkumulation 
bestimmt sind (Zahlenangaben für einzelne Konzerne enthält die UNO-Studie: United Na- 
tions, Multinational Corporations in World Development, New York 1973, S. 134 ff.). 

7 Charles Levinson, Die Gewerkschaften begegnen der Herausforderung der Multinationalen, 
in: ICF Bulletin, Ausschüsse für multinationale Konzerne, Genf 1972, S. 46 
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rung gewerkschaftlicher Forderungen (internationale Tarifverträge) und wird derzeit 
am entschiedensten von der Internationalen Chemiearbeiterföderation (ICF) propa- 
giert. In dieser Konzeption findet eine doppelte Beschränkung gewerkschaftlicher 
Politik statt: zum einen in ihrer organisatorischen Beschränkung auf bestimmte Be- 
schäftigtengruppen, zum andern in ihrer Beschränkung auf ‚negative‘ Auswirkungen 
der internationalen Mobilität.des Kapitals, die im Rahmen kapitalistischer Verhält- 
nisse für ‚harmonisierbar‘ erachtet werden (8). 

Insbesondere an diesen politischen Schlußfolgerungen hat sich bislang die von 
marxistischer Seite vorgebrachte Kritik orientiert. So wurde etwa auf die Gefahren 
einer organisatorischen Segmentierung im Konzept des syndikalistischen Internatio- 
nalismus verwiesen (9), auf die Notwendigkeit einer internationalen Aktionseinheit 
der Gewerkschaften unabhängig von ihrer Zugehörigkeit zu politisch unterschiedli- 
chen Gewerkschaftsbünden (10) sowie auf die Aufgabe, die behauptete „‚ökonomi- 
sche Internationalisierung des Klassenkampfs ..... mit einer politischen Internatio- 
alisierung zu verbinden“ (11). 

Diese punktuelle Kritik hat bislang jedoch noch nicht dazu geführt, Möglich- 
keiten und Grenzen einer gewerkschaftlichen Internationalisierung systematisch zu 
analysieren. So lassen etwa Arbeiten zur Gewerkschaftstheorie gerade den Aspekt 
der gewerkschaftlichen Internationalisierung unberücksichtigt bzw. erklären diese 
ohne eingehende Analyse — analog den nationalen Verhältnissen — für prinzipiell 
möglich (12). Dem scheint uns eine Auffassung des Weltmarktzusammenhangs zu- 
grunde zu liegen, die sowohl methodisch als auch empirisch von einer weitgehenden 
Internationalisierung der Kapitalreproduktion ausgeht (13), und damit die Verhält- 


8 Siehe etwa Ernst Piehl, Multinationale Konzerne und internationale Gewerkschaftsbewe- 
gung, Frankfurt i974, S. 70, der diese ‚negativen‘ Auswirkungen durch „zumindest demo- 
kratisch strukturierte und im Interesse der Menschen arbeitende MNK“ beseitigen will. 

9 Elmar Altvater, Multinationale Konzerne und Arbeiterklasse, in: Kurt P. Tudyka (Hrsg.), 
Multinationale Konzerne und Gewerkschaftsstrategie, Hamburg 1974, S. 101 

10 Katja Nehls, Internationale Konzerne — Monopolmacht — Klassenkampf, IPW-Forschungs- 
hefte 1/73, Berlin/DDR, S..146 

1 So bei Ernest Mandel, Folgen der Weltwirtschaftskrise auf die Entwicklung der Arbeiter- 
kämpfe im EG-Bereich, Monthly Review (Deutsche Ausgabe), Nr. 5, Frankfurt 1975, 
S. 29 — Mandel übernimmt unserer Auffassung nach allzu euphorische Darsteliungen in- 
ternationaler Arbeitskämpfe bei St. Gobain, Akzo, Glaverbel. 

12 „Aber auch wenn eine gewerkschaftliche Organisation sich als Organisation aller Arbeiter 
herausgebildet hat, bleibt sie zunächst noch Organisation der nationalen Arbeiterklasse. ..‘“ 
(Redaktionskollektiv Gewerkschaften, in: Probleme des Klassenkampfs Nr. 13, Erlangen 
1974, S. 59) 

13 Dies ist etwa bei Christel Neusüss (Imperialismus und Weltmarktbewegung des Kapitals, 
Eriangen 1972) der Fall, die begrifflich von einer internationalisierten Kapitalreproduktion 
ausgeht und diese historisch in Angleichungstendenzen in den nationalen Produktionsbe- 
dingungen bestätigt sieht (S. 96, 186 ff.). — Dagegen geht Klaus Busch (Die multinationa- 
len Konzerne — Zur Analyse der Weltmarktbewegung des Kapitals, Frankfurt 1974) von 
noch fortbestehenden Unterschieden in den nationalen Produktionsbedingungen aus, die 
eine objektive Schranke für eine internationale Gewerkschaftsbewegung darstellen, sieht 
aber zugleich in den — durch die multinationalen Konzerne induzierten — Angleichungs- 
tendenzen Ansatzpunkte für eine gewerkschaftliche Strategie der internationalenLohnan- 
gleichung, die mit einer Einschränkung der Konkurrenz der Arbeiter gleichgesetzt wird. 
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nisse zwischen den Nationen ebenfalls als ausschließlich ökonomisches Phänomen zu 
analysieren versucht. Dies sicherlich nicht in der Plattheit syndikalistischer Konzep- 
tionen, aber dennoch mit einer gewissen methodischen Affinität. 

Um dieses methodologische Vorfeld der Kritik einer ökonomischen Begrün- 
dung gewerkschaftlicher Internationalisierung geht es letztlich in den nachstehenden 
Überlegungen, die keineswegs mit dem Anspruch einer umfassenden Analyse der ver- 
schiedenen Problemfelder internationaler Gewerkschaftspolitik vorgetragen werden. 
Absicht ist es vielmehr, entgegen einer sich mit der ‚objektiven‘ Entwicklung in Ein- 
klang wissenden Strategie gewerkschaftlicher Internationalisierung zu zeigen, daß 
die Analyse dieser gesellschaftlichen Rahmenbedingungen durchaus abweichende 
Schlußfolgerungen zuläßt. Damit soll nicht der Unmöglichkeit internationaler Ge- 
werkschaftspolitik das Wort geredet werden (14), vielmehr auf Restrikionen verwie- 
sen werden, die aus den gesellschaftlichen Verhältnissen selbst resultieren und denen 
jede gewerkschaftliche Internationalisierung unterworfen ist. 

Diese gesellschaftlich bedingten Restriktionen, die die Spielräume gewerkschaft- 
licher Politik zwar nichtdeterminieren, jedoch Rahmenbedingungen fürgewerkschaft- 
liches Handeln setzen, sind im folgenden 
1. als strukturierendes Moment der bisherigen Entwicklungsphasen und historischen 
Erfahrungen gewerkschaftlicher Internationalisierung aufzuzeigen, 

2. dahingehend zu überprüfen, inwieweit sie durch die Existenz multinationaler 
Konzerne modifiziert werden, 

3. in ihrer Bedeutung für aktuelle Möglichkeiten und Grenzen einer gewerkschaft- 
lichen Internationalisierung zu interpretieren. 

Vergegenwärtigt sich gewerkschaftliche Politik nicht diese Restriktionen, läuft 
sie Gefahr, die Bedingungen der internationalen Konkurrenz des Kapitals unbewußt 
zu reproduzieren und damit die Spaltung zwischen Arbeitern verschiedener Natio- 
nen aufrechtzuerhalten. Die gegenwärtige Euphorie in bezug auf Möglichkeiten ge- 
werkschaftlicher Internationalisierung könnte dann resignativ in einen nationalen 
Pragmatismus umschlagen, dem jeglicher Versuch gewerkschaftlicher Internationali- 
sierung als „‚illusionär“ (15) erscheint. Erste Anzeichen dafür sind vorhanden. 


1. Zur historischen Erfahrung gewerkschaftlicher Internationalisierung 


Die im Zusammenhang mit den multinationalen Konzernen entstandene Euphorie 
hinsichtlich der Möglichkeiten internationaler Gewerkschaftspolitik bezieht ihre 


„Eine internationale Gewerkschaftsbewegung ... kann die unmittelbare Konkurrenz der 
Arbeiter auf internationaler Ebene nurdurch eine Angleichung der nationalen Lohnniveaus 
überbrücken, eine Voraussetzung, die die Schwierigkeiten der internationalen Gewerk- 
schaftsbewegung im Vergleich zur nationalen gewerkschaftlichen Organisation der Arbei- 
terklasse offenbart‘ (S. 319). 

14 Dies etwa die Schlußfolgerung im Konzept des ungleichen Tauschs bei Arghiri Emmanuel 
(The Delusions of Internationalism, in: Monthly Review, No. 2, New York 1970,8. 13 ff.). 
— Zur Kritik siehe Charles Bettelheim, Economic Inequalities between Nations and Inter- 
national Solidarity, ebd., S. 19 ff. 

15 So seit kurzem Kurt P. Tudyka (Illusionärer Internationalismus, in: Österreichische Zeit- 
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Legitimation aus der Behauptung, daß eine gewerkschaftliche Internationalisierung 
erst mit den multinationalen Konzernen eine ‚objektive‘ Basis erhalten habe. Damit 
entledigt man sich zugleich einer Beschäftigung mit früheren Ansätzen einer gewerk- 
schaftlichen Internationalisierung, deren Analyse unter Umständen Schlußfolgenun- 
gen für heutiges gewerkschaftliches Handeln erbringen könnte. Stattdessen werden 
Erklärungsmuster für die durchgängig feststellbare Schwäche und das zeitweise voll- 
ständige Scheitern gewerkschaftlicher Internationalisierung angeboten, die diese auf 
die ‚Unreife‘ der objektiven Bedingungen zurückführen, bzw. voluntaristisch dem 
„kleinbürgerlichen Reformismus‘ der Gewerkschaftsführer (16) anlasten oder gar 
anonymen „Wechselfällen und Schicksalsschlägen“ (17) zuordnen. 

Um diesem eklatanten Versäumnis zu begegnen, soll im folgenden selbst in ei- 
nem höchst lückenhaften Exkurs versucht werden, ein erstes Hypothesenschema für 
einen möglichen Zugang zur Strukturierung der Geschichte gewerkschaftlicher Inter- 
nationalisierung zu entwickeln. Dabei steht die Frage im Vordergrund, welche Pha- 
sen gewerkschaftlicher Internationalisierung ausmachbar sind, und wie sich diese be- 
gründen. 

Geht man von der organisatorischen Oberfläche aus, so sind zunächst drei Ein- 
schnitte feststellbar: 

— eine Anfangsphase gewerkschaftlicher Internationalisierung seit etwa 1860, in der 
gewerkschaftliche und politische Organisationen gemeinsam an einer Internationali- 
sierung der Arbeiterbewegung partizipieren, 

— eine zweite Phase seit etwa 1890, in der separate Ansätze gewerkschaftlicher In- 
ternationalisierung auf der Ebene der nationalen Dachverbände und der Branchenge- 
werkschaften entstehen, 

— eine dritte Phase seit etwa 1965, die durch die Entstehung neuer Formen gewerk- 
schaftlicher Internationalisierung auf Konzern- und Betriebsebene (zusätzlich zu der 
traditionellen Doppelstruktur) gekennzeichnet ist. 

Zu überprüfen ist, ob dieser organisatorischen Dreigliederung qualitativ unter- 
schiedliche Phasen der ökonomischen und gewerkschaftlichen Entwicklung entspre- 
chen, die es dann auch zulassen würden, seit Mitte der 60er Jahre von einer ‚neuen‘ 
Phase gewerkschaftlicher Internationalisierung zu sprechen. 


1.1. Die Anfänge gewerkschaftlicher Internationalisierung 


Obwohl die Internationale Arbeiterassoziation (sog. I. Internationale) weder organi- 
satorisch noch programmatisch eine ‚Gewerkschaftsinternationale‘ im engeren Sinne 
war, muß die historische Aufarbeitung gewerkschaftlicher Internationalisierung hier 
ansetzen. 


schrift für Politikwissenschaft, Nr. 1/76, S:; 53 ff), der aufgrund von Umfragen bei Arbei- 
tern in multinationalen Konzernen zu dem Schluß kommt, daß eine internationale Ge- 
werkschaftsstrategie „keine ausreichende Grundlage unter den Arbeitern hat‘ ($. 61). 

16 Omer Becu, Vorwort zu Hans Gottfurcht, Die internationale Gewerkschaftsbewegung im 
Weltgeschehen, Köln 1962, S. 5 

17 Waldemar Bolze, Der Weg der Gewerkschaften, hrsg. von der Gruppe Arbeiterpolitik, Bre- 


men 0.J., S. 26 
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Dabei kann die Internationale Arbeiterassoziation allerdings nicht auf eine 
‚Vorläufer‘-Tradition reduziert werden, die sie als bloße Fortsetzung jener inteına- 
tionalen Vereinigungen interpretiert, die sich wie z. B. die ‚Democratic Friends of all 
Nations‘ oder die ‚Fraternal Democrats‘ in Englandum 1845 aus englischen Chartisten 
und politisch Verfolgten aus Frankreich, Italien, Polen und Deutschland gebildet 
hatten (18). Waren diese internationalen Vereinigungen das „Produkt einer Epoche, 
die von der revolutionären Welle von 1848 und von der deutschen und italienischen 
Nationalstaatsbewegung geprägt war“ (19), so beteiligten sich an der Internationalen 
Arbeiterassoziation erstmals gewerkschaftliche Organisationen, deren Anschluß an 
die TAA spezifischen Interessen entsprang. Insbesondere am Beispiel der englischen 
Gewerkschaften, die bei der Entstehung der IAA eine initiative Rolle gespielt hatten, 
kann dies gezeigt werden. Hierzu sind einige Daten zur Genesis und praktischen Tä- 
tigkeit der TAA erforderlich (20). 

1859/61 fand im Gefolge einer allgemeinen ökonomischen Krise, von der ins- 
besondere die Bauindustrie betroffen war, eine Streikbewegung der Londoner Bau- 
arbeiter statt, die sich den Versuchen der Unternehmer, die Arbeitslöhne zu drücken 
und die Arbeitszeit zu verlängern, widersetzten. Diese Streikbewegung fand breite 
Unterstützung bei den Arbeitern anderer Industriezweige und weitete sich rasch zu 
einer allgemeinen Streikbewegung der englischen Arbeiter aus, die eine Ausdehnung 
des Koalitionsrechtes zum Ziel hatte. Im Verlauf dieser Kämpfe entstanden nicht 
nur die ersten organisatorischen Verbindungen zwischen den verschiedenen berufs- 
ständisch orientierten Gewerkschaften (wie etwa im London Trades Council), viel- 
mehr bildeteten sich hier auch die Grundlagen der gewerkschaftlichen Beteiligung 
an der späteren TAA heraus, die 1864 gegründet wurde. 

„Die Streikbewegung der Jahre 1859/61 zeitigte noch eine andere wichtige Folge. Die Unterneh- 
mer, die sich in ihrem Widerstand gegen die Trade Unions immer auf die ausländische Konkurrenz 
beriefen, drohten jetzt mit Import ausländischer, billigerer Arbeitskräfte... . Somit wurde die 
internationale Propaganda der gewerkschaftlichen Vereinigung eine Lebensnotwendigkeit für 
die englischen Arbeiter, und in ihren fortgeschritteneren Kreisen entstand das dringende Bedürf- 
nis, Beziehungen mit kontinentalen Arbeitern, insbesondere mit den französischen, belgischen 
und deutschen anzuknüpfen “ (21). 

Daß dieses Interesse bei den englischen Gewerkschaften dominierte, bestätigt auch 
die ‚Adresse der englischen Arbeiter‘, die als eines der wichtigsten Gründungsdoku- 
mente der LAA anzusehen ist: 

„Eine Verbrüderung der Völker ist für die Arbeitersache höchst notwendig, denn wir finden, 


daß immer wenn wir versuchen, unsere soziale Lage durch Verkürzung der Arbeitszeit oder Er- 
höhung der Löhne zu verbessern, unsere Fabrikanten drohen, sie würden Franzosen, Deutsche, 


18 Siehe hierzu Theodor Rothstein, Aus der Vorgeschichte der Internaticnale, Ergänzungs- 
hefte zur Neuen Zeit, Nr. 17, Stuttgart 1913 

19 Annie Kriegel, Die Internationale Arbeiterassoziation (1864 bis 1876), in: Jacques Droz 
(Hrsg.), Geschichte des Sozialismus, Band III: Sozialismus und Arbeiterbewegung bis zum 
Ende der I. Internationale, Westberlin 1975, S. 187 

20 Zur Entstehung der IAA siehe D. Rjazanov, Marx und Engels (nicht nur) für Anfänger, 
Westberlin 1973, S. 102 £f£. 

21 D. Rjazanov, Zur Geschichte der Ersten Internationale, in: Marx-Engels-Archiv, I. Band, 
Frankfurt 1928, S. 137 £. 
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Belgier und andere herüberbringen, um unsere Arbeit zu geringerem Lohn ausführen zu lassen 5 
und wir müssen leider sagen, daß dies auch wirklich geschehen ist, nicht aus einer Absicht unse- 
rer Brüder auf dem Kontinent, uns zu schaden, sondern infolge des Mangels einer regelmäßigen, 
systematischen Verbindung zwischen den Arbeiterklassen aller Länder, die wir hoffen, bald ver- 
wirklicht zu sehen...“ (22). 

Diese Absicht der englischen Gewerkschaften blieb nicht nur programmatisches Be- 
kenntnis, sondern stellte auch ein wesentliches Merkmal der praktischen Tätigkeit 
der IAA dar, wie eine ganze Reihe von internationalen Unterstützungsaktionen zwi- 
schen 1865 und 1869 zeigt. 

„Der Generzalrat (der IAA -D. Verf.) intervenierte in der Tat in zahllosen Streiks, die durch aus- 
ländische Streikbrecher bedroht waren: so zum Beispiel im Streik der Londoner Drahtarbeiter, 
der Schneider von Edinburg, der Londoner Tabakarbeiter, der Schneider in Manchester, der 
Londoner Korbflechter, der Londoner Schneider“ (23). 

Des weiteren werden, „Streiks der englischen Zinkarbeiter, Schneider und Eisenbahn- 
angestellten“ erwähnt, die durch französische Arbeiter boykottiert werden sollten, 
deren Abreise jedoch verhindert werden konnte (24). 

Der sich in diesen Arbeitskämpfen manifestierende Versuch, ausländische Ar- 
beiter zum Zeitpunkt gewerkschaftlicher Kämpfe um das Koalitionsrecht gezielt als 
Streikbrecher einzusetzen, muß als die entscheidende Entstehungsursache gewerk- 
schaftlicher Internationalisierung angesehen werden, deren Inhalt sich in dieser Pha- 
se wesentlich auf die Durchsetzung elementarer Voraussetzungen des gewerkschaft- 
lichen Kampfes konzentrierte. Dabei blieben die Interventionen der TAA keineswegs 
nur auf England beschränkt. Der Umstand, daß in England bereits ausländische Ar- 
beiter als Streikbrecher eingesetzt werden mußten (25), spiegelt lediglich einen rela- 
tiv entwickelten Stand der englischen Gewerkschaftsbewegung wider, die schon seit 
1824/25 über beschränkte Koalitionsrechte verfügte (26). 

In den kontinentaleneuropäischen Ländern dagegen, in denen die gewerkschaft- 
liche Entwicklung noch durch eine weit ausgeprägtere lokale Zersplitterung und 
noch gänzlich fehlende politisch-rechtliche Bedingungen des gewerkschaftlichen 
Kampfes gekennzeichnet war, stellte jeder Arbeitskampf einen Kampf um politische 


Te nn 

22 ebd., S. 171 f. (englisches Original) — Übersetzung nach Richard Sperl/Günter Wisotzki 
(Hısg.), Karl Marx und die Gründung der I. Internationale, Berlin/DDR 1964, S. 9 £. 

23 Julius Braunthal, Geschichte der Internationale, Band I, Hannover 1961, S. 128 

24 ebd. 

25 Nicht eindeutig klären konnten wir die Frage, welche Bedeutung hierbei der qualifikato- 
rischen Struktur der Arbeitsimmigranten zukommt. Festgestellt werden kann jedoch, daß 
die führenden Mitglieder des London Trades Council bzw. des Generalrats der IAA we- 
sentlich den handwerklichen Qualifikationsbereichen entstammten (z. B. Zimmerleute, 
Tischler, Maler, Tapezierer, Stukkateure, Schneider, Schuhmacher, Buchbinder, Buchdruk- 
ker). Un- und angelernte Fabrikarbeiter sind im Londoner Gewerkschaftsrat und im Ge- 
neralrat der IAA nichtvertreten. - Inder Geschichte derenglischen Gewerkschaftsbewegung 
hattees bis zudiesem Zeitpunkt nur einen vorübergehenden Versuch der gewerkschaftlichen 
Organisierung der un- und angelernten Fabrikarbeiter gegeben, nämlich in den Jahren 
1824/25 und 1829/31. Im Verlaufe der Streiks von 1833/34 wurden diese Ansätze jedoch 
zerschlagen. Siehe hierzu L, Pumpiansky, Zur Geschichte der Anfänge des englischen 
Trade-Unionismus, Ergänzungshefte zur Neuen Zeit Nr. 13, Stuttgart 1912. 

26 Die seit 1799/1800 bestehenden ‚Combination Laws‘, die ein generelles Verbot von Ver- 


33 


Rechte der Arbeiter dar. Dies zeigt sich auch an jenen Arbeitskämpfen, die vom Ge- 
neralrat der IAA unterstützt wurden, und Zielsetzungen wie z. B. Anerkennung 
der Gewerkschaften, Verkürzung der Arbeitszeit, Abwehr von Lohnkürzungen, 
Kampf gegen das Mittel der Aussperrung und den Einsatz von Polizei und Militär 
zur Unterdrückung von Streiks verfolgten. Beispiele hierfür sind die Arbeitskämpfe 
der Pariser Bronzearbeiter, der Genfer Bauarbeiter, der Seidenspinner von Lyon, 
der Baumwollarbeiter von Rouen, der Schriftsetzer von Leipzig, der Pariser Eisengie- 
ßer, der Weber von Vienne in Frankreich, der deutschen und belgischen Tabakarbei- 
ter, der Bergarbeiter von Waldenburg, der Seidenfärber und Bandweber in Basel, der 
Bergarbeiter von Charleroi und St. Etienne. Alle diese Unterstützungsaktionen fanden 
zwischen 1867 und 1869 statt (27). 

Seit diesem Zeitpunkt sind keinerlei weitere Unterstützungsaktionen bekannt 
geworden. Zwar bekennen sich die Delgierten des Baseler Kongresses der IJAA noch 
1869 einstimmig zur „Notwendigkeit einer internationalen Gewerkschaftsorganisa- 
tion‘ (28), aber im Grunde war ihr durch den allmählichen Rückzug der englischen 
Gewerkschaften bereits die Basis entzogen. Dieser Rückzug war sicherlich nicht nur 
durch ideologische Differenzen begründet, wie sie sich z. B. in der Frage der Unter- 
stützung der Pariser Commune durch die JAA dokumentierten, der sich die englischen 
Gewerkschaften verweigerten (29). Vielmehr kommen hierin auch veränderte gesell- 
schaftliche Rahmenbedingungen der gewerkschaftlichen Entwicklung zum Ausdruck, 
die in die Interpretation des Scheiterns dieser Anfangsphase gewerkschaftlicher In- 
ternationalisierung einbezogen werden müssen. 

War diese erste Phase gewerkschaftlicher Internationalisierung wesentlich durch 
das Bemühen um gewerkschaftliche Vereinigung, um Erkämpfung gewerkschaftlicher 
Rechte bestimmt, so bedeutete dies letztlich, Voraussetzungen der Entstehung natio- 
naler Gewerkschaften zu schaffen. Dieses paradox erscheinende Verhältnis von natio- 
naler Konstitution der Gewerkschaften und gewerkschaftlicher Internationalisierung 
war in den Statuten der IAA selbst formuliert. Danach verstand sich die ITAA als 
„internationale Agentur zwischen den verschiedenen zusammenwirkenden Gesell- 
schaften“, u. a. mit dem Ziel, zur „Vereinigung der zerstreuten Arbeitergesellschaften 
ihrer Länder in nationale Körper, repräsentiert durch nationale Zentralorgane“ (30) 
beizutragen. 

Doch dieses Interesse war nur solange ein gemeinsames, das im Rahmen der 
IAA verfolgt werden Konnte, als sich alle beteiligten gewerkschaftlichen Organisatio- 
nen noch in dieser Entwicklungsphase befanden. Mit der Ungleichzeitigkeit der Er- 
teichung dieses Ziels, zersetzte sich dieser erste Versuch einer gewerkschaftlichen 


einigungen der Arbeiter sanktionierten, wurden 1824/25 aufgehoben. Dadurch wurd 
zwar die Illegalität gewerkschaftlicher Organisationen beseitigt, Einschränkungen des Kc 
alitionsrechts bestanden jedoch noch. bis 1871 fort. Siehe hierzu Francois Bedarida, De 
Sozialismus in England bis 1848, in: Droz (Hısg.), a.a.O., Band IL, S. 80 ff. 

27 Braunthal, a.a.0., S. 128-131 

28 Kriegel, a.a.O., S. 202 

29 ebd., S. 215 

30 Provisorische Statuten der Internätionalen Arbeiterassoziation, zitiert nach Rjazanov 
Marx und Engels... .,a.2.0., 8. 131 f. : 


Internationalisierung. 


„Man bemerkte in der Tat eine zunehmende ‚Nationalisierung‘ der Arbeiterbewegungen, die 
Tendenz zur Stärkung des eigenen Proletariats und zur Festigung der eigenen Existenz, zunächst 
als Proletariat überhaupt und später als Proletariat im Rahmen einer bestimmten Nation“ (31). 
interpretiert man diese ‚Festigung der Existenz als Proletariat überhaupt‘ im Sinne 
des notwendigen Zusammenschlusses der Arbeiter, um den Wert ihrer Arbeitskraft 
zu realisieren, so kann hierfür als empirisches Indiz der Zeitpunkt der Gründung na- 
tionaler gewerkschaftlicher Dachverbände bzw. der Erkämpfung des Koalitionsrechts 
genommen werden. Dabei zeigt sich, daß in England beides zur Zeit der IAA erreicht 
wird (1868 Gründung des TUC, 1871 Wegfall von Beschränkungen des Koalitions- 
rechtes), während dieser Prozeß in den anderen kapitalistischen Ländern zum über- 
wiegenden Teil erst bis Mitte der 90er Jahre abgeschlossen ist (z. B. 1886 Gründung 
der American Federation of Labor, 1892 1. Kongreß der Generalkommission der 
Gewerkschaften Deutschlands, 1895 Gründung der Confederation Generale du Tra- 
vail (32). 

Aus diesem Zusammenhang von gewerkschaftlicher Internationalisierung und 
Konstitution nationaler Gewerkschaften können nun mehrere Schlußfolgerungen ge- 
zogen werden: 

— erstens begründet sich hieraus der wesentlich politische Inhalt gewerkschaftlicher 
Internationalisierung, die sich primär auf die Erreichung politisch-rechtlicher Voraus- 
setzungen zur ökonomischen Interessenvertretung konzentrierte und damit auf die 
nationale Konstituierung der Gewerkschaften; 

—dabei hat zweitens die Ungleichzeitigkeit in der ‚Nationalisierung‘ der Gewerk- 
schaften, die sich im Rückzug der englischen Gewerkschaften ausdrückte, zum 
Scheitern der IAA beigetragen und überdies den analogen Prozeß in den kontinenta- 
len europäischen Ländern erschwert, was zur Folge hatte, daß bis in die 90er Jahre 
keine neuen Ansätze gewerkschaftlicher Internationalisierung entstanden; 

— drittens beendete insgesamt die Herausbildung und Konsolidierung nationaler Ge- 
werkschaften die Phase eines wesentlich politischen Internationalismus und leitet 
seit etwa 1890 zugleich eine neue Phase gewerkschaftlicher Internationalisierung 
ein, die auf veränderten Grundlagen basiert und zu neuen Inhalten einer internatio- 
nalen Gewerkschaftspolitik führt. 


1.2. Internationale Gewerkschaftspolitik 
in der Phase seit der Konstitution nationaler Gewerkschaften 


Für die Entwicklung der Gewerkschaften in dieser Phase ist dabei zunächst von Be- 
deutung, daß die im Gefolge der Konsolidierung bürgerlicher Nationalstaaten erkämpf- 
te ‚Nationalisierung‘ der Gewerkschaften zugleich dazu führte, daß die Gewerkschaf- 


31 Droz (Hrsg.), Band III, a.a.0., S. 244 (Zusammenfassung des Herausgebers) 

32 Siehe hierzu die entsprechenden Länderberichte sowie den Artikel ‚Koalition und Koali- 
tionsrecht‘ in: Ludwig Heyde (Hrsg.), Internationales Handwörterbuch des Gewerkschafts- 
wesens, Berlin-1931 
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ten fortan die ökonomischen Interessen der Arbeiter selbständig und unabhängig von 
der gleichzeitig entstehenden politischen Arbeiterbewegung vertraten. Dies doku- 
mentiert sich auch auf internationaler Ebene. Denn im Gegensatz zur I. Internatio- 
nale sind die jetzt entstehenden neuen Ansätze einer gewerkschaftlichen Internatio- 
nalisierung reine gewerkschaftliche Zusammenschlüsse, und zwar auf zwei organisa- 
torischen Ebenen: auf der Ebene der Branchengewerkschaften, wo seit etwa 1890 
in allen wichtigen Branchen und Industriezweigen internationale Vereinigungen ent- 
stehen (sog. Internationale Berufssekretariate) (33) und auf der Ebene der nationalen 
Dachverbände, die sich 1913 im Internationalen Gewerkschaftsbund (IGB) vereini- 
gen. 

Diese Separierung von politischer und ökonomischer Interessenvertretung der 
Arbeiter manifestiert sich auch in den veränderten Zielsetzungen gewerkschaftlicher 
Internationalisierung. 

„Die Aufgaben der Internationalen beschränkten sich auf Beratungen über den engeren Zusam- 
menschluß der Gewerkschaften aller Länder, über einheitlich zu führende statistische Erhebungen, 
über gegenseitige Solidarität und Unterstützung bei wirtschaftlichen Kämpfen und, wie es in der 
Litartur jener Zeit etwas ungenau hieß, über alle unınittelbar mit der gewerkschaftlichen Organisie- 
rung der Arbeiterschaft in Zusammenhang stehenden Fragen. Hierbei lag die besondere Betonung 
auf der Begriffsbildung vom ‚unmittelbaren Zusammenhang mit Organisationsfragen‘ .. .“ (34). 
Während sich gewerkschaftliche Internationalisierung in der vorangegangenen Ent- 
wicklungsphase auf die politischen Rechte der Arbeiter zur ökonomischen Interes- 
senvertretung bezog, traten jetzt die ökonomischen Interessen selbst in den Vorder- 
grund. Diese „Einengung internationaler gewerkschaftlicher Arbeit“ (35) auf den 
Bereich der ökonomischen Interessenvertretung bestimmt seitdem Inhalt und Ver- 
laufsform gewerkschaftlicher Internationalisierung, die einen tiefgreifenden Funk- 
tionswandel erfährt, den wir hypothesenartig andeuten wollen. 

Eine erste Überlegung bezieht sich dabei auf die veränderten ökonomischen 
Grundlagen internationaler Gewerkschaftspolitik, wie sie mit der Konstitution bür- 
gerlicher Nationalstaaten in der 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts geschaffen wurden. 
Die ‚Nationalisierung‘ der Gewerkschaften ist unserer Auffassung nach nicht nur ein 
Akt der politisch-ideologischen Integration, sondern hat selbst materielle Grundlagen. 
Ohne unsere Hypothese im einzelnen empirisch etwa durch internationale Reallohn- 
vergleiche aus dem 19. Jahrhundert belegen zu können, Kann angenommen werden, 
daß erst mit der Konstitution der bürgerlichen Klasse und der Herstellung des natio- 
nalstaatlichen Rahmens der Kapitalakkumulation nationale Durchschnittsbedingun- 
gen der Arbeit entstehen, die zugleich eine materielle Basis für ein nationales Repro- 
duktionsniveau der Arbeiter darstellen. Parallel zu dieserKonstitution einesnationalen 
len Gesamtarbeiters, differenziert sich die Entwicklung im internationalen Vergleich. 


33 Zum Teil unterschiedliche Zahlenangaben zur Entstehung der Internationalen Berufssekre- 
tariate finden sich bei Hans Gottfurcht, Die internationale Gewerkschaftsbewegung im 
Weltgeschehen, Köln 1962, S. 99 f. — Franz Josef Furtwängler, Die Gewerkschaften — 
Ihre Geschichte und internationale Auswirkung, Hamburg 1956, S. 42 — Karel Kral/Kveta 
Venerova, ABC der internationalen Gewerkschaftsbewegung (deutsche Ausgabe), Berlin/ 
DDR 1967, S. 186 

34 Gottfurcht, 2.a.0., $. 34 f. 

35 ebd. 
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Durch unterschiedliche Akkumulationsbedingungen, unterschiedliche Homogenität 
der bürgerlichen Klasse, unterschiedliche nationalstaatliche Politik, unterschiedliche 
Klassenkampfstärke des Proletariats etc. bildet sich zugleich mit der Herstellung ei- 
nes nationalen Reproduktionsniveaus deren internationales Gefälle heraus, das nicht 
nur jeder internationalen Gewerkschaftspolitik als ‚ökonomischer Interessenvertre- 
tung‘ (36) objektive Grenzen setzt, sondern sich auch bewußt oder unbewußt in der 
Politik der nationalen Gewerkschaften umsetzt. Diese These ließe sich empirisch da- 
durch illustrieren, daß die Ansätze einer gewerkschaftlichen Internationalisierung in 
ihrer zweiten Phase seit etwa 1890 insgesamt schwach geblieben sind und teilweise 
zur offenen nationalen Fraktionierung innerhalb der internationalen Gewerkschafts- 
bünde geführt haben (37). 

Eine zweite Überlegung läßt sich an der Verlaufsform internationaler Gewerk- 
schaftsaktivitäten seit etwa 1890 festmachen. Vergleicht man diese mit den länger- 
fristigen ökonomischen Entwicklungstendenzen, wie sie sich z. B. in den ‚langen Wel- 
len der Konjunktur‘ empirisch konkretisieren (38), so läßt sich unserer Kenntnis der 
Geschichte der internationalen Gewerkschaftsbewegung nach ein Zusammenhang 
zwischen beschleunigten bzw. verlangsamtem Wirtschaftswachstum auf der einen 
Seite und Stagnation bzw. Aufschwung gewerkschaftlicher Internationalisierung 
nachweisen (39). 

So waren die ‚langen Wellen‘ wirtschaftlicher Prosperität von etwa 1893 bis 
zum I. Weltkrieg sowie vom Il. Weltkrieg bis 1966/67 Phasen einer relativen Stagna- 
tion gewerkschaftlicher Internationalisierung. Sie beförderten zwar den organisato- 
rischen Aufbau der internationalen Gewerkschaftsbewegung (in der I. Periode Grün- 
dung zahlreicher Internationaler Berufssekretariate sowie des [GB, in der II. Periode 


36 In der Diskussion des Aufsatzes erschien hier einigen Kritikern eine Trennung von ökono- 
mischem und politischem Kampf bzw. ein reduzierter Begriff von Gewerkschaftspolitik 
voızuliegen. In der geäußerten Allgemeinheit bringt jedoch unserer Auffassung nach eine 
solche Feststellung, daß ‚Ökonomie‘ und ‚Politik‘ nicht zu trennen seien, für die hier zu 
klärende Fragestellung keine näheren Aufschlüsse. Geht man von der geweıkschaftlichen 
Funktion der Einschränkung der Konkurzenz der Arbeiter unter sich aus, so sind gerade 
die materiellen Bedingungen dieser Konkurrenz zu entwickeln. Für die Frage nach den 
Möglichkeiten einer internationalen Gewerkschaftspolitik stellt dabei die mit der Heraus- 
bildung von bürgerlichen Nationalstaaten einhergehende Differenzierung der nationalen 
Reproduktionsniveaus ein entscheidendes Hemmnis dar, das sich von den Bedingungen 
der Konkurrenz innerhalb einer Nation unterscheidet. Die Differenz scheint uns hier nicht 
in untesschiedlichen Auffassungen zum Verhältnis von ‚Ökonomie‘ und ‚Politik‘ bezüglich 
der Funktion der Gewerkschaften zu liegen, vielmehr in unterschiedlichen Auffassungen 
des internationalen Konkurrenzzusammenhangs. 

37 Einen ersten Eindruck von dieser Entwicklung kann man sich in dem bereits mehrfach 
aufgeführten Text von Gottfurcht verschaffen. 

38 Zur empirischen Verlaufsform der ‚langen Wellen der Konkunktur‘ siehe Ernest Mandel, 
Der Spätkapitalismus, Frankfurt 1972, S. 101 ff. — Im Sinne einer ‚Theorie‘ der langen 
Wellen kann Mandel’s Erklärungsversuch nur als ein erster Ansatz angesehen werden, da 
insbesondere die Veränderung der internationalen Konkurrenzverhältnisse in der Geschich- 
te des Kapitalismus hieraus noch nicht begründet werden kann. 

39 Im Rahmen des Projekts ‚Geschichte und Struktur des internationalen Systems‘ der DVPW 
wird von den Verfassern an einer Präzisierung und empirischen Konkretisierung dieses 
hier nur angedeuteten Hypothesenschemas gearbeitet. 
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Gründung des Weltgewerkschaftsbundes und später auch des Internationalen Bundes 
Freier Gewerkschaften), blieben aber praktisch nahezu bedeutungslos. Umgekehrtes 
läßt sich für die Phasen ökonomischer Stagnation zwischen den beiden Weltkriegen 
(hier allerdings aufgrund spezifischer Bedingungen in nur eingeschränktem Umfan- 
ge) sowie seit Mitte der 60er Jahre feststellen, wo sich insbesondere in der gegenwär- 
tigen Stagnationsperiode ein relativer Aufschwung internationaler Gewerkschaftsak- 
tivitäten zeigt. Indieser ökonomisch bedingten Verlaufsform einer gewerkschaftlichen 
Internationalisierung in ihrer zweiten Phase — die sich auch auf dieser Ebene von 
der Anfangsphase gewerkschaftlicher Internationalisierung unterscheidet, die mit ei- 
ner Phase wirtschaftlicher Prosperität zusammenfiel — deutet sich der oben erwähnte 
Funktionswandel internationaler Gewerkschaftspolitik an. Denn es zeigt sich, daß 
eine gewerkschaftliche Internationalisierung in den Phasen bedeutungslos geblieben 
ist, in denen es den nationalen Gewerkschaften aufgrund ökonomischer Bedingungen 
möglich war, ein erreichtes Reproduktionsniveau zu erhalten bzw. zu erhöhen. Eine 
Aktivierung internationaler Gewerkschaftspolitik dagegen trat immer nur in den 
Phasen auf, in denen die jeweiligen nationalen Gewerkschaften aufgrund veränderter 
ökonomischer Bedingungen unter Druck gerieten. 

Die Funktion internationaler Gewerkschaftspolitik muß daher als Versuch in- 
terpretiert werden, zum Zeitpunkt und für die Dauer der relativen Schwäche der 
nationalen Gewerkschaften die Bedrohung erreichter nationaler Reproduktionsni- 
veaus abzuwehren. In diesem Sinne kann der Inhalt gewerkschaftlicher Internatio- 
nalisierung als Form eines ‚nationalen Protektionismus‘ der Gewerkschaften beschrie- 
ben werden. 

Diese — sicherlich noch vorläufige — Bestimmung des Inhalts gewerkschaftli- 
cher Internationalisierung grenzt sich bewußt von der gängigen Verwendung des 
Protektionismus-Begriffs ab, mit der ausschließlich eine Form gewerkschaftlicher 
Politik definiert und kritisiert wird; nämlich diejenige, die in der Forderung nach 
einer restriktiven Außenwirtschaftspolitik (z. B. durch Beschränkung von Warenim- 
porten bzw. Kapitalexporten) ein geeignetes Instrumentarium sieht, ein erreichtes 
Reproduktionsniveau zu erhalten. Dieser ‚Protektionismus‘ — wie ihn z. B. der ame- 
rikanische Gewerkschaftsverband AFL-CIO zu praktizieren versucht — widerspreche 
insofern „den Erfordernissen des proletarischen Internationalismus“, als der Kampf 
um eine „effektive Absicherung der nationalen Arbeitsplätze... auf Kosten der 
Arbeiterklasse anderer Länder gehe“ (40). Ist dieser Kritik der Politik der amerika- 
nischen Gewerkschaften zwar grundsätzlich zuzustimmen, so wird sie jedoch zugleich 
in dem Maße problematisch, als ausschließlich dieser Typus gewerkschaftlicher Poli- 
tik mit dem Protektionismus-Begriff belegt wird. Gerade diese gängige Entgegenset- 
zung von ‚Protektionismus‘ und ‚Internationalisierung‘ führt dazu, daß sich eine ge- 
werkschaftliche Internationalisierung per se „als gültige Alternative gegenüber dem 
Protektionismus‘ (41) legitimieren kann, ohne daß deren Inhalte weiter hinterfragt 


40 Busch, a.a.0., S. 338 

41 Heribert Meier, Multinationale Gesellschaften und internationale Investitionen, in: Wirt- 
schaftliche und soziale Übersicht, hısg. vom IBFG, Nr. 5, Brüssel 1970 (zitiert nach: ın- 
ternationale Konzerne und Arbeiterklasse, Arbeitsmaterialien des IMSF, Frankfurt 1972, 
S. 301) 
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und gesellschaftliche Restriktionen für eine internationale Gewerkschaftspolitik the- 
matisiert werden. 

Es reicht unserer Auffassung nach jedoch nicht aus, die quasi ‚schutzzöllneri- 
sche‘ einer ‚freihändlerischen‘ Position internationaler Gewerkschaftspolitik entge- 
genzusetzen, da keine von beiden eine ökonomische Alternative für die Arbeiterklasse 
z. B. in dem Sinne darstellen könnte, daß die eine Sicherheit der nationalen Arbeits- 
plätze gewährleistet und zugleich die Gefährdung von Arbeitsplätzen in anderen Na- 
tionen ausschließt. Dies käme einem moralischen Internationalismus gleich, der die 
gesellschaftlichen Ursachen der Spaltung in nationale Arbeiterfraktionen zu überdek- 
ken versucht. Wohl aber unterscheiden sich diese Positionen politisch im Hinblick 
auf die Entwicklung der Klassenverhältnisse und die Perspektive der Zersetzung ka- 
pitalistischer Produktionsverhältnisse (42). 

Demzufolge geht es dem oben im Sinne der Aufrechterhaltung nationaler Re- 
produktionsniveaus bestimmten Begriff des gewerkschaftlichen Protektionismus 
nicht darum, die konservative (die sich der Konkurrenz national unterschiedlicher 
Produktionsbedingungen entziehen will) von der reformistischen (die Konkurrenz- 
unterschiede egalisieren will) Auffassung internationaler Gewerkschaftspolitik zu 
trennen, sondern primär auf Grenzen jeglicher internationalen Gewerkschaftspolitik 
als ökonomischer Interessenvertretung zu verweisen, die in den gesellschaftlichen 
Verhältnissen selbst begründet sind. Erst in einem solchen Verfahren wird es auch 
möglich sein, Perspektiven für gewerkschaftliches Handeln zu entwickeln, die über 
die bestehenden gesellschaftlichen Verhältnisse hinausweisen. 


2. Neue Formen gewerkschaftlicher Internationalisierung durch multinationale 
Konzerne 


Diese Knappe Skizze zur historischen Erfahrung gewerkschaftlicher Internationalisie- 
rung hat uns zugleich einen methodischen Zugang zur gegenwärtigen Diskussion über 
Möglichkeiten einer internationalen Gewerkschaftspolitik eröffnet, in der allzu eu- 
phorisch behauptet wird, daß die multinationalen Konzerne automatisch zur gewerk- 
schaftlichen Internationalisierung führen (43), und daß die im Zusammenhang mit 
den multinationalen Konzernen entstandenen neuen organisatorischen Formen zu- 
gleich eine neue Phase gewerkschaftlicher Internationalisierung begründen (44). 


42 Es sei hierzu auf verschiedene Aufsätze von Marx und Engels verwiesen (Über Schutzzölle, 
MEW EB I — Schutzzoll- oder Freihandels-System, MEW4 — Rede über die Frage des Frei- 
handels, MEW 4). 

43 So formuliert etwa Piehl, a.a.O., S. 23 den Analogieschluß: „Insofern die nationale Orga- 
nisation des Kapitalismus zur nationalen Organisation der Interessenvertretung derabhängig 
Beschäftigten geführt hat, werden dieMNK als die gegenwärtige Form der internationalen 
kapitalistischen Wirtschaft zur Internationalisierung der Gewerkschaftsbewegung beitra- 
gen“. 

44 Siehe etwa Dan Gallin, Gegenstrategie: Aus der Praxis der IUL, in: Tudyka (Hrsg.), a.a.O., 
S. 225, der durch die multinationalen Konzerne die Möglichkeit begründet sieht, „der al- 
ten Vorstellung vom Internationalismus der Arbeiterbewegung einen konkreteren, der 
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Würde diese These zutreffen, hieße dies zweierlei: erstens, daß durch die mul- 
tinationalen Konzerne ökonomische Bedingungen erzeugt werden, die objektiv eine 
Einschränkung der internationalen Konkurrenz der Arbeiter darstellen und insofern 
neue Möglichkeiten einer gewerkschaftlichen Internationalisierung eröffnen: zwei 
tens müßte sich diese ‚neue Qualität‘ gewerkschaftlicher Internationalisierung in der 
Genesis, Zielsetzung und praktischen Tätigkeit der sog. Weltkonzernausschüsse aus- 
weisen, die im Zusammenhang mit der Expansion multinationaler Konzerne als neue 
organisatorische Form gewerkschaftlicher ‚Gegenmacht‘ entstanden sind. 


2.1. Zur Genesis sog. Weltkonzernausschüsse 


Die seit Mitte der 60er Jahre sich konstituierenden gewerkschaftlichen Weltkonzern- 
ausschüsse sind zunächst in einen allgemeinen Aufschwung gewerkschaftlicher Inter- 
nationalisierung einzuordnen, der durch die seit diesem Zeitpunkt einsetzende Periode 
ökonomischer Stagnation hervorgerufen wurde. Hieraus erklärt sich allerdings noch 
nicht die neuartige organisatorische Form gewerkschaftlicher Internationalisierung, 
wie sie mit den Weltkonzernausschüssen als Koordinationsorgan der nationalen Ge- 
werkschaften auf Konzernebene entstanden ist. Diese ist aus einer strukturellen Ver- 
änderung des Weltmarktzusammenhangs seit Ende des 2. Weltkrieges zu interpretieren, 
insbesondere einer sektoralen Strukturveränderung der ausländischen Direktinvesti- 
tionen. 

Im Gegensatz zu vorausgegangenen historischen Phasen der kapitalistischen 
Entwicklung, in der sich der Weltmarktzusammenhang überwiegend über den Export 
von Warenkapital heıstellte und im gesamten Kapitalexport die privaten ausländi- 
schen Direktinvestitionen nur eine untergeordnete Größe waren, vollzog sich die Aus- 
weitung des Weltmarkts insbesondere in den 50er und 60er Jahren vor allem auf der 
Grundlage einer Internationalisierung des produktiven Kapitals. Diese entscheiden- 
de Veränderung, die sich im internationalen Zusammenhang der kapitalistischen In- 
dustrienationen insbesondere seit dem 2. Weltkrieg vollzogen hat, besteht vor allem 
darin, daß neben dem Export von Warenkapital der Export von kapitalisierbarem 
Profit und anlagefähigem Geldkapital quantitativ enorm zugenommen hat. Dies hat 
dazu geführt, daß dem steigenden Umfang des internationalen Warenverkehrs in im- 
mer größerem Maße eine Produktion im Ausland selbst zugrunde liegt. 

Wie die folgenden Daten zeigen, übersteigt beispielsweise die Auslandsproduk- 
tion des US-Kapitals den Export des Warenkapitals im Jahre 1971 um mehr als das 
Dreieinhalbfache. Das britische Kapital’ produziert im Ausland mehr als das Doppelte 
des Warenwerts, den es als Warenkapital exportiert. Die BRD weist demgegenüber 
noch eine relativ schwache Stellung ihrer Auslandsproduktion aus (ca. 40 % des Wa- 
tenkapitals) und nimmt somit noch vorwiegend über den Warenexport am Weltmarkt 
teil. Insgesamt jedoch übersteigt bereits die Auslandsproduktion der wichtigsten In- 


Praxis gerechter werdenden Inhalt zu geben“. — Nehls, a.a.O., S. 9 spricht explizit von 
einer „neuen Qualität‘ der internationalen Kapitalbeziehungen, die auch eine neue Phase 
gewerkschaftlicher Internationalisierung ermöglichen. 
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dustrienationen deren Warenkapitalexport um mehr als 130 %, worin sich die Inter- 
nationalisierung des produktiven Kapitals ausdrückt. 


Tabelle I: Internationale Produktion und Export (1971) (45) 
(in Mill. Dollar) 


Land Bestand aus- Geschätzte Export Internationale 
ländischer internationale Produktion 
Direkt- Produktion als v. H. des 
investitionen Exports 
(Buchwert) 
Insgesamt 165,000 330,000 311,900 105,8 
davon: 
USA 86,000 172,000 43,492 359,5 
Großbritannien 24,020 48,000 22,367 214,6 
Frankreich 9,540 19,100 20,420 93,5 
BRD 7,270 14,600 39,040 37,4 
Schweiz 6,760 13,500 5,728 235,7 
Kanada 5,930 11,900 17,582 67,7 
Japan 4,480 9,000 24,019 37,5 
Niederlande 3,580 7,200 13,927 51,7 
Schweden 3,450 6,900 7,465 92,4 
Italien 3,350 6,700 15,111 44,3 
Belgien 3,250 6,500 12,392 52,4 


Mit dieser Entwicklung geht zugleich die Konzentration ausländischer Direktinvesti- 
tionen auf die verarbeitende Industrie einher und nicht mehr — wie in anderen histo- 
rischen Phasen der kapitalistischen Entwicklung — nahezu ausschließlich auf die 
Rohstoffbranchen (46). Am Beispiel der USA läßt sich dies belegen: 1929 flossen 
24 % der US-Direktinvestitionen (bzw. nur 1,8 Mrd. Dollar) in die verarbeitende In- 
dustrie, während diese 1970 bereits 41,2 % (bzw. 32 Mrd. Dollar) des amerikani- 
schen Kapitals auf sich zieht. Dieser Trend drückt sich parallel dazu im relativen 
Rückgang des einst für die Direktinvestitionen bedeutsamen Bergbaus aus. So flos- 
sen im Jahr 1929 noch 16 % (oder 1,2 Mrd. Dollar) in den Bergbau, während dieser 
Sektor 1970 nur noch 7 % der US-amerikanischen Direktinvestitionen behauptet 
(trotz eines absoluten Anstiegs auf 6,2 Mrd. Dollar) (47). 

Gliedern wir den Bereich der verarbeitenden Industrie nach Branchen auf, so 
zeigt sich in der Verteilung der US-Direktinvestitionen eine eindeutige Vorrangstel- 
lung der Chemieindustrie (25 %), des Fahrzeug- und des Maschinenbaus (jeweils 
13 %) im Bereich der verarbeitenden Industrie (48), innerhalb dessen sich der oben 


45 United Nations, a.a.O,, S. 159 

46 Siehe hierzu J. H. Dunning, Studies in International Investment, London 1970, S. 18, wo- 
nach bis zur Wirtschaftskrise 1929 von den (Geld)}Kapitalexporten kaum mehr als 10 % 
die Form von privaten Direktinvestitionen hatten. 

47 Diese Entwicklung ist auch für andere Industrienationen festzustellen: 1970 entfallen et- 
wa 40 % der britischen, 33 % der französischen, 27 % der japanischen und 75 % der BRD- 
Direktinvestitionen im Ausland auf Branchen der verarbeitenden Industrie. (Zahlenanga- 
ben bei Sabine v. Saldern, Internationaler Vergleich der Direktinvestitionen wichtiger In- 
dustrieländer, Institut für Wirtschaftsforschung Hamburg, HWWA-Report Nr. 15, Ham- 
burg 1973, S. 19, Schaubild 4). 

48 Angaben nach H. E. Scharrer (Hısg.), Förderung privater Direktinvestitionen, Hamburg 
1972, S. 106 
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benannte Prozeß einer Internationalisierung des produktiven Kapitals vollzogen hat. 

Ein ähnliches Bild in der sektoralen Verteilung der US-Direktinvestitionen ergibt sich 

nach dem Indikator des Netto-Anlagevermögens, das annähernd das fixe Kapital in- 

diziert, das seinerseits für die technischen Durchschnittsbedingungen der angewandten 

Arbeit von Bedeutung ist (49). 

Dieses Wachstum der Direktinvestitionen im Ausland und ihre zunehmende 
Konzentration auf Branchen der verarbeitenden Industrie, kann zugleich als Indika- 
tor für die Expansion sog. multinationaler Konzerne genommen werden, ohne daß 
beides vollkommen identisch wäre. Dies hängt nicht zuletzt auch davon ab, in wel- 
chen quantitativen Größen der Begriff des multinationalen Konzerns beschrieben 
wird. Häufig wird davon ausgegangen, daß das Kriterium der „Multinationalität‘“ 
erst dann erfüllt sei, wenn 25 % des Umsatzes, der Investitionen oder der Beschäf- 
tigtenzahl eines Konzerns auf Produktionsstätten im Ausland entfallen (50). Für un- 
sere Fragestellung sind die oben genannten allgemeinen Daten jedoch zunächst aus- 
reichend. 

Denn sie umreißen zumindest den Hintergrund bedeutender Auslandsinvestitio- 
nen der USA im Bereich der verarbeitenden Industrie, die von den amerikanischen 
Gewerkschaften schon frühzeitig mit dem Argument einer Gefahr des ‚job export‘ 
durch multinationale Konzerne kritisiert wurden (51). Dies führte bereits Mitte der 
50er Jahre in der United Automobile, Aerospace and Agricultural Implement Wor- 
kers of America (UAW), der bedeutendsten US-amerikanischen Branchengewerk- 
schaft, zur Konzeption der gewerkschaftlichen Weltkonzernausschüsse, die im Rah- 
men des Internationalen Metallarbeiterbundes (IMB) realisiert werden sollten (52). 
Mit dieser Konzeption der Weltkonzernausschüsse war von Anfang an die Vorstel- 
lung verbunden, durch Schaffung einer Lohnparität insbesondere zwischen den ame- 
rikanischen und westeuropäischen Werken der US-Automobilkonzerne deren wach- 
sender Auslandsproduktion die Basis zu entziehen. 

Diese ‚protektionistischen‘ Bedürfnisse der UAW (53) stießen jedoch bis Mitte 
49 Danach entfallen 1970 vom gesamten Netto-Anlagevermögen, das sich im Besitz des US- 

Kapitals im Ausland befindet, innerhalb des Sektors der verarbeitenden Industrie allein 
auf die Chemieindustrie 22 %, auf den Fahrzeugbau 17 %, auf den Maschinenbau (ohne 
Elektrogeräte) 12 %, auf die Metallverarbeitung 8 % und die Nahrungsmittelindustrie 
6%. 

nssahiiten nach Committee on Finance, United States Senate, Multinational Corpo- 
rations. A Compendium of papers submitted to the subcommittee of international trade 
of the Committee on Finance of the United States Senate, Washington Feb. 1973, S. 57 

50 Sidney E. Rolfe/Walter Damm, The Multinational Corporation in the World Economy, 
New York 1970, S. 17 — Eine andere Klassifikation schlägt Charles Kindleberger, American 
Business Abroad, London 1969, S. 180 ff. vor. 

51 Nach Schätzungen der AFL/CIO gingen zwischen 1966 und 1969 ca. 500 000 Arbeitsplät- 
ze durch die Veränderung der Außenhandelsstruktur und insbesondere die Reimporte 
amerikanischer Auslandstöchter verloren. Siehe zur Darstellung der Diskussion um den 
‚job export‘ Rolf Jungnickel/Klaus Matthies, Multinationale Unternehmen und Gewerk- 
schaften, Hamburg 1973, S. 20 ff. 

52 ICFTU World Economic Conference Reports No. 2, The Multinational Challenge, Brüssel 
1971,S. 11 und 24 

53 Gerade an diesem Beispiel erweist sich die Problematik, gewerkschaftliche Internationali- 


sierung und ‚Protektionismus‘ als einander ausschließende gewerkschaftliche Strategien 
zu diskutieren. 
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der 60er Jahre auf Widerstände der westeuropäischen Gewerkschaften, was sogar 
zur Folge hatte, daß die UAW versuchte, „hinter dem Rücken“ der IG Metall durch 
betriebliche Kontakte bei Ford und Opel diese Annäherung der Löhne zu errei- 
chen (54). Der Weigerung der IG Metall, an den intendierten Weltkonzernausschüssen 
zu partizipieren und die von der UAW geforderte Angleichungsleistung zu erbringen, 
lag dabei sicherlich nicht nur die tarifpolitische Überlegung zugrunde, dadurch ‚Hoch- 
löhner‘-Zentren zu schaffen (55), sondern insbesondere eine vom US-Kapital voll- 
ständig verschiedene Weltmarktposition der westdeutschen Branchenkapitale, die 
sich z. B. in der Ungleichzeitigkeit der Expansion von Direktinvestitionen im Ausland 
ausdrückt. 

Erst als Mitte/Ende der 60er Jahre auch in Westeuropa sich die Tendenz der 
wachsenden Auslandsproduktion abzeichnete, waren auch die westeuropäischen 
(insb. die westdeutschen) Gewerkschaften zur Konstituierung von Weltkonzernaus- 
schüssen bereit. Diese sind seit 1966 in rascher Folge insb. in der Automobil-, Elek- 
tro- und Chemiebranche entstanden, wie die auf der folgenden Seite befindliche Ta- 
belle II zeigt. 

Gerade am Beispiel der Bundesrepublik läßt sich zeigen, daß sich diese Entste- 
hungsphase gewerkschaftlicher Weltkonzernausschüsse mit einem sprunghaften An- 
stieg der BRD-Direktinvestitionen im Ausland deckt (siehe hierzu Tabelle III auf der 
übernächsten Seite). 

An dieser Entwicklung ist auffallend, daß etwa 78% des heutigen Bestandes 
der BRD-Auslandsinvestitionen seit 1965 getätigt wurden. Hieraus kann zugleich 
begründet werden, daß die gewerkschaftlichen Weltkonzernausschüsse nicht quasi 
naturwüchsig aus den multinationalen Konzernen entstanden sind, sondern erst un- 
ter spezifisch historischen Bedingungen zu dem Zeitpunkt, als die protektionstischen 
Interessen der amerikanischen mit denen der westeuropäischen (insb. der westdeut- 
schen) Gewerkschaften zusammenfielen. i 

Haben wir bisher die sektorale Strukturveränderung der ausländischen Direkt- 
investitionen zur Erklärung der neuen Form gewerkschaftlicher Internationalisierung 
und die Ungleichzeitigkeit in ihrer Durchsetzung zur Erklärung des Zeitpunkts der 
Entstehung der gewerkschaftlichen Weltkonzernausschüsse herangezogen, so kann 
noch ein drittes Moment angeführt werden: die Tendenz zur regionalen Strukturver- 
änderung im Prozeß der Internationalisierung von produktivem Kapital. 

Ging es den Gewerkschaften bei der Initiierung von Weltkonzernausschüssen 
insgesamt darum, z. B. drohendem Arbeitsplatzverlust durch gewerkschaftliche In- 
ternationalisierung entgegenzuwirken, so war diese Zielsetzung z. B. nach einer Er- 
klärung des MICHELIN-Konzernausschusses speziell durch das Interesse motiviert, 
„Ungerechtigkeiten, Notsituationen, verlorene Arbeitsplätze und Lohneinbußen in 
den wohlhabenderen Teilen der Welt“ sowie die durch die multinationalen Konzer- 


54 “Tom Etty/Kurt P. Tudyka, Wereldconcernraden — Vakbonden en hun ‚kapitaalgerichte‘ 
strategie tegen multinationale ondernemingen, Te Elfder Ure Nr. 16, Nijmegen 1974, 
S. 363 

55 So Otto Brenner, zitiert nach Etty/Tudyka, a.a.O., S. 363 


43 


Tabelle II: Weltkonzernausschüsse des Internationalen Bundes Freier Gewerkschaften (IBFG) 


(56) 
Jahr/Ort.d. Konzern Initiator 
Gründung 
1966 Detroit General Motors IMF 
Detroit Ford IMF 
Detroit Chrysler-Simca-Rootes IMF 
Wolfsburg Volkswagen/Daimler-Benz IMF 
1967 Geneve International Harvester Inc. IMF 
Geneve Working Committee on MNGs in the IMF 
Electro and Electronics Industry 
Brüssel Philips EMB 
1969 Geneve Saint Gobain ICF 
Paris C.I. des Wagons Lits et du Tourisme IUF 
Brüssel Fokker/VFW EMB 
1971 London BLMC, Fiat/Citroen, Renault-Peugeot, IMF 
Nissan-Toyota 
Geneve Rhone-Poulenc ICF 
Geneve Kimberley Clark Corp. ICF 
Greneve Michelin ICF 
Geneve Dunlop-Pirelli ICF 
Istanbul Shell, Gulf Oil etc. IFPCW 
1972 Geneve W. R. Grace & CO. ICF/IUF 
Geneve Nestle IUF 
Bielefeld Oetker IUF 
Geneve Ciba-Geigy ICF 
Geneve Hoffman-La Roche ICF 
Geneve Akzo ICF 
London Shell ICF 
London British Petroleum ICF 
Geneve Pilkington ICF 
1973 Paris Goodyear ICF 
Paris Firestone ICF 
Geneve Unilever ICF/IUF 
Geneve Permanent Council Tobacco Industry IUF 
(BAT, Rupert/Rembrandt, Reynolds 
etc. 
Geneve St. Regis ICF 
Gothenburg Volvo-Saab IMF 
1974 Geneve Du Pont de Nemours ICF 


56 Etty/Tudyka, a.2.0., S. 388 f. — 
Abkürzungen: 
EMB Europäischer Metallgewerkschaftsbund 
ICF Internationale Föderation der Chemie- und Fabrikarbeiterverbände 
IFPCW Internationale Föderation der Chemie- und Petroleumarbeiter 
IMF Internationaler Metallarbeiterbund 
IUF Internationale Union der Lebensmittel- und Genußmittelarbeiter-Gewerkschaften 
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Tabelle IH: Entwicklung des Bestandes der BRD-Direktinvestitionen seit 1955 (57) 


Jahr Bestand in Mio. DM 
1955 421,1 
1956 831,0 
1957 1349,2 
1958 1858,6 
- 1959 2422,2 
1960 3161,8 
1961 3842,5 
1962 4955,7 
1963 6070,8 
1964 7205,1 
1965 8317,1 
1966 9995 ,3 
1967 12056,8 
1968 14349,0 
1969 17618,3 
1970 21113,2 
1971 23780,7 
1972 26596,2 
1973 32234,1 
1974 . 36760,3 
1975 (1. Halbjahr) 39200,0 


ne geschaffene potentielle Bedrohung altgedienter Arbeitskräfte“ (58) abzuwehren. 
Diese spezifische Konkurrenz zwischen Arbeitern der entwickelten Industrienatio- 
nen und den Ländern, die sich im Stadium einer nachzuholenden Industrialisierung 
befinden, läßt sich als Interessenkonflikt für die gewerkschaftlichen Organisationen 
auch für andere Konzerne nachweisen (59). 

Welche Überlegungen liegen dieser spezifischen Frontstellung zugrunde? Der 
überwiegende Teil der ausländischen Direktinvestitionen wird zwar nach wie vor in- 
nerhalb der entwickelten kapitalistischen Industrienationen getätigt, doch bedeutet 
dies keineswegs, daß die Länder der Dritten Welt außerhalb dieses allgemeinen Trends 
zur Internationalisierung von produktivem Kapital stehen. Vielmehr weist die Ent- 
wicklung der US-Direktinvestitionen im Ausland sogar aus, daß deren Zuwachsraten 
in der verarbeitenden Industrie z. B. Lateinamerikas größer sind als im Durchschnitt 
aller Länder, in denen US-Konzerne investieren. So wuchsen zwischen 1960 und 1968 
die US-Direktinvestitionen im Ausland um insgesamt 11,5 %, dagegen in Lateiname- 
rika im selben Zeitraum um 12,8 %. Mit dieser Zuwachsrate übertrifft Lateinamerika 


57 Saldern, a.a.O., S. 70 — Tagesnachrichten des Bundesministeriums für Wirtschaft Nr. 6901 
vom 26.4.74 — Handelsblatt vom 18./19.7. und 1.12.1975 — Weitere Daten siehe in dem 
Beitrag ‚Zur Internationalisierung der westdeutschen Wirtschaft‘, in: WSI-Mitteilungen 
Nr. 4, Köln 1976 

58 Levinson, 4.2.0., S. 117 £. 

59 So berichtete auf dem 6. Wiss. Colloguium der AFK etwa der IUL-Vertreter Horst Stasius 
von einer Produktionsverlagerung des Nestle-Konzerns von Frankreich nach Madagaskar, 
die zu einer erheblichen Einschränkung der Produktion und Beschäftigten in den franzö- 
sischen Betrieben geführt und innerhalb der LUL nicht überwindbare Interessengegensät- 
ze zwischen den Betroffenen Gewerkschaften geschaffen hat. 
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beispielsweise die Entwicklung in Kanada (7,4 %) und bleibt nur geringfügig hinter 
der Westeuropas zurück (13,9 %) (60). Diese Tendenz zum Ansteigen der Zuwachs- 
raten der Direktinvestitionen in den Ländern der Dritten Welt läßt sich auch für die 
neuere Entwicklung in der BRD belegen (61). 

Ohne an dieser Stelle auf mögliche Ursachen dieser empirisch feststellbaren 
Tendenz zur wachsenden Produktionsverlagerung in sog. Niedriglohn-Länder einzu- 
gehen, die für einen eingeschränkten Bereich von Industriezweigen innerhalb des 
oben erwähnten Branchenspektrums der verarbeitenden Industrie feststellbar ist (62), 
soll hier lediglich auf die unterschiedliche Auswirkung dieser Direktinvestitionen 
auf Möglichkeiten gewerkschaftlicher Internationalisierung verwiesen werden. Und 
hier scheinen uns zwei Faktoren von Bedeutung zu sein: zum einen die Unmöglich- 
keit, eine ökonomische Interessenidentität aufgrund enormer Differenzen in den 
Produktionsbedingungen herzustellen; zum andern werden hier mögliche negative 
Beschäftigungseffekte für die Arbeiterin den entwickelten kapitalistischen Industrie- 
nationen nicht durch wechselseitige Direktinvestitionen kompensiert, was aufgrund 
der ‚cross investments‘ bei Produktionsverlagerungen innerhalb der Industrienatio- 
nen vorübergehend der Fall sein kann (63). 

Faßt man die hier entwickelten drei Faktoren zusammen, so läßt sich die Ent- 
stehung und Zielsetzung der Weltkonzernausschüsse als neue Formen gewerkschaft- 
licher Internationalisierung abschließend wie folgt beurteilen: 

— ihre neue organisatorische Form begründet sich durch die Internationalisierung 
von produktivem Kapital, die in Gestalt der multinationalen Konzerne dazu führt, 
daß sich innerhalb von Einzelkapitalen die Konkurrenz national unterschiedlicher 
Produktionsbedingungen manifestiert; 

— ihrem Inhalt nach ist jedoch auch diese Form gewerkschaftlicher Internationali- 
sierung durch den Protektionismus nationaler Gewerkschaften gekennzeichnet, 

— in dessen Rahmen sich ein spezifischer Interessenkonflikt zwischen den nationalen 


60 Siehe hierzu CEPAL, Estudos economicos de America Latina, Santiago de Chile 1970, E/CN 
12/868, 1. Kapitel — Fernando Fajnzylber, La empresa internacienal en la industrializa- 
cion de America Latina, Santiago de Chile Okt. 1971 (Manuskript). 

61 Zwar weist der Anteil der BRD-Direktinvestitionen in sog. Entwicklungsländern am je wei- 
ligen Gesamtbestand der BRD-Direktinvestitionen eine fallende Tendenz auf (so betrug 
dieser Anteil 1961 39,1 % — 1971 28,1 % - 1975 etwa 25 % des jeweiligen Gesamtbe- 
standes), doch liegen die jährlichen Zuwachsraten neuerdings überproportional hoch. So 
liegt etwa in der 1. Hälfte 1975 der Anteil der Direktinvestitionen in sog. Entwicklungs- 
länder mit 32 % am Netto-Kapitalabfluß aus der BRD in diesem Zeitraum über dem pro- 
zentualen Anteil von etwa 25 % am Gesamtbestand der BRD-Direktinvestitionen im Aus- 
land. Zahlen nach Saldern, a.a.0., S. 71 — WSI-Mitteilungen 4/76, a.a.O., S. 232 — Han- 
delsblatt vom 1.12.75 

62 Hierzu sollen in einem späteren Beitrag einige Überlegungen entwickelt werden. 

63 Stellt man etwa die BRD-Direktinvestitionen im Ausland den ausländischen Direktinve- 
stitionen in der BRD gegenüber, $o zeichnet sich eine Veränderung ab. Lagen 1971 - 73 
die BRD-Auslandsinvestitionen noch unter den ausländischen Investitionen in der BRD, 
stellte sich 1974 erstmals eine Parität der wechselseitigen Kapitalbewegungen her (mit je 
4,5 Mrd. DM), so lagen 1975 die BRD-Auslandsinvestitionen erstmals doppelt so hoch wie 
die ausländischen Investitionen in der BRD (5,25 gegenüber 2,53 Mrd. DM). Zahlenanga- 
ben nach WSI-Mitteilungen 4/76, a.a.O., S. 233 
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Gewerkschaften der entwickelten und unterentwickelten Länder herausbilden kann. 

Wird auf diesem Hintergrund — zumindest für die Gewerkschaften der entwik- 
kelten kapitalistischen Industrienationen — eine Internationalisierung der Gewerk- 
schaften zur „‚Überlebensfrage der Gewerkschaftsbewegung‘“ (64), so ist nun im fol- 
genden die praktische Substanz dieser neuen Form gewerkschaftlicher Internationa- 
lisierung zu überprüfen. Hierzu greifen wir zunächst den häufig als ‚Modellfall‘ rezi- 
pierten Arbeitskampf bei Akzo 1972 auf. 


2.2. Exkurs: Internationale Solidarität am Beispiel des 
Arbeitskampfes im Akzo-Konzern 1972 


Der Plan einer gleichzeitigen Stillegung von vier Betrieben des Chemiefaserkonzerns 
Akzo/Enka-Glanzstoff in den Niederlanden (Breda), der Bundesrepublik (Wuppertal), 
Belgien (Zwijnarde) und der Schweiz (Rorschach), der zu insgesamt etwa 6000 Ent- 
lassungen führen sollte, hatte im Herbst 1972 zu Kampfmaßnahmen in Breda und 
Wuppertal geführt, durch die die Rücknahme der Stillegungspläne erzwungen werden 
konnte (65). Der Erfolg dieses Kampfes wurde als „ein Fanal internationaler Tätig- 
keit der Gewerkschaften‘ interpretiert, als „ein Meilenstein, der die ganze interna- 
tionale Tätigkeit der Gewerkschaften .... fördern und stimulieren wird“ (66), als 
Beleg für die Möglichkeit, „über die nationalen Grenzen hinweg durch die Solidari- 
tät der Arbeitnehmer eine Gegenmacht zu entwickeln, die es gestattet, zur Sicherheit 
der Arbeitsplätze auch in multinationalen Unternehmungen beizutragen“ (67). 

Seit etwa 1974 führt der Akzo-Konzern die zuvor geplanten und zunächst 
erfolgreich verhinderten Freisetzungen mit einer veränderten Strategie durch (68) — 
ohne daß es bislang zu vergleichbaren gewerkschaftlichen Reaktionen gekommen 
wäre. Auf diesem Hintergrund der aktuellen Entwicklung ist zu fragen, inwieweit 
dem Arbeitskampf von 1972 derart spezifische Ursachen zugrunde lagen, die dessen 
Verallgemeinerung zum ‚Modellfall‘ gewerkschaftlicher Internationalisierung verbie- 
ten. 

Hierbei ist zuallererst auf die Konzernstrategie zu verweisen, die durch die Ab- 


64 Levinson, a.a.O., S. 120 

65 Siehe hierzu die ausführlichen Darstellungen von Pierre Hoffmann/Albert Langwieler, Noch 
sind wir da! Arbeiter im multinationalen Konzern — Der Erfolg des ersten internationa- 
len Solidaritätsstreiks in Westeuropa, Reinbek 1974 — Aad van Cortenberghe/Jeroen Ter- 
lingen, Enka — dossier, Utrecht 1972 

66 So der schweizerische Gewerkschaftsvertreter vor dem Gewerkschaftstag der IG Chemie 
1972, zitiert nach: Piehl, a.a.0., S. 198 

67 So der 2. Vorsitzende der IG Chemie vor dem Gewerkschaftstag, zitiert nach: Piehl, a.a.O., 
S.197£. 

68 Zum Umfang der freigesetzten Arbeitskräfte liegen widersprüchliche Zahlenangaben vor. 
Nach einer ersten Quelle hat der Beschäftigtenabbau 1975 3100 betragen und für 1976 
ein weiterer Abbau von 2400 Arbeitsplätzen vorgesehen (Extra-Dienst Nr. 33 vom 23.4.76), 
nach einer zweiten Quelle ist der Beschäftigtenstand von 1974 auf 1975 um 7200 gesun- 
ken und für 1976 eine Verringerung des Beschäftigtenstandes um weitere 5100 geplant 
(Süddeutsche Zeitung vom 14.4.76). 
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sicht einer direkten Produktionsverlagerung durch Betriebsstillegungen gekennzeich- 
net war (69), von der zudem gleichzeitig mehrere Belegschaften in verschiedenen 
westeuropäischen Ländern betroffen waren. Diese gleichzeitige und gleichartige Be- 
troffenheit hat die. Solidarisierung ermöglicht. Dies kann man u. a. auch daraus er- 
sehen, daß von anderen Belegschaften des Akzo-Konzerns, die nicht von einem Ar- 
beitsplatzverlust bedroht waren, selbst innerhalb nationaler Grenzen keine solidari- 
chen Aktionen ausgingen. Dies trifft etwa für die Werke Obernburg und Obernbruch 
in der BRD zu. Hier wurde die Solidarisierung sogar mit dem Argument verweigert, 
daß die geplanten Produktionsverlagerungen in den anderen Betrieben die Erhaltung 
der eigenen Arbeitsplätze garantiere (70). 

Aber auch die internationale Solidarisierung selbst zwischen den von der Still- 
legung bedrohten Betrieben wies Brüche auf. Denn sie beschränkte sich auf die Be- 
legschaften in Breda und Wuppertal; von den betroffenen Betrieben in Belgien und 
in der Schweiz sind keinerlei Kampfmaßnahmen bekannt. Dabei hatte die Betriebs- 
besetzung des Werkes Breda die ausschlaggebende Initialfunktion; ohne sie — so 
kann heute yermutet werden — hätte kein ‚internationaler Arbeitskampf“ stattge- 
funden, zumal ein Teil der Belegschaft des Werkes Wuppertal bereit gewesen war, 
„sich mit der Schließung des Werkes und einem Sozialplan abzufinden. Die Aktion 
in Wuppertal kommt erst zustande, nachdem die holländischen Arbeiter in Breda 
das Werk besetzt haben“ (71). Die Ursachen dieser Betriebsbesetzungen — der er- 
sten nach 1945 in den Niederlanden — zeigen ein weiteres spezifisches Moment: 
das Ausmaß einer persönlichen Betroffenheit, die keine andere Alternative zuließ. 

Entscheidend waren hierbei insbesondere drei Umstände. Zum einen regio- 
nale Besonderheiten, denn das Gebiet um Breda (Nordbrabant) weist traditionell 
die relativ höchsten regionalen Arbeitslosenquoten auf. Der Arbeitsplatzverlust hätte 
ihren Wegzug aus Breda erzwungen. Zum zweiten die Altersstruktur der Beschäftig- 
ten, die mehrheitlich über 42 Jahre alt waren (72). Drittens gab es bei der Breda- 
Belegschaft schon eine breite Erfahrung mit Arbeitsplatzunsicherheit und -verlust: 
zum überwiegenden Teil handelte es sich um ehemalige Bergarbeiter, die nach den 
Grubenstillegungen im limburgischen Kohlebergbau schon einmal ihren Arbeits- 
platz verloren hatten und für die Tätigkeit bei Enka umgeschult worden waren. Dieser 
spezifische Hintergrund der überdurchschnittlichen persönlichen Betroffenheit er- 
klärt die Reaktionsweise einer Belegschaft, die zwar zu etwa 90 % gewerkschaftlich 
organisiert war (in der katholisch orientierten Gewerkschaft Nederlands Katholiek 
Verbond, NKV) (73), bis dahin jedoch keinerlei kollektive Kampferfahrungen ge- 
69 Daß es sich um eine Produktionsverlagerung gehandelt hat, das machen die umfangrei- 

chen Neuinvestitionen des Akzo-Konzerns z. B. in Ecuador (das Werk Enkador S.A. in 

der Nähe von Quito) und Brasilien (das Werk Companhia Bahiana de Fibros in der Nähe 
von Salvador/Bahia) im Synthesefaserbereich deutlich. 
79 Siehe hierzu Barbara Kasper/Lothar Schuster, Gegenmacht International, Film der Deut- 

schen Film- und Fernsehakademie Berlin (1974), DFFB-Filminformation 113, S. 8 
zı ebd., S.5 
72 Ad Teulings, Arbeitskonflikte und Gewerkschaften in den Niederlanden, in: Jacobi/Mül- 

ler-Jentsch/Schmidt (Hrsg.), Gewerkschaften und Klassenkampf, Kritisches Jahrbuch ‘73, 

Frankfurt 1973, S. 255 


73 Ali Wacker, Arbeitslosigkeit — Soziale und psychische Voraussetzungen und Folgen, 
Frankfurt 1976, S. 55 
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macht hatte. Die Arbeitsverhältnisse wurden als ausgezeichnet empfunden, was sich 
etwa in extrem niedrigen Absentismusquoten ausdrückte. Erst die so weitgehende 
existentielle Bedrohung, durch die vorhandene Identifikationsstrukturen mit dem 
Unternehmen aufgebrochen wurden (74), führte zu einem Arbeitskampf, von dem 
es uns aufgrund seiner spezifischen Ursachen auch äußerst fraglich erscheint, ob er 
einen ‚„‚Neubeginn des Klassenkampfs in Holland markiert“ (75). 

Das Ausmaß der persönlichen Betroffenheit bei den Beschäftigten des Werkes 
in Breda führte zu einem Arbeitskampf, dessen Initiierung spontan und zunächst 
auch unabhängig von überbetrieblichen, gewerkschaftlichen Leitungsorganen erfolg- 
te. Erst die Aktivitäten des betrieblichen Komitees ‚Breda Solidär‘ führten dazu, 
daß auch die holländischen Gewerkschaften — die zunächst von der „Unvermeidlich- 
keit des Stillegungsbeschlusses“ (76) ausgegangen waren — ihre Unterstützung zusag- 
ten. Von der Betriebsbesetzung in Breda wurden sie jedoch ebenso überrascht wie 
dies auf dem zu der Zeit stattfindenden Gewerkschaftstag der IG Chemie ‚‚mit Er- 
staunen‘ von in- und ausländischen Gewerkschaftsvertretern zur Kenntnis genom- 
men wurde (77). 

Im BRD-Werk Wuppertal stellte sich die Situation aufgrund besserer Umset- 
zungsmöglichkeiten und der Zufriedenheit eines Teils der Belegschaft mit Abfindun- 
gen etwas anders; aber auch hier gingen insbesondere die internationalen Aktivitäten 
von einem Teil der Betriebsräte und Vertrauensleute aus. 

Auf diesem Hintergrund kann der Arbeitskampf bei Akzo kaum als exempla- 
risches Beispiel gewerkschaftlicher Internationalisierung interpretiert werden. So- 
fern die Internationale Chemiearbeiter Föderation (ICF) aktiv wurde, bezog sich ihre 
Strategie auf eine Institutionalisierung des Konfliktes, deren wesentliches Ziel Ver- 
handlungen eines ad-hoc gebildeten Weltkonzernausschusses für Akzo mit der Unter- 
nehmensleitung war (78). Zwar wurden von der ICF während des Arbeitskampfes 
sämtliche Akzo-Belegschaften zur Verweigerung von Überstunden aufgefordert, doch 
kann dies nicht als ausschlaggebend interpretiert werden. Die Betriebsbesetzung hatte 
innerhalb von fünf Tagen zum Erfolg geführt. 

Versucht man, die Lernprozesse aus diesem Arbeitskampf zu bilanzieren, so 
fallt das Ergebnis bei den betroffenen Arbeitern, den Gewerkschaften und der Kapi- 
talseite äußerst unterschiedlich aus. Bei den Arbeitern scheint eine tiefe Demobili- 
sierung und ein Gefühl der Ohnmacht eingetreten zu sein (79) mit dem Ergebnis, 
daß der Arbeitskampf kaum erinnert wurde und bei späteren Entlassungen und einer 
bedeutenden Intensivierung der Arbeit in Breda kein Widerstand entgegengesetzt wur- 
de. 


74 Siehe hierzu die bei Wacker, a.a.O. zitierten ‚Bredaer Protokolle‘. 

75 Dies die Interpretation bei Teulings, a.a.O., S. 253 

76 ebd., S. 255 

77 Siehe hierzu Albert Langwieler, Erster internationaler Solidaritätsstreik in Westeuropa 
zur Abwehr von Betriebsstillegungen, Referat auf dem 6. Wiss. Colloquium der AFK, 
Hannover Oktober 1975 (Manuskript). 

78 ebd., S. 8f. 

79 Kasper/Schuster, a.a.0., S. 9 f. — Die beiden Autoren haben ihre Interviews zwei Jahre 
nach dem Erfolg 1972 durchgeführt. 
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Die Gewerkschaften haben die 1972 bestandene Kampfbereitschaft nicht ge- 
nutzt, haben die auf Betriebsebene existierenden internationalen Kontakte zwischen 
Vertrauensleuten und Betriebsräten eingefroren und sie stattdessen ausschließlich 
auf die Ebene des gewerkschaftlichen Weltkonzernausschusses für Akzoverlagert (80), 
der von den befragten Vertrauensleuten in Breda als „höhere Ebene“ (81) empfunden 
wird. Diese Institutionalisierung des Kontlikts hat sicherlich zur Demobilisierung 
und Resignation unter den Beschäftigten beigetragen (82), obgleich die gegenwärtige 
Entwicklung nicht ausschließlich mittels eines ‚Basis-Bürokratie-Gegensatzes‘ inter- 
pretiert werden kann. 

Denn insbesondere die Kapitalseite hat aus dem Arbeitskampf 1972 gelernt. 
Unmittelbar nach der Rücknahme des Stillegungsbeschlusses kündigte der Akzo-Vor- 
stand an: „In Zukunft sollen die Konflikte lokalisiert und gestreckt werden“. Dies 
bedeutet, „daß in Zukunft nie mehrere Betriebe gleichzeitig geschlossen werden, 
um internationale Solidarität unter den Arbeitern zu verhindern“ und ‚daß die Pro- 
duktion in einem oder mehreren Betrieben allmählich abgebaut wird“ (83). Dies 
scheint gegenwärtig voll praktiziert zu werden, was letztlich heißt, daß die Kapital- 
vertreter die strukturellen Schwächen der gewerkschaftlichen Weltkonzernausschüs- 
se wie auch die Grenzen einer gewerkschaftlichen Internationalisierung allgemein 
sehr viel realistischer erkannt haben, als dies innerhalb der Gewerkschaftsbewegung 
diskutiert wird. 


2.3. Eine ‚neue Phase‘ gewerkschaftlicher Internationalisierung 
durch multinationale Konzerne? 


Die Weltkonzernausschüsse sind als neue Formen gewerkschaftlicher Internationali- 


80 Die Geschichte des Weltkonzernausschusses für Akzo ist reichlich undurchsichtig. Nach- 
dem im Herbst 1972 ein ad-hoc-Konzernausschuß gegründet wurde, fand erst 2 1/2 Jahre 
später (im Frühjahr 1975) eine offizielle ‚Gründungsversammlung‘ eines ständigen Welt- 
konzernausschusses in Nunspet (Niederlande) statt. Diese faktische Nichtexistenz des 
Weltkonzernausschusses scheint durch Differenzen zwischen den drei holländischen Ge- 
werkschaften und der IG Chemie begründet zu sein. Siehe hierzu Tudyka, Illusionärer In- 
ternationalismus, a.a.O., S. 59 

8 Bei Kasper/Schuster, a.a.O., ist folgendes Gespräch mit einem Vertrauensmann aus Breda 
zitiert (S. 10): „Frage: Gibt es noch Kontakte zum Werk Wuppertal? A: Es gibt regel- 
mäßig Kontakt mit den deutschen Gewerkschaften, aber das ist auf einer Ebene, auf der 
ich nicht dabei bin — man kann sagen auf einer höheren Ebene... .. F: Sehen Sie Möglich- 
keiten, auf Betriebsebene internationale Kontakte herzustellen? A: Was mich betrifft, ja. 
Wir haben damals schon gezeigt, daß diese internationalen Kontakte sehr wichtig sind. 
Irgendwann hat sich alles wieder in Nichts aufgelöst, weil man Unterstützung braucht 
von seiner Organisation. Diese Unterstützung ist sehr wichtig, weil die internationale Ge- 
werkschaftsorganisation die Kanäle hat für die internationalen Kontakte. Ich will hiermit 
aufrufen an die holländische und die internationale Gewerkschaft: Laßt uns nicht mehr 
lange warten — eine Anzahl von Vertrauensleuten ist bereit, diese Arbeit zu machen“. 

82 Diese These wird sehr pointiert von L. Mette/C. Schäfer/K.-H. Schneider/F. Semmler/ 
B. Walter in einem Arbeitsgruppenpaper „Internationale Konkurrenz und Solidarität der 
Arbeiter: das Beispiel des Arbeitskampfes bei Akzo 1972“ (Manuskript, FB 15 der Freien 
Universität Berlin, Mai 1976) vertreten. 

83 Kasper/Schuster, a.a.0., S. 3 
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sierung — neben den bestehenden Internationalen der gewerkschaftlichen Dachver- 
bände und Branchengewerkschaften — in der Absicht entstanden, eine „dritte Säule“ 
gewerkschaftlicher Internationalisierung zu schaffen (84). Gelegentlich wurde ihre 
Konstituierung mit sehr weitreichenden Erwartungen verknüpft: durch sie sollte 
eine „transnationale Basismobilisierung‘ sowie eine Überwindung der ideologischen 
Spaltung der Gewerkschaftsbewegung möglich werden (85). 

Mittlerweile sind derartig euphorische Erwartungen jedoch nüchtereren Ein- 
schätzung gewichen: die Weltkonzernausschüsse seien organisatorische Untergliede- 
rungen der bestehenden Brancheninternationalen, ihre personelle Zusammensetzung 
weise sie eher als ‚basisferne‘ Organe aus, bei Arbeitskämpfen in Betrieben multina- 
tionaler Konzerne seien sie relativ bedeutungslos geblieben, Gewerkschaftsmitglieder 
wüßten sehr häufig nicht einmal von ihrer Existenz etc (86). 

Dieser Realismus in der Beurteilung der gewerkschaftlichen Weltkonzernaus- 
schüsse hat nun seinerseits zu einer Auffassung geführt, die im innergewerkschaftli- 
chen ‚Basis-Bürokratie‘-Gegensatz das entscheidende Hemmnis für eine gewerkschaft- 
liche Internationalisierung sieht (87). Angesichtsder Praktiken z.B. derwestdeutschen 
Gewerkschaften, die internationale Kontakte auf Betriebsebene mittlerweile expli- 
zit untersagen (88), wird eine derartige Einschätzung verständlich. Die relative Be- 
deutungslosigkeit der Weltkonzernausschüsse kann hieraus jedoch nicht ausschließ- 
lich begründet werden. 

Unserer Auffassung nach handelt es sich vielmehr um eine strukturell beding- 
te Schwäche der Weltkonzernausschüsse, die erstens in der Form der realen Durch- 
setzung national unterschiedlicher Produktionsbedingungen auf Konzernebene 
begründet ist, zweitens in deren trotz multinationaler Konzerne fortbestehender 
Existenz. 

Denn die Verschiedenheit nationaler Produktions- und Reproduktionsbedin- 
gungen, die entscheidendes Bewegungsmoment der multinationalen Konzerne ist, 
erscheint auf der Ebene der Konzerne nur z. B. im Falle von Produktionsverlagerun- 
gen durch Betriebsstillegungen in direkter Form. Die internationale Arbeitsteilung, 
die sich durch die multinationalen Konzerne durchsetzt, findet jedoch nur zu einem 
äußerst geringen Teil durch direkte Verlagerung von produktivem Kapital statt. Die 
vorherrschende Form ist vielmehr die einer relativen Einschränkung von Neuinvesti- 
tionen (insb. Erweiterungsinvestitionen) im Herkunftsland. Die auf den ‚spektakulä- 
ren Einzelfall‘ der direkten Produktionsverlagerung zugeschnittenen Weltkonzern- 


84 Piehl, a.a.O., S. 304 

85 In diesem Sinne argumentieren etwa Matthöfer, Nehls, Piehl u. a. 

86 Etty/Tudyka, Wereldconcernraden... .,a.a.0., — Dies., Referat auf dem 6. Wiss. Colloquium 
der AFK, Hannover Oktober 1975 

87 So etwa bei Eva Brumlop, Internationale Arbeitersolidarität: Streik bei Dunlop-Pirelli, in: 
express, Null-Nummer Offenbach 1972, S. 9 

88 So die IG Metall-Vertreter auf der 2. Generalversammlung des Europäischen Metallarbei- 
terbundes in Frankfurt, Oktober 1974. Siehe hierzu Werner Olle, Internationale Gewerk- 
schaftspolitik am Beispiel der IG Metall, in: Kritik der politischen Ökonomie Nr. 3/4, 
Westberlin 1975, insbesondere S. 169 ff. — Siehe hierzu auch die betrieblichen Erfahrungs- 
berichte, in: Gewerkschaftliche Monatshefte Nr. 7/1971 
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ausschüsse sind aiso in ihrer Bedeutung dadurch eingeschränkt, daß der Prozeß der 
internationalen Arbeitsteilung sich wesentlich durch indirekte Verlagerung von pro- 
duktivem Kapital vollzieht. 

Das soll am Beispiel der westdeutschen Elektrokonzerne AEG und SIEMENS 
illustriert werden. 


Tabelle IV: /nlands-Auslandsbeschäftigte 1964 - 1973 (in Tausend) (89) 


64 65 66 67 68 69 70 71 72 73 


AEG-Telefunken 

— Gruppe Inland 127 128 126 124 133 148 160 146 144 150 
— Ausland 5 6 12 12 13 16 18 21 22 25 
SIEMENS 

— Inland 212 21 218 202 211 220 234 234 27 222 
— Ausland 35 36 39 40 45 52 67 72 74 8 


Beide Konzerne weisen zunächst übereinstimmend einen Anstieg der Inlandsbeschäf- 
tigten für die Zeit 1964 - 1970 aus (mit Ausnahme des Beschäftigtenrückgangs wäh- 
rend der Krise 66/67). Parallel dazu steigt der Anteil der im Ausland Beschäftigten 
relativ überproportional (bei Siemens auch in absoluten Zahlen). Ab 1970 — dem je- 
weiligen Höchststand der Inlandsbeschäftigten — ist jedoch in beiden Konzernen 
die Zahl der Inlandsbeschäftigten absolut rückläufig (AEG - 10000, Siemens - 12000) 
bei gleichzeitigem Anwachsen der Auslandsbeschäftigten (AEG + 7000, Siemens 
+ 14000). 

Neuere Daten für SIEMENS weisen sogar den beschleunigten Fortgang dieser 
Entwicklung aus (90): 


Beschäftigte 1974 1975 
(in 1000) 

— Inland 221 207 

— Ausland 88 90 


Das bedeutet, daß seit 1970 eine Verlagerung von produktivem Kapital stattgefun- 
den hat, die zu einer beträchlichen Reduzierung der Inlandsbeschäftigten geführt hat 
(bei Siemens bereits um 27000 seit 1970) — ohne daß sich dieser Prozeß der Verla- 
gerung jedoch durch spektakuläre Betriebsschließungen in diesem Umfang vollzogen 
hätte. 

Auch für andere westdeutsche Konzerne ließe sich die Bedeutung der indirek- 
ten Produktionsverlagerung am Verhältnis von zumindest stagnierender (d.h. relativ 
rückläufiger) Zahl der Inlandsbeschäftigten und einem überproportionalen Zuwachs 
der Auslandsbeschäftigten demonstrieren (91). 


89 AEG-Telefunken, Geschäftsbericht 1973. S. 72 (Stichtag der Beschäftigtenzahlen jeweils 
31.12.) — Siemens, Geschäftsbericht 1972/73, S. 61 (Stichtag der Beschäftigtenzahlen je- 
weils 30.9.) 

90 SIEMENS-Mitteilungen Nr. 11/74 und 11/75 

91 Hier:u enthält der Text von Holthus/Jungnickel/’Koopmann/Matthies/Sutter, Die deut- 
schen multinationalen Unternehmen, Frankfurt 1974 einige Angaben. 
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Neben diesem Faktor der konzernspezifischen Durchsetzung internationaler 
Konkurrenzverhältnisse kommt noch das zweite Moment hinzu: die fortbestehende 
Existenz national unterschiedlicher Produktionsbedingungen. Denn die multinatio- 
nalen Konzerne lassen die Konkurrenz national unterschiedlicher Produktionsbedin- 
gungen lediglich deutlicher hervortreten, indem diese sichim Rahmen einesEinzelkapi- 
tals manifestiert. Hierdurch wird weder ein qualitativ neuartiges Konkurrenzverhält- 
nis erzeugt, noch findet eine derart einschneidende Modifikation in der Existenz na- 
tional unterschiedlicher Produktionsbedingungen statt, daß hieraus eine neue ‚objek- 
tive Basis‘ gewerkschaftlicher Internationalisierung gefolgert werden könnte. 

Zum empirischen Gehalt der Angleichungsthese, ihren methodischen Implika- 
tionen sowie ihrer Bedeutung für eine gewerkschaftliche Internationalisierung seien 
abschließend einige Überlegungen lediglich angedeutet. 

Neuere empirische Untersuchungen (92) weisen aus, daß zwar einige Industrie- 
nationen wie etwa die BRD im Durchschnitt der verarbeitenden Industrie insgesamt 
gegenüber den USA aufgeholt haben, daß aber nach Branchen differenziert noch er- 
hebliche Unterschiede im technologischen Niveau und Alter der Industriezweige 
fortbestehen. Dieses somit nach Branchen und Industriezweigen differenzierte Bild 
einer international unterschiedlichen Arbeitsproduktivität und Technologie läßt sich 
auch für den Sektor der multinationalen Konzerne belegen. Hier zeigt sich zwar, daß 
dieser Sektor seine überlegene Stellung in den einzelnen Branchen behauptet hat, 
daß aber innerhalb dieses Sektors nicht weniger eine internationale Abfolge der Ar- 
beitsproduktivität fortbesteht. 


Tabelle V: Verarbeitende Industrie: Umsatz pro Beschäftigten (in Dollar) 
Vergleich der gesamten Industrie und Multinationalen Konzerne 1970 (93) 


Land Industrie Multinatio- Multinatio- Multinatio- 
insgesamt nale nale nale Konzerne 
Konzerne Konzerne als v. H. der 
alsv.H.der US-Multi- 
Industrie nationalen 
insgesamt Konzerne 
USA 44,764 49,168 111 100 
Kanada 37,593 55,107 147 111 
Großbritannien 14,945 28,218 189: 57 
Belgien-Luxemburg 18,523 34,438 189 69 
Frankreich 20,567 37,165 181 75 
BRD 21,951 32,737 149 66 
Brasilien 11,148 20,185 181 41 
Mexico 12,932 30,222 234 61 


92 Siehe hierzu Helge Majer, Die, Technologische Lücke‘zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und den Vereinigten Staaten von Amerika, Tübingen 1973, insb. S. 214 und 222 — 
L. Nabseth/G. F. Ray (eds.), The Diffusion of New Industrial Processes. An International 
Study, Cambridge 1974 — sowie Erhebungen des Committee on Finance of the United 
State Senate (Washington 1973), der United States Tariff Comission (Washington 1970), 
sowie der United Nations (New York 1973), 

93 Committee on Finance, 4.2.0, $S. 773 — Weitere Daten zu den einzelnen Industriezweigen 
sind aufgeführt bei Wolfgang Schoeller, Weltmarkt und Reproduktion des Kapitals, Frank- 
furt 1976, insb. S. 107 £f. 
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Neben diesem Sachverhalt eines nach Branchen differenzierten Bildes der Produk- 
tionsbedingungen, das sich selbst für diejenigen Nationen nach weisen läßt, die globale 
Angleichungstendenzen der Produktionsbedingungen aufweisen, vollzieht sich wei- 
terhin insgesamt eine ungleichmäßige Entwicklung selbst zwischen den Industriena- 
tionen. So weisen Untersuchungen sogar für die EG-Staaten aus, daß der ungleich- 
mäßige Charakter der ökonomischen Entwicklung fortbesteht. 

„Dafür sprechen nicht nur die beträchtlichen Abweichungen im Tempo des wirtschaftlichen 
Wachstums zwischen den einzelnen Ländern, die nach wie vor bestehenden Unterschiede in der 
Produktionsstruktur sowie im Grad der Konzentration des Kapitals und der Produktion, sondern 
vor allem auch.das anhaltende Gefälle in der Produktivität der nationalen Kapitale... .“ (94). 
Aus den durchaus nachweisbaren partiellen Angleichungstendenzen zwischen einzel- 
nen Industrienationen während der Expansionsphase des Weltmarktsin den 50er und 
60er Jahren (insb. im Vergleich zur dominierenden USA), kann demzufolge auch 
empirisch nicht begründet werden, daß dadurch bereits reale gesellschaftliche Ver- 
hältnisse hergestellt worden sind, die einer weitgehenden /nternationalisierung der 
Akkumulation und Reproduktion des Kapitals gleichkämen. 

Dies führt zu einer weiteren Überlegung, nämlich dermethodischen Fragestellung 
an welche Voraussetzungen eine ‚internationalisierte‘ Reproduktion des Kapitals ge- 
bunden ist. Unserer Auffassung nach wäre selbst die Tendenz zur Konstituierung ei- 
nes „historisch wirklichen Weltkapitals‘ (95) — analogdem Konstitutionsprozeß des 
nationalen Gesamtkapitals als Resultat nationalstaatlicher Funktionen — logisch und 
historisch an die Voraussetzung einer supranationalen Staatlichkeit gebunden. Eine 
solche ‚Überwindung‘ des Nationalstaates ist demzufolge nicht als ökonomischer 
Mechanismus, sondern nur als politisch-militärische Aktion denkbar, die sich zwar 
letztlich aus ökonomischen Verhältnissen begründet, allerdings nicht als ausschließ- 
lich ökonomisches Phänomen beschrieben werden kann (96). 

Dies scheint uns schließlich auch das zentrale methodische Problem und der 
Kern der Kontroverse der gegenwärtigen Diskussion über neue Möglichkeiten gewerk- 
schaftlicher Internationalisierung zu sein. Denn das Argument mit der ‚neuen objek- 
tiven Basis‘ impliziert letztlich den Versuch einer oberflächlich ökonomischen Be- 
gründung der Notwendigkeit und Möglichkeit internationaler Gewerkschaftspolitik. 
Mit dem Hinweis auf fortbestehende Unterschiede in den nationalen Produktions- 
und Reproduktionsbedingungen kann daher nicht nur immanent die These einer 
‚neuen Phase‘ gewerkschaftlicher Internationalisierung zurückgewiesen werden. Dar- 
überhinaus muß auch insgesamt bestritten werden, daß Angleichungstendenzen er- 
stens mit einer ‚Internationalisierung‘ der Kapitalreproduktion identisch seien: zwei- 


94 Frank Deppe, Zur ökonomischen und politischen Struktur des Integrationsprozesses, in: 
ders., (Hrsg.), Europäische Wirtschaftsgemeisnchaft (EWG) — Zur politischen Ökonomie 
der westeuropäischen Integration, Reinbek 1975, 8. 232 

95 Neusüss, a.a.0., S. 187 

96 Zu dieser Diskussion siehe Heinz-Jürgen Axt, Westeuropäische Integration, Nationalstaat 
und Arbeiterbewegung, in: Frank Deppe (Hrsg.), Arbeiterbewegung und westeuropäische 
Integration, Köln 1976 -— Siehe auch den demnächst im ‚Handbuch 5‘ (Europäische Ver- 
lagsanstalt) erscheinenden Beitrag von Werner Olle/Wolfgang Schoeller, Weltmarkt, natio- 
nale Kapitalreproduktion und Rolle des Nationalstaats. 
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tens, daß sie überhaupt einen Ansatzpunkt einer gewerkschaftlichen Internationali- 
sierung zum Zwecke der Einschränkung der internationalen Konkurrenz der Arbei- 
ter unter sich darstellen. Selbst eine sehr viel weitergehende Angleichungstendenz 
in den nationalen Produktionsbedingungen einzelner Nationen, die materielle Basis 
auch für eine Strategie der Lohnangleichung sein könnte, würde keineswegs die Kon- 
kurrenz der Arbeiter unter sich einschränken. 

Der Konstitutionsprozeß von ‚Internationalismus‘, der sich ökonomisch begrün- 
det und z. B. oberflächlich an Lohnunterschieden orientiert, wie dies im Konzept 
des syndikalistischen Internationalismus der Fall ist, wird daher die Konkurrenz na- 
tional unterschiedlicher Produktionsbedingungenals latente nationale Fraktionierung 
innerhalb der internationalen Gewerkschaftsbewegung nurreproduzieren können (97). 
In diesem Sinn steilen die national unterschiedlichen Produktionsbedingungen eine 
Schranke gewerkschaftlicher Internationalisierung dar, die in ihrer gegenwärtigen 
Gestalt aufgrund ihrer immanenten Widersprüchlichkeit zudem nur Übergangscha- 
rakter haben kann. 

Dieser Übergang kann in zweierlei Richtung erfolgen: entweder zur subjektiven 
‚Nationalisierung‘ der Gewerkschaftsbewegung, die bewußt mit Arbeitern anderer Na- 
tionen und Nationalität konkurriert (insofern ist im Trade-Unionismus immer auch 
der Keim für nationalistisches und rassistisches Verhalten angelegt), oder zur Politi- 
sierung gewerkschaftlicher Tätigkeit, die den Kampf um die Erhaltung und Erhö- 
hung der Reproduktion der Ware Arbeitskraft mit der Perspektive einer Machtent- 
faltung des Proletariats kombiniert (98). Im Gefälle der einzelnen Gewerkschaftspo- 
litiken — von der Politik des amerikanischen Gewerkschaftsverbandes AFL/CIO 
bis hin zu autonomen Ansätzen einer gewerkschaftlichen Internationalisierung z. B. 
in Italien (99) — nehmen diese historischen Alternativen heute schon konkrete Ge- 
stalt an. 


Zusammenfassung und Schiußbemerkungen 


In unseren voranstehenden Ausführungen waren wir davon ausgegangen, daß die Ge- 
werkschaften in ihrer Funktion, die Konkurrenz der Arbeiter untereinander einzu- 
schränken, selbst noch an die Bedingungen dieser Konkurrenz und somit an ökonomi- 
sche Verhältnisse gebunden sind. Diese — so wurde eingangs betont — determinieren 
zwar nicht den Spielraum gewerkschaftlicher Politik, stellen jedoch Rahmenbedin- 


97 In diesem Sinne ist auch Andre Gorz (Vorbemerkung zu D. Anselme u. a., Die Fremdar- 
beiter, Gaiganz 1974) zuzustimmen, der die These vertritt, daß auf der Ebene des Trade- 
Unionismus keine Überwindung nationaler Fraktionierungen möglich sei. 

98 Den einzigen Versuch, die Begrenztheit und mögliche Perspektiven gewerkschaftlicher 
Internationalisierung aufzuzeigen, stellt in der gesamten uns bekannten Literatur über 
multinationale Konzerne der Aufsatz von Steve Babson dar. (Multinationale Konzerne, 
Arbeiterklasse und Gewerkschaften in den USA, in: Otto Kreye (Hrsg.), Multinationale 
Konzeme, München 1974) 

99 So hat sich etwa das Shop Steward's International Steering Comittee bei Dunlop-Pirelli 
entschieden gegen die Konzeption internationaler Tarifverträge und multinationaler 
Konzerngewerkschaften gewandt. 
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gungen für gewerkschaftliches Handeln dar. 

Hiervon ausgehend wurde in diesem Beitrag das Zielverfolgt, zu klären, inwiefern 
sich durch die Herausbildung multinationaler Konzerne bereits ökonomische Ver- 
hältnisse hergestellt haben, die einen gewerkschaftlichen Internationalismus ermögli- 
chen, bzw. zu begründen, aufgrund welcher ökonomischer Verhältnisse Ansätze einer 
gewerkschaftlichen Internationalisierung nach wie vor praktisch bedeutungslos sind 
und entsprechende Forderungen nach wirksamer internationaler Zusammenarbeit 
der Gewerkschaften appelativ verbleiben. 

Anhand einer skizzenhaften Darstellung der Phasen und historischen Erfahrun- 
gen gewerkschaftlicher Internationalisierung ließ sich zeigen, daß in der Anfangsphase 
internationaler Gewerkschaftskontakte diese darauf gerichtet waren, überhaupt erst 
die Voraussetzungen zur Errichtung nationaler Gewerkschaften zu schaffen und ele- 
mentarste gewerkschaftliche Rechte zu erkämpfen. Dieser Anfangsphase eines prak- 
tisch-politischen Internationalismus wurde jedoch in dem Maße die materielle Grund- 
lage entzogen, wie eine ungleichmäßige und ungleichzeitige Entwicklung zwischen 
nationalen Kapitalen einsetzt, aufgrund derer sich in den einzelnen Nationalstaaten 
jeweils unterschiedliche Reproduktions- und Akkumulationsbedingungen des Kapi- 
tals durchsetzen, eine jeweils unterschiedliche Entwicklung der Produktivkräfte und 
Reproduktionskosten der Waren stattfindet und sich unterschiedliche Distributions- 
verhältnisse, Reallöhne und Reproduktionsbedingungen der Arbeiter herausbilden. 

Die ungleichmäßige Entwicklung der Reproduktionsbedingungen in den jeweili- 
gen Nationen benennt nicht nur die Grundlage der internationalen Konkurrenzposi- 
tion der (Branchen)Kapitale, sondern begründet auch, weshalb fortan — seit dem 
letzten Drittel des 19. Jahrhunderts — der Inhalt gewerkschaftlicher Internationali- 
sierung auf die Verteidigung eines historisch erreichten Reproduktionsniveaus gegen- 
über der Konkurrenz der weniger entwickelten Nationen gerichtet ist. So ließ sich 
zeigen, daß jeweils spezifisch historische Bedingungen, die eine Bedrohung des erreich- 
ten Beschäftigungsgrades und Reallohnniveaus bedeuteten, zum Aufschwung einer 
internationalen gewerkschaftlichen Zusammenarbeit führten, und daß sich nationale 
Gewerkschaften ebensowenig an internationalen Gewerkschaftsaktivitäten beteilig- 
ten, solange sie unter den gegebenen Umständen die Reallöhne steigern oder zumin- 
dest erfolgreich verteidigen konnten. 

Dieser Sachverhalt eines unterschiedlichen Interesses der nationalen Gewerk- 
schaften arı einer internationalen Gewerkschaftsbewegung findet nachweislich in 
der ungleichmäßigen Entwicklung der nationalen Kapitale, den Phasen prosperieren- 
der und stagnierender Kapitalreproduktion die Struktur seines historischen Ablaufs. 

Auch der Aufschwung internationaler Gewerkschaftsaktivitäten in der 2. Hälfte 
der 60er Jahre erklärt sich aus dem selben Zusammenhangeiner Bedrohung des histo- 
risch erreichten Reproduktionsniveaus der Arbeiter in den Industrienationen. Dabei 
stellen die sog. multinationalen Konzerne und die in ihrem Gefolge entstandenen ge- 
werkschaftlichen Weltkonzernausschüsse keine einschneidende Modifikation der tra- 
ditionellen Restriktionen einer internationalen Gewerkschaftspolitik dar. 

Vielmehr erwachsen den nationalen Gewerkschaften in ihrem Versuch, das je- 
weils erreichte Reproduktionsniveau zu verteidigen, aus der Ausweitung des interna- 
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tionalen Konkurrenzzusammenhangs sogar erschwerte Bedingungen. Zeigte sich bei- 
spielsweise in den USA (100) und Großbritannien bereits zu Beginn der 60er Jahre, 
daß eine unterschiedliche internationale Konkurrenzposition der Branchenkapitale 
die Konkurrenz der Arbeiter untereinander auf nationaler Ebene verschärft, so führte 
die Ausweitung der internationalen Konkurrenz und deren branchenspezifischer 
Durchsetzung auch in der BRD seit dem Ende der 60er Jahre dazu, daß sich die Re- 
produktionsbedingungen der Arbeiter in den einzelnen Branchen verstärkt unter- 
schiedlich gestalten und infolgedessen auch die Politik der Branchengewerkschaften 
entsprechend unterschiedlichen ökonomischen Bedingungen unterworfen ist. 

Im Zusammenhang der hier verfolgten Problematik läßt sich darüber hinaus fest- 
stellen, daß — neben den Auswirkungen auf die Beschäftigungsstruktur und die 
Branchenkapitale, die durch den Krisenzyklus des Kapitals sowie die Überakkumu- 
lation von Kapital als Resultat eines Trends aufgetreten sind — aufgrund überlegener 
branchenspezifischer Produktionsbedingungen des Kapitals im Ausland zusätzlich 
die Gefahr einer ‚strukturellen‘ Arbeitslosigkeit entsteht, die trotz eines eventuellen 
allgemeinen wirtschaftlichen Aufschwungs fortbesteht und sich möglicherweise sogar 
ausweitet. 

Durch diese veränderten Auswirkungen internationaler Arbeitsteilung können 
gewerkschaftliche Reaktionsweisen entstehen, die je nach branchenspezifischer öko- 
nomischer Entwicklung differieren und zudem in einer nationalstaatlichen ‚Struktur- 
politik‘ ihr Heil versuchen. Welche Widersprüche hierdurch für die Ansätze einer ge- 
werkschaftlichen Internationalisierung entstehen, soll in einer späteren Fortführung 
dieses Beitrags dargestellt werden. 


100  Babson, a.a.O., S. 156 ff. 
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Manfred Deutschmann 
Das Elend systemtheoretischer Krisenanalyse 
Eine Kritik von Ronge/Schmiegs „Restriktionen politischer Planung“ 


Einleitung 


In den letzten Jahren hat sich innerhalb der sozialwissenschaftlichen Theoriebildung 
eine Richtung entwickelt, die unter anderem durch folgendes Moment geeint wird: 
Einerseits wird mehr oder minder offen ein gesellschaftskritischer Anspruch formu- 
liert, ähnlich dem der marxistischen Theorie, andererseits jedoch wird diese für veral- 
tet, für höchstens noch von dogmengeschichtlichem Interesse (1) oder für weitgehend 
als durch einen gänzlich anderen Theorietypus ergänzungsbedürftig erklärt. Im Bereich 
der Krisen- und Staatstheorie werden von verschiedenen kritischen Forschern Versu- 
che untemommen, grundlegende gesellschaftliche Zusammenhänge systemtheoretisch 
zu untersuchen. Dabei werden zentrale Aussagen innerhalb des Systems der Kritik 
der Politischen Ökonomie entweder völlig suspendiert, wie das bei Offe der Fall ist 
(2), oder es wird eine — weniger rigorose — Kombination von Systemtheorie und 
marxistischer Theorie versucht... Diese ‚Kombination‘, wie sie von Ronge und Schmieg 
vorgetragen wird (3), ist bisher auf ein verhältnismäßig breites Publikumsinteresse 
gestoßen. Der Grund dürfte weniger in der neuen ‚Kombinatorik* liegen, sondern 
eher in den Fragen, die aufgeworfen werden, und, was noch wichtiger ist, in den Ant- 
worten, die versprochen werden. 

Offenbar wird hier ein weitverbreitetes Unbehagen über Verlauf und Ergebnis- 
se der Diskussion innerhalb der marxistischen Linken angesprochen: Man ist unzufrie- 
den mit demhohen Allgemeinheitsgrad der Theorie, man will endlich etwas Konkre- 
tes, man ist der langwierigen und umständlichen Ableitungen und Analysen, die sich 
meistens nur im ‚Vorfeld‘ bewegen, überdrüssig, und man will handliche und greifba- 
re Resultate. Man ist der endlos erscheinenden Methodenstreitereien müde, will end- 
lich die ‚Realanalyse‘, empirisch abgesicheite Ergebnisse, am besten auch konkrete 
Prognosen... 

1 So meint Habermas hinsichtlich seiner Krisentheoretischen Anstrengungen: „Den dogmen- 
geschichtlichen Erläuterungen der Marxschen Krisentheorie möchte ich keine weiteren 
hinzufügen, sondern (!) einen sozialwissenschaftlich brauchbaren Krisenbegriff systema- 
tisch einführen.‘‘ Arbeiten von Reichelt, Zeleny, Godelier u. a. werden kurzerhand als an- 
tiquiert erklärt. Diese Art der Auseinandersetzung mit theoretischen Gegnern scheint sich 
einzubürgern. Habermas selbst wiederum muß sich von Luhmann sagen lassen, sein Den- 
ken sei ‚alteuropäisch‘. 

2 Claus Offe, Krisen des Krisenmanagement, in: Herıschaft und Krise, Opladen 1973, S. 212 

3 Vgl. Volker Ronge/Günter Schmieg, Restriktionen politischer Planung, Frankfurt/Main 
1973. Die im Text folgenden Seitenzahlen in Klammern beziehen sich auf dieses Buch. 


Wenn diese und ähnliche Bedürfnisse innerhalb der marxistischen Theoriebil- 
dung nich hinreichend befriedigt werden, ist es begreiflich, wenn nach anderen theo- 
retischen Ansätzen Ausschau gehalten wird. 

Und in der Tat, die ‚Kombination‘ von Kritik der Politischen Ökonomie und 
Systemtheorie verspricht die Lösung vieler Probleme, die innerhalb der marxistischen 
Diskussion bisher offenblieben, und sie formuliert gar einige zusätzliche Fragen, die 
derart noch kaum zur Debatte standen. Von daher ist einem Ansatz, der mit neuen 
Begriffen neue Wege zu beschreiten sucht, zunächst eine Berechtigung nicht abzuspre- 
chen. 

Darum soll es auf den folgenden Seiten gehen: Ist die Ergänzung der Kritik der 
Politischen Ökonomie durch Systemtheorie ihrem Gegenstand angemessen? Ich will 
und kann diese Frage nicht nur abstrakt generell behandeln, sondern beschränke mich 
weitgehend auf den Forschungsansatz von Ronge und Schmieg, meine aber, daß die 
Kritik an deren Verfahren auch exemplarischen Charakter hat. 

Zunächst wollen wir sehen: Was verspricht die systemtheoretische ee 
musanalyse und wie grenzt sie sich von marxistischen Analysen ab? 

Danach wird die wesentliche Argumentation von Ronge/Schmieg zum Verhält- 
nis von staatlicher Planung und Krise referiert, um dann noch einmal den Gang ihrer 
Begründungen Schritt für Schritt auf seine Voraussetzungen undResultate hin kritisch 
zu prüfen. Der Maßstab der Kritik wird dabei ein doppelter sein; die Kritik kommt so- 
zusagen von innen und außen zugleich. Einmal werden die selbst formulierten theo- 
retischen Ansprüche für bare Münze genommen und betrachtet, inwiefern sie erfüllt 
werden. Zum anderen wird die logische Struktur und Berechtigung ihrer Ansprüche 
selbst untersucht. 

Positive staats- und krisentheoretische Erhellungen, die über den bisherigen 
Stand der Diskussion hinausgehen, sind von meinem Beitrag nicht zu erwarten, Er 
beschränkt sich darauf, Fragen zu stellen und Probleme aufzuwerfen, die die Stim- 
migkeit eines systemtheoretischen Ansatzes der Kapitalismusanalyse, wie ihn Ronge/ 
Schmieg vortragen, stark in Zweifel ziehen. 


Systemtheoretische Erkenntnisinteressen und deren Maßstäbe der Kritik 


Die von R/S selbst gestellten theoretischen Ansprüche sind hoch und erscheinen zu- 
nächst als recht vielversprechend. So wird anknüpfend an aktuelle Methodendiskus- 
sionen versprochen, „die abstrakt-allgemeine Kapitalismusanalyse mit historisch-kon- 
kreten Phänomenen zu vermitteln.“ (S. 9) Konkreter Gegenstand und Ausgangspunkt 
dieses Vermittlungsversuchs ist das von R/S diagnostizierte Scheitern von Planung 
in der BRD. Sie wollen nach Gründen und Konsequenzen für diese Entwicklung fra- 
gen. Dafür wid ein systemtheoretischer Begriff von Planung entwickelt, der ihnen 
gestattet, „die Frage der Funktion von Planung, von Politik allgemein, in den Mittel- 
punkt“ (S. 12) zu stellen. Generell wird von Beginn an deutlich gemacht, daß die 
Untersuchung auf funktionale Beziehungen konzenttiert ist. Sie untersuchen system- 
theoretisch „ein Intersystemproblem, nämlich die funktionalen Beziehungen zwi- 
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schen Wirtschaftssystem und politischem System am Beispiel politischer Planung.“ 
Doch dies geschieht „im Gegensatz zur Systemtheorie auf systemspezifischer Basis.“ 
(S. 14) Mit dem Verständnis von Planung als Funktion ergeben sich für R/S folgende 
Fragen: 


„1) Was ist im Hinblich auf das Funktionieren des Gesamtsystems an politischer Planung erfor- 
derlich? Worin besteht das funktionale Problem? 

2) Welche reale Planungsleistung erbringt das politische System/der Staatsapparat? Inwieweit wird 
das Funktionsproblem ‚gelöst‘?“ 

3) Existiert ein „‚Saldo‘ zwischen erforderlicher und geleisteter Funktion (‚der) für das Gesamt- 
system krisenbedeutsam ist.“ (S. 15) 

Es ist nun für R/S „die Absicht unserer ganzen Arbeit, .... eine harmonistische Auf- 
fassung aufzulösen, nach der 

i. der Produktionsprozeß Probleme generiert, die ökonomisch nicht gelöst werden können, die 
deshalb 

2. auf den Staat als politische ‚Aufgabe‘ überwälzt und 

3, vom Staat mittels Form- und Funktionsveränderung (Planung) umgehend und vollständig (!) 
gelöst werden.“ (S. 15) 


Gemeint ist damiteine Abgrenzung gegenüber marxistischen Ansätzen. Doch es bleibt 
das Geheimnis der Autoren, wer eigentlich jene ‚harmonistische Auffassung‘ vertritt, 
wonach der Staat ‚umgehend und vollständig‘ Probieme und Folgeprobleme des Pro- 
duktionsprozesses löse. 

Um die Zurückweisung ungerechtfertigter Vorwürfe soll es 
Gemeint ist damit eine Abgrenzung gegenüber marxistischen Ansätzen. Doch es bleibt 
das Geheimnis der Autoren, wer eigentlich jene ‚harmonistische Auffassung‘ vertritt, 
wonach der Staat ‚umgehend und vollständig‘ Probleme und Folgeprobleme des Pro- 
duktionsprozesses löse. 

Um die Zurückweisung ungerechtfertigter Vorwürfe soll es hier zunächst aber 
nicht gehen. Sehen wir, wie es weitergeht. 

Mit der zunehmenden Präzisierung ihres eigenen Erkenntnisinteresses geht eine 
immer bestimmter werdende Abgrenzung von theoretischen Positionen einher, die sie 
als marxistisch bezeichnen. 

Wichtig und zentral ist dabei die Formulierung des ‚ersten‘ Bezugsproblems, 
auf dassich dann Funktionalität oder Dysfunktionalität gesellschaftlicher Strukturen 
oder Prozesse beziehen sollen. 

R/S nehmen ausdrücklich den „Systembestandsaspekt“ (S. 16) zum Ausgangs- 
punkt und betonen immer wieder, „Relevanzbezugspunkt ist also der Bestand des 
Systems, die Aufrechterhaltung der (kapitalistischen) Produktionsweise.“ (S. 29) 
Diesem Bezugsproblem entspricht bei R/S die Kategorie einer „objektiven Erforder- 
lichkeit“ (S. 16), eines „objektiven Systemproblems“ (S. 30), eines „wirklichen Pro- 
blems“ (S. 267), eines „objektiv Notwendigen“ (S. 315), dem eine funktionale Lei- 
stung entsprechen muß, insofern, als ansonsten „das Überleben des Gesamtsystems 
oder, abstrakter, seine Identität tangiert ist.‘“ (S. 16) 

Diesem zunächst ‚exakten‘ und ‚harten‘ Problembegriff korrespondiert ein 
ebensolcher Krisenbegriff. Und damit kommen wir zum krisentheoretischen Ansatz 
von R/S. Sie grenzen sich gegen einen ‚weichen‘ Krisenbegriff ab, der bloß Tendenz- 
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aussagen gestatte, und den sie als beliebig bezeichnen. Demgegenüber beziehen sie 
„die Krise ausdrücklich auf den Bestand des kapitalistischen Systems“ (S. 268), und 
sie meinen, „‚hier dokumentiert sich unser Erkenntnisinteresse.“ (S. 268) 

Dieses leitende Erkenntnisinteresse, daß in der Krise ein „Bezug zum Bestand 
des Systems bzw. seiner Überwindbarkeit hergestellt wird,“ (S. 268) begründet zu- 
sammen mit dem Problembegriff zugleich den Maßstab derKritik, mit demR/S andere 
staats- und krisentheoretische Ansätze be- und verurteilen. Wir werden noch sehen, 
inwiefern dieser Maßstab tatsächlich angemessen ist. 

Krisen ohne den von R/S gemeinten Bezug zum ‚Systembestand‘ erscheinen 
ihnen als „historisch irrelevant“ (S. 268), und sogleich werden derartige Krisenbegrif- 
fe auch benannt: „In Marxscher Tradition gibt es demgegenüber (gegenüber ihrem 
Begriff von Bestandskrise, M.D.) auch einen sozusagen positiv-funktionalen Krisen- 
begriff, wie erz. B. in den Begriffen ‚Reinigungskrise‘ oder ‚Stabilisierungskrise‘ Aus- 
druck findet.“ (S. 269) Demgegenüber wird hiervon R/S ein ‚härterer‘ bzw, ‚exakterer‘ 
Krisenbegriff benutzt, der sich auf eine konkrete empirische Bestandskrise beziehen 
soll. Der krisenhafte Bezug zum Bestand des Systems „dürfte sich allerdings nicht 
aus ökonomischen Funktionsstörungen per se ergeben, sondern vielmehr handlungs- 
praktischer Konsequenzen aus diesen Funktionsstörungen bedürfen.‘ (S. 268) 

Ein Vorteil des systemtheoretischen Verfahrens gegenüber marxistischen An- 
sätzen, so wie sie von R/S verstanden werden, soll in der größeren ‚Schärfe‘ und 
‚Exaktheit‘ der Krisenaussage bestehen. Auch von daher ist diesem systemtheoreti- 
schen Versuch von Kapitalismusanalyse zunächst eine gewisse Berechtigung nicht 
abzusprechen. 

Sehen wir weiter: 

Die ‚Bestandskrise‘trittnach der Logik des Ansatzes dannein, wenn das ‚Bestands- 
problem‘, das ‚wirkliche Systemproblem‘ etc. nicht gelöst wird. Von diesem ‚Bestands- 
problem‘, das sie auch mit „objektiven gesamtsystematischen Erfordernissen“ (S. 16) 
identifizieren, sagen sie nun, daß sie als ‚, ‚Beobachter‘ des Systems diese(s) nicht 
(konkret genug) kennen.“ (S. 16) Hier setzt eine weitere Abgrenzung von marxisti- 
schen Ansätzen an: Sie meinen offenbar, in diversen marxistischen Analysen oder 
Ableitungen werde vorgegeben, dieses ‚Bestandsproblem‘, ihre Kategorie des ‚objek- 
tiv Notwendigen‘ sei hinreichend bekannt. Daher sei ein „logisch-deduktiver Untersu- 
chungsgang folgender Art unmöglich, in dem die Empirie als letzter Schritt erscheint: 
1. Worin besteht die Veränderung des Produktionsprozesses, die zu einer veränderten 
Staatsfunktion führt — abzuleiten aus kapitalistischer Entwicklungsgesetzlichkeit? 
2. Worin besteht die daraufhin veränderte Staatsfunktion? 3. Wie erfüllt der Staat 
diese seine Funktion?“ (S. 16) 

Ronge und Schmieg kritisieren hierbestimmte Formen dialektischerDarstellung 
des Verhältnisses von Ökonomie und Politik als ‚logisch-deduktiven Untersuchungs- 
gang‘. Die fehlende Unterscheidung zwischen materialistischer Forschungs- und Dar- 
stellungsweise ist — nicht nur bei Ronge/Schmieg — eine wesentliche Quelle von 
Mißverständnissen und unangemessener Kritik. _ 

Weiterhin sei an dieser Stelle schon bemerkt, daß R/S bei ihrer Kritik an mar- 
xistischen Ansätzen mit — bewußten oder unbewußten — Äquivokationen bzw. Be- 
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deutungsverschiebungen arbeiten. In materialistischen Analysen auftauchende Kate- 
gorien wie ‚Vergesellschaftung‘, ‚Notwendigkeit‘ u. ä. werden durchgängig so inter- 
pretiert, als stünden sie für den Bedeutungsgehalt ihres systemtheoretischen Begriffs 
vom Bestandsproblem und ihres Begriffs von ‚objektiver Erforderlichkeit‘ etc. 

Die vehemente Kritik an marxistischen Ableitungen über das Verhältnis von 
Ökonomie und Politik, Krise und Staat etc. verfehlt daher in dem Maße ihren Gegen- 
stand, wie sie auf projizierten Bedeutungsverschiebungen beruht. 

Diese nachzuweisen und gegebenenfalls zu korrigieren, ist eine Aufgabe dieses 
Aufsatzes. 

So übertragen R/S das Problem des Erklärungsgehalts funktionalistischer 
Theorie auf die Kritik der Politischen Ökonomie als Grundlage ihrer Staatsanalyse. 
Wenn ‚funktionale Erfordernisse‘ (z. B. Planung des Staates, wie Ronge/Schmieg 
annehmen) als die bestandswichtigen und identitätsverbürgenden Systembedingun- 
gen definiert sind, die vorhanden sein müssen, damit die Gesellschaft nicht stirbt, 
sich nicht auflöst oder fundamental ihre Identität ändert, wie kann man denn die 
‚Notwendigkeit‘ der Strukturen zur Erfüllung dieser Erfordernisse ‚logisch-deduktiv‘ 
ableiten, wenn noch nie der Untergang oder Identitätsverlust einer Gesellschaft auf- 
grund des Ausbleibens der Erfüllung der funktionalen Erfordernisse beobachtet wer- 
den konnte? 


Stellen wir die Kritikpunkte von Ronge und Schmieg noch einmal klar heraus: 
Erstens wird ein zu ‚weicher‘, weil bloß Tendenzaussagen gestattender Krisenbegriff 
verworfen. Zweitens wirdeine Vortäuschungkonkreten Wissensüber das ‚wirklicheSys- 
temproblem‘ und demzufolge eine falsche bzw. unmögliche ‚Deduktion‘ der Empirie 
aus dem ‚wirklichen Problem‘ bemängelt. Drittens folgt daraus der generelle Einwand, 
marxistische Ableitungen seien funktionalistisch. Nicht nur der Krisenbegriff sei 
‚positiv-funktional‘, sondern auch die Analyse von Staatsfunktionen wird als funk- 
tionalistisch betrachtet. Zum Beispiel zitieren R/S Altvater wie folgt: „Erst auf der 
Grundlage der jeweiligen historischen Situation ist daher auch zu entscheiden, welche 
allgemeinen Produktionsbedingungen ‚allgemein‘ in dem Sinne sind, daß sie staatlich 
erzeugt werden müssen ... .‘ (S. 274) Anschließend halten sie, die „offenbar impli- 
zierte Unterstellung, daß das, was der Staat jeweils gemacht hat, funktional gewesen 
sei“, für sehr problematisch. 

Viertens ergibt sich ein weiterer Einwand hinsichtlich des Verhältnisses von 
Theorie und Empirie. Das ‚logisch-deduktive‘ Verfahren, in dem die Empirie als letz- 
ter Schritt erscheine, sowie die vermeintlich funktionalistische ‚Beweisführung‘ in 
verschiedenen marxistischen Analysen lasse die empirische Wirklichkeit in diesen 
Ansätzen als prinzipiell überdeterminiert erscheinen. Marxistischen Analysen und 
Ableitungsversuchen wird ein Determinismus und Funktionalismus untergeschoben, 
um dieser Karikatur dann entgegenzuhalten: „Die Wirklichkeit ist keineswegs eindeu- 
tig aus der Formanalyse deduzierbar. Das, was ist, muß keineswegs so sein.“ (S. 287) 
Damit wird offenbar unterstellt, bei marxistischen Ableitungen werde genau dies 
behauptet, also daß das, was sei, auch so sein müsse, es könnte auch gar nicht anders 
sein. Ich werde diesbezüglich zu zeigen versuchen, daß diese Interpretation derKritik 
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der Politischen Ökonomie durch Systemtheoretiker und Funktionalisten unter ande- 
rem auf einem falschen Begriff von Notwendigkeit beruht. 

Gegenüber jener ‚eindeutigen‘ Auffassung von der Wirklichkeit kommmen R/S 
zu einem ‚mehrdeutigen‘ Wirklichkeitsverständnis: Das, was ist, muß nicht so sein, 
wie es ist. Es könnte auch alles ganz anders sein, wie es ist, und das liegt daran, daß 
es „eine Reihe äquifunktionaler Mechanismen“ (S. 237) gibt. 

Bis hierher wollen wir nur festhalten: Die ‚Auflösung‘ der als überdeterminiert 
begriffenen Beziehung zwischen Notwendigkeit und Wirklichkeit bzw. auch Theorie 
und Empirie, wie sie in materialistischen Ableitungen der Fall sei, erfolgt durch die 
Anwendung der Methode des Äquivalenzfunktionalismus: für die Meisterung des 
‚Bestandsproblems‘, des ‚wirklichen Systemproblems‘ gebe es mehrere wechselseitig 
austauschbare, von daher ‚funktional äquivalente‘ Lösungen. 

Bevor diese Methode auf ihre erklärende Potenz hin genauer untersucht wird, 
will ich kurz den weiteren Untersuchungsgang von R/S hinsichtlich des Verhältnisses: 
Systemproblem - staatliche Planung — Bestandskrise nachzeichnen. Auch dieser Weg 
mündet schließlich im Äquivalenzfunktionalismus. 

Eine Konsequenz des funktionalen Bezugspunkts der Bestandserforderlichkeit 

ist bei R/S eine Art genereller Agnostizismus. Wie der Politiker so kenne auch der 
‚Beobachter‘ — „systemtheoretisch gesprochen“ ) die „objektiven gesamtsystemi- 
schen Erfordernisse nicht.‘ (S. 16) Dies auch deshalb, weil „das System Wissenschaft 
nur ein Teilsystem ist.“ (S. 16) Es erscheint ihnen unmöglich anzugeben, „‚welches 
der historische Stand der Kapitalentwicklung ist“, und deshalb sei es nötig, ‚vom 
Selbstverständnis des Staates als einer Hilfsgröße auszugehen.“ (S. 275) Inwiefern 
der Status einer Hilfsgröße im Verlauf ihrer Untersuchung über Gründe und Konse- 
quenzen des Scheiterns staatlicher Planung, wie sie es sehen, aufgehoben und präzi- 
siert werden kann, ist zweifelhaft. Denn sie werden nicht müde zu betonen, daß sie 
„über die Beziehung zwischen perzipiertem und objetivem Probiem aber prinzipiell (!) nichts 
wissen, da wir das cbjektive Problem nicht (konkret) kennen, nämlich nicht aus der Vergesellschaf- 
tungstendenz konkret genug deduzieren können.“ ($. 297) 
Wer hier eigentlich deduzieren will, ist m. E. recht deutlich. R/S behaupten, über den 
historischen Stand der Kapitalentwicklung sei nichts zu sagen. Dabei machen sie 
nirgends die geringste Anstrengung, zu explizieren, was unter Vergesellschaftungsten- 
denz aktuell zu verstehen sei. Sie entledigen sich dieser Aufgabe, die ernsthaft in An- 
griff genommen werden müßte, wollte man wirklich ‚die abstrakt-allgemeine Kapita- 
lismusanalyse mit historisch-konkreten Phänomenen vermitteln‘, durch Bedeutungs- 
verschiebung. Sie identifizieren materialistische Analysen zur Vergesellschaftungsten- 
denz mit einereindeutigen Deduktionihressystemtheoretisch formulierten ‚objektiven 
Bestandsproblems‘, Da sie dieses ihr selbstgestelltes Rätsel nicht lösen können, sind 
konsequenterweise begriffliche Anstrengungen hinsichtlich aktueller Vergesellschaf- 
tungstendenzen überflüssig geworden. Meiner Kenntnis nach wird in aktuellen mate- 
rialistischen Analysen auch nicht beansprucht, eindeutig ein systembestandswichtiges 
Problem zu identifizieren, aus dessen Nichtbewältigung die Identitätskrise desSystems 
folge. Das sind Fragen innerhalb der Systemtheorie. Vielleicht sind sie als diese le- 
gitim und für den Untersuchungsgang von R/S hilfreich. 
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Die systemtheoretische Perspektive mündet im ‚Perzeptionsansatz‘. R/S unter- 
scheiden analytisch zwischen einer ‚systemisch gefaßten objektiven Erforderlichkeit‘ 
und ‚allen innerhalb des Systems kursierenden Vorstellungen über Erforderlichkeit.‘ 
(S. 16) Es wird weiter angenommen, diese Vorstellungen könnten richtig oder falsch 
sein. Wegen mangelnder Kenntnis der ‚objektiven Erforderlichkeit‘ aus den genannten 
Gründen kommen R/S zu der Konsequenz, „das Planungsselbstverständnis des poli- 
tischen Systems zum Ausgangspunkt der Untersuchung zu machen, von ihm aus die 
Planungsfunktion zu erschließen.“ (8.19) 

Die ‚funktionale Selbstdefinition‘ des Staates, also das Planungsselbstverständ- 
nis wird zunächst von R/S ernstgenommen und in seiner Unmittelbarkeit belassen. 
Es folgt eine vergleichende Darstellung von Planungsanspruch — und Wirklichkeit, 
auf die ich nicht näher eingehen werde. (Kapitel 2,3,4) In einer Darstellung von 
‚informationellen‘ und ‚monetären Restriktionen‘ politischer Planung wird eine sy- 
stematische Begrenztheit staatlicher Planung gezeigt. Planungsdurchführung — und 
Realität bleiben permanent hinter den Planungsansprüchen zurück. 

Akzeptiert man einen bescheideneren theoretischen Anspruch, dann sind diese 
Kapitel für sich genommen nützliches Wissen über Planungsanspruch — und Realität 
in der BRD. Der krisentheoretische Bezug allerdings, um den es hier geht, bleibt 
diesen Kapiteln gegenüber völlig äußerlich und unvermittelt. 

Der Argumentationsgang im Weiteren ist folgender: Die Grenzenhaftigkeit von 
Planung wurde nachgewiesen. Die Frage ist, was daraus folgt. Entweder war der staat- 
lich formulierte Planungsanspruch Ausdruck einer ‚falschen Problemperzeption, dann 
folgt aus dem Scheitern der Planung, das als Nichterfüllung des Planungsanspruchs 
bestimmt wurde, gar nichts. Oder der Planungsanspruch ist Ausdruck einer ‚richtigen‘ 
Perzeption des ‚objektiven Systemproblems‘, dann folgt aus der systematischen 
Nichterfüllung des Planungsanspruchs eine bestandsbedrohende Krise. Wenn wieder- 
um keine derartige Krise empirisch auszumachen ist, aber eigentlich eine da sein 
müßte, folgt daraus, daß nicht allein staatliche Planung den Zusammenbruch verhin- 
dert, daß der Staat nicht ‚letzte‘ Vergeselischaftungsinstanz ist. Von daher ist der 
Untersuchungsansatz von R/S auch kritisch gegen Theorien einer völligen Politisierung 
der Ökonomie und einer Überbetonung des Staatseingriffs gerichtet. 

Zwischen Intention und Durchführung klafft also eine große Lücke. R/S suchen 
eine Erklärung dafür, „daß trotz eines (vom Staatsapparat perzipierten) Problems 
und restringierter Problemlösungstätigkeit des Staates keine konkrete Krise folgt.“ 
(S. 291) Die Nichtexistenz der ‚Bestandskrise‘ erklärt sich schließlich aus ‚äquifunk- 
tionalen Mechanismen‘, vor allem der Monopolisierung. (Vgl. S. 309 ff) So ergibt 
sich das paradox anmutende Ergebnis, daß die Monopolisierung der ‚Beweis‘ für die 
Nichtexistenz der Bestandskrise ist, oder auch umgekehrt, diese Nichtexistenz ‚be- 
weist‘ bzw. ‚erklärt‘ die Funktion von Monopolen. Außerdem werden die ‚funktio- 
nalen Leistungen‘ von Staat und Monopolen bezüglich der Verhinderung einer ‚Be- 
standskrise‘ als wechselseitig austauschbar behauptet. Darauf wird noch zurückge- 
kommen. 

Doch all diese Zusammenhänge können nicht einmal begründet werden, wenn 
nicht, gemäß dem eigenen Anspruch von R/S, eindeutig gesagt werden kann, inwie- 
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fern das untersuchte Planungsselbstverständnis nun ‚richtig‘ oder ‚falsch‘ ist. das 
‚wirkliche Systemproblem‘ vom politischen System angemessen perzipiert werden 
konnte. R/S sehen von daher die Notwendigkeit einer „‚Objektivierung‘“ des subjek- 
tiven Planungsselbstverständnisses. Solange diese nicht vorliegt, kann im Grunde 
nichts über Krisenbedeutsamkeit gesagt werden. Denn nach wie vor: „Relevanzbe- 
zugspunkt (für die Grenzenhaftigkeit von Planung, M.D.) also ist der Bestand des 
Systems.“ (S. 29) 

Bevor wir die ‚Objektivierung‘ näher betrachten, ist zuerst zu prüfen, was ei- 
gentlich der ‚objektive‘ Bezugspunkt ist. Es geht zunächst um den bisher stets vor- 
ausgesetzten Begriff vom ‚objektiven Systemproblem‘ und den Zusammenhang von 
Problem und Krise, wie er bei R/S entfaltet wird. 


Bestandsproblem und Krise 


Wenn der ‚Systembestandsaspekt‘ oberstes Bezugsproblem für die funktionalistische 
Analyse ist, wie sie R/S vorschwebt, dann folgt innerhalb dieses Ansatzes zwingend, 
daß Bestand und Bestandsgrenzen des untersuchten Gesellschaftssystems hinreichend 
präzise bestimmt werden, dreht sich doch die gesamte Analyse um das Problem der 
Grenzverletzung und Bestandskrise. 

Was bieten R/S in dieser Hinsicht an? Sie formulieren zunächst den „obersten 
Funktionsimperativ des Wachstums“ (S. 21), der dann noch konkretisiert wird bezüg- 
lich der Wachstumsbedeutung von Infrastruktur. Unbenommen der Frage, ob es sehr 
glücklich ist, kapitalistische Wachstumszwänge mit Hilfe des Theoretikers vom kurz- 
fristigen Gleichgewicht bei Unterbeschäftigung J. M. Keynes zu begründen, wie R/S 
das versuchen, bleibt das Problem: Wieso folgt aus einer Wachstumsstockung — als 
Verletzung der Bestandsgrenze — eine soziale Krise, die das Überleben des gegebenen 
Gesellschaftssystems tangiert? Denn R/S haben ja selbst betont, der Bezug zum Be- 
stand des Systems würde sich nicht per se aus ökonomischen Funktionsstörungen er- 
geben, sondern „vielmehr handlungspraktischer Konsequenzen aus diesen Funktions- 
störungen bedürfen.‘“ (S. 268) 

Die Bestandsgrenzen sind daher, nimmt man R/S eigenen Anspruch für voll, 
rein ökonomisch nicht hinreichend formuliert. Aus der Verletzung dieser Grenzen 
folgt nicht zwingend eine Bestandskrise, die immer auch durch soziales Handeln ver- 
mittelt wird. Doch um jene Bestandskrise soll es gehen; sie ist geradezu Maßstab der 
Kritik und legitimiert den eigenen Ansatz. R/S sind gegen einen zu ‚weichen‘, gar po- 
sitiv-funktionalen‘ Krisenbegriff, geben aber selbst äußerst ‚weiche‘ Bestandsgrenzen 
an, die in Wahrheit gar keine sind. Bei genauerer Betrachtung merkt man, wie R/S 
selbst mit einem äußerst diffusen und unbestimmten Krisenbegriff arbeiten, der sich 
zudem durch Bedeutungsverschiebungen im Lauf ihrer Untersuchung auszeichnet. 
Wurde während der Kritik an marxistischen Ansätzen stets der scheinbar exakte Be- 
griff einer Bestandskrise als Maßstab verwandt, so ist später keine Rede mehr davon. 
Heimlich, still und leise gerät ihnen ihre Bestandskrise zur Wachstumskrise. So heißt 
es etwa: „Die nicht eintretende Wachstumskrise (!) Kann damit erklärt werden, daß 
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der Staat keineswegs der einzige und letzte Krisenregulator des Systems ist.‘“ (S. 309) 

Ohne sich Rechenschaft über die Legitimität des anfangs formulierten theore- 
tischen Anspruchsniveaus — das Bestandsproblem der Gesellschaft und nicht die Er- 
fordernisse eines gesellschaftlichen ‚Subsystems‘ sollten oberster Bezugspunkt der 
Analyse sein — abzulegen, wird dieses lautlos und kaum bemerkbar aufgegeben. Ein 
Überdenken des eigenen methodischen Ansatzes findet nicht statt, 

R/S formulieren den Systembestand rein ökonomisch, sozusagen asozial, ohne 
soziale Gehalte und Repräsentanten. Doch wie soll aus der Verletzung einer asozial 
formulierten Bestandsgrenze eine soziale Krise folgen können? 

Zur Analyse einer Bestandskrise im Sinne von Ronge und Schmieg müßten in 
die Formulierung von Bestand und Bestandsgrenzen des untersuchten Gesellschafts- 
systems u. a. eindeutige Auslösebedingungen für systemgefährdendes soziales Handeln 
eingehen. 

Daß die Frage der Bestandsbedingungen eines Systems oder auch die Bestim- 
mung seiner „Sollwerte“ innerhalb einer systemtheoretischen Perspektive nicht uner- 
heblich ist, zeigt z. B. die Kontroverse zwischen Habermas und Luhmann. Als Resultat 
ergibt sich für Habermas; „daß der Erklärungswert dieser Theorie (die funktionale 
Leistungen auf das Problem der Bestandssicherung des Systems bezieht) daher gering 
ist.‘“ (4) Und zwar deshalb, „weil Gesellschaften niemals das ‚nackte‘ Leben produ- 
zieren, sondern stets ein kulturell definiertes Leben.‘ (5) Das Problem des Todes 
und ein entsprechendes Überlebenskriterium, in seiner Bindeutigkeit aus der Biologie 
entlehnt, sind nicht unmittelbar für soziale Systeme zu Konzeptualisieren. 

Jedenfalls sollte deutlich werden, daß der Funktionsimperativ der Bestandser- 
haltung oder des Überlebens so lange eine Leerformel bleibt und somit auch fast alles 
irgendwie ‚funktional‘ dem gewählten Bezugsproblem subsumiert werden kann, wie 
die Bestandsbedingungen nicht konkretisiert werden und nicht gesagt wird, welche 
Identitätsgrenzen zerstört werden müssen, damit der Kapitalismus als System zerstört 
wird. 

Das dürfte um so schwerer fallen, je mehr man systemindifferente analytische 
Kategorien verwendet, aber gleichzeitg päzise Aussagen über ein ganz besonderes Ge- 
sellschaftssystem machen will. Die gute Absicht tritt dann zusehends in Widerspruch 
zur logischen Unmöglichkeit, etwas über Konkrete Bestandskrisen zu sagen. Das Gan- 
ze mündet in einem unbewältigten Dualismus von System- und Handlungstheorie. Das 
dem rein ökonomisch bestimmten Bestand entsprechende ‚Bestandsproblem‘, ‚wirk- 
liche Systemproblem‘ etc. soll das Niveau der Gesamtgesellschaft erreichen; aus der 
Nichtlösung des ‚objektiv Erforderlichen‘ folge die ‚Bestandskrise‘. Diese Krise soll 
durch soziales Handeln vermittelt sein. Dem entspricht gemäß der Logik des Ansatze 
eine handlungstheoretische Ebene. 

Wie- sich aber systemtheoretisch formulierbare funktionale Erfordernisse einer 
abstraktenSystemlogik inkonkreteHandlungsprämissen transformieren ‚die wiederum 
Gegenstand handlungstheoretischer Überlegungen sind, ist bis heute das Geheimnis 


4 Jürgen Habermas/Niklas Luhmann, Theorie der Gesellschaft oder Sozialtechnologie? 
Frankfurt/Main 1971, S. 151 
5 Ebenda 
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all derer geblieben, die sich mit System- und Handlungstheorie um die Analyse der 
gesellschaftlichen Beziehungen der Menschen im Kapitalismus bemühen. 

Im Rahmen der Kategorien von R/S haben Problem und Krise unterschiedliche 
Dimensionen, und es ist von daher unangemessen, ständig von einer Beziehung zwi- 
schen konkretem Problem und konkreter Kise zu reden. Der Problembegriff ist quasi 
subjektlos — getrennt von der Handlungstheorie — ‚und der Krisenbegriff ist objekt- 
los, getrennt von Systemtheorie. 

R/S sind innerhalb ihres eigenen Ansatzes inkonsistent. Sie untersuchen die 
‚ökonomische Funktion‘ des Staates und vernachlässigen u.a. die repressive bzw. 
loyalitätssichernde Funktion (23). Diese analytische Aufspaltung ist zunächst legitim. 
Nur wie will man bei dieser Bescheidung noch von ‚objektiver Erforderlichkeit‘ auf die 
‚wirkliche Krise‘ schließen können. Diese hätte doch gewiß auch massenhafte ‚De- 
legitimation‘ zur Voraussetzung. Ohne deren Bedingungen zu betrachten, also auch 
die legitimatorische Funktion des Staates, kann der systemtheoretisch unterstellte 
Zusammenhang von Bestandsproblem und Bestandskrise überhaupt nicht erhellt 
werden. Die Gleichzeitigkeit des hohen theoretischen Anspruchs (Bestandsaspekt) 
und der analytischen Bescheidung hinsichtlich des Staates ist ein Unding. Da der 
kapitalistische Staat unbestreitbar ‚bestandswichtig‘ ist, hätte zumindest die Bedeu- 
tung der Form des Staates in die systemtheoretische Formulierung von Bestand und 
Bestandsgrenzen der kapitalistischen Gesellschaft einzugehen. Doch der Staat wird 
allenfalls als ‚black box‘ (S. 15) gesetzt und existiert ohnehin erst jenseits des ‚wirk- 
lichen Systemproblems‘, nämlich als einer, der dieses Problem richtig oder falsch 
perzipieren kann. 

Bisher ist festzuhalten, daß der Zusammenhangvon ‚Bestandsproblem‘und Krise 
bei R/S lediglich ein fiktiver ist. Problem- und Krisenbegriff stehen unvermittelt ne- 
beneinander, beide bewegen sich auf verschiedenen analytischen Ebenen, System- 
und Handlungsaspekt, die sich wechselseitig nicht erreichen sondern im Gegenteil 
peinlich voneinander separiert bleiben. Die Systemlogik kann so nie bestandsgefähr- 
dendes Handeln erzeugen. 

Durch die falsche Unmittelbarkeit von Problem und Krise bei R/S und die Tren- 
nung von System- und Handlungsaspekt werden die wirklichen Ereignisse auf der Hand- 
lungsebene letztlich indeterminiert, Kontingent und zufällig. Dem korrespondiert 
eine Überdeterminierung und falsche Eindeutigkeit auf der ‚Systemebene‘ bei R/S. 
Was bedeutet das? 

Anknüpfend an Marx gehen wir davon aus, daßsich durch den Tausch gesellschaft- 
liche Objektivität konstituiert. In der Kategorie des Werts kommt eine Objektivität 
zum Auseruck, die sich nicht auf unmittelbare empirische Erfahrbarkeit reduzieren 
läßt. Gehen wir hier kurz einigen Implikationen der Objektivität des Werts nach, so 
ergibt sich z. B., daß die gesellschaftliche Ausdehnung der lebendigen Arbeit ‚objek- 
tives‘ Erfordernis eines Systems sein kann, das auf der Produktion von Mehrwert be- 
ruht, wenn doch die lebendige Arbeit die einzige Quelle von Wert ist. Es wäre ja ein 
Widersinn, würde ein Mehrwert produzierendes und aneignendes System seine Exi- 
stenzgrundlage reduzieren und nicht ausdehnen. Unter dem unmittelbaren Aspekt 
des Mehrwerts wäre daher die Ausdehnung der lebendigen Arbeit in bezug auf die 
Gesamtarbeit objektives Erfordernis. 
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Aber nicht nur die Bestimmungen der Mehrwertproduktion sind Momente ge- 
sellschaftlicher Objektivität sondern auch die der Profitproduktion. Sie sind sozusa- 
gen die unmittelbare Objektivität an der Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft. 
Gut, der Profit ist also ebenso objektive gesellschaftliche Kategorie wie der Mehr- 
wert. Beiden Bestimmungen entsprechen auch ‚objektive Erfordernisse‘. Ergibt sich 
so aus der Logik des Mehrwerts das ‚objektive Erfordernis‘, die lebendige Arbeit als 
einzige Quelle von Wert zu erhalten, so resultiert aus den Formen des Profits, der 
Konkurrenz etc. das Streben nach Extraprofit. Profitheckung ist auch ‚objektives 
Erfordernis‘. Seine Mittel und Resultate widersprechen z. B. ‚objektiven Erfordernis- 
sen‘ der Mehrwertproduktion, da durch die Steigerung der Produktivkräfte, den Fall 
der Profitrate etc. ‚ganz unabsichtlich‘ die lebendige Arbeit reduziert wird. Das ‚ob- 
jektive Erfordernis‘ nach Ausdehnung der Mehrwerproduktion konfligiert also mit 
den Resultaten des ‚objektiven Erfordernisses“ nach Durchschnittsprofit. 

Schon bei diesem (simplen) Beispiel sollte klar werden, daß es für die kapitali- 
stische Gesellschaft kein eindeutig angebbares funktionales ‚richtiges‘ Erfordernis 
gibt, dessen Lösung Krisenfreiheit sicherte. R/S wollen irdendwie ein eindeutiges 
Bestandsproblem festmachen, das es im Kapitalismus letztlich — jedenfalls in der 
eindimensionalen funktionalistischen Form — nicht gibt. Da es sowas nicht gibt, 
kann man es auch schlechterdings nicht aufspüren. 

Erweist sich das ‚objektive‘ bestandsnotwendige Erfordernis als wirkliches Pro- 
blem in dieser Eindeutigkeit also gar nicht als gegeben, so zeigt sich weiter, daß die 
Eindimensionalität des ‚objektiven‘ Erfordernisses ein ebenso restringiertes Ver- 
ständnis vom subjektiven Erfordernis impliziert. 

Die verkehrten Formen des Bewußtseins sind ebenso objektives Erfordernis 
wie die bei R/S subjektlosen ‚objektiven Erfordernisse‘. Die Verkehrung des Mehr- 
werts in den Profit etwa ist eine reale gesellschaftliche Form, und ihr entsprechen 
auch verkehrte Formen des Bewußtseins. Falsches Bewußtsein ist notwendiges Be- 
wußtsein als adäquater Reflex materialer Falschheit. Die Mystifizierung der gesell- 
schaftlichen Formen ist Ausdruck einer in sich widersprüchlichen Organisation der 
Gesellschaft (6). Jeder Stufe der Mystifikation kann man eigene Probleme hinsicht- 


6 Selbst das Problem der Mystifikation und materialen Falschheit von Gesellschaft wird bei 
R/S noch verkürzt begriffen. In Anlehnungan Lukacs wird gesagt, die Verdinglichung führe 
zu einer Dominanz der Erscheinungen gegenüber den „Eigentlichen sozialen Verhältnissen“ 
(S. 60). Die tendenzielle Trennung von Wesen und Erscheinung zeigt sich, wenn aus der 
phänomenologischen Beschränktheit bürgerlicher Wissenschaft auf deren prinzipielle Steue- 
rungsfähigkeit geschlossen wird (S. 62). Doch gerade weil zwischen den verselbständigten 
gesellschaftlichen Formen eben ein innerer Zusammenhang besteht, kann etwa die be- 
wußtlose Manipulation in der Sphäre der Erscheinungen (Zins, Geld etc.) z. B. Auswirkun- 
gen auf die Produktion haben. Aber darum geht es hier gar nicht. Die Verdinglichung wird 
bei R/S, getreu Lukacs, weitgehend auf den Warenfetisch reduziert. Somit Hegen dann die 
Erscheinungen selbst eindimensional wie ein irrationaler Schleier über den ‚wirklichen 
Verhältnissen‘. Erscheinungen und wirkliche Verhältnisse haben offenbar nicht mehr viel 
miteinander zu tun. 

In der Überbetonung des Warenfetischs kommt Lukacs den Objektivisten gerade recht. 
Kein Wunder, daß sie sich bei der Darstellung des Verhältnisses von Wesen und Erscheinun & 
weitgehend auf ihn beziehen. Vgl. zur Kritik an Lukacs Vernachlässigung des Kapitals und 
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lich des Funktionierens gewiß zuordnen. Was aber die Totalität angeht, und davon 
ist bei R/S ja die Rede, existiert ein eindeutiges funktionales Problem nicht. Ebenso 
ist gerade die Unkenntnis innerer Zusammenhänge, also fetischisiertes Bewußtsein 
notwendig, um diese gesellschaftliche Objektivität überhaupt zu begründen und zu 
reproduzieren. Die falschen Formen des Bewußtseins sind notwendiges Moment von 
Objektivität im Kapitalismus. Diese Objektivität wäre ohne die in ihr aufgehobene 
verkehrte Subjektivität gar nicht denkbar. 

Fassen wir noch einmal kurz zusammen: 

1. Das funktionale Problem, von dem R/S ausgehen, existiert nicht. Vielmehr 
gibt es mehrere „Schichten“ gesellschaftlicher Totalität und entsprechende ‚Proble- 
me‘, die in den fertigen Resultaten an der Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft 
zunächst verschwinden, ihnen aber gleichzeitig ihre Bedeutung geben, die über ihr 
unmittelbares So-Sein hinausgeht. Diese verschiedenen Tiefen und Widerspruchs- 
‚ebenen‘ werden im funktionalistischen Problembegriff eindimensional eingeebnet. 
Eine mögliche Eindeutigkeit wird unterstellt. 

2. Weiterhin aber wird diese Objektivität vom Bewußtsein davon getrennt. Je- 
doch ist das falsche Bewußtsein sowohl begründendes und vermittelndes Moment 
der spezifisch kapitalistischen verkehrten Objektivität als auch Bewußtsein über diese 
Objektivität. Es ist subjektiv und objektiv zugleich. 

R/S suspendieren jegliche Dialektik von Subjekt und Objekt zugunsten eines 
Dualismus von System- und Handlungstheorie. 

Das hat für die Möglichkeiten der angekündigten Vermittlung von ‚abstrakt- 
allgemeiner Kapitalismusanalyse mit historisch-konkreten Phänomenen‘ nicht uner- 
hebliche Konsequenzen. Die Unfähigkeit von R/S, Bestand und Identitätsgrenzen 
der kapitalistischen Gesellschaft hinreichend zu bestimmen sowie die Setzung eines 
eindeutigen Problembegriffs hängen eng mit dem bisher ungelösten Problem der all- 
gemeinen Systemtheorie zusammen, einen konsistenten Begriff von Gesellschaft und 
gesellschaftlicher Entwicklung zu entfalten. 


Gesellschaftsbegriff und Äquivalenzfunktionalismus 


Dieses Problem stellt sich deshalb als allgemeines, weil R/S ausdrücklich systemtheo- 
retisch analysieren, ein ‚Intersystemproblem‘ zwischen ökonomischem und politi- 
schem System, wie sie sagen, und diesen Zusammenhang noch auf den Bestand des 
Gesellschaftssystems als oberstem Bezugsproblem beziehen. 

Die systemtheoretische Betrachtung von gesellschaftlichen ‚Subsystemen‘ 
(Ökonomie, Politik) setzt schon immer die Abstraktion von der Gesellschaft voraus. 
Für Luhmann, bei dem R/S offenbar ihre Methode entlehnen, hat das „Konsequen- 
zen für eine bessere Erkennbarkeit des Wirtschaftssystems selbst“, und in dem Ver- 

Überbetonung der Ware: Helmut Reinicke, Ware und Dialektik, Darmstadt 1974, 8.100 £. 
Gegenüber einer verdinglichten Auffassung von Verdinglichung, die eben die Verdingli- 
chung bei der Verkehrung der Warenform zur Naturform einfriert, hätte eben eine sub- 


stanzielle Dialektik die mit dem Kapital als Prozeß gesetzten Mystifikationen zu entschlei- 
ein. 
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hältnis von Wirtschaft und Gesellschaft ‚‚kann nämlich nur dann ein Problem gesehen 
werden, für das es möglicherweise verschiedene Lösungen gibt, (hier kündigen sich 
die ‚funktionalen Äquivalente‘ an, M.D.) wenn man Wirtschaft und Gesellschaft zu- 
nächst als verschiedene Sozialsysteme unterscheidet.“ (7) Wird daher das gesellschaft- 
liche begrifflich aus der Wirtschaft getilgt, wobei obendrein nur dann ein Problem 
gesehen werden könne, ergibt sich konsequenterweise in systemtheoretischer Per- 
spektive die Notwendigkeit, die eliminierte Gesellschaftlichkeit in abstrakt genereller 
Form wieder hervorzukehren, also einen allgemeinen, letztlich universellen Begriff 
von Gesellschaft und gesellschaftlicher Entwicklung zu entfalten. Nur vor diesem 
Hintergrund ist das Konzept der ‚Bestandskrise‘ von R/S zu verstehen. Es geht um 
den ‚Bestand‘ und die ‚Bestandsgrenzen‘ des Sozialsystems Gesellschaft, systemtheo- 
retisch streng zu unterscheiden von ‚internen Engpässen‘ diverser ‚Subsysteme‘, etwa 
dem ökonomischen und politischen System. Luhmann wendet sich entschieden ge- 
gen ‚alteuropäische‘ Auffassungen, die dem „Gedanken einer hierarchischen Struk- 
tur der Gesellschaft‘‘ anhängen, und von daher vom ‚funktionalen Primat‘ eines 
Teils bezüglich des Ganzen ausgehen. 


„Geht man statt dessen von einer Theorie funktionaler Systemdifferenzierung aus, ließe sich der 
Begriff des Primats ausdrücken als Vorrang des Bezugsproblems, dem das Teilsystem dient. Dieser 
Problemvorrang könnte nicht auf der Ebene des funktional spezifizierten Teilsystems begründet 
werden; aus dem ‚Wesen‘ der Wirtschaft folgt nicht, daß sie wichtiger ist als Politik, Religion 
oder Familie.“ 


Da auf der Ebene von ‚Subsystemen‘ jetzt nichts über deren Bedeutung gesagt 
werden kann, können erhellende Impulse nur noch vom ‚Ganzem‘ ausgehen. „Was, 
Vorrang eines Problems‘ sachlichüberhaupt besagt (wenn es nicht mehr um Herrschaft, 
Privilegien, sozialen Rang von Personen oder sozialen Gruppen gehen soll‘‘), das 
müsse „letztlich in einer Theorie des Gesellschaftssystems geklärt werden,“ Was 
bleibt eigentlich an Problemen, wenn es nicht mehr um Herrschaft etc. gehen soll? 
Werden auf der universellen Ebene, jenseits von Herrschaft und Knechtschaft die 
entscheidenden Fragen und Probleme behandelt? Luhmann jedenfalls emanzipiert 
sich von ‚alteuropäischen‘ Fragestellungen und wirft neue auf. Mit einem ähnlichen 
Gestus ‚emanzipieren‘ sich auch Ronge und Schmieg von marxistischen Fragestel- 
lungen und versuchten Antworten, und konzentrieren sich etwa auf die ‚exaktere‘ 
Bestandsproblematik. Luhmann kann zu seinen Fragen, den offensichtlich moder- 
neren, nur lakonisch bemerken: „Eine einigermaßen gesicherte Antwort auf diese 
Fragen kann beim gegenwärtigen Zustand der Gesellschaftstheorie nicht gegeben 
werden.“ (8) 

Wir werden sehen, welche Antworten R/S aufihre Fragen zu geben haben. Sol- 
len, wie bei Ronge und Schmieg, ‚Intersystemprobleme‘ zwischen ‚politischem und 
ökonomischem System‘ untersucht werden, dann ist ‚funktionale Differnzierung‘ der 
Systeme als Antwort auf Probleme (Vergesellschaftung, Komplexität) immer 


8 Ebenda, S. 226 


7 Niklas. Luhmann, Wirtschaft als soziales System, in: Soziologische Aufklärung, Opladen 
1972, S. 225 
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schon vorausgesetzt. Hinsichtlich krisentheoretischer Fragestellungen, vor allem 
bezüglich ‚Bestandskrisen‘, impliziert das Konzept der funktionalen Differenzierung, 
daß Krisen des einen Systems sich nicht notwendig in anderen reproduzieren. 

Ist eine ‚Theorie funktionaler Systemdifferenzierung‘ die Grundlage, so läßt 
sich von dieser Auffassung her keine funktionale Dominanz eines ‚Subsystems‘ be- 
gründen. Iın Gegenteil, die Differenzierungsthese wurde ja gerade zur Überwindung 
‚alteuropäischer‘ Hierarchievorstellungen u. ä. erfunden. Und auch über den ‚Vor- 
rang des Bezugsproblems‘ kann schlechthin nichts gesagt werden, solange die vielbe- 
schwerene ‚Theorie der Gesellschaft‘, an die man großzügig die Beantwortung aller 
Fragen delegiert, aussteht. 

Wird jetzt innerhalb des vorausgesetzten systemtheoretisch--funktionalistischen 
Begriffsystem am Primat der Ökonmie festgehalten, obwohl die Begrifflichkeit in ih- 
rer authentischen Bedeutung selber gar keine Dominanz zuläßt, dann ergibt sich ein 
zentrales Defizit: Einerseits die Intention, Krisen als gesamtgesellschaftliche nachzu- 
weisen (Bestandskrise als funktionaler Bezugspunkt bei Ronge und Schmieg), oder 
z. B. die Absicht, den Klassencharakter des kapitalistischen Staates nachzuweisen 
(Offe), andererseits die logische Unmöglichkeit, dies begrifflich zu können (9). 

Bei R/S führt das zu einem unbewältigten Dualismus von System- und Hand- 
lungstheorie, und nicht nur dazu, sondern zu einem generellen eigentümlichen 
Schwanken zwischen Systemtheorie und marxistischer Theorie. Im Gegensatz zu den 
eigenen differenzierten theoretischen Ansprüchen wird mit marxistischen theoreti- 
schen Ansätzen recht grobschlächtig verfahren, ähnlich Leuten, die „Marx mit ei- 
nem Steinbruch verwechseln, aus dem man sich unbekümmert um den Kontext ideo- 
logische Brocken herausbricht und abschleppt.‘ (10) 

Materialistische Begriffe werden isoliert und in einen systemtheoretischen Be- 
deutungszusammenhang neu hineingestellt. Das ‚Systemspezifische‘ wird etwa so 
ausgedrückt, daß „die jeweils optimale Kapitalverwertung für die fungierenden Kapi- 
tale‘ oberster Funktionsimperativ, auch hinsichtlich „einer funktionalen Staatstheo- 
rie“ (R/S S. 21) sei. Andererseits schlägt das ‚Systemtheoretische‘ wieder voll durch, 
wenn sie beispielsweise meinen, es sei „die unbelegte und unbelegbare, höchstens 
plausible, Annahme erforderlich, daß sich der staatliche ‚Überbau‘ nicht ganz unab- 
hängig von der politisch-ökonomischen Basis‘ entwickelt.“ (S. 29) Unbelegbar ist 
das allenfalls für systemtheoretisch-funktionalistische Theorien, also ihren eigenen 
Ansatz. Und, wenn sie ihren eigenen Ansatz ernst nehmen, wie können sie dann von 
der funktionalen Dominanz der Kapitalverwertung, gar als „Essential einer Kanitalis- 


9 Nachdem etwa Offe kapitalistische Vergesellschaftsungsformen in eine ‚systemtheoretische 
- Sprechweise‘ umformuliert hat, kommt er hinsichtlich staatstheoretischer Überlegungen 

zu dem Resultat, der Klassencharakter des kapitalistischen Staates lasse sich theoretisch 
nicht nachweisen. Daß das vornehmlich mit seinem systemtheoretischen Ansatz zu tun 
hat, den er offenbar für Theorie schlechthin hält, wurde bereits an anderer Stelle gezeigt. 
Vgl. Claus Offe, Strukturprobleme des kapitalistischen Staates, Frankfurt/Main 1972,8.91 
Zur Kritik: Manfred Deutschmann, Die systemtheoretische Entproblematisierung der 
marxistischen Gesellschaftstheorie, in: Mehrwert Nr. 6, Erlangen 1974 

10 Heinrich Brinkmann, Das Elend des Kritischen Rationalismus, in: Wissenschaftsstheorie 
+ Gesellschaftliche Praxis, Giessen 1972, S. 25 f 
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mustheorie“ (S. 21) reden. Vor dem Hintergrund der Prämisse funktionaler Differen- 
zierung von ‚Subsystemen‘ ist das systemtheoretisch unbelegbar, und das ‚Essential‘ 
ist hier auch lediglich eine Setzung, es ergibt sich nicht aus dem eigenen theoretischen 
Ansatz. 

Methodisch mündet die funktionalistische Kritik an marxistischen Darstellungen 
als funktionalistisch in der Betonung von ‚äquifunktionalen Mechanismen‘. Diese sind 
quasi Maßstab der Kritik. Äquifunktionalität setzt, wie bereits gesagt, Ausdifferen- 
zierung von ‚Subsystemen‘ zur Problemlösung voraus, also auch ein Gleichgelten der 
‚Systeme‘. Es gibt kein dominantes System bezüglich gesellschaftlicher Entwicklung. 
Wenn mit diesem Konzept etwas über eine .Bestandskrise des Gesellschaftssystems‘, 
über die Funktion des Staates als Krisenmanager u. ä. etwas gesagt werden soll, wie 
kann da begrifflich überhaupt das Niveau von Gesellschaft erreicht werden? Das stellt 
zugleich die Frage nach dem Begriff von Gesellschaft, in der die diversen ‚Subsyste- 
me‘ ausdifferenziert sind. Es sollen ja das Verhältnis Gesellschaft — Staat, die Mög- 
lichkeiten einer Bestandskrise der Gesellschaft, Möglichkeiten des Staates oder ‚äqui- 
funktionaler Mechanismen‘ zur Verhinderung der Bestandskrise der Geselischaft, 
nicht nur eines ‚Subsystems‘, erklärt werden. 

Innerhalb der funktional-strukturellen Systemtheorie ist es bisher nicht gelun- 
gen, eine stimmige Begründung von Gesellschaft als System mit angehbaren und kon- 
zeptualisierbaren Identitätsgrenzen zu entwickein. Das hängt vor allem mit der be- 
grifflichen Eliminierung von Klassen- und Herrschaftbeziehungen aus dem Sozialzu- 
sammenhang zusammen (11). 

Wenn in systemtheoretischen Analysen von einem ‚funktionalen Erfordernis‘, 
einem ‚Bestandsproblem‘ etc. ausgegangen wird, wobei dann Krise, Staat, oder andere 
gesellschaftliche Strukturen und Prozesse funktional auf dieses erste Bezugsproblem 
bezogen werden, gar Staat und Monopol als funktionale Äquivalente hinsichtlich der 
Bewältigung des ‚objektiv Notwendigen‘, das erfüllt werden muß, wenn die Bestands- 
krise der Gesellschaft nicht eintreten soll, dann ist zumindest eine präzise begriffliche 
Klärung von Gesellschaft, deren Bestands- und Identitätsgrenzen zu erwarten. 

Ansonsten bleibt das ‚oberste‘ Bezugsproblem der Bestandsnotwendigkeit so 
abstrakt, diffus und unbestimmt, daß sich ihm fast alles irgendwie funktional subsu- 
mieren läßt. Wegen des fehlenden oder unscharfen Begriffs von Gesellschaft, ande- 
rerseits dem Willen, Beziehungen von Krise, Staat und Gesellschaft zu erklären, wird 
einerseits von ‚ersten‘, auf den Bestand des Gesellschaftssystems bezogenen ‚objekti- 
ven Erfordemissen‘, einem ‚objektiven Systemproblem‘, das gelöst werden müsse, 
ausgegangen, kann aber andererseits der Problembegriff, oder der des ‚objektiv Not- 
wendigen‘ nicht begrifflich präzisiert werden. So korrespondiert einem diffusen, un- 
scharfen, oder erst gar nicht explizierten Begriff von Gesellschaft und deren Bestands- 
grenzen ein ebenso unklarer Begriff vom Bestandsproblem. 


il Vgi.. hierzu: K. ©. Hondrich, Systemtheorie als Instrument der Gesellschaftsanalyse, in: 
Theorie der Gesellschaft oder Sozialtechnologie, Theorie-Diskussion Supplement 1, Frank- 
furt/Main 1973, S. 110 
Bärbel Meurer, Kritische Bemerkungen zur Systemtheorie, in: Das Argument Heft 11/12, 
Berlin 1973, S. 904 
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Dem nebulösen Bestandsproblem einer Gesellschaft, von der man keinen Be- 
sriff hat, können nahezu beliebig ‚funktional äquivalente‘ Strukturen oder Prozesse 
beigeordnet werden. 

Eine allgemeine Methodenkritik des Äquivalenzfunktionalismus will ich hier 
nicht leisten (12). Betrachten wir in dieser Hinsicht die funktionalistische Argumenta- 
tion von R/S. Sie gehen aus von ‚bestandsnotwendigen‘ Infrastrukturleistungen. Wer- 
den sie vom Staat nicht erbracht, dann müßte laut Ronge/Schmieg eine ‚Bestandskrise‘ 
der Fall sein. Ist auch diese nicht auszumachen, dann ist auf funktionale Äquivalente 
bezüglich der Verhinderung der Bestandskrise zu schließen. Ronge Schmieg iden- 
tifizieren die Monopolisierung als Äquivalent. Ein Einwand ist klar: Wie kann ernst- 
haft Monopolisierung als Ausdruck der Verhinderung einer Bestandskrise der Gesell- 
schaft bgegriffen werden, wo weder ein Klar abgegrenzter Gesellschaftsbegriff noch 
ein klarer Begriff vom zu lösenden ‚Bestandsproblem‘ vorliegen? Das Nicht-Eintre- 
ten der vorher behaupteten Bestandskrise ‚beweist‘ dann die Äquifunktionalität von 
Monopol und Staat und behauptet, die Existenz von Monopolbildung erklären zu 
können. Aber weiter bleibt innerhalb der funktionalen Methode unklar, wenn man 
einmal die Voraussetzungen akzeptiert, wie stabil und elastisch die Austauschbezie- 
hungen zwischen politischem und ökonomischem ‚System‘, bzw. zwischen Staat 
und Monopol sind. im Rahmen der funktionalistischen Theorie selbst ist die Beant- 
wortung dieser Frage relativ unproblematisch, denn es gibt qua Definition keine 
strukturellen Engpässe eines gesellschaftlichen ‚Subsystems‘, die bestandsgefährdend 
für das Gesamtsystem sein können. 


„in der marxistischen Theorie müssen politische und ökonomische Infrastrukturinvestitionen als 
nicht beliebig austauschbar gelten. Infrastrukturbereiche werden ja gerade ausdifferenziert, weil 
ökonomische Profitabilitätskriterien sie nur unzureichend tragen können. Monopolisierung kann 
daher rur ein begrenztes Äquivalent sein.“ (13) 


Da wegen der fehlenden abgeleiteten Dominanz eines Systems der Gesellschaft folge- 
richtig aus einer Krise eines ‚Subsysiems‘ keine Krise der Gesellschaft, also keine Be- 
standskrise folgen kann, denn die einzelnen Systeme erreichen für sich genommen 
gar nicht das Niveau der Gesellschaft, kann die Krise nur noch handlungstheoretisch 
gedacht werden. Wobei, und das ist das eigentlich bedeutsame, zwischen der Logk 
der Systeme und der Logik des Handelns keine Vermittlungen und keine inneren 
Zusammenhänge angegeben werden können. Der so gegebene Dualismus von System- 
und Handlungstheorie wird durch pure Dezision zu bewältigen versucht. 

Die dezistionistische Bewältigung eigener Ungereimtheiten ist ein bei system- 
theoretisch orientierten kritischen Forschern generell anzutreffendes Verfahren. R/S 
sind da kein Sonderfall! 

Hierzu noch ein Beispiel: Nachdem Offe festgestellt hat, über den Klassencha- 
rakter des kapitalistischen Staates ließen sich keine theoretisch begründeten Aussa- 


12 Vgl. Manfred Deutschmann, Die Reduktion gesellschaftlicher Entwicklung auf die Reduk- 
tion von Komplexität — ZurKritik der Systemtheorie Niklas Luhmanns, in: Qualifikation 
und Arbeit, Westberlin 1974, S. 171, 8.173 


13 Klaus Peter Japp, Krisentheorien und Konflikpotentiale, Frankfurt/Main 1975, S. 112 


gen treffen, folgert er, der Klassencharakter des Staates lasse sich allenfalls durch 
praktisches Handeln aufdecken. Doch Offe kann nicht mehr angeben, warum dieses 
Handeln überhaupt stattfinden sollte, worauf es sich gründen könnte, wenn keine 
theoretische Einsicht in den Klassencharakter des Staates möglich ist, die anleitend 
wirken könnte. Übrig bleibt nur ein dezisionistische vorausgesetzter Anfang (14). 

Bei R/S ist nicht einmal ein voluntaristischer Anfang für bestandsgefährdendes 
Handeln gesetzt. Sie binden zwar die ‚exaktere‘ Bestandskrise an ‚handlungspraktische 
Konsequenzen‘, doch über deren Konstituionsbedingungen, die Bedingungen der 
Möglichkeit bestandbedrohenden Handelns, die ja dem ‚exakteren‘ Krisenbegriff als 
Bestandskrise immanent sein müßten, ist in der gesamten Untersuchung kein Wort 
zu erfahren. _ 

Das proklamierte Neue des eigenen Ansatzes, der Bezug zum Bestand des Ge- 
sellschaftssystems, wird begrifflich nicht entfaltet, bleibt bloße Behauptung. Die 
einzige versuchte Vermittlung ist im Begriff des ‚objektiv Notwenigen‘ zu suchen, 
denn er soll sich auf den Bestand der Gesellschaft beziehen. 


Eindeutigkeit oder Vermittlung 


Doch wir werden sehen, daß Ronge und Schmieg sich selbst generell der Möglichkeit 
einer Vermittlung entgegengesetzt erscheinender Bestimmungen berauben. Das be- 
zieht sich sowohl auf das Verhältnis von Problem und Krise, System und Handlung, 
Theorie und Empirie sowie Wesen und Erscheinung. 

Diese ‚Selbstberaubung‘ geschieht auf doppelte Weise: Zunächst werden die 
entsprechenden marxistischen Kategorien und Verhältnisbestimmungen in einen 
funktionalistischen Bedeutungszusammenhang gestellt. Daraus ergeben Sich dann 
theoretische Fragestellungen, die im Grunde solche der funktionalistischen und nicht 
der marxistischen Theorie sind, aber mit marxistischen Kategorien formuliert werden. 
Dadurch ergibt sich eine Bedeutungsverschiebung und Verdichtung zentraler analy- 
tischer Kategorien, die somit überladen werden und zur Analyse nichts mehr taugen. 

“Deutlich wird das z.B. anhand des Zusammenhangs zwischen dem ‚wirklichen 
Systemproblem‘, der Möglichkeit richtiger oder falscher Perzeption dieses Problems 
durch den Staat und dem Verhältnis von Wesen und Erscheinung, wie R/S ihn ver- 
muten. Die gesamte krisentheoretische Argumentation von R/S steht auf tönernen 
Füßen, wenn sie nicht angeben können, inwiefern das Planungsselbstverständnis des 
Staates Ausdruck richtiger oder falscher Problemperzeption ist.Sie nennen das, Objek- 
tivierung‘ des subjektiven Verständnisses von Erforderlichkeit. 

Zum Verhältnis von Planung und Problem wird nun folgende Interpretation 
angeboten: „Unsere Hypothese lautet, daß Planung Reaktion auf ein wirkliches 
Systemproblem ist, daß aber nicht unbedingt das wirkliche Problem in das Selbst- 
verständnis der Planung eineht. Vielmehr ist zu vermuten, daß das Selbstverständnis 
an der Krisenerscheinung anknüpfen wird und die wirklichen Ursachen und die wirk- 


14 Vgl. Offe, Strukturprobleme, a.a.0., S. 90 
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lichen Ursachen und die wirkliche Bedeutung der Krisenerscheinung nicht zu begrei- 
fen in der Lage ist.“ (S. 29) Da sie jedoch „— blind wie das System — nicht eindeutig 
(!) Erscheinung und Wesen angeben können,“ fragen sie: „an welche Erscheinungen 
halten wir uns?“ )S. 30) 

Sie fragen aber nicht, inwiefern die Frage nach einer Eindeutigkeit der Verhält- 
nisse von Wesen und Erscheinung ihrem Gegenstand angemessen ist und welcher Sach- 
verhalt eigentlich mit Eindeutigkeit gemeint ist. Jedenfalls stellt sich hier die Frage, in- 
wiefern die beiden theoretischen Ansprüche, der des Nachweises einer eindeutigen 
Beziehung von Wesen und Erscheinung und der einer Vermittlung von Theorie und 
Empirie etc., wie sie von R/S formuliert werden, überhaupt miteinander verträglich 
sind, oder nicht im Gegenteil sich wechselseitig nahezu ausschließen. Beides gleich- 
zeitig zu wollen, kann, wie wir noch sehen werden, dazu führen, daß weder das eine 
noch das andere erreicht wird. 

Zu der eben zitierten Hypothese von R/S sind einige Fragen zu stellen: Wenn 
staatliche Planung Reaktion auf ein ‚wirkliches Systemproblem‘ sein soll, Planung zu- 
gleich an Krisenerscheinungen ansetze und demzufolge die wirklichen Ursachen nicht 
begreifen könne, bleibt unklar, wie man dann überhaupt die logische Möglichkeit rich- 
tiger oder falscher Problemperzeption durch den Staat theoretisch zulassen kann. 
Das ‚wirkliche Systemproblem‘ enthüllt sich offenbar nicht unmittelbar ‚als solches‘, 
sondern durch von ihm unterschiedene Erscheinungen, wie R/S formulieren. Doch 
über einen möglichen Zusammenhang vom ‚wirklichen Systemproblem‘ (Das ist bei 
R/S identisch mit ihrem Begriff vom ‚Wesen‘) und den Erscheinungen ist nichts Ge- 
naueres zu erfahren. Vielmehr lagern die Erscheinungen wie ein irrationaler Schleier 
über dem ‚Eigentlichen‘, dem Wesen. Denn wer an den Erscheinungen ansetze, könne 
über die wirklichen Krisenursachen nichts erfahren. Die Macht der Erscheinungen 
verhindert so eine Erhellung dessen, wie das hinter den Erscheinungen waltende 
‚wirkliche Systemproblem‘ beschaffen sei. Der Problembegriff, der immer ein ‚Be- 
standsproblem‘ bezeichnen soll, wird zunächst unvermittelt einer Welt von Erschei- 
nungen gegenübergestellt, die gar so mannigfaltig ist, daß man nicht weiß, an welche 
man sich zu halten habe. Der rigiden Trennung von Wesen und Erscheinung — denn 
es bleibt unerfindlich, in welchen Formen das ‚Bestandsproblem‘ erscheinen kann — 
korrespondiert auf eigentümliche Weise, aber konsequent, die Forderung nach einer 
eindeutigen Zuordnung von Wesen und Erscheinung. Da diese nicht einzulösen ist und 
auch von R/S nicht eingelöst wird, kann im Endeffekt, wie wir noch sehen werden, 
nicht einmal ein Zusammenhang von Wesen und Erscheinung angegeben werden. Es 
bleibt eine unaufgelöste Dichotomie zwischen ihrem ‚Bestandsproblem‘ und einer 
Vielzahl von Phänomenen, zwischen Wesen und Erscheinung. 

Jener unvermittelten Nichtidentität von Wesen und Erscheinung ist zugleich 
eine unvermittelte Identität beigeordnet. Einerseits sollen zwar die Erscheinungen 
das ‚wirkliche Systemproblem‘ verbergen, andererseits muß dieses Problem in voller 
Klarheit und Reinheit unmittelbar in ausgewählten Erscheinungen präsent sein, muß 
das Wesen ununterschieden von sich selbst als Erscheinung auftauchen. Wie sonst 
ließe sich die logische Alternative von richtiger oder falscher Proplemperzeption 
ernstnehmen? Denn Problemperzeption kann, wie R/S sagen, nur an den Erschei- 
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nungen ansetzen. Wenn Perzeption richtig sein kann, setzt diese logische Möglichkeit 
zugleich eine unmittelbare Identität von Wesen und Erscheinung, wirklichem ‚Be- 
standsproblem‘ und Phänomen voraus. Ebenso setzt die eindeutig ‚falsche‘ Problem- 
perzeption als von R/S angenommener logischer zweiter Möglichkeit eine unvermit- 
telte Trennung von Wesen und Erscheinung voraus. Die Erscheinungen, wie R/S sie 
sehen, bleiben auch jeder ‚Bestandsnotwendigkeit‘ äußerlich, sind also offensichtlich 
selbst nicht ‚bestandsnotwendig‘, wenn an ihnen nur ‚falsch‘ perzipiert werden Kann. 

Das Problem einer Vermittlung stellt sich meiner Kenntnis nach überhaupt nicht 
innerhalb zweiwertiger Kalküle. Wenn ein Sachverhalt nur richtig oder falsch sein 
kann, es um eindeutige Zuordnungen gehen soll, braucht ein dialektisches Verfahren 
nicht bemüht zu werden. Hier reicht einfache Subsumtionslogik. Paradox ist, daß 
R/S einerseits von Vermittlung im dialektischen Sinne reden, andererseits sich ein 
Vermittlungsproblem innerhalb ihrer zweiwertigen Begrifflichkeit überhaupt nicht 
stellen kann. Denn ein Vermittlungsproblem stellt sich, wenn es um Widersprüche 
geht. Doch Widersprüche haben R/S aus ihrem Begriffsapparat verbannt, indem sie 
etwa nur die Fragestellung einer richtigen oder falschen Problemperzeption zulassen, 
es daher als Problem überhaupt nicht auftauchen kann, daß die Perzeption etwa rich- 
tig und falsch zugleich ist. 

Doch wenn sich zeigen sollte, daß z. B. die Erscheinungen in gewisser Hinsicht 
wahr und falsch zugleich sind, wäre es natürlich mit der geforderten Eindeutigkeit 
vorbei. Bei Eindeutigkeit muß der Widerspruch ausgeschlossen werden. Schließt man 
den Widerspruch aus, hat man zwar seine Eindeutigkeit, doch hat das dann nichts 
mehr mit einer Vermittlung von allgemeiner Kapitalanalyse und historisch konkreten 
Phänomenen, wie sie R/S angekündigt hatten, zu tun. 

R/S wollen Unvereinbares vereinen. Resultat ist eine Pseudosynthese. Mithin 
werden dadurch ihre theoretischen Resultate äußerst suspekt. 

Die Fixierung auf die zweiwertige Fragestellung richtiger oder falscher Problem- 
perzeption impliziert die Annahme der positiven Existenz eines eindeutigen, wirk- 
lichen Systemproblems‘, einer ‚bestandswichtigen objektiven Notwendigkeit‘ etc. 
Der Preis für die scheinbar exakten Aussagen, die durch die ausschließende Fragestel- 
lung von richtig oder falsch möglich sein sollen, ist eine völlige Überladung des Pro- 
blembegriffs. Ihm wird von R/S eine Beweislast aufgebürdet, die er nicht zu tragen 
vermag. Wie wir gleich sehen, entzieht er sich dieser Last durch Flucht, Verflüchtigung. 


Objektivierung als Fluchtbewegung. 
Pseudosynthetisierung anstatt Vermittlung 


R/S sind gezwungen, die Voraussetzungen ihrer Untersuchung im weiteren Gang der 
Darstellung einzuholen. Wesentliche Voraussetzung ist die Existenz eines ‚richtigen 
Problems‘, dessen Nichtlösung zur Krise führe. Wenn es also ein eindeutiges Problem 
und ein zweideutiges Bewußtsein davon gibt, stellt sich die Frage, woran denn ‚Rich- 
tigkeit“ oder ‚Falschheit‘ des Bewußtseins vom ‚wirklichen‘ Problem zu bemessen 
seien. 


77 


Aufgrund ihrer eigenen Prämissen müßten R/S zweierlei leisten: Sie müßten klar 
sagen, welches subjektive Erfordernis falsch ist und welches richtig. Das wäre die dif- 
ferenzierende Kritik am vorgefundenen Planungsselbstverständnis. Weiterhin müßten 
sie den Maßstab der Kritik entwickeln, und zwar derart, daß seine Entstehung nach- 
vollziehbar und somit seine Bedeutung begreifbar ist. 

Der Leser wird vier Kapitel lang mit dem faszinierendem Versprechen betäubt, 
daß die Problemperzeption ‚richtig‘ sein kann aber auch falsch, daß es ein ‚wirkliches‘ 
Problem gebe, von dem man leider noch nicht viel weiß, wovon es sich aber lohnen 
soll, mehr zu wissen, weil dann auch ein Zusammenhang vom ‚wirklichen Problem‘ 
oder der ‚objektiven Notwendigkeit‘ zur konkreten Bestandskrise erkennbar werde. 

Derart positiv eingestimmt und begierig zu erfahren, was denn nun das ‚wirk- 
liche‘ Problem sei, worin also der stets verwendete Maßstab der Kritik besteht, ist 
man also gespannt auf die ‚Objektivierung‘ des subjektiven Verständnisses von Erfor- 
derlichkeit. Spätestens jetzt geht einem auf, daß man die ganze Zeit blauen Dunst 
vorgeblasen bekam. Die analytischen Voraussetzungen der Untersuchung, also auch 
der Maßstab der Kritik werden nicht etwa eingeholt und durch die Resultate legiti- 
miert, sondern sie bleiben einfach schlichtweg behauptet oder werden revidiert. 

Schlägt also die Stunde der Wahrheit, für R/S die wirklich peinliche ‚Objekti- 
vierung‘, erweisen sich ihre Konstruktionen als großartiges Wortgeklingel. 

Hat man sich zunächst noch hohen Hauptes mit einem handlungstheoretischen 
Krisenbegriff vom vermeintlich positiv-funktionalen Krisenbegriff desStamokap und 
der Neomarxisten abzugrenzen versucht und diese Abgrenzung qua fiktiver Bestimmt- 
heit der Aussage (Schluß vom konkreten Problem auf konkrete Krise) noch vertieft, 
indem diese ihre ‚Bestimmtheit‘ der ‚Unbestimmtheit‘ und dem bloß tendenzhaften 
marxistischer Krisenauffassungen als das ‚exaktere‘ Verfahren entgegengestellt wird, 
so heißt es plötzlich: „Wir müssen die Frage von Krisen und Krisenlösung auf eine 
funktionale Ebene bringen.“ (S. 310) Das heißt bei der ‚Objektivierung‘ begeben sie 
sich auf die Ebene, die sie voher so vehement kritisiert haben. Ihr neugelegtes Ei 
war ja gerade der unterstellte Zusammenhang von ‚wirklichem‘ Problem und kon- 
kreter Krise, wobei die Krise eben ausdrücklich von ihrer Meinung nach funktionalen 
Auffassungen abgehoben wurde. Doch sie brüten das Ei nicht aus. Es war von vom- 
herein faul. Bei der Objektivierung wird der handlungstheoretisch gefaßte Krisenbe- 
griff nicht eingeholt sondern zurückgenommen. Die logische Stnuktur der ‚Objektivie- 
rung‘ entspricht nicht der des Anspruchs. 

Wurde dauernd vom fürs System bestandswichtigen notwendigen Problem und 
der Systemkrise geredet, was ja die Originalität der Argumentation gegenüber neo- 
marxistischen Ansätzen ausmachen sollte, so erfolgt schließlich der stille Rückzug. 

In Bezug auf die fürs System ‚notwendige‘ Infrastrukturleistung heißt es: „Die 
Notwendigkeit ist immer nur vom Einzelkapital her zu bestimmen.“ (S. 315) Auf 
einmal hat sich das vier Kapitel lang hypostasierte ‚wirkliche‘ Problem, das system- 
bestandswichtig sein sollte, nicht nur in das Problem eines ‚Subsystems‘ aufgelöst, 
nämlich des ‚ökonomischen Systems‘, sondern gar in das Problem eines Teilsystems 
vom ökonomischen System. 

Wenn die ‚Notwendigkeit‘ oder objektive Erforderlichkeit nur vom Einzelka- 
pital her zu bestimmten ist, kann über eine Systemkrise nichts gesagt werden. 
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Hier haben wir also den nächsten Fluchtpunkt: Zuerst wurde der handlungs- 
theoretische Krisenbegriff auf eine ‚funktionale Ebene zurückgerufen‘, und nun wird 
auch noch der zunächst am Gesellschaftssystem orientierte Problembegriff zureinzel- 
kapitalistischen Notwendigkeit verdünnt. Ihr Krisenbegriff unterscheidet sich jetzt 
nur noch insofern von den vorher kritisierten, daß sie nicht einmal zu jenen Tendenz- 
aussagen fähig sind, wie sie sie in marxistischen Analysen bemerkten. 

Wendet man sich dann der zentralen analytischen Kategorie von R/S zu, derjeni- 
gen Kategorie, an die alle Antworten auf die bisher offenen und ungelösten Fragen de- 
legiert sind, und will man endlich eine begriffliche Bestimmung dessen, was denn nun 
das ‚wirkliche Systemproblem‘, das ‚objektiv Notwendige‘ sei, erfolgt die endgültige 
Flucht. Plötzlich und ganz nebenbei heißt es kleinlaut: „Es erweist sich der Begriff 
des ‚objektiv Notwendigen‘ als analytisches Konstrukt.“ (S. 315) 

Die Berechtigung und Begründung dieses ‚analytischen Konstrukts‘ wird nir- 
gends nachgewiesen. Es bleibt eine mysteriöse Setzung. Wenn das ‚wirkliche System- 
problem‘ etc. sich schließlich als reines Gedankending darstellt, das aber diffus und 
beliebig bleibt, und gleichzeitig an der positiven Existenz eines eindeutigen ‚Bestands- 
problems‘ festgehalten wird, heißt das auch, dessen prinzipielle Unerkennbarkeit zu 
behaupten (15). 

Im Grunde haben R/S so keinen Begriff von Notwendigkeit, sondern die Unge- 
reimtheiten ihres eigenen Ansatzes werden idealistisch synthetisiert. Sie verflüchtigen 
und verdichten sich in einem ‚analytischen Konstrukt‘, auf dessen Erhellung wir 
mindestens so lange warten können, wie auf Luhmanns allgemeine ‚Theorie gesell- 
schaftlicher Entwicklung‘.. 

Wofür das ‚analytische Konstrukt‘, welchesdie pseudohafte alternative Fragestel- 
lung von richtig oder falsch begründet, herhalten muß, will ich noch kurz illustrieren. 
Es dient letztlich der Destruktion vermeintlicher anderer ‚Konstrukte‘. Soheißt es, es 
sei „nicht sinnvoll, den Staat... als Kapital zu behandeln, das nur ohne Profit pro- 
duziert!‘“ Ihr eindeutiges ‚analytisches Konstrukt‘ gestattet das auch nicht, denn das 
würde bedeuten, „daß falsche Infrastrukturinvestitionen immer noch funktional 
sind.“ (S. 314) So wird mit ihrem ‚deus ex machina‘ des ‚richtigen‘ Problems die 
werttheoretische Begründung der Entwertung von Kapital in neuen Formen schlicht- 


15 Hinsichtlich der systemtheoretischen Perspektive ist ein ‚unerkennbarer Rest‘ in Form ei- 
nes vorausgesetzten ‚analytischen Konstrukts‘ bei R/S konsequent, Dieses ‚Letzte‘ ähnelt 
stark Luhmanns behaupteter ‚Latenz der Grundstrukturenentscheidungen‘ und deren 
prinzipieller Unerkennbarkeit, weil Strukturbildung auf Täuschung bemhe. „In gewissem 
Sinne beruht demnach alle Struktur auf Täuschung — auf Täuschung über die wahre Kom- 
plexität der Welt. Für Strukturbildung ist daher zweierlei wesentlich: ein gewisses Maß 
an funktionaler Latenz, die eine Reproblematisierung der Struktur unterbindet, und eine 
Bereitstellung von Mechanismen, die den Umgang mit den unvermeidlichen Enttäuschun- 
gen regeln.“ 

N. Luhmann, Soziologie als Theorie sozialer Systeme, in: Soziologische Aufklärung, a.a.O., 
S. 120 

Luhmanns ‚wahre Komplexität der Welt‘ ist eine ebensolche Fiktion wie das ‚wirkliche 
Systemproblem‘ von R/S. Die Behauptung einer ‚ersten‘ wirklichen ‚Weltkomplexität‘, 
die wegen Strukturbildung und Täuschung unerkennbar sei, dennoch aber ‚eigentlich‘ 
existiere, scheint mix die logische Grundlage des generellen Agnostizismus von R/S zu sein. 
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weg als ‚deusex machina‘ behauptet. (Bzw. R/S zweifeln vorsichtig) Allerdings haben 
R/S in ihrer gesamten Untersuchungversäumt zu sagen, was denn ‚richtige‘ Infrastruk- 
turinvestitionen sind und wie sie sich von ‚falschen‘ eindeutig abgrenzen lassen. Das 
‚wirkliche‘ Problem, welches die Argumentation überhaupt erst begründen könnte, 
bleibt eine reine Fiktion. 

Nur mit Hilfe eines ‚Konstrukts‘, dessen Konstruktionsprozeß und dessen Be- 
deutung im Dunkeln bleiben, konnte überhaupt die gesamte Argumentationskette: 
‚objektive Erforderlichkeit‘ — richtige oder falsche Problemperzeption — Restriktio- 
nen im Verhältnis von Anspruch und Realisierung — Krise oder Nichtkrise — äqui- 
funktionale Mechanismen — aufgebaut werden. Sie hat im ersten Moment unerhört 
beeindruckende Plausibilität, und die theoretische ‚Schärfe‘ mit der jetzt die theore- 
tische Unschärfe und Unbestimmtheit marxistischer Krisentheoretischer Ansätze Kri- 
tisiert werden konnte, war zunächst bestechend. So wurde mit Hilfe eines ‚analyti- 
schen Konstrukts‘ eine Exaktheit vorgegaukelt, und es konnte herumorakelt werden, 
ob das ‚wirkliche‘ Problem nun richtig perzipiert sei oder falsch. Wobei alle diejenigen, 
die nicht in dieser Weise fabulieren, gerade der Vernachlässigung dieser entscheiden- 
den Differenz bezichtigt werden. Das ganze wird dann auch noch als „Barriere zwi- 
schen formaler und historischer Analyse“ (S. 285) präsentiert. Die eigene „Barriere“ 
zwischen dialektischer, system- und handlungstheoretischer Analyse, wird in prakti- 
scher Absicht vom eigenen Ansatz R/S’ abgespalten und in den zu kritisierenden 
projiziert. Die eigene Beweislast des überladenen Problembegriffs, die Implikationen 
des metaphysischen ‚analytischen Konstrukts‘, all dies, womit man sich vier Kapitel 
lang selbst beladen hat, wird jetzt den anderen in die Schuhe geschoben. Nicht etwa 
für sie selbst, sondern für die anderen gilt plötzlich, „daß man sich das Vermögen, 
über konkrete Krisen etwas auszusagen, erschleicht.“ (S. 286) 

Plötzlich wird man belehrt: „Die Wirklichkeit ist keineswegs eindeutig aus der 
Formanalyse deduzierbar.“ (S. 287) Abgesehen davon, daß wir nicht wissen, was für 
R/S ‚Wirklichkeit‘ ist — das ‚wirkliche‘ Problem jedenfalls ist ein ‚analytisches Kon- 
strukt‘ — wird das in der geschichtsmaterialistischen Auffassung gesellschaftlicher 
Entwicklung auch nirgendwo behauptet. R/S bauen sich systematisch einen Götzen 
auf, um ihn dann um so genußvoller vom Altar stürzen zu können! 

Denn eine mögliche Eindeutigkeit der Aussage von richtig oder falsch ergibt sich 
ja erst ausihrem ‚analytischen Konstrukt‘ , nämlich dem unterstellten ‚richtigen‘ Pro- 
blem, Wird diese Voraussetzung in der R/Seigentümlichen Eindimensionalität akzep- 
tiert, beherrscht sofort der Wahrheitsbegriff der traditionellen Wissensschaftstheorie 
das Feld. R/S projizieren den eigenen zunächst verdeckten Positivismus in die ande- 
ren, um ihn dort destruieren zu können. Zweck des ganzen Spektakels ist lediglich, 
beim eigenen Positivismus bleiben zu Können, denn die positivierte andere Analyse 
weiß es ja erwiesenermaßen auch nicht ‚besser‘. 

Aufgrund ihres eigenen deterministischen Verständnisses von ‚Notwendigkeit‘ 
kritisieren R/S — und nicht nur sie (16) — ein Verfahren als ‚harmonistisch‘, bei dem 


16 Von vielen Beispielen sei hier nur genannt: Claus, Offe, Anmerkungen zum Aufsatz ‚In- 
tensivierung der Arbeit und staatliche Sozialpolitik‘ von Fritz Böhle und Dieter Sauer, 
in: Leviathan 1/75, S. 81 f 
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der Notwendigkeit (einer Struktur, eines Prozesses, des Staates, einer Krise) auf deren 
empirische Existenz geschlossen werde. R/S haben einen logisch-deduktiven Unter- 
suchungsgang, in dem die Empirie als letzter Schritt erscheine, abgelehnt. Damit 
meinten sie, die Beziehung von Notwendigkeit und Wirlichkeit, wie sie in materiali- 
stischen Darstellungen der Fall sei, zu kritisieren. Unterstellt wird eine unmittelbare 
Identität von Notwendigkeit und Wirklichkeit. Möglich wird eine derartige Interpre- 
tation durch ihre Bedeutungsverschiebung des Begriffs von Notwendigkeit im Sinne 
einer funktionalistisch begriffenen ‚Bestandsnotwendigkeit‘, von der wirjetzt wissen, 
daß sie sich letztendlich in ein ‚analytisches Konstrukt‘ auflöst. 

Jedenfalls erscheint den Funktionalisten durch diese Sicht der Dinge die Wirk- 
lichkeit als überdeterminiert oder auch als ‚harmonistisch‘. Deshalb werden sie nicht 
müde zu betonen: Das, was ist, muß nicht so sein. Angeboten werden dann die ‚funk- 
tinalen Äquivaente‘ zur Auflösung der Überdeterminierung der empirischen Wirklich- 
keit durch die Notwendigkeit. 

Doch dies ist genau die entgegengesetzte Extremposition. 


Überdeterminierung und Kontingenz 


Die Wirklichkeit als realisierte ‚funktionale Notwendigkeit‘ ist jetzt kontingent und 
beliebig. Es könnte alles auch anders sein. Das liegt zum einen an dem schon benann- 
ten funktionalen Äquivalenzcharakter der realisierten Notwendigkeiten. Das liegt 
zum anderen daran, daß zwischen Notwendigkeit und Existenz letztlich keine Ver- 
mittlungen angegeben werden können. Im Grunde besteht hier eine unüberbrückbare 
Kluft zwischen Notwendigkeit und Existenz. Beide stenen zusammenhanglos neben- 
einander und können nur durch ein ‚analytisches Konstrukt‘ vermittelt werden, was 
aber eine Pseudovermittlung ist. Das Problem ist der prinzipiell überdeterminierte 
Begriff von Notwendigkeit bei den Funktionalisten. Denn sie selbst gehen ja davon 
aus, daß die Notwendigkeit unmittelbar bis in die Existenz, die Wirklichkeit reiche. 
So wollten Ronge und Schmieg etwa von dem ‚Bestandsproblem‘, vom gesellschaft- 
lich ‚objektiv Notwendigen‘ auf die wirkliche ‚Bestandskrise‘ der Gesellschaft schlies- 
sen. Es ist daher bei ihnen selbst eine unmittelbare Beziehung von Notwendigkeit 
und Wirklichkeit vorausgesetzt. Dieser Begriff vom ‚objektiv Notwendigen‘ ist über- 
determiniert, dem wirklichen gesellschaftlichen Zusammenhang gegenüber unange- 
messen. Nicht umsonst haben sie nichts, aber auch gar nichts zur Begründung und 
Legitimation ihres Begriffs von Notwendigkeit beibringen können. Der Überdeter- 
miniertheit der funktionalistisch konzipierten Notwendigkeit, korrespondiert dann 
konsequenterweise die Indeterminiertheit der Wirklichkeit, da völlig unklar bleiben 
muß, Realisation welcher Notwendigkeit sie denn sei. 

Konkreter: Systemtheoretiker und Funktionalisten suspendieren mit Vorliebe 
die Werttheorie, Aussagen über geselischaftliche Entwicklungsgesetze wie den Fall 
der Profitrate, lehnen die Bedeutung von Klassen und Klassenkampf als Triebkraft 
gesellschaftlicher Entwicklung ab (Offe, Ronge/Schmieg), sprechen sich a priori ge- 
gen die gesellschaftliche Dominanz ökonomischer Notwendigkeiten aus (Ronge/ 
Schmieg), kurz: sie eliminieren gerade spezifisch formbestimmte Kategorien und 
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Verhältnisbestimmungen aus der Kritik der Politischen Ökonomie; also all das, was 
von zentraler Bedeutung für einen Begriff von der bürgerlichen Gesellschaft ist. Die 
Begriffsbestimmung von Gesellschaft schlechthin bleibt eine selbstgestellte Aufgabe 
der ‚universalistischen‘ Systemtheorie. Wenn daher in funktionalistischen Ansätzen 
das spezifisch Gesellschaftliche der kapitalistischen Gesellschaft begrifflich verneint 
wird, ist nur folgerichtig, daß in ihren Konstruktionen kein innerer Zusammenhang 
von Notwendigkeit und Wirklichkeit, ebenso von der Krise eines ‚Systems‘ und der 
‚Bestandskrise‘ dieser spezifischen Gesellschaft ausgemacht werden kann. Denn mit 
Vorliebe werden zur Analyse der besonderen kapitalsitischen Gesellschaft allgemei- 
ne, letztlich gesellschaftsunabhängige Kategorien verwendet. Die Bestimmung des 
‚Hauptwiderspruchs‘ im Kapitalismus, die Präzisierung gesellschaftlicher Notwendig- 
keiten oder auch die Konzeptualisierung von ‚Identitätsgrenzen‘ des Systems gerät 
dann so allgemein und abstrakt, daß diese ‚Notwendigkeit‘ keinen den Bestand der 
Gesellschaft tangierenden Krisenmechanismus determiniert, was das Resultat bei 
Ronge/Schmieg ist, und daß diesem neuen ‚Hauptwiderspruch‘ kein lokalisierbarer 
sozialer Repräsentant mehr entspricht, was ein Resultat bei Offe ist (17). Weil die 
zentralen analytischen Kategorien zur Bestimmung gesellschaftlicher Entwicklungs- 
notwendigkeiten im Kapitalismus letztlich systemindifferente sind, die Begriffe zu 
‚hoch‘ und abstrakt sind, gerät den Funktionalisten so die Wirklichkeit zufälliger 
als sie ist. 

Zunächst wurden, wie gesagt, Notwendigkeit und Existenz begrifflich nahezu 
ineins gesetzt, um dann, in einem zweiten Schritt durch das Konzept der Äquifunk- 
tionalität der realiserten Notwendigkeit völlig entkoppelt zu werden. Die zunächst 
implizit behauptete enge Bindung von Notwendigkeit und Existenz wird noch lok- 
kerer bis zur völligen Beziehungslosigkeit durch die begriffliche Unbestimmtheit der 
Kategorie des ‚objektiv Notwendigen‘ selbst. So wird letztlich dann im Rückschluß 
von der Wirklichkeit ausgegangen und diese dann als ‚funktionales Äquivalent‘ hin- 
sichtlich eines Bezugsproblems ausgegeben ;so etwa Monopol und Staat bezüglich des 
Nicht-Eintretens einer ‚Bestandskrise‘. Um die Paradoxie und relative Beliebigkeit 
einmal grell herauszustelien: Ich könnte ebensogut eine neurotisierende Sozialisation 
in Familie, Schule oder Betrieb als funktional äquivalent mit Manipulation des Be- 
wußtseins durch Massenmedien behaupten. Denn beide können ‚bestandsgefährden- 
des‘ Handeln verhindern oder einschränken; und solange die ‚Bestandskrise‘ nicht 
eingetreten ist, ‚beweist‘ deren Nicht-Existenz die Äquifunktionalität der benannten 
‚Subysteme‘, falls gleichzeitig die Medien nicht mehr manipulierten oder die Soziali- 
sation nicht mehr neurotisierte. . 

Diese relative Beliebigkeit der Wirklichkeit entspringt dem Umstand «daß die 
Funktionalisten die Notwendigkeit letztiich auf die Produktion von Zufällen herun- 
tergebracht haben. 

Denn bei ihnen gerät die Dialektik von Notwendigkeit, Möglicheit und Wirk- 
lichkeit zu einem Dualismus zwischen unmittelbarer Identität von Notwendigkeit 


17 Offe, Strukturprobleme, a.a.O., S. 19 
Vgl. auch Japp, Krisentheoreien und Konfliktpotentiale, a.a.O., $. 118 


82 


und Wirklichkeit und unvermittelter Nichtidentität von Nowendigkeit und Wirklich- 
keit. 

Kritisiert wird ein Untersuchungsgang, bei dem die empirische Wirklichkeit 
‚logisch-deduktiv‘ aus einer objektiven Notwendigkeit abgeleitet werde, als letzter 
Schritt erscheine. ‚Aufgelöst‘ wird diese projizierte Enge von Notwendigkeit und 
Wirklichkeit, indem die Wiklichkeit sozusagen in viele ‚äquifunktionale‘ Scheibchen 
zerlegt und dieser eine begriffslose Notwendigkeit unvermittelt gegenübergestellt 
wird. Nur, und darum geht es jetzt, diese ‚Auflösung? ist völlig überflüssig; sie verfehlt 
ihren Gegenstand. 


Möglichkeit, Notwendigkeit und Wirklichkeit 


In der Marxschen Theorie und Begriffsbildung gibt es eine differenzierte Dialektik 
von Notwendigkeit, Möglichkeit und Zufall, die sich an die Begriffsbestimmungen 
Hegels anlehnt. Demgemäß müssen wirkliche Ereignisse zunächst einmal mögliche 
sein. Was ist, muß möglich sein. Das erscheint zunächst als trivial, doch ergibt sich 
schon aus dem Verhältnis von Möglichkeit und Wirklichkeit die Unsinnigkeit des 
Vorwurfs eindeutiger Determination der Wirklichkeit in materialistischen Theorien. 
Es stimmt: Was ist, muß nicht so sein. Wenn ein Ereignis oder Sachverhalt als wirkli- 
cher zunächst möglich sein muß, dann folgt aus seiner Eigenschaft als möglichem, 
daß auch ein anderes Ereignis wirklich sein könnte. Möglichkeit heißt, daß eine Sache 
geschehen kann, aber nicht geschehen muß. In diesem Sinne ist die Wirklichkeit als 
realisierte Möglichkeit zufällig, denn es könnte auch eine andere sein. Würde hier 
stehengeblieben, erschiene die Wirklichkeit als relativ beliebig und bloß zufällig, als 
Realisation einer Möglichkeit, die zunächst selbst nur als zufällig erscheint. Wenn 
nun, und hier kommt das bei den Funktionalisten aus den Begriffen eliminierte Mo- 
ment der Geschichte hinzu, 


„die Wirklichkeit nicht nur als jeweilige unmittelbare genommen wird (wo dann Möglichkeit und 
Wirklichkeit nur zufälligzusammenfallen), sondern in ihrer Bewegung (in der stets neue Möglich- 
keit zur Wirklichkeit wird), ergibt die Einheit von Möglichkeit und Wirklichkeit die Notwendig- 
keit.“ (18) 

Schon von daher ergibt sich, daß ein materialistischer Begriff von Notwendigkeit als 
prozessierender Einheit von Möglichkeit und Wirklichkeit Resultat konkreter histori- 
scher Untersuchungen ist. Die Wirklichkeit ist immer konkret historisch. Mit der Ka- 
tegorie der Notwendigkeit haben wir zugleich die begriffliche Abgrenzung der Mög- 
lichkeit. Die Wirklichkeit ist zwar zufällig im Sinne realisierter Möglichkeit, doch die 
Möglichkeit selbst ist nicht zufällig. Mögliches kann begrifflich vom Unmöglichen ge- 
schieden werden. Diese Unterscheidung selbst aber ist keine zufällige. Sie verweist 
auf den Charakter gesellschaftlicher Entwicklungsgesetze, die sich mit Notwendigkeit 
durchsetzen. „Mit absoluter Notwendigkeit und ohne jede Zufälligkeit ist das Un- 


18 Konrad Becker, Marx’ philosophische Entwicklung, sein Verhältnis zu Hegel, Zürich/New 
York 1940 (Raubdruck) S. 119 
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mögliche vom Möglichen geschieden.“ (19) So ist es etwa systematisch unmöglich 
für eine entwickelte Gesellschaft, nicht zu arbeiten, oder sie würde ‚sterben‘. Aus der 
Analyse gesellschaftlicher Formen und Funktionen der Arbeit lassen sich gewisse 
Entwicklungsnotwendigkeiten ableiten. Doch diese bezeichnen immer nur jetzt sy- 
stematische Bedingungen der Möglichkeit für wirkliche Ereignisse, nicht Wirklichkeit 
selbst im beschriebenen Sinne. „Was möglich ist, das ist mit Notwendigkeit bestimmt.“ 
(20) In dieser Hinsicht besteht in der marxistischen Begriffsbildung eine Identität 
von Notwendigkeit und Möglichkeit. Daher ist der Begriff der Notwendigkeit von 
den Funktionalisten völlig mißgedeutet, wenn sie meinen, die Wirklichkeit müsse 
nicht so sein wie sie sei, sie Könnte auch anders sein. Das dürfte auch ernsthaft nie- 
mand bestreiten. Strittig ist, wieviel anders sie sein Könnte. 

Bei den funktionalistischen Ansätzen fehlt auch eine Kategorie der Möglich- 
keit, wie sie hier kurz angedeutet wurde. Sondern es gibt eine ‚funktionale‘ Notwen- 
digkeit, die im Grunde eine Determination bis in die Wirklichkeit beinhaltet. Das ist 
bei Ronge/Schmieg etwa das ‚Bestandsproblem‘, das ‚objektiv Notwendige‘ einerseits, 
und der unmittelbare Bezug zur wirklichen ‚Bestandskrise‘ andererseits. Weil diese 
enge unmittelbare Beziehung von Notwendigkeit und Wirklichkeit im Gegenstand 
selbst nicht gegeben ist, daher weder theoretisch noch empirisch verklart werden 
kann, wird jetzt die zunächst selbst eindeutig von der Notwendigkeit determinierte 
Wirklichkeit durch Äquifunktionalitäten wieder indeterminiert. Wirklichkeit und 
Notwendigkeit stehen so recht beziehungslos nebeneinander. Das ist auch Resultat 
des recht überhöhten theoretischen Anspruchs, einen Zusammenhang von Notwen- 
digkeit und Wirklichkeit begrifflich zu antizipieren (durch den Schluß vom Bestands- 
problem auf die Konkrete Bestandskrise). 

In der marxistischen Theorie wird in dieser Hinsicht eine Aussagengrenze ak- 
zeptiert und begrifflich verarbeitet. Vulgärmarxistische Ausnahmen gibt es immer 
wieder (21). Es Können zwar theoretische Aussagen über gesellschaftliche Entwick- 
lungsnotwendigkeiten und Gesetzmäßigkeiten gemacht werden, dies aber immer nur 
im Sinne von systematischen Bedingungen der Möglichkeit für wirkliche Ereignisse. 


19 Robert Havemann, Dialektik ohne Dogma? Hamburg 1968, S. 89 
20 Ebenda 


21 In dieser Hinsicht hat die Kritik von R/S eine angemessene Stoßrichtung, wenn auch miß- 
ratene Durchführung. Denn bei einigen Vertretern der Theorie des Staatsmonopolistischen 
Kapitalismus, auf die R/S sich beziehen, hat es tatsächlich häufig den Anschein, als hätten 
sie die Dialektik von Notwendigkeit, Möglichkeit und Wirklichkeit zugunsten eindeutiger 
Determination suspendiert. 

Ähnlich habe ich bei der Diskussion um Staatsableitungen häufig den Eindruck, daß Mög- 
lichkeit und Notwendigkeit nur als Nichtidentität gesehen und einseitig entgegengesetzt 
werden. So heißt es oft in Kritiken, jetzt habe man zwar aus der einfachen Warenzirkula- 
tion die Möglichkeit, aber noch nicht die Notwendigkeit des Staates abgeleitet; wobei es 
dann so aussieht, als ob die Notwendigkeit nicht mehr als eine Form der Möglichkeit be- 
griffen werde, sondern als Wirklichkeit. 

Es kann z. B. in der einfachen Warenzirkulation die formelle Möglichkeit der Krise, oder 
auch des Staates, begründet werden. Aus der Analyse der Kapitalzirkulation ergibt sich die 
Notwendigkeit, was nur ein anderer Begriff ist für die reelle Möglichkeit. 

Zum Vorwurf des Harmonismus in marxistischen Darstellungen sei hier nur kurz bemerkt, 
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Die theoretische Antizipation der Wirklichkeit selbst wäre objektivistisch, ließe somit 
auch keinen Raum mehr für Praxis. Ziel theoretischer Analyse hat es daher zu sein, 
die „Möglichkeit als Form der Wesentlichkeit‘ (22), also nicht als zufällige Möglich- 
keit, sondern als historisch je besondere Form der objektiven Möglichkeit darzustel- 
len. Nur als diese jedenfalls Kann sie als Anleitung zum Handeln taugen. 

Noch einmal: Werden gesellschaftliche Entwicklungsgesetze dargestellt, hat 
das nichts mit eindeutiger Determination der Wirklichkeit zu tun. Wenn gesagt wird, 
‚die Wirklichkeitistnichteindeutigausder Formanalyse deduzierbar‘ (Ronge/Schmieg), 
dann kämpfen die Verfasser hier gegen Projektionen, die der Begriffswelt ihres eige- 
nen funktionalistischen Ansatzes entspringen. Denn, wie gesagt, materialistisch be- 
griffene Notwendigkeit ist immer nur eine Form der Möglichkeit. Und die dargestell- 
ten und darzustellenden „Gesetze besagen also nicht, was wirklich geschieht und ge- 
schehen wird, sie geben nur an, was geschehen kann.‘‘ (23) 


Resüme 


Extrem pointiert kann gesagt werden: Weil R/S alles wissen wollen, erfahren sie im 
Grunde gar nichts. Sie wollen wirkliche Ereignisse theoretisch antizipieren und kön- 
nen im Resultat nicht einmal die systematischen Bedingungen der Möglichkeit der 
von ihnen gemeinten Ereignisse angeben. 

Ihrer überdeterminierten und daher begrifflich unbestimmten und unhistori- 
schen ‚objektiven Notwendigkeit‘ stehen am Ende schroff viele partielle Krisenbetrof- 
fenheiten gegenüber, eben die von Einzelkapitalen.So entspringen aus dem ursprungs- 
mythischen Quell des eindeutigen ‚wirklichen Systemproblems‘ viele kleine Teilkri- 
sen. Doch diese erscheinen jetzt zufälliger als sie sind. Denn sie sind Realisation einer 
unbestimmten Notwendigkeit bzw. Möglichkeit im Sinne eines bloß formal bleiben- 
den ‚analytischen Konstrukts‘. 


Analytisch fallen R/S so hinter die von ihnen kritisierten marxistischen An- 
sätze zurück. Ihre Aussagen bleiben dem logischen Status der einfachen Warenzirku- 
lation verhaftet. Auch hier ist die Möglichkeit der Krise noch eine bloß formelle und 
unbegründete, also letztlich eine bloß zufällie Möglichkeit. 


daß die Kritiker nicht hinreichend zwischen materialistischer Forschungs- und Darstellungs- 
weise unterscheiden. Zu Letzterer meinte Marx selbst, wenn es gelinge, nach umfänglicher 
historischer Forschung die wirkliche Bewegung darzustellen, „so mag es aussehen, als ha- 
be man es mit einer Konstruktion a priori zu tun.‘ Marx, MEW 23, Berlin 1969, S. 27 
Dieser Hinweis ist nicht als Immunisiserung gegen Kritik zu verstehen, soll nur die ange- 
messene Stoßrichtung anzeigen. Wer den ‚Harmonismus‘ kritisiert, hat sich prinzipiell mit 
dem dialektischen Verfahren auseinanderzusetzen, und nicht dauernd damit zu kokettie- 
ren, 


22 Becker, Marx’ philosophische Entwicklung, a.a.O., S. 119 
23 Havemann, Dialektik ohne Dogma, a.a.O., S. 89 
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Vorbemerkung 


Daß es Monopole gibt, scheint außer Zweifel. Die tägliche Zeitung jedenfalls weiß davon zu be- 
‚richten, mal direkter mit der quantitativen Auflistung der hundert Größten (‚Inflation und Fu- 
sion machen die Großfirmen zu Giganten“, Frankfurter Rundschau vom 26.7.75), mal indirekter 
durch die Sorge um eine „inhärente Korruption der modernen Demokratie“ (so F,A. von Hayek 
laut Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 11.10.75). Dennoch: Unmittelbar gegeben ist dieses 
Phänomen nicht. Wie wenig unmittelbar gegeben es ist, machen die Probleme deutlich, die sich 
ergeben, wenn es an eine genauere statistische Erfassung dieses Phänomens geht. In einer empi- 
sischen Untersuchung der Stabilität großer Unternehmungen findet sich etwa folgender Satz: 
„From an historical perspective, however, it appears to be an open question whether big corpo- 
rations are long-lived or whether they tend to be „paper tigers“ of glorious but relatively short 
longevity.‘“ (1) Grundsätzlich gilt auch hier: „Das inhaltliche Problem der Sinnlichkeit ist zu- 


1 R. C. Edwards: Stages in Corporate Stability and the Risks of Corporate Failure (p. 428). 
Zur empirischen Untersuchung der Profitrate in Verbindung mit Branchenstruktur und 
Konzentration siehe E. Altvater et al.: Entwicklungsphasen ... . , Teil 2,8. 129 ff.E.K. 
Hunt, H. J. Sherman: Ökonomie, Bd. 1, S. 113 ff. H. Zschocke: Kapitalstruktur und 


87 


gleich ein Formprobiem, d.h. es wird vermittels der Sinnlichkeit allein überhaupt kein Gegen- 
stand gegeben.“ (2) 

Unterstellt man einmal das Monpol, wie auch immer in seiner empirischen Gestalt näher 
bestimmt, als feststellbares Phänomen, so erhebt sich die Frage nach der Bedeutung dieses Phäno- 
mens und seiner Erklärung im gegenwärtigen Kapitalismus. Da nun bestehen die eigentlichen und 
große Differenzen: In der bürgerlichen Ökonomie wird gemeinhin das Phänomen Monopol als 
Unvollkommenbheit des Marktes konstatiert, und seine Erklärung, im Anschluß an die (neo) klas- 
siche Theorie des Monopols von A. A. Cournot, in der Marktmacht großer Unternehmungen ge- 
sucht (3). 

Demgegenüber ist von verschiedenen Seiten, unter Berufung auf K. Marx, versucht worden, 
das Monopol nicht nur als eine spezielle Marktform, sondern als eine entwickelte und notwendige 
Gestalt des Kapitals zu verstehen. (So etwa von R. Hilferding oder W. I. Lenin. Von einer ande- 
ren Seite her P. Baran und P. M. Sweezy). Die bislang am weitesten ausgearbeitete, wenngleich 
nicht einheitliche, Theorie in dieser Hinsicht, in der das Monopol in spezifischer Verbindung mit 
dem Staat als höchste Entwicklungsstufe des Kapitals betrachtet wird, ist die Theorie des staats- 
monopolistischen Kapitalismus. (Siehe dazu Abschnitt IV). 

In den letzten Jahren ist an der Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus (Stamo- 
kap-Theorie) eine sehr grundsätzliche Kritik, auch diese nicht einheitlich, formuliert worden, in 
der als ein wesentlicher Punkt das Verhältnis von Monopol und Durchschnittsprofitrate unter Be- 
zug auf Marx neu thematisiert wurde (4). 

Obwohl diese Kritik m. E. in vielen Punkten zutreffend ist, vornehmlich was die Katego- 
rien des Marxschen „Kapital” betrifft, so liegt ihre Schwäche doch darin, wenig zur Analyse des 
Kapitalismus selbst beizutragen, insbesondere aufgrund einer wenig aussagekräftigen Bestimmung 

des Monopolbegriffs. (z.B. D. Jordan. Siehe dazu Abschnitt IV). 

ich werde mich in diesem Aufsatz weniger mit dem Monopolbegriff in der Theorie des 
Stamokap und der daran geübten Kritik befassen, sondern werde in erster Linie einen eigenen 
Versuch machen, durch Analyse der widersprüchlichen Dynamik von Gebrauchswert und Wert zu 
den Formen monopolistischer Durchsetzung des Wertgesetzes vorzudringen. Ein mehr allgemeines 
Ergebnis dieser Überlegungen kann, unter dem Aspekt der Auseinandersetzung um die Theorie 
des Stamokap, kurz wiedergegeben werden: 

Soli mit dem Begriff des Monopols — genauer: Prozeß der Monopolisierung — eine zentrale 
Tendenz in der Entwicklung des. Kapitals bezeichnet werden, so ist dieser nicht als Eigenschaft 


-verwertung in der BRD-Industrie, S. 104 ff. Dort werden auch Probleme statistischer 
Untersuchung angedeutet. 
2 H. D. Bahr: ‚Theorie und Empirie‘‘ oder Die Vorboten der verödeten Dialektik. S. 159. 
Bahr macht in diesem Aufsatz deutlich, wieviel metaphysische Konstruktion der Empi- 
rismus und das Alltagsbewußtsein in punkto „Problem der Unmittelbarkeit oder Evidenz“ 
(ebd. S. 160) enthalten. 
Als ein Beispiel für viele siehe die Darstellung in P. A. Samuelson: Voilskwirtschaftslehre, 
Bd. 2, S. 145 ff, Oder auch E. K. Hunt/H. J. Sherman: Ökonomie, Bd. 1, 8. 84 ff, die, 
obzwar mit einer ‚linken‘ Interpretation, dennoch diesselbe Darstellung wie Samuelson 
geben. Es gibt eine Reihe von Verfeinerungen in dieser Theorie, etwa in Gestalt des Oli- 
gopol-Konzepts, oder als ‚,monopolistic competition“ (E. H. Chamberlin) oder in Gestalt 
der mathematischen Theorie der strategischen Spiele, was jedoch an der grundsätzlichen 
Auffassung des Monopols o.ä. in der bürgerlichen Ökonomie als einer Marktform nichts 
ändert 
4 Siehe dazu die im Literaturverzeichnis genannten Arbeiten von E, Altvater, D. Läpple, 
M. Wirth, Ch. Neusüß, W. Petrowsky, die Arbeit „Monopol und Staat“ des Projekts zur 
Kritik des staatsmonopolistischen Kapitalismus, hier insbesondere der Aufsatz von D. Jor- 
dan. Eine Entgegnung auf diese Kritik von Seiten der Stamokap-Theorie findet sich in 
I. Huffschmid: Begründung und Bedeutung des Monopolbegriffs in der marxistischen 
politischen Ökonomie. Zur Kritik am Stamokap siehe Projekt Klassenanalyse: Stamokap 
in der Krise. 


w 
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am einzelnen Kapital formulierbar. Anders dieempirische Untersuchung, die sich auf das Einzelne 
als Ergebnis des Prozesses, auf das geronnene Datum, beziehen muß.Die Versuche, durch direkten 
Zugriff am Einzelkapital oder einzelnen Kapitalen begrifflich zu bestimmen, was als Struktur 
des Kapitals jenseits von ihnen liegt, führen jedoch unweigerlich aus dem Begriff des Kapitals 
hinaus, zu „Interesse“, „Kumpanei“, „Macht“ (so Stamokap-Theorie und mathematische Theo- 
rie strategischer Spiele), deren Reproduktion und Zwangscharakter unbegründbar bleibt. In dieser 
Hinsicht verträgt sich die Theorie des Stamokap mit dem Subjektivismus, Kehrseite des Empi- 
rismus, der bürgerlichen Ökonornie, 

Diese hier nur formelhaft angedeutete Kritik beruht auf der in Abschnitt IV (und An- 

hang C ) dieses Aufsatzes gegebenen Darstellung des Prozesses der Monopolisierung als Durch- 
setzung des Wertgesetzes in einer mit der Entfaltung des Kapitals sich spezifizierenden Struktur 
des Gesamtkapitals. Der Weg dazu führt über eine nähere Analyse der entwickelten Arbeitstei- 
lung (Abschnitt D), des fixen Kapitals (Abschnitt II) und der Zentralisation des Kapitals (Ab- 
schnitt III). 
Auf diesem Wege sind einige etwas kompliziertere Überlegungen notwendig, die detaillierter 
dann in den Anhängen A, B und C behandelt werden. Ein Wort noch zu dem bei dieser Unter- 
suchung verwandten Hilfsmittel der multisektorealen Analyse: Mit diesem Ausdruck läßt sich 
eine Methode zur eingehenderen Untersuchung innerer Zusammenhänge ökonomischer Struktu- 
ren bezeichnen, die, aus unterschiedlichen Quellen kommend, heute in ihrer mathematischen 
Formulierung eine gewisse Einheitlichkeit erlangt hat. Die Entwicklung dieser Methode, deren 
Anfänge weit zurückreichen und die in den sechziger Jahren durch die bahnbrechende Arbeit 
P. Sraffas einen besonderen Impetus erfuhr, ist verbunden mit Namen wie V. K, Dmiitriev, L.V. 
Kantorovitch, T. C. Koopmans, W, W, Leontief, J. von Neumann, J. T. Schwartz, N. Okishio, 
M. Morishima, A. Brody u.a. 

Diese Methode wird hier erstmals zur Untersuchung der allgemeinen Struktur des Mono- 
pols herangezogen. Generell gesehen ist die multisektorale Analyse ein geeignetes Hilfsmittel zur 
Untersuchung, von Prozessen ungleicher Entwicklung, wie beispielsweise: 

„Ungleicher“ Warentausch; Verhältnis von industriellem und landwirtschaftlichem 
Sektor; Rolle der Rüstungsproduktion; Rolle des staatlichen Bereiches innerhalb der Reproduk- 
tion des Kapitals (5). 

Obwohl die mit dieser Methode verbundenen mathematischen Überlegungen keineswegs 
besonders schwierig sind, wurden der Kürze und Übersichtlichkeit halber die eigentlichen mathe- 
matischen Beweisführungen nicht in den Anhang mit aufgenommen. Der interessierte und mathe- 
matisch etwas geübte Leser wird sie, etwa anhand des im Literaturverzeichnis genannten Buches 
von H. Nikaido, selbst nachvollziehen können. 

Für nützliche Bemerkungen zu einer ersten Fassung dieses Aufsatzes vom November 1975 
danke ich E. Altvater, D. Denneberg, J. Hoffmann, J. Huffschmid, U. Jürgens, G. Leithäuser, 
F. Manske, H. G. Nutzinger, W. Semmler. 


5 Zum „ungleichen‘““ Tausch siehe O, Braun: L’echange inegal, Zur Rüstungsproduktion 
M. Kidron: Capitalism and Theory. Zum staatlichen Bereich W. Semmler: Zur multisek- 
toralen Theorie der Kapitalreproduktion.... 
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I. Die gesellschaftlichen Potenzen der Arbeit 


Die Nutzung und Entwicklung der gesellschaftlichen Potenzen der Arbeit — deren 
Kern Teilung in und Kooperation von Einzelarbeiten ist — findet im Kapitalismus 
auf eine doppelte Weise statt: in der Fabrik und in der Gesellschaft. 

Im ersten Band des „Kapital“, nachdem er sich ausführlich mit dem Prozeß der 
Arbeitsteilung und Kooperation in der Manufaktur beschäftigt hat, geht Marx in 
einem eigenen Abschnitt noch auf „das Verhältnis zwischen der manufakturmäßigen 
Teilung der Arbeit und der gesellschaftlichen Teilung der Arbeit“ ein (6). Während 
der Zusammenhang der gesellschaftlich geteilten Einzelarbeiten durch die entsprech- 
enden Waren hergestellt wird, ist genau das bei der manufakturmäßigen Teilung 
nicht der Fall, denn der Teilarbeiter produziert keine Ware. Dieser gegensätzliche 
Ort der gesellschaftlichen Potenzen der Arbeit hat Konsequenzen für die gesellschaft- 
liche Struktur des Kapitals: 

„Die Teilung der Arbeit im Innern der Gesellschaft ist vermittelt durch den Kauf und Verkauf 
der Produkte verschiedener Arbeitszweige, der Zusammenhang der Teilarbeiten in der Manufak- 
tur durch den Verkauf verschiedener Arbeitskräfte an denselben Kapitalisten, der sie als kombi- 
nierte Arbeitskraft verwendet. Die manufakturmäßige Teilung der Arbeit unterstellt Konzentra- 
tion der Produktionsmittel in der Hand eines Kapitalisten, die gesellschaftliche Teilung der Arbeit 
Zersplitterung der Produktionsmittel unter viele unabhängige Warenproduzenten.“ (7) 

Obwohl diese beiden Aspekte der gesellschaftlichen Potenz der Arbeit ihrem eigenen 
inneren Zusammenhang nach gegensätzlich sind, so bedingen sie sich doch in ihrer 
Entwicklung. Eine genügend weit entwickelte gesellschaftliche Teilung der Arbeit ist 
Voraussetzung für die Kombination von Teilarbeiten in der Manufaktur und die 
manufakturielle Teilung der Arbeit ist die Voraussetzung für die Entwicklung der 
gesellschaftlichen Arbeitsteilung (in Gestalt neuer Gewerbe) (8). 


Diese Doppelgestalt der gesellschaftlichen Potenz der Arbeit erlaubt es nicht 
von Vergesellschaftung oder Produktivkraftentwicklung schlechthin in bezug auf die 


6 K. Marx: Kapital Bd. 1, S. 371 ff 

7 ebd. S. 376. „Manufaktur“ und „Fabrik“ werden von Marx in dem betreffenden Ab- 
schnitt synonym gebraucht. Worauf es hier ankommt im Verhältnis der beiden Aspekte 
der gesellschaftlichen Potenzen der Arbeit gilt gleichermaßen vom heutigen Industriebe- 
rieb und hat seine Wurzeln in der Manufaktur. 
Im weiteren wird der Terminus „kombinierte Arbeitskraft‘‘ verwendet; Bezeichnungen, 
die Marx in diesem Zusammenhang u. a. benutzt, sind (in „Resultate des unmittelbaren 
Produktionsprozesses‘‘): „Soziale Produktivkräfte der Arbeit“ (S. 61), „die Arbeit vie- 
ler unmittelbar kooperierender Arbeiter‘ (S. 64), „Sozial kombiniertes Arbeitsvermö- 
gen“ (S. 65), „kombinierte Tätigkeit‘ des „Gesamtarbeiters“ (S. 66), „gesellschaftliche 
Produktivkräfte der Arbeit oder Produktivkräfte der gesellschaftlichen Arbeit‘ (S. 78), 
„gesellschaftliche Naturkraft der Arbeit“ (S. 82). Mit der „Entwicklung der reellen Sub- 
sumtion der Arbeit unter das Kapital oder der spezifisch kapitalistischen Produktions- 
weise‘‘ wird „nicht der einzelne Arbeiter, sondern mehr und mehr ein sozial kombiniertes 
Arbeitsvermögen der wirkliche Funktionär des Gesamtarbeitsprozesses.“ (ebd. S. 65) 

8 Marx, Kapital Bd. 1, S. 374. Die ‚Anarchie der gesellschaftlichen und die Despotie der 
manufakturmäßigen Arbeitsteilung‘ bedingen einander in der Gesellschaft der Kapitali- 
stischen Produktionsweise. ebd. S. 377 
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kapitalistische Produktionsweise zu sprechen. Die auf der Aneignung von Mehrwert 
beruhende Produktionsweise entwickelt unter dem Zwanggesetz der Profitmaxi- 
mierung nicht nur beide Aspekte der gesellschaftlichen Potenz der Arbeit, sondern 
treibt auch ein bestimmtes Verhältnis dieser beiden Aspekte zueinander hervor (9). 
Die Bewegungsrichtung dieses Verhältnisses, die für den gegenwärtigen Kapitalismus 
m. E. zentral ist, wird in den nächsten Abschnitten — vor allem am fixen Kapital als 
Kreuzungspunkt — näher untersucht werden. In vorläufiger Allgemeinheit läßt sich 
jedoch bereits sagen, daß, da die gesellschaftlichen Potenzen der Arbeit nur unter 
dem Kommando eines Einzelkapitals der Mehrwertsteigerung dienen können, sich 
aus der Maximierung des Profits eine Tendenz zur Verschiebung der gesellschaft- 
lichen Arbeitsteilung hin zur Arbeitsteilung im Betrieb ergeben wird. 

Während das Kapital in Gestalt der Manufaktur sich nur naturhafte und Band 
werksmäßige Formen der gesellschaftlichen Potenzen der Arbeit aneignen und neu 
umformen konnte, kann das entwickelte Kapital auf die von ihm selbst auf früherer 
Stufe produzierten Gestalten der gesellschaftlichen Potenzen der Arbeit zurück- 
greifen, und zwar auf desto mehr, je entwickelter. Da die gesellschaftlichen Potenzen 
der Arbeit Voraussetzung und Ergebnis der kapitalistischen Produktion sind, wenn 
auch in unterschiedlicher Gestalt, findet eine beschleunigte Verschiebung der beiden 
Aspekte der gesellschaftlichen Potenz der Arbeit statt. Vermittelt wird diese Dyna- 
mik durch die Krise, in der sozusagen dem Kapital seine eigene Gesetzlichkeit als 
Naturform begegnet. 

Die beschleunigte Entwicklung der betrieblichen zu ungunsten der gesell- 
schaftlichen Arbeitsteilung bedeutet, daß die gesellschaftliche Vermittlung der Ein- 
zelarbeiten durch die Waren — cbwohl weiterhin Basis — relativ zur Kombination 
der Einzelarbeiten im Betrieb zunehmend zurücktritt — oder wie A. Sohn-Rethel es 
formuliert hat: „Die gesellschaftliche Synthesis ist in der Verlagerung vom Austausch- 
prozeß auf den Arbeitsprozeß begriffen und im widersprüchlichen Nebeneinander 
beider Arten verfangen, von denen die eine den Geselischaftsprezeß nicht mehr und 
die andere ihn nech nicht beherrscht.‘ (10) 

Dieser Verschiebungsprozeß steht nicht im Widerspruch zum Wertgesetz, 
sondern basiert gerade darauf, daß die gesellschaftlichen Potenzen der Arbeit gemäß 
dem Wertgesetz angeeignet werden. Denn: 


9 In der Krise drückt sich auch aus, daß gewisse Formen der Gesellschaftlichkeit der Arbeit 
obsolet geworden sind; ihren wertmäßigen Ausdruck findet die dort erfolgende Umstruk- ' 
turierung der gesellschaftlichen Potenzen der Arbeit in einer veränderten organischen Zu- 
sammensetzung des Kapitals. In der Krise findet über den Markt vermittelt ein gewaltiger 
„Umschulung“ sprozeß statt. 

10 A. Sohn-Rethel: Die ökonomische Doppelnatur des Spätkapitalismus, S. 12 

Die bisherige Diskussion der brillianten Arbeiten von A. Sohn-Rethel ist m. E. bis auf 
wenige Ausnahmen sehr flach verlaufen. Die obige These, die Sohn-Rethel in einer Reihe 
von Schriften zu belegen versucht hat, trifft zweifellos einen zentralen Punkt des gegen- 
wärtigen Kapitalismus. Sie soll im Verlaufe dieser Arbeit näher begründet werden, wenn 
auch anders als bei Sohn-Rethel. Oberflächlich in Sohn-Rethels Überlegungen ist die bloße 
Entgegensetzung von Konkurrenz- und Monopolkapitalismus, von Markt- und Betriebs- 
ökonomie und die Negation des Wertgesetzes für den gegenwärtigen Kapitalismus. 
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Wie bereits erläutert, werden die gesellschaftlich geteilten Arbeiten über den 
Tauschwert der als Waren fungierenden jeweiligen Arbeitsprodukte miteinander ver- 
mittelt, während die in der Fabrik geteilten Arbeiten durch den Gebrauch den der 
Kapitalist, zwecks Profit, von der kombinierten Arbeitskraft macht miteinander ver- 
mittelt werden. Daher setzt sich das Wertgesetz in bezug auf die gesellschaftlich ge- 
teilte und die manufakturiell geteilte Arbeit unterschiedlich durch. 

Kurz und symbolisch läßt sich diese Unterschiedlichkeit folgendermaßen for- 
mulieren: 


Mehrwert (K) # Mehrwert (G) 
Kombination 


in der Fabrik 


Diverse Arbei- 

ten (auf dem 

Markt: Unter- Gesellschaftliche 
schiedliche ein- Vermittlung 
fache Arbeits- Raser 

kräfte 


Die Ungleichheit des Mehrwerts führt zu einer Verschiebung im Verhältnis von be- 
trieblicher und gesellschaftlicher Arbeitsteilung. Wäre die kombinierte Arbeitskraft 
aäne auf dem Markt vorfindliche Ware mit einem bestimmten Gebrauchswert und 
einem bestimmten Tauschwert, so würde diese wie eine einfache Arbeitskraft vom 
Kapital angewandt und der Unterschied in der obigen Darstellung würde verschwin- 
den. Aber im Unterschied zur (einfachen) Arbeitskraft ist die kombinierte Arbeits- 
kraft keine Ware. Die Existenz der kombinierten Arbeitskraft als Ware ist unverein- 
bar mit dem Institut der freien Lohnarbeit (11). Die kombinierte Arbeitskraft hat 
weder einen bestimmten Gebrauchswert, noch hat sie einen Tauschwert, obzwar ihre 
Kosten für den Kapitalisten die Summe der Einzelkosten ist. Als ein erstes Ergebnis 
können wir also festhalten: Die kombinierte Arbeitskraft ist keine Ware. Daraus re- 
sultiert vermöge des Wertgesetzes eine tendenzielle Verschiebung der gesellschaft- 
lichen Arbeitsteilung zugunsten der betrieblichen Arbeitsteilung. Obschon einzelne 
Kombinationen von Arbeitskraft historisch mehr oder weniger zufällig in Gebrauch 
waren, wird erst im Laufe der Entwicklung der Maschinerie und großen Industrie 
vom Kapital ein kalkulierbarer Gebrauchswert der kombinierten Arbeitskraft herge- 
stellt. Systematische Basis des Gebrauchswerts der kombinierten Arbeitskraft, die 
tendenzielle Gültigkeit für alle Kombinationen beansprucht, ist die Kommensurie- 


ii Zum Verhältnis von Wertform und Freiheit und Autonomie in der bürgerlichen Gesell- 
schaft siehe etwa U. Krause: Individuum, Recht und Gesellschaft. 
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rung derlebendigen Arbeit, d. h. die Bemessung der lebendigen Arbeit durch ein ein- 
heitliches Maß (12). 

Erst damit sind die gesellschaftlichen Potenzen der Arbeit reell unter das Ka- 
pital subsumiert; erst durch die Kommensurierung der lebendigen Arbeit werden 
die gesellschaftlichen Potenzen der Arbeit als beständige Quelle von Mehrwert aus- 
beutbar. In der Formulierung von der ‚effizienten Organisation des Arbeitsprozesses‘ 
ist implizit die Kommensurierung der lebendigen Arbeit vorausgesetzt, denn ‚Effi- 
zienz‘ ist hier direkt auf den Arbeitsprozeß bezogen (direkt, nicht indirekt über den 
Wert), hätte dort aber ohne eine standardisierte Messung unterschiedlicher konkreter 
Arbeiten keinen Sinn. 

Der Zusammenhang zwischen der Anzahl der als Kombinierte Arbeitskraft an- 
gewandten Einzelarbeiter und dem resultierenden Mehrwert ist nicht linear, da die 
gesellschaftlichen Potenzen der Arbeit, ist die lebendige Arbeit erst einmal kommen- 
suriert, das Kapital nichts kosten; die Kosten sind additiv, nicht aber die Erträge. 
Daher ist die Ausbeutungsrate der kombinierten Arbeitskraft größer als sie es bei ge- 
trennter Anwendung der einzelnen Arbeitskräfte wäre. Dieser Punkt wird im letzten 
Abschnitt anläßlich der Erörterung des Monopolprofits wieder aufgenommen und 
weiter verfolgt werden. Zuvor müssen jedoch die „gemeinschaftlichen Produktions- 
bedingungen kombinierter Arbeit“ in Gestalt des fixen Kapitals einer näheren Be- 
trachtung unterzogen werden, und zwar sowohl auf der Ebene des Kapitals im allge- 
meinen, als auch auf der der vielen Kapitale, hier insbesondere in bezug auf die 
Zentralisation (13). 


I.  Fixes Kapital 


Als Kapital ist die Maschinerie produktives Kapital, und im Unterschied zum zirku- 
lierenden Kapital, wie etwa Rohstoffen, ist sie fixes Kapital. Die Eigentümlichkeit 
des fixen Kapitals, die der Motor für seine widersprüchliche Entwicklung ist, liegt 


12 _ Aufderprinzipiellen Bedeutung der Kommensuration der lebendigen Arbeit als neuer Ge- 
stalt der gesellschaftlichen Synthesis gegenüber der warenökonomischen Kommensuration 
insistiert Sohn-Rethel in allseinen Schriften. Doch während Sohn-Rethel, den Taylorismus 
vor Augen, nur die unterschiedlichen Merkmale von zweierlei Kommensuration einander 
entgegensetzt, (so z.B. in „Materialistische Erkenntniskritik und Vergesellschaftung der 
Arbeit‘, S. 53/54) wird hier der Zwang zur Kommensuration der lebendigen Arbeit in 
der Fabrik mit dem Nicht-Warencharakter der kombinierten Arbeitskraft begründet. 
Zum Taylorismus siehe J. H. Mender: Technologische Entwicklung und Arbeitsprozeß, 
wo allerding nicht die für die Theorie bedeutsame Kommensurierung der lebendigen Ar- 
beit thematisiert wird. Ein Versuch, die Frage der Kommensuration der lebendigen Arbeit 
wie sie sich für den Sozialismus stellt, zu behandeln, wird in der Schrift „Grundprinzipien 
kommunistischer Produktion und Verteilung‘ (1930) von einer „Gruppe internationaler 
Kommunisten (Holland)‘ gemacht. 

13 K. Marx: Resultate... S. 78. 

„Von der Kombination der Arbeit selbst abgesehen, erscheint dieser gesellschaftliche 
Charakter der Arbeitsbedingungen — wozu unter anderem ihre Form als Maschinerie und 
capital fixe in jeder Form gehört — als etwas durchaus Selbstverständliches, vom Arbeiter 
unabhängig existierendes, als eine Existenzweise des Kapitals und daher auch unabhängig 
von den Arbeitern durch die Kapitalisten Arrangiertes.‘‘ (ebd. S. 78) 
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nun darin, daß ein Teil seines Werts an Gebrauchswert gebunden in der Produktion 
verharren muß, während ein anderer Teil seines Wertes, als Wertteil der produzierten 
Ware, zirkulieren soll (14). 

Der Widerspruch zwischen Gebrauchswert und Tauschwert der Ware wirkt 
unter dem Aspekt des fixen Kapitals als der von Produktion und Zirkulation. Dieser 
Widerspruch läßt sich folgendermaßen noch etwas näher darstellen: Ein Teil des 
Werts des fixen Kapitals löst sich ab und geht in die Zirkulation, wo er den Gesetzen 
des Marktes gehorchen muß; entsprechend diesem Wertteil verringert sich der Wert 
des fixen Kapitals durch Vernutzung des Gebrauchswerts. Bis schließlich der ganze 
Wert des fixen Kapitals in Zirkulation gegangen ist und sein Gebrauchswert in der 
Produktion erloschen ist. Neben diesem materiellen Verschleiß durch Gebrauch, 
oder auch Nichtgebrauch (z.B. Rosten), ist für die Maschinerie nun ein Verschleiß 
von zentraler Bedeutung der gesellschaftlicher Art ist und aus dem Widerspruch von 
Produktion und Zirkulation resultiert (15). 

Da der Gebrauchswert kein eigenes Maß hat, so ist auch der Verschleiß durch 
Gebrauch, bzw. die Alterung der Maschine, nicht durch den Gebrauch direkt, sondern 
vermittelt über den in den hergestellten Produkten zirkulierenden Wertteil bestimmt. 
Die Rückkehr dieses Wertteils durch den Verkauf der Produkte hängt ab von der 
durchschnittlichen Profitabilität einer Kapitalanlage überhaupt, worin auch die 
Chancen am Markt eingeschlossen sind. Der Tauschwert, den eine Maschine nach 
einigen Jahren des Gebrauchs noch hat, ist also abhängig von der durchschnittlichen 
Profitrate. Ändert sich diese, etwa in einem Zweig durch Einführung billigerer oder 
verbesserter Maschinerie, oder generell in Folge einer Krise, so wechselt auch der 
Tauschwert bereits beschäftigter Maschinerie (16). 

Dieser Wertwechsel des fixen Kapitals in Abhängikeit von der durchschnitt- 
lichen Profitrate r soll im fogenden etwas eingehender betrachtet werden. Bezeichne 
dazu q,, den Beschaffungspreis einer Maschine konstanter Effizienz und n ihre phy- 


sische Dauerhaftigkeit (in Jahren). Für den Tauschwert q; der Maschine, den diese 


noch nach t Jahren des Gebrauchs (o<t Sn) hat, für den sogenannten Buchwert q,, 
ergibt sich (17) 

%.. 3 (ten 

40)=g, (I+n®-1 


Dabei ist unterstellt, daß durch Wirkung der Konkurrenz der Preis der mit Hilfe der 


14 „Das Kapital ist also nicht fix, weil es in den Arbeitsmitteln fixiert ist, sondern weil ein 
Teil seines in Arbeitsmitteln ausgelegten Wertes in denselben fixiert bleibt, während ein 
anderer Teil als Wertbestandteil des Produkts zirkuliert.“ (Marx, Kapital Bd. 2,S. 198/199). 
Der „Wert erhält also jetzt Doppelexistenz“ (ebd., S. 164). Diese Eigentümlichkeit des 
fixen Kapitals ist der hübsche Widerspruch, der zu entwickeln ist. (Grundrisse, S. 571) 

15 „Neben dem materiellen unterliegt die Maschine aber auch einem sozusagen moralischen 
Verschleiß. Sie verliert Tauschwert im Maße, worin entweder Maschinen derselben Kon- 
struktion wohlfeiler reproduziert werden können oder bessere Maschinen konkurrierend 
neben sie treten“. (Marx, Kapital Bd. 1, S. 426) - 

16 „Aber auch hier entspringt der Wertwechsel außerhalb des Produktionsprozesses, worin 
die Maschine als Produktionsmittel funktioniert.‘ (Marx, Kapital Bd. 1, S. 225) 

17 Sogenannte Kahn-Champernowne Formel. Siehe dazu Sraffa: Warenproduktion .. . 
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Maschine hergestellten Produkte unabhängig vom Alter der Maschine ist. 

Daraus folgt insbesondere: Die Maschine innerbetrieblich, in der Produktion, 
betrachtet, verliert jährlich gleichbleibend 1/n-tel ihres ursprünglichen Werts: ihr ge- 
sellschaftlicher Verschleiß jedoch, die Abschreibung q, (r) - 44+7 (T), hängt sowohl 


vom Alter der Maschine wie von der durchschnittlichen Profitrate ab. 

Für den jährlichen Rückfluß a (r) aus dem Gebrauch der Maschine, d.h. für die 
Summe aus Abschreibung und durchschnittlichem Profit auf das eingesetzte fixe 
Kapital, folgt aus obiger Formel (18) 

r(1+rmN 
30 (I+nM.1 
Dieser Betrag ist also unabhängig vom Alter der Maschine. Da bei einer festen positi- 
ven Profitrate r der Gewinn r % mit dem Alter der Maschine abnimmt, so führt die 


a(r)=( : Yal)trg= 


durch die Konkurrenz erzwungene Unabhängigkeit der Preise der Produkte vom 
Alter der dafür benutzten Maschine zu einem Ansteigen der Abschreibung mit zu- 
nehmendem Alter. Soweit die Abhängigkeit des gesellschaftlichen oder moralischen 
Verschleiß (jedenfalls: nichtmateriellen Verschleiß) vom Alter der Maschine, wenn 
die Profitrate sich nicht ändert. Den Effekt, den eine Änderung der Profitrate bringt, 
macht folgende graphische Darstellung der Kahn-Champernowne-Beziehung deutlich: 


Buchwert 


Io _ „. Entwertung 


nichtmaterieller Verschleiß 


0 t n Zeit 


Ss. 102 ff. Für einen Beweis dieser Formel siehe C. Jaeger, A. Weber: Piero Sraffas Bei- 
trag... S. 76 und B. Schefold: Theorie der Kuppelproduktion S. 68. 
Buchwert deshalb, weil es sich um den Tauschwert einer in der Produktion beschäftigten 
und nicht einer in der Zirkulation befindlichen Maschine handelt. Der Einfachheit halber 
wird hier eine Maschine konstanter Effizienz, d.h. gleichbleibender Leistung während ihrer 
physischen Lebensdauer, betrachtet. Die Methode Sraffas ist jedoch nicht auf diesen Fall 
beschränkt. Bei nichtkonstanter Effizienz ergibt sich eine Schwierigkeit für die Wertbe- 
stimmung des nach der Wertabgabe verbleibenden fixen Kapitals, wie sie Marx im „Kapi- 
tal“ Bd. 2, S. 158 ff. erörtert. Das haben neuerdings Hodgson und Steedman („Fixed 
Capital in Value Analysis“, BCSE, June 1975; siehe auch G. Hodgson: The Effects of 
Joint Production . . .) exemplarisch an einem Beispiel verdeutlicht, nachdem bereits 
Moroshima (,„Marx’s Economics“, S. 181 ff.) darauf hingewiesen hatte. Die Bestimmung 
des Werts als gesellschaftlich notwendiger Arbeitszeit ist bei steigender Effizienz nicht 
mehr generell mit einer Wertminderung (,„depreciation“) während der Abnutzung ver- 
träglich, sondern unter gewissen Umständen nur mit einer Wertsteigerung („apprecia- 
tion‘). Dieser Punkt bedarf noch einer eingehenden Klärung. Die hier angestellten Über- 
legungen bleiben jedoch davon unberührt. 

18 Diese Formel, die mit dem Zinssatz an Stelle der Profitrate im kaufmännischen Rechnen 
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Das Diagramm stellt den Verschleiß einer Maschine (mit Beschaffungspreis q,, phy- 


sischer Lebensdauer n) im Laufe der Zeit für eine durchschnittliche Profitabilität r 
und für eine Profitabilität von T < r dar. 

Die Maschine sei bereits t Jahre in Gebrauch. Für r hat die Maschine einen 
höheren Buchwert als für T. Eine Maschine bestimmten physischen Alters erscheint 
also in einer weniger profitablen Situation gegenüber einer profitableren als ent- 
wertet. Dieser geringere Tauschwert,ausgedrückt im Alter der Maschine,erscheint als 
eine zusätzliche Alterung der Maschine durch nichtmateriellen Verschleiß. 

Eine spezielle Interpretation des Diagramms ergibt sich, wenn die unterschied- 
liche Profitabilität folgenden speziellen Grund hat: Zur Herstellung eines bestimmten 
Produktes seien zwei unterschiedliche Maschinen, eine weniger produktive und eine 
bessere, mehr produktive in Gebrauch, beide jedoch haben denselben Beschaffungs- 
preis und dieselbe physische Dauerhaftigkeit. Der Gebrauch der besseren Maschine 
ist dann profitabler als der der schlechteren. Das Diagramm besagt dann, daß die 
schlechtere Maschine einer besseren höheren Alters entspricht, bzw. daß die 
schlechtere Maschine gegenüber der besseren durch nichtmateriellen Verschleiß zu- 
sätzlich gealtert erscheint. 

Aus der hier erörterten spezifischen Wertzirkulation des fixen Kapitals ergibt 
sich nun eine wichtige Aussage über die Preisbewegung von Produkten, die mit Hilfe 
von fixen Kapital hergestellt werden: Bei einer konstanten Profitrate und konstantem 
Produktionspreis stimmt der Buchwert q, des fixen Kapitals, also der durch ver- 


gangenen Gebrauch des fixen Kapitals bis zum Zeitpunkt t noch verbleibende Tausch- 


wert, überein mit durch weiteren Gebrauch noch zu erwartenden zukünftigen Ein- 
kommen 


n-t 
= Fe ‚ was sich sofort aus dem Ausdruck für a (r) ergibt. Insbesondere besagt 
i> r 
n 
diese Beziehung für den Zeitpunkt o, also qu = & en daß fixes Kapital vom 
i=sl(ditn! 


Wert q. investiert wird, wenn bei einer erwarteten Profitrate von r die Investition 


dem erwarteten Einkommen entspricht. Solange die tatsächliche Profitrate von r 
nicht abweicht, wird bei konstanten Produktpreisen Jahr für Jahr ein Einkommen 
alr) bezogen. Sinkt jedoch im Verlaufe der Beschäftigung des fixen Kapitals die tat- 
sächliche durchschnittliche Profitabilität T unterr, so sinkt das tatsächliche jährliche 
Einkommen unter a (r) und aufgrund der gestiegenen Abschreibung wirft die weitere 
Beschäftigung des fixen Kapitals einen geringeren Gewinn als früher ab. Die ursprüng- 
liche Investition, die Maschine, hält nicht, was sie versprach — in dieser Verkehrung 
vermittelt sich die Gesellschaftlichkeit des Gesamtkapitals in Form der durchschnitt- 
lichen Profitrate dem Einzelkapital. Soll dennoch die ursprüngliche Profitrate r wei- 
ter bezogen werden, so muß der Preis des Produktes steigen, denn: Ist p der Preis 

als Annuitätenmethode wohlbekannt ist, hat durch Sraffa erst seinen Sinn in bezug auf 

das produktive Kapital erhalten. Siehe Sraffa: Warenproduktion ... S. 95/96. Eine äqui- 


valente Formel für die Annuität notiert Marx bei der Erörterung der produktiven Kon- 
sumtion des fixen Kapitals in den „Grundrissen“ S. 542. 
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des Produktes und K die Kosten an Lohn und Rohstoffen pro Produkteinheit, so ist 
p-K-(a-H.ı)=1r(Ktge. 1) fürjedest>1. 

Fällt nun die durchschnittliche Profitrate T im Zeitpunkt t, und soll die Pro- 
fitrate r beibehalten werden, so folgt für die Preissteigerung Ap; im Zeitpunkt t, 


wenn K konstant bleibt 


Ar FaMd- u M>o. 


Dieser Preisanstieg ist umso größer, je größer die ursprüngliche Investition und der 
Profitratenwechsel ist. 

Dieser Zwang zur Preissteigerung bei Anwendung von fixem Kapital wird übli- 
cherweise mit den gegenüber der Ausbringungsmenge starren fixen Kosten begrün- 
det (19). Das entsprechende Argument läßt sich kurz so formulieren: Wird im Hin- 
blick auf eine Nachfrage N eine Investition der Größe q., getätigt und sinkt die Nach- 


frage auf N<N ab, so ist zur Stabilisierung einer Profitrate der Größe r bei konstan- 


tem K eine Preiserhöhung der Größe Ap=qu (I tr)» er - N) notwendig. M.E. 
N 


wird mit diesem Angebot/Nachfrage-Argument die Bedeutung des fixen Kapital 
nur ungenügend ergriffen, denn der Widerspruch im fixen Kapital wirkt auch bei 
Gleichgewicht von Nachfrage und Angebot. Kernpunkt ist vielmehr, daß, aufgrund 
der dem fixen Kapital eigentümlichen Wertzirkulation, ein Sinken der durch die Ak- 
tion der individuellen Kapitale aufeinander sich herstellenden durchschnittlichen 
Profitabilität einen Zwang zur Preissteigerung hervorruft (der im übrigen wie die Be- 
ziehung für Ap; zeigt, von der zeitlichen Struktur des Produktionsprozesses abhängt). 


Abgesehen von dieser Reaktion durch Preissteigerung macht die Anwendung 
von fixem Kapital generell die planerische Antizipation von Profitabilitätsentwick- 
lungen notwendig. In den diesbezüglichen Zeithorizonten unterscheiden sich die ein- 
zelnen Kapitale. Innerhalb der durch den Horizont gesetzten Zeitspanne kann die 
Akkumulation des Kapitals auch zeitweise Akkumulation von Verlust sein. Das un- 
terschiedliche Ausmaß, in dem sich Plusmacherei mit Verlusten verträgt ist für die 
einzelnen Kapitale sehr verschieden. 

Preissteigerung und Planung sind Zwänge bei der Anwendung von fixem Kapi- 
tal, womit jedoch noch nichts über die Möglichkeit einer erfolgreichen Realisierung 
ausgesagt ist. (Der Planung steht etwa das exponentiell in die Zukunft wachsende 


19 Für diese auf E. Schmalenbach zurückgehende Begründung siehe etwa A. Sohn-Rethel: 
Die Doppelnatur ... S. 30 ff. , E. Altvater et al.: Inflation... S. 262 ff. Richtig ist die 
Kritik von Altvater et al. an Auffassungen nach denen diese Preissteigerung der ‚Macht‘ 
von Monopolen entspringt und nicht einem Zwang aus der Anwendung von fixem Kapital. 
An anderer Stelle weist Altvater auf eine Anpassungsschwierigkeit für das Einzelkapital 
hin, die sich nicht auf mangelnde Mobilität des Kapitals, sondern auf mangelnde „Elasti- 
zität“ bezieht: „Ganz allgemein läßt sich sagen, daß mit steigendem Anteil des fixen 
Kapitals die Elastizität der Einzelkapitale sinkt, sich verändernden Verwertungs- und Re- 
alisierungsbedingungen anzupassen.“ (Altvater: Wertgesetz und Monopolmacht $. 139). 
Altvater untersucht jedoch nicht näher, welchen Grund diese mangelnde „Elastizität“ hat. 
Genau das bezweckt die hier gegebene Analyse des fixen Kapitals. 
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Risiko entgegen.) So drückt der Satz ‚Die Kapitalgesellschaft hat einen längeren Zeit- 
horizont als der einzelne Kapitalist, und sie ist ein rationellerer Kalkulator.“ (20) 
eher einen Zwang als eine tatsächliche Macht aus. 

In der hier erörterten spezifischen Wertzirkulation des fixen Kapitals, mit den 
Zwängen zu Preissteigerung und Planung, drückt sich eine ökonomische Differenzie- 
rung von Vergangenheit und Zukunft am Kapital selbst aus. Im Gesetz vom Durch- 
schnittsprofit, daß tendenziell gleichgroße Kapitale gleichen Profit in gleicher Zeit 
auf sich ziehen, gewinnt mit der zunehmenden Anlage von fixem Kapital auch der 
Faktor Zeit zunehmend an Bedeutung. Einige Konsequenzen daraus werden im wei- 
teren untersucht werden (21). 


DI. Konzentration und Zentralisation: Einzelkapital und Gesamtkapital 


Die auf dem Gebrauchswert basierende Mannigfaltigkeit des Kapitals, in seiner Be- 
wegung am Kapital ausgedrückt, ist die Konkurrenz der vielen Kapitale. 


„Die quantitative Erscheinungsform des Werts wird mit den qualitativen Voraussetzungen seiner 
Reproduktion vermittelt über die Konkurrenz, in der sich für das einzelne Kapital herausstellt, 
ob das, was es zu unter für es selbst quantitativ angemessenen Gesichtspunkten produziert hat, 
auch den qualitativen, gebrauchswertmäßigen Anforderungen der Gesellschaft entspricht.‘ (22) 


An dieser Stelle eine Bemerkung zur Bedeutung des Gebrauchswerts in der kapitali- 
stischen Ökonomie (23): Wie alle stoffliche Voraussetzung, so bleibt auch der Ge- 
brauchswert — besser: der Gebrauchszusammenhang der Waren — nicht unbehelligt 
von der Wertbewegung des Kapitals, auch da nicht, wo der Wert sich auf sich selbst 
bezieht, in der Akkumulation. Durch Umwälzung dieser stofflichen Voraussetzung, 
die ein Versuch des Kapitals ist, diese ihm selbst nicht eigentümliche Beschränkung 
zu überwinden, bringt das Kapital immer wieder in seiner Entwicklung eine spezifi- 
sche Gebrauchsstruktur als Ergebnis hervor; diese wiederum ist Voraussetzung wei- 
terer Wertbewegung und der Gebrauchszusammenhang als Ergebnis vergangener Wert- 
bewegung greift ein in die zukünftige Wertbewegung (24). 


20 Dies sind für Baran/Sweezy wesentiiche Merkmale für eine „allgemeine Theorie des Mono- 
polkapitalismus‘ (Monopolkapital S. 53). 

21 Die hier erörterte Verbindung von Profitrate und Tauschwert des fixen Kapitals gt er- 
möglicht auch einen Zugang zur Untersuchung des fixen Kapitals als Basis des industriellen 
Zyklus. Erst beide Bestimmungen, die Abhängigkeit der durchschnittlichen Profitrate vom 
angelegten Kapital und die Abhängigkeit des Tauschwerts des angelegten fixen Kapitals 
von der durchschnittlichen Profitrate.erlauben aufgrund der Rückkoppelung die Ableitung 
einer zyklischen Bewegung. Da dies ein Problem für sich ist, soll in dieser Arbeit darauf 
nicht weiter eingegangen werden. 

22 M. Wirth: Zur Kritik der Theorie des Staatsmonopolistischen Kapitalismus. S. 19 

23 Ein Problem, das zu wenig Aufmerksamkeit findet. Siehe jedoch R. Rosdolsky: K. Marx 
und das Problem des Gebrauchswerts in der Politischen Ökonomie“ in R. Rosdolsky: 
„Zur Entstehungsgeschichte .... S. 98- 124. Und D. Läpple: „Staat und allgemeine Pro- 
duktionsbedingungen“. 

24 „Der Gebrauchswert fällt in ihren Bereich (der politischen Ökonomie U. K.) sobald er 
durch die modernen Produktionsverhältnisse modifiziert wird oder seinerseits modifi- 
zierend in sie eingreift‘. (K. Marx: „Grundrisse...“ S. 763) 
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Im Unterschied zum Wert, der gerade dort ökonsmisch bedeutsam ist, wo er 
sich auf sich selbst bezieht, ist der Gebrauchswert ökonomisch irrelevant, wo er sich 
auf sich selbst bezieht, wie etwa bei der Quantifizierung von Gebrauchswert (siehe 
Nutzenfunktion, Grenznutzen usw.). Von ökonomischer Bedeutung ist jedoch der 
Gebrauchswert in seiner dynamischen Beziehung zum Wert — als Voraussetzung und 
als Ergebnis der Wertbe wegung. In dieser dynamischen Beziehung steckt ein Konflikt, 
da für die Bewegung des Werts nur der Wert gültig, der Gebrauchswert ihm gegenüber 
aber gleichgültig, zu sein hat. 

Die notwendige Existenz des Kapitals als viele individuelle Kapitale impliziert, 
daß die Entwicklung des Kapitals als unzerschiedliche Entwicklung individueller Ka- 
pitale stattfindet (25). Die Basis dieser Unterschiedlichkeit ist die Gebrauchsstruktur 
der Waren, ihren Ausdruck findet sie jedoch im Wert. Die unterschiedliche Beziehung 
zwischen Produktionsmitteln und lebendiger Arbeitskraft etwa drückt sich aus als 
unterschiedliche organische Zusammensetzung. Dabei ist wichtig, daß ein Einzelka- 
pital nicht nur mit seiner organischen Zusammensetzung an der durchschnittiichen 
organischen Zusammensetzung des Gesamtkapitals beteiligt ist, sondern auch mit 
seinem relativen Gewicht (hier an variablem Kapital) innerhalb des Gesamtkapitals. 
Daraus folgt z. B., daß sich die durchschnittliche organische Zusammensetzung des 
Gesamtkapitals ändern kann, olıne daß sich die organische Zusammensetzung irgend- 
eines Einzelkapitals ändert (wenn sich nämlich das relative Gewicht ändert). Solche 
„strukturellen Effekte‘, die sich nicht auf die Bewegung von individuellen Kapitalen, 
sondern auf deren Verhältnis zum Gesamtkapital beziehen sind von großer Bedeu- 
tung für die Bewegung des Gesamtkapitals. Sie drücken in Wertgestalt eine Umstruk- 
turierung des gesellschaftlichen Gebrauchszusammenhanges aus, die sich nicht an den 
individuellen Kapitalen selbst fassen läßt. Von besonderer Bedeutung ist dabei die 
als Zentralisation bezeichnete Umstrukturierung des Gesamtkapitals die „bloße ver- 
änderte Verteilung schon bestehender Kapitale, durch einfache Veränderung der 
quantitativen Gruppierung der Bestandteile des gesellschaftlichen Kapitals.“ (26) 
Die Zentralisation des Kapitals schafft die Voraussetzung zu einer vordem nicht vor- 
handenen Ausbeutung der gesellschaftlichen Potenzen der Arbeit durch das Kapi- 
tal (27). 

Sie hat zur Konsequenz, daß sich das Verhältnis der Geselischaftlichkeit der 


25 Daß das Kapital notwendigerweise als viele Kapitale und nicht als ein Kapital — „Univer- 
salkapital‘‘ — existiert, ist in der Wertform der Ware begründet. Siehe dazu die Fußnote 
von Marx in „Grundrisse‘‘ S. 324. „Das Kapital kommt sich in dieser Form selbst zum 
Bewußtsein als eine gesellschaftliche Macht, an der jeder Kapitalist teilhat im Verhältnis 
seines Anteils am gesellschaftlichen Gesamtkapital.““ (K. Marx, Kapital Bd. 3, S. 205; 
Hervorhebung im Orginal) Zur Dimension der Zeit siehe K. Marx: Kapital, Bd. 3, 4. Kapi- 
tel. 

26 K. Marx: Kapital Bd. 1, S. 655. Marx stellt die Zentralisation, die „Konzentration bereits 
gebildeter Kapitale‘‘ (ebd. S. 654) der „Konzentration, welche unmittelbar auf der Akku- 
mulation beruht oder vielmehr mit ihr identisch ist‘ (ebd. S. 653) gegenüber. So gesehen 
ist die ‚Konzentration‘ der Oberbegriff, der auf der einen Seite, ‚Akkumulation‘, auf der 
anderen Seite, ‚Zentralisation‘ beinhaltet. 

27 „Die gewachsene Ausdehnung des industriellen Etablissements bildet überall den Aus 
gangspunkt für eine umfassendere Organisation der Gesamtarbeit vieler, für eine breitre 
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Arbeit im Betrieb zu derjenigen des Marktes zugunsten der ersteren verschiebt (wie 
im I. Abschnitt erläutert). Die Zentralisation des Kapitals ist ein weiteres Beispiel 
für die dynamische Interaktion von Gebrauchswert und Wert. Sie hat eine bestehen- 
de Gebrauchsstruktur — insbesondere den Gebrauchszusammenhang der Ware Ar- 
beitskraft — als Voraussetzung und muß an dieser ansetzen; ihr Ergebnis ‚eine um- 
fassendere Organisation der Gesamtarbeit vieler“ zeigt an, daß die ursprüngliche Ge- 
brauchsstruktur unter dem Aspekt des Wertes ungenügend war. Die Gebrauchsstruk- 
tur ist so Hindernis und auch die Zentralisation hebt dieses Hindernis nicht auf, son- 
dern wälzt es zu einer neuen Gestalt um. 

Die tatsächliche Zentralisation Kann verschiedene Formen annehmen, von der 
bioßen Absprache bis zur Fusion (28). Doch allen ist gemeinsam, daß ein Stück 
Marktkoordination zugunsten betrieblicher Kooperation sich ersetzt. So z. B. wird 
durch Marktabsprachen, die, ansonsten aufgrund der progressiven Zunahme der Un- 
sicherheit in die Zukunft, nicht profitable Investition in gewisse Formen fixen Kapi- 
tals erst ermöglicht, oder wird durch Fusion von Kapitalen, wo der Markt das Pro- 
dukt des einen Kapitals den anderen als Vorprodukt vermittelt, jetzt der Produktions- 
prozeß in einem Unternehmen effektiver gestaltet (29). 

Ein Beispiel dazwischen, das eine gewisse Optimalität im Verhältnis von be- 
trieblicher Kalkulation und Marktkoordination auszudrücken scheint, sind diejeni- 
gen Konzerne, die sich mehrere kleine Betriebe als Zulieferer halten; diese Zulieferer 
sind unter dem Gesichtspunkt der betrieblichen Kalkulation praktisch Teil des Kon- 
zeıns, aber ihre Profite oder Verluste machen sie — in Konkurrenz mit anderen Zu- 
lieferbetrieben -- auf eigene Faust. 

Durch den Prozeß der Zentralisation wird die Unterschiedlichkeit individuel- 
ler Kapitale noch vertieft. Zwar, Kapital ist Kapital, und ein großes Kapital nur grös- 
ser als ein kleines Kapital — aber bei der Reproduktion des Kapitals, die gesellschaft- 
liche Reproduktion ist, macht sich geltend, daß das Kapital notwendigerweise an 
Gebrauchswerte geheftet ist; das Einzelkapital will seinen Wert maximal vermehren, 
aber es muß sich stofflich ersetzen. Da ein großes Kapital stofflich nicht ein Viel- 
faches eines kleinen Kapitals ist — ein modernes Maschinensystem eben nicht tausend 
Flaschenzügen gleich — differenziert ihre Gebundenheit an unterschiedliche Ge- 

Entwicklung ihrer materiellen Triebkräfte, d.h. für die fortschreitende Umwandlung ver- 

einzelter und gewohnheitsmäßig betriebener Produktionsprozesse in gesellschaftlich kom- 

binierte und wissenschaftlich disponierte Produktionsprozesse.‘“ (ebd. S. 656, Hervorhe- 
bung von mir, U.K.). Die gesellschaftliche Kombination wird dirigiert von Maschinerie, 
von allgemeinen Produktionsbedingungen; Anwachsen des fixen Kapitals und Zentralisa- 

tion gehen zusammen. e 
28 Siehe z. B. K. H. Stanzick: Der ökonomische Konzentrationsprozeß S. 23 - 46, wo die 

Konzentration jedoch nur unter dem Gesichtspunkt des Marktes betrachtet wird. 

29 Letzteres ist der von R. Hilferding ausführlich erörterte Prozeß der „Kombination“ („Das 
Finanzkapital“, S. 263 ff.): „Unter Kombination verstehen wir also die Verbindung sol- 
cher kapitalistischer Unternehmungen, von denen das eine das Rohmaterial für das ande- 
re liefert‘ (ebd. S. 266). Im Anschluß an Hilferding bezeichnet W. I. Lenin diesen Prozeß 
als „eine äußerst wichtige Besonderheit des Kapitalismus, die die höchste Entwicklungs- 
stufe erreicht hat“ („Der Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus“ S. 20) 


Zur „Kombination“ siehe auch das exemplarische Beispiel, das in Anhang B diskutiert 
wird. 
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brauchswerte die Kapitale. Durch die Zentralisation nun wird diese Differenz vertieft, 
indem für die zentralisierten Kapitale die Gesamtarbeit vieler in umfassender Organi- 
sation und die Kombination von Produktionsprozessen einen produktiven Gebrauch 
der Ware Arbeitskraft ermöglicht, wie er den weniger zentralisierten Kapitalen nicht 
möglich ist. 

In der Konkurrenz der vielen Kapitale, wo der Gebrauchswert nicht zählt, 
drückt sich das zentralisiertere Kapital den anderen Kapitalen als ein für die Ver- 
wertung notwendiges Kapitalminimum aus, unter dem eine solche Verwertung nicht 
möglich ist. 

Eine weitere Differenzierung der individuellen Kapitale durch die Zentralisa- 
tion liegt darin, daß die Zentralisation der Akkumulation enormen Schwung ver- 
leiht. Bei gleicher Profitabilität wirft ein großes Kapital nicht nur einen höheren 
Profit ab, sondern es kann auch einen höheren Anteil des Profits Kapitalisieren als 
ein kleines Kapital. Dadurch wird im Laufe der Akkumulation das kleinere Kapital 
immer kleiner relativ zum großen Kapital. Das mag die folgende Überlegung noch 
verdeutlichen: 

Sein die Anzahl der individuellen Kapitale und m, cj, vi Mehrwert bzw kon- 


stanter bzw. variabler Bestandteil des Kapitals i und sei 
Im; 


1 = Sa E die durchschnittliche Profitrate. Ist &; der investierte Teil des auf das 


Kapital i entfallenden Profits  (cj + vj), so hat das Kapital i zum Zeitpunkt t der 
Akkumulation (wenn diese mit dem Zeitpunkt o beginnt) die Größe 

K;lt) = Kj(0) - (1 + am)! 
Ist daher K;(o) größer als K; (0) und die Akkumulationsrate a; größer als «,, so wird 


t 

ss Year 9 - So) Lam) 

K;tt) Ki(o) N + aimj 

ser (a; ist die Wachstumsrate des Kapitals i). Die relative Bedeutung des kleinen Ka- 
pitals ist also nicht nur klein, sondern sie wird immer kleiner. 

Das Wachstum der Kapitale und damit ihre Unterschiedlichkeit im Wachstum 
wird jedoch beschränkt durch den Gebrauchszusammenhang der Waren in Gestalt des 
Marktes. Einmal abgesehen von dem äußeren Markt (Export) und der beschränkten 
Konsumtionskraft der Bevölkerung, würde ein zu weites Auseinanderklaffen der 
Wachstumsraten derjenigen Kapitale, die in ihrer Reproduktion voneinander abhängig 
sind, diese zerstören. Anders als mit diesen Waren, die sich aufgrund ihrer stofflichen 
Gestalt im Reproduktionsprozeß gegenseitig erfordern, den reproduktiven Waren, 
steht es mit den nicht reproduktiven Waren, deren prominentestes Beispiel die 
Rüstungsgüter sind. Ökonomisch gesehen stellt die Rüstungsproduktion für das re- 
produktive Kapital einen äußeren Markt dar, so daß die Ausdehnung der Rüstungs- 
produktion das reproduktive Kapital stimuliert, ohne den reproduktiven Zusammen- 
hang zu gefährden (30). 

30 Rüstungsproduktion als Beispiel nichtreproduktiver Produktion dient hier zur Illustration 
der ökonomischen Rolle des Gebrauchswerts; sie stellt eine partielle Lösung des Wider- 


im Verlaufe der Akkumulation immer grös- 
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Detailliert werden die Konsequenzen des dynamischen Konflikts von Ge- 
brauchswert und Wert für das Verhältnis des einzelnen Kapitals zum gesamten Kapi- 
tal im nächsten Abschnitt und insbesondere im Anhang dargestellt werden. Generell 
läßt sich sagen, daß die Durchsetzung des Wertgesetzes (nicht das Wertgesetz selbst) 
spezifisch abhängt von der stofflichen Reproduktionsstruktur des Gesamtkapitals. 
So führt die Struktur in Form von Branchen etwa zur Unterscheidung der Konkur- 
renz in einer Branche und der Konkurrenz zwischen den Branchen. Ein weiteres, 
zentrales Strukturmerkmal, die Zerlegbarkeit bzw. Unzeriegbarkeit der Struktur, 
führt zur Unterscheidung von Sub-Systemen die einer relativ autonomen Reproduk- 
tion fähig sind, und die spezifische Durchsetzung des Wertgesetzes in einer durch 
Sub-Systeme charakterisierten Reproduktionsstruktur führt dann einerseits auf den 
Begriff des Monopols und andererseits auf den der internationalen Konkurrenz. 
Monopolisierung etwa bezeichnet nicht ein solches Verhältnis des einzelnen zum ge- 
samten Kapital, das es Einzelkapitalen erlauben würde, sich einer einheitlichen Ver- 
wertung zu entziehen, sondern gerade eine spezifische Form der Durchsetzung des 
Wertgesetzes in einer bestimmten, durch die Zentralisation des Kapitals sich heraus- 
bildenden, Reproduktionsstruktur des Gesamtkapitals. 

Den unterschiedlichen Durchsetzungsformen des Wertgesetzes entspricht ein 
unterschiedliches Verhältnis des einzelnen zum gesamten Kapital, und damit auch 
eine unterschiedliche gesellschaftliche Zusammenfassung in Gestalt des „Durch- 
schnitts“. (31) Die Kategorie des „Durchschnitts“ ist alles andere als simpel. Darin 
reflektiert sich die Schwierigkeit der Bestimmungen von „einzeln“ und „gesamt“ 
in bezug auf das Kapital. „Einzeln“ ist das Kapital nur als Teil des „gesamten“ Kapi- 
tals und „gesamtes“ Kapital ist es realiter nur in der Aktion der „einzelnen“ Kapitale 
aufeinander. 

Für empirische Untersuchungen folgt daraus z.B.: In welchem „Gesamt“ zu- 


spruchs von Gebtauchswert und Wert insofern dar, als hier in der Produktion eines (für 
das übrige Kapital) nicht brauchbaren Gebrauchswerts, die Gleichgültigkeit des Gebrauchs- 
wert gegenüber dem Wert gültig wird. 
Es ist versucht worden, die besondere ökonomische Rolle der Rüstungsproduktion da- 
durch zu begründen, daß technische Veränderungen in der Rüstungsproduktion die durch- 
schnittliche Profitrate nicht affizieren (z. B. M. Kidron: Rüstung und wirtschaftliches 
Wachstum; siehe auch das diesbezügliche Argument von N. Okishio in „Technische Ver- 
änderungen und Profitrate‘“ $. 180 ff.) Solange das nähere Verhältnis von Werten und 
Preisen trotz aller Versuche weiterhin ungeklärt bleibt — siehe dazu auch Anhang A -, 
hängt die Erklärungskraft solcher Versuche m, E.' jedoch in der Luft (siehe auch P. Arm- 
strong: „Accumulation of Capital, the rate of profit and crisis“ in BCSE June 1975). 
Falsch dagegen scheint mir die Kritik von Schmiede und Yaffe an diesen Versuchen zu 
sein (R. Schmiede, D. Yaffe: „‚Staatsausgaben und die Marxsche Krisentheorie‘ S. 57 ff), 
die nicht berücksichtigt, daß, auch wenn technische Veränderungen in der Rüstungspro- 
duktion keinen Einfluß auf die Höhe, sie dennoch einen Einfluß auf die Existenz der 
durchschnittlichen Profitrate und auf die Existenz eines positiven Preissystems haben 
können (siehe dazu Okishio, ebd. S. 182 ff, P. Sraffa: Warenproduktion....S. 125-127 
und den Anhang C 3 dieser Arbeit); zudem vermengen Schmiede/Yaffe die Frage nach 
der Rolle der Rüstung in der Reproduktion mit derjenigen ihrer Finanzierung. 

31 Zur Kategorie des Durchschnitts als notwendiger Vermittlung von „immanenten Bewe- 
gungsgesetzen und individuellem Handeln‘ siehe Altvater: Wertgesetz und Monopol- 
macht, S. 161 ff. 
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sammenhang ist die Bewegung eines Einzelkapitals zu untersuchen? Jeder ‚„Gesamt‘“ 
zusammenhang ist borniert — was dann spätestens die Geschichte zeigt. 
All diese Schwierigkeiten macht bereits die bloße Formel für die durchschnitt- 
liche Profitrate deutlich: 
n=zin 
ik 
Sie zeigt aber auch, wenngleich nur in Werten vermummt, wie wesentlich die stoff- 


liche Reproduktionsstruktur des Kapitals für das Verhältnis von Einzelkapital und 
Gesamtkapitals ist. 


(Eine an dieser Stelle vorgesehene Erörterung der sogenannten „allgemeinen“ Pro- 
duktionsbedingungen als Kuppelkonsumtion und der diesbezüglichen Rolle des Staa- 
tes entfällt aus drucktechnischen Gründen. Es ist daran gedacht, in einem gesonderten 
Beitrag darauf zurückzukommen. ) 


IV. Monopol und Durchschnittsprofit 


Im Laufe der Geschichte sind wirtschaftliche Monopole unterschiedlichster Art ent- 
standen und wieder verschwunden; mit der Entwicklung der kapitalistischen Waren- 
produktion selbst sind eine Reihe feudaler Monopole verschwunden und haben sich 
neue Monopole herausgebildet. In der Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalis- 
mus (Stamokap-Theorie) wird die These vertreten, daß im Gegensatz zu all diesen 
vorübergehenden Monopolen „das kapitalistische Monopol zum beherrschenden 
Phänomen der kapitalistischen Gesellschaftsordnung auf einer hohen Stufe der Ent- 
wicklung wird.“ (40) 

Inwieweit drückt sich im kapitalistischen Monopol eine hohe Stufe der kapi- 
talistischen Entwicklung aus? Wie ist das kapitalitische Monopol innerhalb der 
Konkurrenz der vielen Kapitale zu charakterisieren? In der Theorie des Stamokap 
wird die erste Frage im wesentlichen mit der zunehmenden Vergesellschaftung der 
kapitalistischen Produktion beantwortet und die zweite Frage mit der Existenz des 
Monopolprofits, mit dem das Monopol den Ausgleich zur Durchschnittsprofitrate 
durchbricht. 

Obwohl die Theorie des Stamokap keine einheitliche Theorie ist (P. Boccara: 
Zum staatsmonopolistischen Kapitalismus, S. 12/13) scheint in diesen beiden Punk- 
ten doch Übereinstimmung zu herrschen; dazu einige Zitate: 

„Im Rahmen des Kapitalismus konnte diese Anpassung der Produktionsverhältnisse 
[an die Vergesellschaftung der Produktion, U.K.] nur die Gestalt des kapitalistischen 
Monopols annehmen.“ (Heininger/Hess ebd. S. 26) Weil das Monopol ‚‚an die Stelle 
des Durchschnittsprofits — also der gleichmäßigen Verteilung des Profits unter die 
Kapitale — den Monopolprofit setzt‘ werden „neue Bedingungen für die Akkumu- 


{Die Fußnoten 32 bis 39 entfallen aus drucktechnischen Gründen.) 
40 H. Heininger, P. Hess: Die Aktualität... ., S. 22 
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lation geschaffen.“ (ebd. S. 26). 

Der staatsmonopolistische Kapitalismus ‚ist eine notwendige Anpassung der 
kapitalistischen Produktionsverhältnisse an den Vergesellschaftungsgrad der Produk- 
tion“ (R. Kätzenstein: Zur Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus, S. 10). 
„Kraft seiner ökonomischen Machtstellung ist das Monopol in der Lage, die Konkur- 
renz in bestimmter Hinsicht auszuschalten — obwohl es sie nicht aufzuheben ver- 
mag — dadurch das Gesetz des Durchschnittsprofits zu durchbrechen und sich einen 
zusätzlichen Profitteil über den Durchschnittsprofit hinaus, anzueignen.“ (ebd.S.11) 
Nach Huffschmid wird „durch die Vergesellschaftung und Entwicklung der Produk- 
tivkräfte, wie sie in den kapitalistischen Monopolen am weitesten vorangetrieben 
wird‘ die materielle Basis für eine sozialistische Gesellschaftsordnung produziert. 
(Huffschmid: Begründung und Bedeutung . ... S. 60) Das Monopol ist in der Lage 
„sich dauerhaft einen überdurchschnittlichen Profit, eben den Monopolprofit, anzu- 
eignen und sich damit dem Ausgleich der Profitrate längerfristig zu entziehen.“ 
(ebd. S. 44). Von den Autoren, bei denen die Macht des Monopols wie Manna vom 
Himmel fällt einmal abgesehen. Bereits von R. Hilferding wurde 1909 ‚eine Tendenz 
zu stetiger Ausbreitung der Kartellierung“ festgestellt und bis hin zum Generalkar- 
tell als höchster Gestalt kapitalistischer Vergesellschaftung — „Es ist die bewußt 
geregelte Gesellschaft in antagonistischer Form. Aber dieser Antagonismus ist Anta- 
gonismus der Verteilung“ (Finanzkapital, S. 321/322) — durchgespielt. Interessanter 
jedoch als die Fiktion des Generalkartells sind die Ausführungen Hilferdings in denen 
er die Rolle der Kartellierung für den realen Ausgleichsprozeß einerseits als Hemmnis 
und andererseits als Überwindung dieses Hemmnisses diskutiert (homogene und 
kombinierte Vereinigung; Finanzkapital, S. 263 ff.). Hier verfährt Hilferding weniger 
mechanistisch als später die Theorie des Stamokap mit der These vom dauerhaften 
Monopolprofit. (Zu einer, eher methodischen, Kritik an Hilferding siehe R. Schim- 
kowsky: Zur Marxrezeption bei Hilferding). 

Im folgenden werden die bisher in den Abschnitten I bis III gemachten Aus- 
führungen herangezogen, um insbesondere die Punkte Vergesellschaftung und Ver- 
hältnis von Monopolprofit zur Durchschnittsprofitrate näher zu untersuchen, und 
dabei die in der Theorie des Stamokap gegebenen Antworten zu prüfen. 


I. Zur Vergesellschaftung 


Es ist nicht so, daß der kapitalistischen Produktion eine Tendenz zu zunehmender 
Vergesellschaftung innewohnte, an die sich dann die Produktionsverhältnisse, in Ge- 
stalt des Monopols, anzupassen hätten (siehe die Zitate von Heininger/Hess und 
Katzenstein), sondern diese Vergesellschaftung entwickelt sich innerhalb des Kapital- 
verhältnisses. In Abschnitt I wurde die doppelte Gesellschaftlichkeit erörtert, die der 
Fabrik und die des Marktes, und es wurde gezeigt, wie diese Gesellschaftlichkeit sich 
ntwickelt, in dem das Verhältnis der beiden Aspekte sich verschiebt aufgrund der 
Ausbeutung der gesellschaftlichen Potenzen der Arbeit durch das Kapital. Diese 
doppelte Gesellschaftlichkeit ist ein charakteristischer Zug des Kapitalismus und sie 
verschwindet erst mit ihm, denn sie korrespondiert dem Doppelcharakter der Arbeit. 
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(Das Kürzel, ‚Fabrik‘ steht für die konkrete Arbeit, das Kürzel ‚Markt‘ für die ab- 
strakte Arbeit als Substanz des Wertes). Nicht, daß sich im Laufe der Entwicklung 
als neue Stufe eine besondere Gesellschaftlichkeit herausbilden würde, sondern die 
spezifisch kapitalistische Gesellschaftlichkeit entwickelt sich weiter in ihrer dop- 
pelten Gestalt. 

Anhand des fixen Kapitals wurde in Abschnitt II gezeigt, wie diese doppelte 
Gesellschaftlichkeit sich im produktiven Kapital ausdrückt, nämlich in der Abhängig- 
keit des Tauschwerts fixierten Kapitals von der durchschnittlichen Profitabilität. Mit 
Maschinen, Gebäuden, Straßen usw. sind Produktionsmittel entwickelt, mit denen 
eine vordem nicht mögliche Anwendung der kombinierten Arbeitskraft gelingt; oder 
auch nicht gelingt, wie anhand der allgemeinen Produktionsbedingungen erläutert, 
so daß dann hier durch ökonomische Intervention der Staat bei der weiteren Ent- 
wicklung des Verhältnisses der beiden Aspekte der Gesellschaftlichkeit wesentlich 
wird. 

Auf der Ebene des Kapitals als vieler Kapitale wurde in Abschnitt II und in 
Anhang B gezeigt, wie durch Verbindung bereits bestehender Kapitale, durch Zen- 
tralisation, die Voraussetzung geschaffen wird zur Anwendung der kombinierten 
Arbeit, und wie sich durch die dadurch ermöglichte bessere Ausbeutung der gesell- 
schaftlichen Potenzen der Arbeit kapitalistische Gesellschaftlichkeit entwickelt, 
(Allerdings — die Zentralisation ist eine Voraussetzung, bedeutet als Konzentration 
bereits bestehender Kapitale jedoch nicht notwendigerweise eine Anwendung 
kombinierter Arbeitskraft, wenn etwa nur vermittelndes Handelskapital eliminiert 
wird). Also: Die mit dem Kapitalverhältnis, ganz gleich auf welcher Stufe der Ent- 
wicklung, untrennbar verbundene doppelte Gesellschaftlichkeit entwickelt sich mit 
diesem Verhältnis selbst. Insofern ist der Ausdruck „Vergesellschaftung‘“ irreführend, 
wenn er ausdrücken soll, daß eine vordem nicht existierende Gesellschaftlichkeit 
entsteht. Das aber ist der Sinn, den dieser Terminus — soweit überhaupt Näheres da- 
zu gesagt wird — in der Theorie des Stamokap hat. Eine neue Gesellschaftlichkeit der 
Produktivkräfte wird den kapitalistischen Produktionsverhältnissen gegenüberge- 
stellt, und in der Anerkennung oder Anpassung dieser Gesellschaftlichkeit durch 
oder an die Produktionsverhältnisse resultiert eine neue Stufe des Kapitalismus. So 
2.B. Katzenstein: 

„Der gesellschaftliche Charakter der Produktivkräfte verlangt in zunehmendem Maße Anerken- 
nung von der Seite der Produktionsverhältnisse. Hier entsteht der Konflikt im Kapitalismus... 
Dabei ist es aber nicht so, daß der gesellschaftliche Charakter der Produktivkräfte im Kapitalis- 
mus überhaupt keine Anerkennung findet. Das monopolistische und das staatsmonopolistische 
Kapitalverhältnis bringen schon eine solche Anerkennung zum Ausdruck.“ Und: „Bestimmte 
Bereiche brechen heute überhaupt aus dem Rahmen der Kapitalverwertung aus. In diesen Be- 
reichen ist der Charakter der Produktivkräfte so hochgradig vergesellschaftet, daß es längerer 


Zeiträume bedarf, um sie in das Gefüge der gesellschaftlichen Gesamtreproduktion einzu- 
ordnen“. (41) 


41 R. Katzenstein: Technischer Fortschritt....S.8 und S. 29 (Hervorhebung von mir, U.K.). 
Diese Zitate von Katzenstein sollen die Kritik am Bild von der „Vergesellschaftung‘“ in 
der Theorie des Stamokap illustrieren. Diese Vorstellung, manchmal auch „Grad der Ver- 
gesellschaftung‘‘ (Katzenstein: Zur Frage des Monopols .. ., z.B. S. 109), ist bei Katzen- 
stein noch am ehesten mit Inhalt gefüllt, da er einer der wenigen ist, der sich wirklich mit 
der Rolle des fixen Kapitals beschäftigt. 
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Im Verständnis der Entwicklung der doppelten Gesellschaftlichkeit als ‚‚Vergesell- 
schaftung“ ist auch die in der Theorie des Stamokap häufig formulierte These vom 
stummen Heranreifen des Sozialismus im Kapitalismus angelegt, denn wenn der ge- 
sellschaftliche Charakter der Produktivkräfte die im Kapitalismus verlangte Aner- 
kennung nicht mehr erreichen kann, dann eben im Sozialismus. 

Aufgrund dieser dürren Entgegensetzung von wenig spezifizierter Gesellschaft- 
lichkeit der Produktivkräfte und privaten Produktionsverhältnissen wird auch der 
hier liegende und für den gegenwärtigen Kapitalismus aktuelle Widerspruch nicht 
mehr erfaßt, denn die mit dem fixen Kapital und der Zentralisation des Kapitals 
beförderte Anwendung der kombinierten Arbeitskraft kommt am widersprüchlichen 
Doppelcharakter der Arbeit nicht vorbei: Im Kapitalismus gelten verschiedene kon- 
krete Arbeiten nur als verschiedene Vielfache abstrakter Arbeit, aber gerade in der 
Anwendung der kombinierten Arbeitskraft — dem Zurücktreten des Marktes gegen- 
über der Fabrik — beansprucht die konkrete Arbeit als mehr zu gelten. Zwar, mehr 
schließlich nur als Wert, aber dazu ist erst mal die Anwendung, und das heißt effi- 
ziente Anwendung, der kombinierten Arbeitskraft notwendig, und die erfordert eine 
Kommensurierung verschiedener konkreter Arbeiten in der Produktion. Der Wider- 
spruch an dieser Stelle — Kommensurierung der lebendigen Arbeit wenn die als Wert 
kommensurierte, ‚tote Arbeit‘ die Richtschnur ist — wird in der Theorie des Stamo- 
kap nicht artikuliert. 


2 Zum Durchschnittsprofit 


Die Einheit der vielen Kapitale ais sich verwertender Wert drückt sich aus in der 
durchschnittlichen Profitrate, im Verhältnis des gesamten Mehrwerts zum gesamten 
eingesetzten Kapital, also in 
n mix; 
H= E = 


(m;, c;, vi 7, X; sind dabei Mehrwert, konstantes bzw. variables Kapital, Profitrate 
und Produktionsvolumen der einzelnen K.apitale) 

Sie gibt an, mit welchem Profit ein neu sich anlegendes Kapital der Größe K 
rechnen kann, nämlich mit K »II. Als Ausdruck der Verwertung des Kapitals kann 
es nur eine Profitrate geben, ganz gleich auf welcher Stufe der Entwicklung das Ka- 
pital sich befindet. 

Aber damit ist noch nichts darüber ausgesagt, wieviel des so beanspruchten 
Profits ein Einzelkapital am Markt realisiert. Dieser Anteil stellt sich erst vermöge 
des Ausgleichs der unterschiedlichen Profitraten a; zur duschschnittlichen Profitra- 
te als Resultat heraus, wobei die Werte sich zu Produktionspreisen modifizieren, die 
ae in welchem Verhältnis sich die Waren auf dem Markt gegenübertre- 
ten 2 


a2 „Die eigentlich schwierige Frage ist hier die: wie diese Ausgleichung der Profite zur all- 
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Dieser Ausgleichsprozeß setzt an an der durch den Widerspruch von Gebrauchs- 
wert und Wert gegebenen Unterschiedlichkeit der Kapitale, und zielt in seiner Ten- 
denz darauf, daß als einziger Unterschied nur noch die Größe des Kapitals güt. Auch 
wenn dies, der Ausgleich der Profitraten, schließlich das Resultat des Ausgleichs- 
prozesses ist, so ist der Prozeß selbst, insbesondere seine Dauer, doch abhängig von 
einer Reihe weiterer Unterschiede, die sich auf die Gebrauchsstruktur des Gesamt- 
kapitals beziehen und in ihrer Wertgestalit den Prozeß beeinflussen. Diese Unter- 
schiede, die z.T. schon im Abschnitt über Konzentration und Zentralisation erörtert 
wurden, beziehen sich einerseits auf die Struktur des individuellen Kapitals selbst 
und andererseits auf die Stellung des individuellen Kapitals im Reproduktionsprozeß 
des Gesamtkapitals. Unterschiede der ersten Art sind etwa: Unterschiede in der 
organischen Zusammensetzung; unterschiedlicher Anteil des fixen Kapitals am kon- 
stanten Kapital und damit verbunden unterschiedliche Umschlagzeiten ; unterschied- 
liche Mehrwertrate, insbesondere unterschiedliche Ausbeutung der gesellschaftlichen 
Potenzen der Arbeit; unterschiedliche Kapitalminima; unterschiedliche Akkumula- 
tionsraten. Unterschiede der zweiten Art können bestehen hinsichtlich derjenigen 
Waren, die als Produktionsmittel dienen, hinsichtlich der Produktionsprozesse, in die 
die von einem Kapital produzierten Waren eingehen, hinsichtiich der Notwendigkeit 
von allgemeinen Produktionsbedingungen und hinsichtlich des Wertanteils der Pro- 
duktion an der Gesamtproduktion. 

In der kapitalistischen Produktionsweise existieren keine besonderen imma- 
nenien Tendenzen zum Ausgleich dieser Unterschiede, so z.B. keine Tendenz zum 
Ausgleich der Akkumulationsraten. Da jegliche Bewegung der Verwertung des Werts 
untergeordntet ist, ist die einzige immanente Tendenz zur Ausgleichung die allge- 
ıneine Tendenz des Ausgleichs der Profitraten, die sich über die Konkurrenz der Ein- 
zelkapitale durchsetzt. Das Wertgesetz ist der einzige immanente Regulator, da es 
nur die innere Natur des Kapitals selbst als äußeren Zwang für die Gestalt des Kapi- 
tais als vieler individueller Kapitale ausdrückt. Der Prozeß des Ausgleichs jedoch hängt 
von den Graden der oben angeführten Unterschiedlichkeiten ab: diese in der Ge- 
brauchsstruktur fußende Unterschiedlichkeit erscheint relativ zum Ausgleichungs- 
prozeß als Immobilität des Kapitals. Als Immobilität relativ zum Ausgleichungspro- 
zeß wird die Gebrauchssiruktur ökonomisch wirksam, 

Diese Immobilität wird nun von verschiedenen Seiten herangezogen, den Be- 
griff des Monopols aus dem des Kapitals zu bestimmen. Die zentrale Frage dabei ist, 
ob und wie systematisch eine Entwicklung zur Immobilität mit der des Kapitals ver- 
bunden ist. Zwei Versuche dieser Art — wenngleich sehr unterschiedliche — wurden 
von J. Huffschmid und D. Jordan gemacht (43). 


gemeinen Profitrate vorgeht, da sie offenbar ein Resultat ist und nicht Ausgangspunkt 
sein kann.“ (K. Marx, Kapital Bd. 3, S. 1383). Siehe dazu V. M. Bader u. a. „Krise und 
Kapitalismus bei Marx“ Bd. 2,5. 346 ff. 

Obwohl auch hier — inzwischen ein Mangel der Tradition in der marxistischen Theo- 
rie — das seit Erscheinen des 3. Bandes des „Kapital“ existente Problem der Transforma- 
tion bzw. Modifikation von Werten in Produktionspreise falsch gefaßt ist. Zum „Trans- 
formationsproblem‘“ siehe Anhang A. 

43 3. Huffschmid: Begründung und Bedeutung des Monopolbegriffs in der marxistischen po- 

Stischen Ükonemie. 
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Jordan bestimmt das Monopol als Schranke der Mobilität des Kapitals; eine 
allgemeine Möglichkeit, die im Begriff des Kapitals selbst angelegt ist, möglich als 
Schranke, die das Kapital vorfindet (natürliches Monopol) und als Schranke, die mit 
dem Kapitalismus selbst entsteht (künstliches Monopol). Über diese sehr generelle 
Bestimmung geht Jordan nicht hinaus (bzw. meint er nicht hinausgehen zu müssen), 
insbesondere zieht er keine Verbindung zum Grad der Entwicklung des Kapitals; 
das fixe Kapital wird nicht ein einziges Mal erwähnt, geschweige denn untersucht. 
Ja, er leugnet eine allgemeine Tendenz zum Monopol und sieht die Zentralisation 
des Kapitals nur als einen Gegenstand kistorisch-konkreter Analyse an. Da Jordan 
den Begriff des Monopols nicht mit der Zentralisation des Kapitals verbindet, bleibt 
vollkommen unklar, worin denn nun die Schranken der Mobilität hinsichtlich des 
künstlichen Monopols bestehen. Einerseits muß „die Grundlage eines künstlichen 
Monopols eine spezielle Produktivkraft sein“, die zu privatem Eigentum „erklärt“ 
wird, andererseits ist dadurch aber „das künstliche Monopol wiederum durch sich 
selber begrenzt“, so daß es kaum eine Rolle spielen kann (44). 

Demgegenüber beharrt Huffschmid darauf, daß die kapitalistische Akkumula- 
tion mit „Notwendigkeit bis zur Zentralisierung als weitestgehender Möglichkeit der 
Ausdehnung der individuellen Kapitale“ führt. Hierin vor allem sieht er den „‚Zwang 
zur inneren Differenzierung der Struktur des Gesamtkapitals‘‘, die „die Grundlage 
für die Monopoltheorie und für die Einteilung des Gesamtkapitals in monopolistische 
und nichtmonopelistische Kapitale bildet.“ (45) 

Auf Basis dieser inneren Differenzierung (was weiter oben als verschiedene 
Formen der Unterschiedlichkeit erörtert wurde) versucht Huffschmid nun, zusam- 
men mit der unbestreitbaren Tatsache, daß in der Krise die individuellen Kapitale 
unterschiedlich affiziert werden, die Herausbildung dauerhafter Monopolpositionen 
abzuleiten (46). Doch der „Funktionsmechanismus des Systems“, das Wertgesetz, 
führt eben gerade nicht dazu, daß „besondere Vorteile“ sich zu einem „systemati- 
schen Vorsprung‘ akkumulieren. 

So, wie hier Huffschmid die Monopole, erklärt im Anschluß an Darwin die 
Biologie die Herausbildung verschiedener Arten, indem nämlich durch Mutation ent- 
standene besondere Vorteile sich vermöge des Kampfes ums Dasein zu einem syste- 
matischen Vorsprung auswachsen können. So wie dieser biologische Erklärungsver- 
such als Kern eine statistische Hypothese über die Ausbreitung von Abweichungen 
enthält, die sehr umstritten ist, liegt der Sinn des Huffschmidschen Erklärungsver- 
suchs nicht in der Bestimmung des Monopolbegriffs, sondern in der Formulierung 
einer statistischen Hypothese. Eine solche Hypothese bedarf aber einer viel einge- 
henderen Begründung. Eine Schwäche beider Versuche ist, daß sie gar nicht (wie 
Jordan) bzw. nur sporadisch (wie Huffschmid), den für die Entwicklung des Kapitals 
wesentlichen Widerspruch von Gebrauchswert und Wert in Gestalt des fixen Kapitals 
untersuchen (47). In bezug auf die Immobilität läßt sich feststellen: Weder reicht 


44 Jordan: Der Monopolbegriff .... S. 165/166 

45 Huffschmid: Begründung und Bedeutung... S. 24 

46 ebd. S. 30/31 R 

47 Nichts zum fixen Kapital enthält auch ein Versuch von W. M. Breuer, obwohl Breuer (rich- 
tig im Gegensatz zur neoklassischen Theorie) die „Monopolisierung der Produktion“ als 
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die generelle Existenz von Schranken der Mobilität des Kapitals aus, den Begriff des 
(modernen) Monopols zu bestimmen, noch kann aus der Unterschiedlichkeit indivi- 
dueller Kapitale, wie etwa unterschiedlicher Akkumulationsraten (Huffschmid, ebd. 
S. 33), durch Systematisierung von Vorteilen auf eine dauerhafte Monopolposition 
geschlossen werden. Beispielweise kann die Schranke des Kapitalminimums durch 
Kredit überwunden werden, größere Umschlagzeit durch eine neue Technik und die 
Zentralisation reißt sowohl Schranken der Mobilität nieder, wie sie neue aufbaut. 
Das einzige, was sich in bezug auf die Mobilität sagen läßt, ist, daß sich die in der 
Immobilität ausdrückende Unterschiedlichkeit der Kapitale verzögernd auf die Zeit- 
dauer des Ausgleichsprozesses der Profitraten auswirken wird. 


3. Die allgemeine Struktur des Monopols 


Um das Monopol innerhalb der Aktion der Kapitale aufeinander zu verstehen, muß 
vielmehr noch einmal zurückgegangen werden zum Verhältnis von Kapital und Ar- 
beit und zur entwickelten gesellschaftlichen Form der Arbeit. Indem diese dann als 
Entwicklungsform des Kapitals dargestellt wird, ist im folgenden zu prüfen, wieweit 
von Monopol die Rede sein Kann. 

Es wurde bereits die „Vergesellschaftung‘“ der Arbeit, die Anwendung der 
kombinierten Arbeitskraft in der Produktion, erörtert. Voraussetzung ihrer Anwen- 
dung ist eine hinreichend große Stufenleiter der Produktion und Maschinen, Gebäude 
usw., also fixes Kapital, als die „‚gemeinschaftlichen Produktionsbedingungen kombi- 
nierter Arbeit“. (48) Durch Intensivierung der Einzelarbeit und kostenlosen Ge- 
brauch der gesellschaftlichen Potenzen führt die Anwendung der kombinierten Ar- 
beitskraft zu einer Erhöhung der Mehrwertrate. Das Charakteristische an dieser Art 
der Produktion von relativen Mehrwert ist: das Verhältnis von Mehrwert zu variablem 
Kapital ist eine steigende Funktion des Umfangs (Anzahl der Einzelarbeiter) der 
kombinierten Arbeitskraft (49). 

Das wäre nicht der Fall, würden die Einzelarbeiter nicht kombiniert ange- 
wandt. Oder anders gesagt: So wie die Mehrarbeit der einzelnen Arbeitskraft daraus 
entspringt, daß die ganze Arbeitskraft in Gebrauch genommen, aber im äquivalenten 
Tausch nur die Reproduktion der Arbeitskraft vergütet wird, so entspringt die Mehr- 
arbeit der kombinierten Arbeitskraft daraus, daß die kombinierte Arbeitskraft als 
Ganzes in Gebrauch genommen wird, ihre Reproduktion aber nur als Summe der 
Einzelreproduktionen zu vergüten ist; da die Arbeitskräfte nicht einzeln, sondern 
kombiniert gebraucht werden, ist der Gesamtmehrwert größer als die Summe der 
einzelnen Mehrwertteile (50). Dieser Gebrauch der kombinierten Arbeitskraft ist je- 


„Grundlage der Monopolisierung des Marktes‘ verstanden wissen will. (W. M. Breuer: Zur 
Politischen Ökonomie des Monpols, S. 81) 

48 K. Marx: Resultate des unmittelbaren Produktionsprozesses. S. 78 

49 Das ermöglicht dem Kapital die Arbeitskosten zu verringern und dennoch die Löhne zu 
erhöhen. Sohn-Rethel bezeichnet dies als das eigentliche „Taylorsche Gesetz“, ja, als „das 
spezifische Gesetz des Monopolkapitalismus“ („Die ökonomische Doppelnatur....,S. 24/ 
25). (Siehe Abschnitt I) 

50 Dieser Effekt gewinntan Bedeutung, wenn die Wissenschaft — in erster Näherung eine all- 
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doch nicht jedem Kapitalisten möglich, sondern setzt den Besitz von Produktions- 

mitteln wie Maschinerie, Gebäude usw. voraus, die diesen Gebrauch erst ermöglichen. 

Im Unterschied zur einzelnen Arbeitskraft, die über den Markt als Ware mit einem 

gegebenen Gebrauchswert eingekauft wird, wird bei der kombinierten Arbeitskraft, 

die in individueller Gestalt, als Atome der Arbeitskraft auf dem Markt zusammen- 
gekauft wird, der Gebrauchswert erst in der Produktion hergestellt. Die damit ver- 
bundene Kommensuration der lebendigen Arbeit wurde im I. Abschnitt erörtert. 

Die kombinierte Arbeitskraft ist keine Ware. 

Maximierung des Profits nun, die auf der systematischen Anwendung der 
kombinierten Arbeitskraft und damit wachsender Anwendung von fixem Kapital und 
daher auch zunehmender Zentralisation beruht, resultiert, wie in den Abschnitten 
I.bis III (und Anhang B) ausgeführt, in einer Änderung des Verhältnisses von gesell- 
schaftlich und betrieblich geteilter Arbeit. Die Einzelkapitale als Teile des Gesamt- 
kapitals betrachtet, resultiert daraus eine Reproduktionsstruktur des Gesamtkapitals 
in der ein Teil der Marktkoordination durch betriebliche Koordination ersetzt wird. 
Für die Betrachtung der Reproduktionsstruktur ist daher nicht nur die Struktur in 
Form von Branchen und von Einzelkapitalen in einer Branche zu berücksichtigen, 
sondern auch die Struktur von Sub-Systemen, von Kapitalgesellschaften, und deren 
gegenseitiges Verhältnis in der Konkurrenz. Oder anders gesagt: Mit der Entwicklung 
des Kapitals gewinnt der stets vorhandene Aspekt der Zerlegbarkeit bzw. Verknüp- 
fungder Reproduktionsstruktur an Bedeutung (51). Solche Sub-Systeme (das folgende 
ist in Anhang C detailliert ausgeführt), die die Produktion ganzer Komplexe von 
Waren darstellen, können sich auf vielfältige Weise voneinander unterscheiden. Zentral 
ist der Unterschied im Verhältnis von lebendiger zu toter Arbeit, der sogenannten 
maximalen Profitrate, die ein Gradmesser für die interne Rentabilität eines Sub- 
Systems ist. Die maximale Pıofitrate des Gesamtsystems ist die kleinste der maxi- 
malen Profitraten der Sub-Systeme (siehe Anhang C ). Wichtig für die Bewegung des 
Gesamtsystems ist das gegenseitige Verhältnis der Sub-Systeme, ihre Bindung bzw. 
Abhängigkeit in Gestalt der Warenkomplexe, die sie voneinander beziehen. Das Ge- 
samtsystem selbst stellt sich dar als bestehend aus Sub-Systemen, die relativer Selbst- 
reproduktion fähig sind, zusammen mit ihren gegenseitigen Bindungen. „Relativ“ 
heißt dabei, daß im allgemeinen zur Selbstproduktion noch Inputs an Warenkom- 
plexen aus anderen Sub-Systemen erforderlich sind. Es besteht ein wesentlicher 
Unterschied zwischen dem Preisverhalten etwa eines Einzelkapitals einer Branche 

gemeine Produktionsbedingung — zur Verfügung steht. Inwiefern sich die auf den Besitz 

von Produktionsmitteln gegründete Herrschaft durch Anwendung der kombinierten Ar- 
beitskraft und Trennung der geistigen Potenzen vom Arbeitsprozeß ausdehnt, soll hier 
nicht weiter behandelt werden. Siehe dazu und zu den realen Formen kombinierter Ar- 
beit J. H. Mendner: Technologische Entwicklung und Arbeitsprozeß. Zur Ökonomie der 

Anwendung der kombinierten Arbeitskraft siehe K. Marx: Kapital Bd. 3, S. 89 ff. 

51 Ein System heißt „unzerlegbar‘“ (oder auch ‚‚verknüpft‘“, „zusammenhängend‘“), wenn 
jede Ware direkt oder indirekt über andere Waren, in die Produktion jeder anderen Ware 
eingeht (d.h. alle Waren sind Basisprodukte im Sinne von Sraffa). Ist dies nicht der Fall, 
und das ist die Regel, so heißt das System „zerlegbar‘‘. Sraffa mißt Nicht-Basisprodukten 
eine „rein passive“ Rolle zu. (Sraffa: Warenproduktion .... S. 26) und untersucht daher 


unzerlegbare Systeme. Darin liegt ein Fehler, der auch die Reichweite von Sraffas Unter- 
suchung beschränkt; siehe dazu Angang C, Absatz 3. 
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und dem Preisverhalten eines Subsystems: Die Preisbildung eines Subsystems hängt, 
neben extern gegebenen Kostpreisen und Durchschnittsprofit, in hohem Maße von 
seiner eigenen internen Profitabilität ab (die für ein Einzelkapital nicht existiert). So 
ist zu erwarten, daß sich die Konkurrenz für Sub-Systeme anders darstellen wird als 
für Einzelkapitale. Das Wertgesetz selbst, seine Gültigkeit, ist unabhängig von der 
spezifischen Reproduktionsstruktur des Kapitals, die Form seiner Durchsetzung je- 
doch nicht. Es zeigt sich nun, daß, wenn die Unterschiedlichkeit der Reproduktions- 
struktur in Gestalt der Sub-Systeme durch Anwendung kombinierter Arbeitskraft 
und fixen Kapitals und durch Zentralisation ein gewisses Ausmaß annimmt, der 
Widerspruch zwischen der unterliegenden Gebrauchsstruktur und der Struktur der 
Verwertung sich in besonderer Weise bewegen muß. Diese Bewegungsform ist der 
Prozeß der Monopolisierung. Genauer ergibt sich aus den detaillierten Überlegungen 
von Anhang € folgender Widerspruch: 
Differieren die Verhältnisse von lebendiger Arbeit zu toter Arbeit für die Sub- 
Systeme stark voneinander, so kann sich eine einheitliche Verwertung im Gesamt- 
system nicht mit einer durchschnittlichen Profitrate (in Preisen) und einheitlichen 
Lohnquote bei positiven Produktionspreisen vollziehen. Diese drei Bestimmungen 
widersprechen sich vielmehr. (Die durchschnittliche Profitrate ist dabei als Tendenz 
zu verstehen). Die Bedingung einer einheitlichen Lohnquote läßt sich dabei als Be- 
dingung einer „passablen“ Verwertung interpretieren (siehe Anhang C ): Eine durch- 
schnittliche Profitrate bei einheitlicher Lohnquote ist genau dann möglich, wenn sich 
die Profitabilität eines sich selbst reproduzierenden Sub-Systems durch die Kopplung 
mit anderen Sub-Systemen zum Gesamtsystem nicht verringert — wenn für ein 
solches System also die Verwertung im Gesamtsystem im Vergleich mit seinen 
eigenen Möglichkeiten passabel ist (52). Aus dem Widerspruch der drei genannten 
Bestimmungen ergibt sich nun folgendes Ergebnis für die Bewegungsform, die den 
Prozeß der Monopolisierung darstellt: 
Ergebnis: Bei der oben angeführten Unterschiedlichkeit der Reproduktionsstruktur 
des Gesamtkapitals in Gestalt unterschiedlicher Sub-Systeme sind nur die folgenden 
drei verschiedenen Formen der Konkurrenz im Gesamtsystem möglich. 
Form 1 Es bildet sich tendenziell eine durchschnittliche Profitrate heraus bei ein- 
heitlicher Lohnquote. Dann sind aber die Produktionspreise für einige Waren (und 
zwar in abhängigen Sub-Systemen) negativ. Da der Verkauf dieser Waren nichts er- 
bringt, sondern etwas Kostet, verschwinden sie entweder vom Markt oder ihre Pro- 
duktion muß subventioniert werden ( wie z.B. einige Agrarprodukte im System der 
EWG). 
Form 2 Es bildet sich tendenziell eine durchschnittliche Profitrate bei positiven 
Produktionspreisen heraus. Dann ist aber keine einheitliche Lohnquote möglich. 
Das bedeutet, daß für einige Sub-Systeme die Verwertung in diesem Reproduktions- 
zusammenhang geringer ist als sie ihrer inneren Struktur entspricht und in einem 
52 Ein Beispiel für die hier betrachtete Gesamtstruktur erhält man auch, wenn man zwei ver- 
schiedene nationale Ökonomien unterschiedlicher Produktivität mit dem sie verbindenden 
Handel betrachtet. Daher ist der obige Widerspruch mit den sich aus ihm ergebenden 


Konsequenzen relevant für die Theorie des ungleichen Tausches. (Zu dieser siehe z. B. 
K. Busch: Die multinationalen Konzerne; O. Braun: L’echange inegal) 
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anderen Reproduktionszusammenhang auch möglich wäre, also daß sie sich nicht 
passabel verwerten. Kapitale die in solchen Sub-Systemen engagiert sind, werden ver- 
suchen, in andere Produktionszusammenhänge, andere Länder, vorzudringen. 

Form 3 Es ist eine einheitliche Lohnquote, also eine passable Verwertung, bei posi- 
tiven Produktionspreisen möglich. Dann ist aber eine durchschnittliche Profitrate in 
der Tendenz nicht möglich. Zwischen einigen Sub-Systemen bilden sich unterschied- 
liche Profitraten heraus. Je nach den näheren Umständen werden Sub-Systeme ge- 
ringerer innerer Profitabilität durch die Akkumulation des Kapitals aus diesem Re- 
produktionszusammenhang ausscheiden, vom Staat betrieben werden oder durch 
staatliche Strukturpolitik wird versucht werden die Struktur auf der die Unterschied- 
lichkeit der Sub-Systeme beruht, zu korrigieren. 

Diese drei Formen, die drei mögliche Zustände des Gesamtsystems darstellen, 
sind instabil in dem Sinne, daß sie zwar das Ergebnis des Widerspruchs zwischen Ge- 
brauchsstruktur und Struktur der Verwertung sind, aber nicht dessen Lösung. Z.B. 
sind die unterschiedlichen Profitraten des Zustandes 3 Ergebnis der Wirkung des 
Wertgesetzes und heben dieses nicht etwa auf — ebensowenig wie ein fliegender Star- 
fighter das Gravitationsgesetz aufhebt. Die Gültigkeit des Wertgesetzes bedeutet je- 
doch auch, daß der Zustand 3 nicht stabil ist, und, eventuell in einer kräftigen Krise, 
in einen der anderen Zustände übergeht — so wie sich das Gravitationsgesetz mit- 
unter katastrophal gegenüber dem Starfighter durchsetzt. Doch eine Untersuchung 
der Übergänge zwischen den Zuständen, insbesondere die Zeitdauer in der ein ge- 
wisser Zustand sich hält, bedarf einer viel weitergehenden Konkretion. Hier sollte 
nur durch Unterscheidung der logischen Möglichkeiten ein Rahmen dafür abgesteckt 
werden. Hinsichtlich der Frage einer „gespaltenen Profitrate“ folgt daraus: Weder 
muß sich die Monopolisierung notwendigerweise in einer gespaltenen Profitrate nie- 
derschlagen, wie von Stamokap-Theoretikern behauptet wird (da auch die Zu- 
stände 1 und 2 als monopolistische Zustände des Systems möglich sind), noch wider- 
spricht eine, nicht aus einer vorübergehenden Immobilität des Kapitals herrührende, 
gespaltene Profitrate dem Wertgesetz, wie von einigen Kritikern der Theorie des Sta- 
mokap behauptet wird (da neben den Zuständen 1 und 2 auch 3 ein möglicher Zu- 
stand ist). 

Zusammenfassend und kurz läßt sich also sagen: 

Durch Anwendung kombinierter Arbeitskraft in Verbindung mit dem fixen Kapital 
und damit verbundener Zentralisation des Kapitals ist eine derart ungleiche Ent- 
wicklung der Produktivkräfte, deren Ausdruck die Subsystembildung ist, möglich, 
daß sie in Widerspruch zum Modus der gesellschaftlichen Vermittlung in Gestalt 
eines funktionierenden Preissystems, einer durchschnittlichen Profitrate und einer 
einheitlichen Lohnquote gerät. Die Bewegungsform dieses Widerspruchs ist der Pro- 
zeß der Monopolisierung, der, entsprechend der Vermittlungsform, drei prinzipiell 
unterschiedliche Formen, die weiter oben spezifiziert sind, annehmen kann. 

Wichtig ist, daß der Prozeß der Monopolisierung eine Eigenschaft des Systems 
der Einzeikapitale als Ganzem — eben des Kapitals — ist, und nicht der Macht, dem 
Interesse o.ä. eines Einzelkapitals entspringt. Die dem Subjekt angeheftete außer- 
ökonomische Macht erklärt für das Gesamtsystem nichts, sondern ist selbst erklä- 
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rungsbedürftig: die Macht des einen ist die Ohnmacht des anderen und umgekehrt. 
Demgegenüber werden durchgehend in der Theorie des Stamokap die Zustände des 
Gesamtsystems nicht als Ergebnis eines sich auf das ganze System beziehenden 
Zwangsgesetzes der Konkurrenz, sondern als Manipulation des Gesamtsystems durch 
mächtige Einzelkapitale, eben Monopole, erklärt. 

Die monopolistische Machtposition wird zu einem neuen Regulator. Formu- 
lierungen, wie die, daß das Monopol „in der Lage ist, sich dauerhaft einen über- 
durchschnittlichen Profit, eben den Monopolprofit, anzueignen“ (Huffschmid: Be- 
gründungund Bedeutung... S.44) und „das Interesse der Monopole“ (Katzenstein: 
Technischer Fortschritt...S. XIX) sind Beispiele für die Subjektivierung von System- 
eigenschaften. Ein anderer Topos ist die Herrschaft der Monopole über die Gesell- 
schaft: die „wirkliche Natur der heutigen großen Kapitalgesellschaften“ ist es, „die 
Gesellschaft in den Dienst einer Handvoll kapitalistischer Monopole“ zu stellen 
(Wygodski: Der gegenwärtige Kapitalismus, S. 188). Huffschmid versucht verschie- 
dentlich Monopolmacht näher durch die „Position der Monopole im Gesamtrepro- 
duktionsprozeß“ (ebd. S. 54) zu begründen. Die damit angedeutete Bestimmung des 
Monopols, nicht als besonderes Subjekt, sondern durch das Gesamtsystem der ein- 
zelnen Kapitale, führt Huffschmid leider nicht aus, so daß diese Andeutung bedeu- 
tungslos bleibt, da jedesindividuelle Kapitaleine besonderePositionim Reproduktions- 
prozeß hat. Deutlicher noch geht Katzenstein (Zur Frage des Monopols.... ) auf die 
„Produktionsverbindungen“ (ebd. S. 113), die „‚Produktionskette vom Rohstoff bis 
zum Endprodukt“ (ebd. S. 101) und die „ganze Produktionskette mit ihren vielfäl- 
tigen Verästelungen“ (ebd. S. 108) ein. Doch seine Bestimmung der Monopole als 
„ökonomische Machtposition des Kapitals, die auf der Beherrschung bestimmter Zu- 
sammenhänge des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses beruhen“ (ebd. S. 97) 
erklärt gerade nicht, was zu erklären wäre, die „Beherrschung“ und wie sie sich er- 
hält. 

Wozu auch immer, zur Bestimmung des Monopols als notwendiger Entwick- 
lungsform des Kapitals taugt diese subjektivistische Auffassung des Monopols nicht, 
die versucht den Subjekten selbst anzudichten, was, als Struktur zwischen ihnen, 
jenseits von ihnen liegt. 

Der Grund für die subjektivistische Auffassung des Monopols liegt m. E. darin, 
daß aus einer zweifellos richtigen Beobachtung, die jedoch nur die Konkurrenz in 
einer Branche betrifft, nämlich der, daß einige Kapitale auf einigen Märkten den 
Löwenanteil stellen, auf die Struktur des Gesamtkapitals mit der Konkurrenz zwi- 
schen den Branchen geschlossen wird. Ob die Vermachtung eines Marktes für das 
Gesamtkapital relevant ist oder nicht, hängt von der Bedeutung der betreffenden 
Ware im Reproduktionsprozeß des Gesamtkapitals ab; viele relativ unwichtige Märkte 
sind monopolisiert, ohne daß dies Ausdruck der Entwicklung des Kapitals wäre. 
Selbst wenn jeder Markt in der Hand eines einzelnen Kapitalisten wäre, ist für die 
Frage unterschiedlicher realisierter Profitraten in den verschiedenen Zweigen über- 
haupt nichts gewonnen; mittels der Marktmacht läßt sich etwas über die Kapitale 
einer Branche aussagen, aber nichts über Kapitale verschiedener Branchen. Um das 
Monopol systematisch auf die Entwicklung des Kapitals zu beziehen, ist von der 
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Struktur der Produktion des Gesamtkapitals auszugehen und nicht von der Situation 
auf den Märkten. Demgegenüber wird in der Theorie des Stamokap, ganz so wie in 
der (neo)klassischen Theorie des Monopols der bürgerlichen Ökonomie, das Monopol 
durch Marktmacht bestimmt: Das Monopol eignet sich Monopoiprofit an und dieser 
ergibt sich daraus, daß das Monopol aufgrund seiner Macht einen Monopolpreis über 
dem Marktpreis, wie er durch die freie Konkurrenz bestimmt wird, festlegt (53). 

Ebenso legt in der (neo) klassischen Theorie des Monopois das Monopol einen 
Preis fest der über den Grenzkosten liegt, die im Falle freier Konkurrenz den Markt- 
preis darstellen. Hier wird der Prozeß der Monopolpreisbildung insofern noch genauer 
bestimmt als etwa bei Huffschmid, indem die Marktmacht in Gestalt einer abwärts 
geneigten Nachfragekurve expliziert wird und dann der Monopolpreis aus dem Pro- 
fitmaximierungsverhalten, damit dem Zwangsgesetz der Konkurrenz, abgeleitet 
wird (54). Die dabei gemachte Annahme fehlender Substitutionsgüter zeigt indirekt 
die begrenzte Aussagekraft des Begriffs des Marktmonopols für das Gesamtsystem; 
Substitution ist eben ein Prozeß der sich auf die gesamte Struktur bezieht. Nichts 
gegen diese, und weiter verfeinerte, Analysen von Marktstrukturen. Nur handeit es 
sich nicht um Überlegungen zur Struktur des Gesamtsystems, und damit nicht um 
die Bestimmung des Monopols als notwendiger Bewegungsform in der Entwicklung 
des Kapitals. 


ANHANG 


Einige im Text gemachte Ausführungen werden in diesem Anhang näher begründet. Für die da- 
bei notwendige multisektorale Analyse wird eine mathematische Formulierungsweise benutzt, 
wie sie sich in mehr oder weniger einheitlicher Form im Anschluß an die Arbeiten von Sraffa, 
Okishio, Morishima u. a. herausgebildet hat. Zu den grundlegenden mathematischen Aussagen 
über multisektorale Systeme siehe z. B. H. Nikaido: Convex Structures and Economic Theory. 
S. 87 £f. Zum Verhältnis von Sıraffas Analyse zur Marxschen Werttheorie siehe M. Cogoy: Das 
Dilemma der necricardianischen Theorie und A. Medio: Profits and Surplus-Vaiue. 

Für eine marxistische Kritik an Sraffa und an diversen „Lösungen“ des Transformations- 
problems siehe C. Benetti, A. Berthomieu, J. Cartelier: Economie classique, Economie vulgaire. 

in Anhang A werden grundlegende Beziehungen und Resultate kurz dargestellt. Dieser 
Rahmen wird dann dazu benutzt, in Anhang B den Einfiuß der Zentralisation auf die durch- 
schnittliche Profitrate (siehe Abschnitt III des Textes) und in Anhang € den Zusammenhang 
von Bildung einer durchschnittlichen Pıofitrate und Monopolisierung (siehe Abschnitt IV des 
Textes) zu untersuchen. 


53 Siehe z. B. J. Huffschmid: Begründung und Bedeutung... 5. 46 ff. Anhand von Huff- 
schmid’s Erörterung des Monopolprofits wird klar, daß bei ihm Zentralisation und Mono- 
pol nur locker miteinander verbunden sind, denn alles was von der Zentralisation dort 
übrigbleibt, ist die Konzentration von Produktionsmitteln in einer Branche. 

54 „Wenn ein Unternehmen mit einer gewissen Monopolmacht seinen Gewinn durch den 

Ausgleich von Grenzerlös und Grenzkosten maximiert, so führt dies zu einem Preis, der 
über den Grenzkosten liegt. Ein schlauer Anbieter wird deshalb eine künstliche Verknap- 
pung seines Produkts herbeiführen, um sich nicht den Preis zu verderben, den er für die 
Einheiten vor den Grenzwerten erzielen kann.‘ 
P. A. Samuelson: Voikswirtschaftslehre, Bd. 2, S. 161 (Hervorhebung bei Samuelson). 
Siehe auch E. K. Hunt/H. J. Sherman: Ökonomie, Bd. 1,S. 85. Für eine Kritik der Neo- 
klassik, die den Kern trifft, siehe J. Fradin: Les fondements logiques de la theorie neo- 
classique de ’echange. 


Anhang A: Werte und Preise 


Das System produziere n Waren unter Einsatz dieser Waren und unter Einsatz von Arbeitskıaft. 
Der Sektor i der die Ware W ar, benötige zur Produktion einer Einheit dieser 


Ware ajj Einheiten der Ware W; (4 Sj Sn) und}; Einheiten der Ware Arbeitskraft(1 SiS 
n). A= a) bezeichne die Matrix der Aufwendungen an Produktionsmitteln und 2 = &) den 


Vektor der Aufwendungen an Arbeitskraft für das System, 

Das System sei derart, daß es ein Nettoprodukt produziert und nicht zerlegbar ist (die 
Matrix A ist produktiv und unzerlegbar), Ein zerlegbares System wird in Anhang € untersucht 
werden. Bezeichnet: XL die Menge an abstrakter Arbeit, die eine Einheit der Ware W; enthält und 


= (A,) den Vektor der Werte, so ergeben sich die Werte ausA=AA+X, alsoA (E- AyIR 
Bezeichnet p; den Preis einer Einheit der Ware W,, w den Preis einer Einheit der Ware Ar- 
beitskraft und r die sich tendenziell, durch Herausbildung der Produktionspreise p;, herstellende 
durchschnittliche Profitrate, so giltp= (I +r) (Ap+tfw) (p= (pi) der Vektor der Preise). 
R sei die maximale Profitrate des Systems, das ist diejenige die sich theoretisch ergibt, wenn der 
Lohnsatz w null ist. Ist A der größte positive Rigenwert der Mairix A, soistR ii woraus 


sich ergibt, daß die maximale Profitrate begrenzt ist, selbst wenn die Arbeiter von Luft leben 
könnten. 

Der eindeutig bestimmte Eigenvektor u = (u;) zu A ist die sogenannte Standard „ware“ 
Sraffas. Sie läßt sich auch so interpretieren: Ist u; der Ausstoß des Sektors ı an Ware W;, so wach- 
sen alle Sektoren mit der konstanten und gleichen Rate R (balanced growth). 

Das folgende Resultat zeigt, daß bei Zugrundelegung der Standardware, die Beziehung 
zwischen Werten und Preisen eine einfache Gestalt annimmt: 

Resultat 1: Ausgedrückt in der Standardware stimmen durchschnittliche Profitrate und 
Wertprofitrate überein, also 
Zum; 

i 
% % {c; + v;) 


i 


r(u) = 


(7m, c;, v; Mehrwert, konstantes bzw. variables Kapital im Sektor i) 


Das ist das sogenannte Morishima-Seton-Okishio Theorem; siehe Morishima und Medio 
für zwei unterschiedliche Beweise dieses Zusammenhanges (für einen kurzen Beweis siehe auch 
U. Krause: Durchschnittliche Profitrate , . .) 

indem man die Standardware zugrundelegt, läßt sich durch Elimination der Preise auch 
folgende Beziehung zwischen Profitrate und Lohnquote herleiten: 

Resultat 2: Legiman die Standardware und die feste maximale Profitrate R zugrunde, so 
ergibt sich folgender Zusammenhang zwischen Profitrate r und Lohnquote q 


Dabei ist q der Anteil der Löhne w + (u) am Nettoprodukt pu - uAp. 
Legt man die Standardware zugrunde, so stimmt die maximale Profitrate R mit dem Ver- 


2 
hältnis von lebendiger zu toter Arbeit des Systems überein, Rede i 


1 
Oder anders gesagt, R ist die technische Zusammensetzung des Systems. 


Die in den Resultaten i und 2 sich ausdrückenden einfachen Beziehungen gelten jedoch 
nur für die spezielle Situation, wo die Standardware zugrundegelegt wird. Insbesondere läßt das 


hass 
jur 
ws 


Resultat 1 die Beziehung von Werten und Preisen offen, wenn die allgemeine Situation betrach- 
tet wird, in der ein beliebiger Vektor x = (x;), x; der Ausstoß an Ware W,, an die Stelle der Stan- 


dardware tritt. Das Verhältnis von Standardsituation und allgemeiner Situation wurde von M. 
Cogoy näher untersucht, und er fand heraus, daß obwohl in der allgemeinen Situation die Bezie- 
hung zwischen Profitrate in Preisen und Profitrate in Werten lockerer als in Resultat 1 ist, diese 
Beziehung dennoch nicht willkürlich ist, sondern die Abweichung zwischen Wertprofitrate und 
Preisprofitrate selbst durch die Wertstruktur in Verbindung mit gewissen Aspekten der Gebrauchs- 
struktur (Verflechtung und gebrauchswertmäßige Zusammensetzung des Reallohns) bestimmt 
ist. Dieses von Cogoy anhand eines 2-Sektoren-Modells gewonnene Resultat gilt auch entspre- 
chend für den allgemeinen Fall von n Sektoren (siehe meine Darstellung in „Durchschnittliche 
Profitrate und technische Zusammensetzung“). 

Resultat 3: Sei A die Produktionsstruktur eines multisektoralen Systems, x > 0 das Produk- 


tionsniveau (Ausstoß) des Sektors i, 7 (x)die vom'Vektor x = &;) dieser Produktionsniveaus ab- 
hängige durchschnittliche Profitrate in Werten und r die (von den Produktionsniveaus unabhän- 
gige) durchschnittliche Profitrate in Preisen dieses Systems. Dann gibt es eine nur von der Pro- 
duktionsstruktur A abhängige Zahl 0(A), so daß für alle Produktionsniveaus, die eine Selbstre- 
produktion des Systems erlauben 


1 
(A)? 
Die Zahl 0 (A) hängt mit der inneren Verknüpfung bzw. Verflechtung des Systems zusammen. 

Es ist 0(A) >o genau dann, wenn die Produktionsstruktur A unzerlegbar ist. Die hier an- 
gegebenen Grenzen für die Abweichung von r und 77 (x) sind äußerste Grenzen, die nur noch 
von der durch 0 (A) wiedergegebenen Eigenschaft der Produktionsstruktur abhängen. Man kann 
die Grenzen noch enger ziehen, wenn man einiges aus der Wertstruktur und die Zusammenset- 
zung des Reallohnes mit in die Grenzen hineinnimmt (siehe Cogoy für ein 2-sektorales System). 
Die hier angegebene Abgrenzung erweist sich als hilfreich bei der Untersuchung des Gesetzes vom 
tendenziellen Fall der Profitrate (siehe dazu H. Holländer: Das Gesetz des tendenziellen Falls der 
Profitrate und U. Krause: Durchschnittliche Profitrate und technische Zusammensetzung). 

Die Abweichung von Wertprofitrate und Preisprofitrate, die hier mit der inneren Verknüp- 
fung des Systems in Verbindung gebracht wurde, wird in Anhang € noch genauer untersucht 
werden und es wird sich zeigen, daß diese Abweichung mit dem Prozeß der Monopolisierung im 
System zusammenhängt. 


0(A-a&) <Sı<aa): gilt, 


Anmerkung zum Transformationsproblem: 

Das Resultat 1 (Morishima — Seton — Okishio — Theorem) zusammen mit Resultat 3 (Theorem 
über die maximale Abweichung) stellt eine gewisse Lösung des sogenannten Transformations- 
problems dar, indem eine erste Antwort auf die Frage nach der Beziehung von Werten und Pro- 
duktionspreisen gegeben wird. Diese Frage, die auch für die Bestimmung des Monopols wichtig 
ist, ist alles andere alseine formal/technische Frage — auch wenn die bisherigen Lösungsversuche 
des Transformationsproblems den gegenteiligen Eindruck erwecken — denn sie betrifft das Ver- 
hältnis von „Wesen“ und „Erscheinung“ in den drei Bänden des Marxschen „Kapital“, Ich will 
jetzt hier nicht näher auf dieses Problem eingehen, sondern das an anderer Stelle tun, denn es ist 
wie die Dinge (danieder) liegen eine Sache für sich. Nur soviel: Ein entscheidender Fehler so gut 
wie aller „Lösungsversuche“‘, inklusive des obigen (Resultat 1 und 3); liegt darin, daß bereits das 
Problem nicht richtig formuliert wird. So sind m. E. alle die Auffassungen ungenügend, die den 
Wert als quantitativ bestimmt annehmen und die Modifikation zu Produktionspreisen nur in ei- 
ner prozentualen „Umverteilung“ des Mehrwerts auf das eingesetzte Kapital sehen. Hier wird 
eine gelegentliche metaphorische Redeweise bei Marx vom Wert als Gallerte, Substanz usw, für 
Theorie genommen. Der Wert ist jedoch keine Flüssigkeit, kein Sirup o. ä., der nach gewissen 
Erhaltungssätzen einer Substanz verteilbar wäre; was sich gegenübertritt sind nicht Werte sondern 
Waren. Im Gegensatz zu dieser „Sirup-Theorie‘“ des Werts steht die Auffassung — die ich an an- 
derer Stelle darlegen werde — daß bei der „Modifikation“ der Werte in Produktionspreise nicht 
bereits quantitativ bestimmte Werte modifiziert bzw. transformiert werden, sondern der Wert als 
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gesellschaftliche Größe erst mit der entwickelten kapitalistischen Warenproduktion quantitativ 
bestimmbar ist und bestimmt wird. 

Daraus resultiert dann insbesondere, daß erstens kein Widerspruch zwischen Bd. 1 und 
Bd. 3 des „Kapital“ besteht, und zweitens, daß die Wertbestimmung in Bd. 1 erst aus der Sicht 
von Bd. 3 ihren Sinn im Hinblick auf die Wertgröße erhält. Die augenblickliche Differenz in der 
marxistischen Theorie in punkto Transformationsproblem wird m, E. am besten zum Ausdruck 
gebracht durch die Position von D. Yaffe (Fundamental Questions of Marxist Theory) einerseits 
und die von E. Wolfstetter (Mehrarbeit, synchronisierte Arbeitskosten und die Marxsche Wert- 
lehre) andererseits. 

Beide Auffassungen treffen jedoch nicht den Kern. Das Kernproblem besteht vielmehr da- 
tin, das Konzept der abstrakten Arbeit so zu fassen, daß es sich gleichzeitig auf „Wesen“ (Wert) 
und ‚Erscheinung‘ (Preis) bezieht, und nicht das eine als abgeschlossene Bestimmung für das 
andere voraussetzt. Diese Aufgabe kann weder mit Ricardo, noch mit Sraffa, schon gar nicht 
neoklassisch und auch nicht mit einer unter Marxisten verbreiteten Substanzauffassung bzw. Si- 
ruptheorie des Werts gelöst werden, sondern nur mit der Marxschen Darstellung der Wertform. 

Die Klärung des Transformationsproblems ist Voraussetzung für Realanalysen, die konsi- 
stent sein wollen. Solange diese Klärung nicht gelungen ist, wird die Überbrückung des Problems 
mit „Indikatoren“ zweifelhaft bleiben. (Zur Konstruktion von Indikatoren siehe etwa E. Altva- 
ter u.a.: Entwicklungsphasen und -tendenzen des Kapitalismusin Westdeutschland und K. Busch: 
Die multinationalen Konzerne). 


Anhang B: Zentralisation 


1. Zentralisation erhöht die maximale Profitrate eines Systems 


Betrachte ein System, das drei Waren Wj, W), W3 produziert und das zur Produktion aus- 
ser diesen Waren noch direkte Arbeitsaufwendung 2: %, Rz pro Einheit produzierter Ware er- 
fordert. Die Aufwendungen an Produktionsmitteln seien speziell: 


1 1 

2 Einheit W,, 4 Einheit W; zur Produktion einer Einheit Wi 
1 RER Vz Kara 

2 Einheit W7, 2 Einheit W3 zur Produktion einer Einheit W, 


1 
2 Einheit Wj zur Produktion einer Einheit W, 


Diese Aufwendungen lassen sich kurz durch die Produktionsmatrix 


1 1 
° 2 4 
1 1 x 
A= 2 o 3 wiedergeben, 
1 
2 oO o 


Für das Kapital, das W] produziert besteht die Möglichkeit, sich den Produktionsprozeß der, zur 
Produktion von Wj als Vorprodukt notwendigen, Ware W, anzugliedern. Da das Kapital, das W3 
produziert, die Ware W, nicht als Vorprodukt benötigt, ist es nicht notwendig, daß die Ware W, 
auf dem Markt erscheint, Die durch Zentralisation der Kapitale die W j und W, produzieren sich 
ergebende neue Produktionsstruktur, in der die Produktionsprozesse von Wj und von W, unter 
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einem Kapital kombiniert sind, ist nun: Zur Produktion einer Einheit der Ware W, werden 4 Ein- 
1 B 5 F NE 
heit W;, 2 Einheit W3 und außer der bisherigen Arbeitsmenge % noch die aus der Produktion 


i 
von W, herrührende Arbeitsmenge 7 N, benötigt. Die Produktion der Ware W, bleibt von der 


Zentralisation unberührt. Die neue Produktionsstruktur, in der nur noch die Produktionsprozesse 
der Ware W; und W„ auftauchen, kann in der Matrix 


1... 2% 
4 2 
ÄAs=j 
| 
\ 2 fe) zusammengefaßt werden. 
ir,y17 
Für den größten Eigenwert Avon Ä ergibt sich ie Segen der größte Eigenwert 


3 
A von Aistschwierigerzu ne hnen,aberda an 4 näherungsweise ein Eigenwert von A ist, er- 


gibt sich jedenfalls A >; . Daraus folgt x Sa € A. Da \- ZA, so ist also wegen R = A (An- 


hang A), R<R. D.h.;: a den Prozeß der BERRIERERN vergrößert sich die Maximale Pro- 
fitrate des Systems 

Es läßt sich zeigen, daß dieses, hier an einem sehr speziellen Beispiel demonstrierte, Ergeb- 
nis, generell gilt. Das folgt mittels bekannter mathematischer Argumente (siehe das Buch von 
H. Nikaido) aus der folgenden Formulierung, die diesen Prozeß durch Umstrukturierung der 
Strukturen A und $ darstellt: Seien A und Produktionsmatrix bzw. Vektor der Arbeitsaufwen- 
dungen vor der Zentralisation für dien Waren (siehe auch Anhang). Durch die Zentralisation, ver- 
möge welcher der Produktionsprozeß der Ware W, (1 Sk<.n) mit denjenigen Produktionspro- 


zessen, die diese Ware als Yorprodukt verwenden, unter einem Kapital kombiniert wird, geht die 
Struktur Ain A und in? über. Und zwar hat A = (ä; ij) die Gestalt 


a, Ar ad 
2. = Ze G und von k verschieden) und der direkte ArbeitsaufwandizurPro- 


Y 3 H = Zik 
®ik 
duktion der Ware W; (ip k) enthält, außer den R Einheiten, noch u: Tea Einheiten der Ar- 


beit, die zur Produktion der Ware W, erforderlich ist. 


2 Die Zentralisation drückt die Lohn-Profit-Relation nach oben 


Für ein System das n Waren produziert ergibt sich folgende Beziehung zwischen durchschnittli- 
cher Profitrate r und Lohnquote q (Anhang A, Resultat 2): 
9 
ET "I > 


Zn 


u ' 


ot 


Diese Relation zwischen Lohn und Profit hänst also von der maximalen Profitrate R ab. Da un- 
ter I. gezeigt wurde, daß die Zentralisation die maximale Profitrate von R auf R erhöht, so wird 
bei festen q die durchschnittliche Profitrate r durch Zentralisation vergrößert. 

Die Lohn-Profit-Relation des zentralisierten Systems liegt also über derjenigen des Aus- 
gangssystems. Graphisch läßt sich die Siutation folgendermaßen darstellen: 


PER 
aa 
[9.23 


R x Zentralisiertes System 


Ausgangssystem 


o 1 q 


Ein qualitativ gleichwertiger Zusammenhang läßt sich auch direkter, wenngieich weniger elegant, 
ohne Rekurs auf die Standardware herleiten. Das sei an dem speziellen Beispiel der drei Waren 
demonstriert: 

Die Preisbeziehungen für das Ausgangssystem A lauten (siehe Anhang A): 


lt 


1 1 
Pi a +n) Ze 


pP = (i*n Sp“ 4p3 + wR) 


II 


pP; = (irn Gr + wi) 


ur 


Daraus ergibt sich folgende Beziehung zwischen W = Sn dem auf den Warenpreis von W; bezo- 
genen Lohn pro Einheit Arbeitskraft und der Profitrate (ist die Ware W, das Lebensmittel der 
Arbeiter, so ist w der Realiohn pre Einheit Arbeitskraft): 

2- irn? G+J) 
2 z _.(&) 
w = Pr Pr _ 

d*+n [arı +, + +1) ME ne 5] 


Die ar = das zentralisierte System Ä lauten: 

pr = Ürn Grı + Ipz zwi, +39) 

m = (irn Gpı + wa), 

Woraus sich als Beziehung zwischen w und r für das zentralisierte System ergibt 


z i sr .f 
z-d+nd +2) 


= (&&) 
(irTt) 027 r % (dr 83) 


Die beiden w-r-Relationen (X) und (X%) wurden bereits so formuliert, daß man sie unmittelbar 
vergleichen kann. Der Vergleich zeigt, dafı für festes r der w-Wert des zentralisierten Systems 
über dem des Ausgangssystems liegt — abgesehen für r = 0, wow in beiden Systemen den Wert 


2 
—— —— hat 
2% + 8%, + R 
Da in beiden Systemen die Profitrate eine fallende Funktion von W ist, ergibt sich qualitativ für 

a PR 2 

die r-w-Relation ein analoges Bild wie für die ı-q-Relation (mit w statt q und w BIETET? 
i 
stattg=1), 
Die Zentralisation drückt also die Profitrate-Lohnrate (W)-Relation nach oben. 


3. Die mit der Zentralisation verbundene Anwendung 
der kombinierten Arbeitskraft führezu einer 
höheren durchschnittlichen Profitrate des Gesamtsystems. 


Das ist eine Folgerung aus dem Bisherigen, denn: Bleibt die Löhnquote (q im Standardsystem) 
konstant, so erhöht die Zentralisation die durchschnittliche Profitrate (siehe die r-q-Graphik). 
Bzw.: Bleibt der Reallohnsatz w konstant, so erhöht die Zentralisation die durchschnittliche 
Profitrate (siehe die r-w-Relation). Oder anders gesehen: Bleibt die durchschnittliche Profitrate 
bei Zentralisation konstant, so steigt die Lohnquote (bzw. der Reallohnsatz) bei Zentralisation, 
Das aber bedeutet, daß für das zentralisierte Kapital die Arbeitskraft wertvoller ist, als für das 
nicht zentralisierte Kapital. Darin drückt sich aus, daß vor der Zentralisation die gesellschaftliche 
Verteilung der Arbeit gegenüber der Verwertung des Kapitals ungenügend war, ein Zustand, der 
sich gerade durch die Zentralisation des Kapitals ändert. 

Aus der Art, wie die Zentralisation auf die r-q-Relation einwirkt, folgt aber auch, daß ne- 
ben diesen beiden extremen Bewegungsformen die folgende die allgemeine Situation darstellt: 
Bei Zentralisation kann sich sowohl die Profitrate erhöhen als auch die Lohnquote (bzw. der 
Reallohnsatz). Das ist eine Begründung für den von Sohn-Rethel als „Taylorsches Gesetz“ be- 
zeichneten Zusammenhang (siehe Fußnote 49), daß die Löhne sich erhöhen lassen und dennoch 
die Arbeitskosten sich verringern. Dieses „Taylorsche Gesetz“ muß jedoch durch folgendes er- 
gänzt werden, was sich aus der hier erörterten Wirkung der Zentralisation auf die r-q-Relation 
ergibt, von Sohn-Rethel jedoch nicht näher untersucht wird: Der Spielraum einer gleichzeitigen 
Erhöhung von Profitrate und Lohnguote (bzw. Reallohnsatz) durch Zentralisation nimmt mit 
sinkender Profitrate ab, 

Für eine weitergehende Klärung des bisher erörterten Zusammenhanges von Zentralisa- 
tion und durchschnittlicher Profitrate ist eine genauere Analyse der Wertstruktur notwendig. 
Das soll im restlichen Teil dieses Anhanges zur Zentralisation geschehen: Sei durch die Produk- 
tionsstruktur A und den Vektor £ der Arbeitsaufwendungen das Ausgangssystem beschrieben 
und durch A und? das zentralisierte System. Wie sich A und Q aus A und R ergibt, wurde bereits 
angegeben, (Anhang B, Punkt 1). IstX = (A) der Vektor der Warenwerte des Ausgangssystems 


und NE = RS (i + k) der des zentralisierten Systems, so ist (nach Anhang A)\ = (E- A) IQ und 


Fr 
A={E- Ayla Aus diesen beiden Beziehungen ergibt sich durch eine einfache mathematische 
Überlegung, daßX; = =X; ist für i# k. Durch Zentralisation ändern sich also, bis auf die Ware W;,, 


Pr 


A; Ai A; 
die Werte der Waren nicht. Daher folgt, daß 7° % Te —< ü ist, d. h. bei Zentralisation 
i P 
g, + ik 
RL %k 


sinkt das Verhältnis von Warenwert zu direkter (lebendiger) Arbeit. Da die technische Zusamımen- 
setzung des Kapitals, nämlich das Verhältnis von toter Arbeit (konstantes Kapital) zu lebendiger 


Zn en 
(direkter) Arbeit, im Sektor i gleich g” - 1 ist, läßt sich auch sagen, daß die Zentralisation die 
i 


technische Zusammensetzung des Kapitals verringert. Durch Zentralisation ist aber außer einer 
bloßen Umgruppierung von Arbeit und Kapital auch durch die Kombination der Arbeiten, die 
zur Herstellung der Waren W; und W, notwendig sind, eine Intensivierung der Arbeit bei Kom- 


mensuration der lebendigen Arbeiten möglich. Diese Intensivierung bedeutet eine Erhöhung des 
Ausstoßes bei entsprechender Erhöhung des Rohstoffverbrauchs mit derselben Anzahl an Ein- 
heiten der Ware Arbeitskraft. Sei a; der Faktor mit dem sich der Ausstoß des Sektors i erhöht; 
es ist also &; >1 bei Intensivierung der Arbeit und«; = 1 wenn keine Intensivierung stattfindet. 
Dies läßt sich auch so verstehen, daß intensivierte Arbeit Arbeit mit einem höheren spezifischen 
Gewicht darstellt, nämlich 1 Stunde intensivierter Arbeit gleich q; Stunden normaler Arbeit in 
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Sektor i. Ist s der Wert einer Einheit der Ware Arbeitskraft, so ist das variable Kapital in Sektor 
i v; = Rs (bezogen auf eine Einheit der Ware W;). Durch Intensivierung der Arbeit werden mit 
diesen R,; Einheiten der Ware Arbeitskraft @;Einheiten der Ware W; hergestellt. Ist & die Auslage 
an konstantem Kapital für die Produktion einer Einheit der Ware W;, so ergibt sich für den Mehr- 
m af- ya 


nd £u ww TE 
wertm; m; =@;A;-taje; + v;). Danunc; + R= A; = A, so folgt — = —— u -1. 


e7 
Vv: 


i vi N 


m; Ar Gr vi ie Ri -Rs 
v; v; Ris 
also, daß die Zentralisation durch Intensivierung der Arbeit die Mehrwertrate erhöht, 

Aus der Wirkung der Zentralisation auf die technische Zusammensetzung des Kapitals und 


auf die Mehrwertrate, läßt sich auf ihren Einfluß auf die Profitrate 7; des Sektors i schließen, 
denn es ist stets 


= - - 1 die Mehrwertrate im Sektor i vor der Zentralisation ist, so folgt 


S 
m; 
& vi 
i Mi; % 
I1+t(l+7 = 


Aus der Wertanalyse ergibt sich damit für den Einfluß der Zentralisation auf die Profitrate in Wer- 
ten des Sektors i folgendes 

Resultat: Die Zentralisation hat einen doppelten positiven Effekt auf die Profitrate der Branchen, 
die die kombinierte Arbeitskraft anwenden: Die Profitrate erhöht sich, indem durch Kombina- 
tion der Produktionsprozesse die technische Zusammensetzung des Kapitals verringert wird und 
die Profitrate erhöht sich, indem durch Intensivierung der Arbeit, die Kommensuration von le- 
bendiger Arbeit einschließt, die Mehrwertrate erhöht wird. 

Obwohl die Wirkung dieser beiden Effekte auf die Profitrate eindeutig ist, sie nämlich 
steigert, haben diese beiden Effekte auf die organische Zusammensetzung des Kapitals eine ge- 
gensätzliche Wirkung; denn dasich die organische Zusammensetzung als Produkt der technischen 
Zusammensetzung mit der um 1 vergrößerten Mehrwertrate darstellen läßt, folgt: Ist die Inten- 
sivierung der Arbeit gering, so vermindert sich die organische Zusammensetzune durch Zentrali- 
sation. Überschreitet die Intensivierung der Arbeit ein gewisses Maß nämlich 


N 
a 


ai? = — so erhöht die Zentralisation die organische Zusammensetzung. 


Anhang C: Monopol und Durchschnittsprofitrate 
Die im IV. Abschnitt angestellten Überlegungen zur Unverträglichkeit einer in sich sehr unter- 
schiedlichen Kapitalstruktur mit den Eigenschaften „positive Produktionspreise“, „passable Ver- 


wertung‘ und „durchschnittliche Profitrate“‘ des Gesamtsystems werden im folgenden detailliert 
formuliert und begründet werden. 


1. In einem zerlegbaren System ist die maximale Profitrate des Systems das Minimum der 
maximalen Profitraten der Sub-Systeme, 


Ein System das Waren mittels Waren und Arbeitskraft produziert heißt unzerlegbar (oder stark 
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verknüpft oder zusammenhängend), wenn jede Ware direkt oder indirekt in die Produktion jeder 
anderen Ware eingeht. 

im allgemeinen wird ein System nicht unzerlegbar, also zerlegbar, sein und gewisse Waren- 
gruppen enthalten, die für sich betrachtet der Reproduktion fähig sind, also Sub-Systeme, In 
der Subsystemsiruktur eines Systems drückt sich eine Unterschiedlichkeit der einzelnen Kapitale 
bzw. Kapitalgruppen im Gesamtkapitals aus vermöge ihrer unterschiedlichen Position im Repro- 
duktionsprozeß des Gesamtkapitals. 

Das folgende Beispiel der Reproduktion von 4 Waren möge dies illusirieren: 

Die Produktion einer Einheit der Ware Wj eıfordere aj Einheiten an W) undk Einheiten der 


Ware Arbeitskraft, symbolisch 8 a] W,) > 1 Wj. Entsprechend sei die Produktion der Waren 
W), W3, W4 folgendermaßen kurz wiedergegeben: 


(2,23Wp) > IW 
(R3, a3Wy, ayW4) * I W3 
Rp asW3) | W4 


(Alle 8; und a; seien positiv) 
Die Produktionsmatrix des Systems ist o a] oo 


o a3 034 
o 0 250 
Dieses System ist zerlegbar, und zwar: 
Die Waren W, W, sind die Basisprodukte des Systems, da sie in die Produktion jeder anderen 


Ware eingehen. Sie formen ein Sub-System, da sie sich gegenseitig unabhängig von den anderen 
Waren reproduzieren können. Die Produktionsmatrix dieses Systems I ist also A -h, a) . Die- 
ses System ist unzerlegbar. Die Waren W3, W4 können sich ebenfalls gegenseitig reproduzieren, 
wenn als Input die Ware W, aus System I gegeben ist. Die Reproduktionsstruktur dieses Systems 
II wird (bei gegebenem Input an W,) durch die Produktionsmatrix Ay 4. S dargestellt. Das 
durch Ajy dargestellte System ist ebenfalls unzerlegbar. 6: 
Die Bindung zwischen System I und System II zum Gesamtsystem stellt die Matrix B -P *) dar. 


Das ursprüngliche System besteht also aus den Subsystemen Aj mit &ı = &; N) und Ay 


Aı O0 
mit 2 = (Rz, 24) und der Bindung B, kurz A 4 I An mit & = (2, Xp). Eine leichte Rechnung 


ergibt für die maximalen positiven Eigen werte der Matrizen folgendes: 


Für Aj ist der maximale Eigenwert X = Yaja9, für Ajp ist Ayp = Yagay . Für A ergibt sich 
I 1 122 II li 384 

A= Yajay,, wenn a324 < 2127 ist, undA= V/ 2324 , wenn aja9 <agay ist. D. h. A ist der grös- 

sere der beiden Werte Aj und Ayj. Sind Ryj, Rp R die maximalen Profitraten der Systeme I, II 

bzw. des Gesamtsystems, so folgt wegen der Beziehung 


1 maria EV.) ne Arena Re kisinara derer 
maximaler Eigenwert 


den maximalen Profitraten R j und Rjj ist, symbolisch: R=min (Rj, Rjp) (min = Minimum). 


maximale Profitrate = 


Diese sich hier aus dem 4-Waren Beispiel ergebende wichtige Beziehung gilt allgemein: Ist 
A die Produktionsmatrix eines zerlegbaren Systems, das n Waren produziert, so gibt es ein Teil- 
system der n Waren, das sich ohne die übrigen Waren reproduzieren kann. Sei Aj die Teilmatrix 
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von A, die die Reproduktion dieses Teilsystems daistelit. Sei Ay diejenige Teilmatrix von A, die 


die Reproduktion der übrigen Waren durch sich selbst wiedergibt. Ist schließlich B die Matrix, 
die die inputs aus System I für System Il darstellt, so hat die Matrix A (bei geschickter Umnume- 


0 

rierung der Waren) die Gestalt A = = A ) Das ursprüngliche System A, R ist also in die Systeme 
; I 

Ay % und Ay, %pj und die Bindung B zerlegt. Es läßt sich auch für diese allgemeine Situation 


mathematisch beweisen, daß A der größere der beiden Werte Ay und Ayr ist, woraus wieder sofort 
R=min (R, Rıy) folgt. Im allgemeinen sind Ay und Ayy nicht bereits unzerlegbar, aber der hier 


angegebene Prozeß läßt sich solange fortführen, bis man bei unzerlegbaren Sub-Systemen landet. 
Die maximale Profitrate des Gesamtsystems ist dann das Minimum der maximalen Profitraten 
aller dieser Subsysteme. 

Die innere Struktur des 4-Waren-Systems läßt sich, unmittelbar einsichtig, folgendermas- 
sen symbolisieren: 


u) 
Ar Ayı 
U U) 
WW, W3,W4 


Das ist auch die innere Struktur im allgemeinen Fall, nur daß hier die Gesamtstruktur aus mehre- 
ren ineinander verschachtelten Strukturen dieser Art besteht. Das 4-Waren-Beispiel stellt insofern 
die allgemeine Situation typisch dar. 

Aus dem sich in R= min (Rj, Rp ausdrückenden Verhältnis von Sub-System und Gesamt- 


system ergibt sich nun folgendes: Steilt sich, vermittelt über die Bildung positiver Produktions- 
preise, eine durchschnittliche Profitrate r her, so muß r <R sein, da sonst keine positiven Pro- 
duktionspreise existierten. Ist nun Rıy <Rp d.h. ist das Verhältnis von lebendiger zu toter Ar- 


beit im System I größer als im System II (vgl. Anhang A), so kann sich im System I, wenn man 
es für sich isoliert betrachtet, eine Profitrate rz mit Ryj <q <Rj herausbilden; eine Betrachtung 


von System I unabhängig vom Gesamtsystem ist möglich, da System I sich unabhängig von den 
anderen Waren selbst reproduzieren kann. Für die durchschnittliche Profitrate r folgt damitr <R 
= min (Rp Rip = Rıı < rg, also r <p. D. h., für das System I ist die Verwertung im Gesamtsy- 


stem, nämlich r, geringer als außerhalb des durch Aj und Ay gebildeten Systems, nämlich rj. Im 


Sinne von Abschnitt IV also: Es ist keine passable Verwertung möglich. Zusammengefaßt hat 
sich also ergeben: Ist die innere Unterschiedlichkeit des Gesamtkapitals derart, daß das Sub- 
System mit der Möglichkeit selbständiger Reproduktion ein höheres Verhältnis von lebendiger 
zu toter Arbeit aufweist als das abhängige Sub-System, so sind die Eigenschaften ‚‚positive Pro- 
duktionspreise‘“, „durchschnittliche Profitrate‘““ und „passable Verwertung‘ nicht miteinander 
vereinbar. Das ist die in Abschnitt IV dann weiter erörterte Konfliktsituation. 

Im folgenden wird dieser Sachverhalt noch eingehender analysiert werden, indem außer 
der maximalen Profitrate, die ja einem Lohnsatz von null entspricht, die Profitrate in Verbin- 
dung mit einem variablen Lohn betrachtet wirde. 


2. Sub-System Bildung und Durchschnittsprofitrate 


Ein zerlegbares Gesamtsystem von n Waren sei, wie in Punkt 1 erläutert, in ein sich selbständig 
reproduzierendes Sub-System I mit Aj und % und ein durch die Bindung B damit verbundenes 


Sub-System II mit Ayp %ı zerlegt. Der Einfachheit halber sei angenommen, daß bereits A] und 


0 
Ayj unzerlegbar sind (was im 4. Waren-Beispiel ja der Fall ist). Da A = I Ä ‚zerfällt das Preis- 
I 
system p=(1+r) (Ap+ w) für das Gesamtsystem (siehe Anhang A) in die beiden Preissysteme 
pı=(l#+r (Arpır wen; pp = (+2) (App * Bpi + wAp» wobei py das Preissystem für I und 
pi das Preissystem für II ist. Für die Lohn-Profit-Relation (siehe dazu Anhang A) von System I 
folgt: 


und für das System II 
l-(q+K) 


+(q+K) 


urBp 
wobei q die Lohnquote im jeweiligen Standardsystem ist, und K = E (uyp Nr Standardwa- 
II 


re bzw. Nettoprodukt in System II). K ist der Anteil, den die in Preisen von I bewertete Waren- 
lieferung von I nach II am Nettoprodukt von II hat. K ist also eine Prozentzahl, esist o<K<SI1, 
die die Bindung zwischen den beiden Sub-Systemen auf der Preisebene angibt. 

Die Preise des Systems I bilden sich unabhängig von System II heraus und die Preise des 
Systems II ergeben sich in Abhängigkeit von denen des Systems I. Dennoch spieit das System Il, 
wie sich zeigen wird, für die Herausbildung einer durchschnittlichen Profitrate des Gesamtsy- 
stems eine aktive Rolle. 

Die Lohn-Profit-Relationen der beiden Systeme lassen sich graphisch folgendermaßen 
darstellen: 


Rr 
1-K 
7 +K- durchschnittliche Profitrate 
I 


0 1-K 1 q 


Es sind zwei grundsätzlich verschiedene Konstellationen der beiden Sub-Systeme zu unterschei- 
den: 

Eine durchschnittliche Profitrate im Gesamtsystem — bei gleicher Lohnquote in den bei 
den Subsystemen — kann sich genau dann herausbilden, wenn die Lohn-Profit-Relation von II 
nicht für alle Lohnquoten unter derjenigen von I liegt. D. h., genau, dann wenn die Konstellation 
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Rı < 1 vorliegt. Ist dies der Fall, so haben die Lohn-Profit-Relationen von I und II (in 
Sch 
Rıı 


der Graphik die gestrichelte Linie) einen Schnittpunkt S, der die durchschnittliche Profitrate 


I: ist, so kann sich für eine gleiche 
I yx 

Rı 
Lohnquote in beiden Subsystemen keine durchschnittliche Profitrate herausbilden. Da die obi- 
ge Darstellung positive Produktionspreise implizit enthält, läßt sich also das folgende Ergebnis 
formulieren, 
Ergebnis: Für ein Gesamtsystem, das aus Sub-Systemen der weiter oben angeführten Art besteht, 


sind folgende Eigenschaften miteinander unvereinbar: 


darstellt. Ist dagegen die Konstellation so, daß Rj > 


(1) Herausbildung einer Durchschnittsprofitrate 
(auf der Preisebene) 

(2) Eine einheitliche Lohnquote 

(3) Positive Produktionspreise für alle Waren 


1l-K 


(4) 


Dies ist eine Präzisierung der in Anhang C, Absatz 1 erörterten Konfliktsituation: Die Zerlegbar- 
keit des Gesamtsystems zusammen mit der Konstellation (4), die gleich näher untersucht wer- 
den wird, präzisiert die innere Unterschiedlichkeit des Gesamtkapitals. Ist Rjy < Rj, wie in Ab- 


satz 1, so gilt erst recht (4). (2) präzisiert die „passable Verwertung“, denn: Die in sich stark un- 
terschiedliche Gesamtstruktur läßt eine durchschnittliche Profitrate bei positiven Produktions- 
preisen nur zu, wenn die Lohnquote in System I höher ist als die in System II. Das aber bedeu- 
tet eine geringere Verwertung des Kapitals von System I im Gesamtsystem, denn bei der geringe- 
ren Lohnquote von System II könnte das Kapital von System 1 für sich betrachtet, oder in ei- 
nem anderen Gesamtzusammenhang, eine höhere Profitrate erzielen. 

Nun zu der sich in der Beziehung (4) ausdrückenden Unterschiedlichkeit im Gesamtkapi- 
tal: (4) drückt eine Beziehung zwischen den maximalen Profitraten der Sub-Systeme und ihrer 
Bindung K aneinander aus, die die Durchsetzung einer durchschnittlichen Profitrate bei positi- 
ven Produktionspreisen und einheitlicher Lohnrate verhindert. Die „kritische Bindung“ K,, der 


beiden Sub-Systeme, mit der die Unverträglichkeit beginnt, ergibt sich aus 
Rıı- Rı 


=Rj, also K,*® Die Beziehung (4) kann dann kurz als K >K, for- 


muliert werden, und besagt folgendes: Je größer Rj ist und je kleiner Rı ist, desto kleiner ist 
die kritische Bindung und desto kleiner ist daher der Spielraum (K <K,) für die Durchsetzung 


einer durchschnittlichen Profitrate. Da die maximalen Profitraten das Verhältnis von lebendiger 
zu toter Arbeit in den beiden Sub-Systemen wiedergeben, läßt sich auch sagen: Je größer die 
Unterschidlichkeit der Sub-Systeme in Gestalt des Verhältnisses von lebendiger zu toter Arbeit, 
desto geringer wird die Bindung der beiden Sub-Systeme zu einem Gesamtsystem mit einheit- 
licher Profitrate (und positiven Produktionspreisen, einheitlicher Lohnrate). Die Unterschiedlich- 
keit mag so groß werden, daß das System zerbricht, indem etwa System I imperialistisch in ei- 
nen anderen Reproduktionszusammenhang eindringt. 

Die Zentralisation (inklusive Anwendung der kombinierten Arbeitskraft) ist ein Prozeß, 
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der eine soiche Unierschiedlichkeit herverbringt, denn in Anhang B wurde gezeigt, daß die Zen- 
tralisation die maximale Profitraie erhöht. Dabei ist zu beachten, daß die Zentralisailon sich in 
Sub-Systemen, die einer Selbstreproduktion fähig sind (Produktionsmittelindustrie) entwickelt 
und weniger in reproduktiv abhängigen Bereichen. 

ist die Unterschiedlichkeit der Sub-Systeme vergieichsweise gering, aiso die kritische 
Schwelle K, groß, so gibt es einen größeren Spielraum für die Bindung bei der sich eine durch- 


schnittliche Profitrate (mit (2) und (3}) durchsetzen kann. Für Ks K, eigibt sich die durch- 
schnittliche Profitrate ı als 
i 


K 

1 o 
a Zn | 

a Rp K 


r® 


Das hat folgende Konsequenz: Bei geringer Unterschiedlichkeit der Sub-Systeme erhöht eine 
Steigerung der Bindung (unterhalb der kritischen Schwelie) die durchschnittliche Profitrate des 
Gesamisystems. Dasselbe gilt für eine Steigerung des Verhältnisses von lebendiger zu toter Ar- 
beit in System I. Diese beiden Fakteren wirken dann also stabilisierend für das Gesamtsystem. 
Das Gegenteil ist jedoch der Fall bei einer hohen Unterschiedlichkeit der Subsysteme, dann 
wirken Erhöhung der Bindung und Erhöhung des Verhältnisses von lebendiger zu toter Arbeit 
im Sub-System I zerstörerisch im Gesamtsystem, 

Dieser hier in Anhang C zur Untersuchung des Prozesses der Monopolisierung ersteilte 
analytische Rahmen könnte und sollte m. E. weiterentwickelt werden zu einer Theorie der Ent- 
wicklung von Systemen, die aus sehr unterschiedlichen Sub-Systemen zusammen mit einer spe- 
zifischen Verbindung zwischen ihnen bestehen. Eine genauere Analyse in diesern Sinne ist z.B. 
notwendig für die Bildung einer internationalen Profitrate angesichts verschiedener nationaler 
Ökonomien unterschiedlicher Produktivität, für die Beziehung zwischen landwirtschaftlicher 
Produktion und Industrieproduktion, für das Verhältnis von Industrieproduktion und Rüstungs- 
produktion. Einige der hier gezogenen Schlüsse ließen sich direkt etwa auf das Problem der Bil- 
dung einer internationaien Profitrate und die Frage des ungleichen Tausches beziehen. Dies nä- 
her zu erläutern, würde hier jedoch zu weit führen. 


3. Anmerkung: P. Sraffa und N. Okishio zur Zerlegbarkeit. 


Weder Sraffa noch Okishio beschäftigen sich näher mit zerlegbaren Systemen. Im Gegenteil, sie 
sind der Meinung, daß für ein beliebiges System nur das Sub-System, das aus den Basisproduk- 
ten besteht, relevant ist; dieses Sub-System ist unzerlegbar und könne stellvertretend für das 
ganze System, das im allgemeinen zerlegbar ist, betrachtet werden. Richtig ist, daß ja in der Tat, 
wie die Beziehungen 


P;= (L+ 1) (Aypy + wp, pp= (+) (Ayppıy + Bpy + wNp) 


zeigen, die Preise des Systems I allein durch sich und unabhängig von System II bestimmt sind, 

und die Preise von System Il in Abhängigkeit von denen des Systems I. Strenggenommen sind 
die Preise des Gesamtsystems aber nur dann allein von denen des Systems I bestimmt, wenn 
Ay = © ist, wenn also das System keine sich selbst reproduzierenden Nicht-Basisprodukte ent- 


hält. In diesem Fall ist auch die Profitrate des gesamten Systems durch die des Systems I be- 
stimmt und wird von System II passiv übernommen. 

Ist jedoch Ajj #0, so hängt die durchschnittliche Profitrate nicht mehr nur von den Ba- 
sisprodukten ab. 

Obwohl von ihnen nicht näher untersucht, findet sich sowohl bei Sraffa als auch bei Oki- 
shio ein interessanter Hinweis auf diese Tatsache. Sraffa erörtert im Anhang B „Anmerkung über 
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sich selbst reproduzierende Nicht-Basisprodukte‘“ (Warenproduktion mittels Waren, S. 125-127) 
die Situation anhand eines „Bohnenbeispiels“: 

Zur Produktion von 110 Einheiten des Nicht-Basisproduktes „Bohnen“ werden 100 Ein- 
heiten Bohnen als Saatgut benötigt; außerdem noch Produktionsmittel, deren Preis als Basispro- 
dukte bereits unabhängig von dem der Bohnen bestimmt ist, und, zusammen mit den Löhnen, 
K betrage. Ist p der Preis einer Einheitsmenge von Bohnen und r die durchschnittliche Profitra- 
te, so ist also 


10 
p=d+tn (Tp+K)alop= 


Ir 1 
Graphisch hat die Abhängigkeit des Preises von der Profitrate folgende Gestalt 


+p 


"pP 


Ist die maximale Profitrate für die Basisprodukte größer als 10 % (etwa 15 %), so kann sich eine 
durchschnittliche Profitrate von mehr als 10 % nur herstellen, wenn die Produktion von Bohnen 
subventioniert wird bzw. wenn die Bohnen zu einem höheren Preise verkauft werden, als sie 
vom Produzenten eingekauft werden, denn ihr Produktionspreis ist bei einer solchen Profitrate 
negativ. 

Unabhängig von Sraffa hat Okishio ein ähnliches Argument vorgetragen (Technische Ver- 
änderungen und Profitrate, S. 182- 185). Und zwar anhand von 3 Waren, von denen 2 Basispro- 
dukte sind und die dritte ein Luxusprodukt ist. Geht das Luxusprodukt nicht in seine eigene 
Produktion ein, so gibt es keinen Konflikt, denn seine Produktion erfolgt zu der für die Basispro- 
dukte geltenden Profitrate. Geht das Luxusprodukt jedoch in seine eigene Produktion ein, so 
gilt dies nicht mehr: „Es wäre allerdings falsch zu sagen, daß die Produktionstechniken in Nicht- 
Basissektoren in keiner Beziehung zu der allgemeinen Profitrate stehen.‘ (ebd. S. 183). 

Beide Hinweise sind Spezialfälle des allgemeinen Sachverhaltens, daß in zerlegbaren Sy- 
stemen die maximale Profitrate das Minimum der maximalen Profitraten der Sub-Systeme ist 
(siehe Punkt 1 von Anhang C)). Aber weder Sraffa noch Okishio ist bewußt, wie sehr die Heraus- 
bildung einer durchschnittlichen Profitrate in einem zerlegbaren System von den Sub-Systemen 
und ihrer gegenseitigen Konstellation abhängt. 

Dennoch dürften ihre Hinweise genügen, um Auffassungen zu korrigieren, die sich bei der 
Aussage, daß Nicht-Basisprodukte keinen Anteil an der Bestimmung des Systems haben, ohne 
weiteres auf Sraffa berufen. So Theoretiker einer „permanenten Rüstungswirtschaft‘ wie z. B. 
Kidron (in „Rüstung und wirtschaftliches Wachstum“ und, neuerdings, „‚Capitalism and Theory“). 
Der Fehler wiederholt sich bei einigen Kritikern dieser Theorie (Schmiede/Yaffe: Staatsausga- 
ben und die Marxsche Krisentheorie. S. 57 ff. Yaffe: Fundamental Questions of Marxist Theory. 
S. 47. Mandel: Der Spätkapitalismus. S. 267 £f. — siehe auch Fußnote 30). 

Welche Rolle Nicht-Basisprodukte für die Durchsetzung einer durchschnittlichen Profitra- 
te spielen, hängt noch von der spezifischen Reproduktionsstruktur der Nicht-Basisprodukte ab. 
Bezogen auf die Rüstungsproduktion: Die Rüstungsproduktion ist eben kein Produktionszweig, 
sondern ein Produktionssektor. Will man die ökonomische Rolle der Rüstungsproduktion für 


127 


‘die durchschnittliche Profitrate untersuchen, so istneben der Verbindung zur übrigen Produktion 
auch die innere Struktur des Rüstungssektors näher zu untersuchen, inklusive einer Art innerem 
„spin off“. (Zur Verquickung von ziviler Produktion und Rüstungsproduktion durch Zentralisa- 
tion, die ja zur Bildung eines Rüstungssektors mit spezifischer Struktur beiträgt, siehe in Bräun- 
ling/Schlotter/Schmidt: Rüstungspolitik und Rüstungsproduktion in der BRD). 
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Peter Dudek 
Engels und das Problem der Naturdialektik 
Versuch einer kritischen Reflexion 


„Me-ti sagte: Die Urteile, die auf Grund der Erfahrungen gewonnen werden, verknüpfen 
sich im allgemeinen nicht so, wie die Vorgänge, die zu den Erfahrungen führten. Die 
Vereinigung der Urteile ergibt nicht das genaue Bild der unter ihnen liegenden Vor- 
gänge. Wenn zu viele Urteile miteinander verknüpft sind, ist das Zurückgreifen auf die 
Vorgänge oft sehr schwer. Es ist die ganze Welt, die ein Bild erzeugt, aber das Bild er- 
faßt nicht die ganze Welt. Es ist besser, die Urteile an die Erfahrungen zu knüpfen, als 
an andere Urteile, wenn die Urteile den Zweck haben sollen, die Dinge zu beherrschen, 
Me-ti war gegen das Konstruieren zu vollständiger Weltbilder.“ 

(B. Brecht: Buch der Wendungen; Gesammelte Werke 12; $. 463; Frankfurt 1967) 


1. Einleitung 


Seit ihren ersten Anfängen bereitete der marxistischen Bewegung das Problem der 
Naturwissenschaften, ihrer Denkform, ihres absoluten Wahrheits- und Objektivitäts- 
anspruches — aus ihren formalen, scheinbar ahistorisch und Allgemeingültigkeit re- 
klamierdenden Methoden und Resultaten abgeleitet — etliche Bauchschmerzen. Von 
diesen Bauchschmerzen werden aktuell und wohl noch in näherer Zukunft all jene 
Genossen befallen werden, die in naturwissenschaftlich-technischen Bereichen — an 
Hochschulen, TH’s oder den Arbeitsbereichen der technisch-wissenschaftlichen In- 
telligenz — sich an der Kritik der „bürgerlichen Naturwissenschaften“ versuchen, aus 
dieser ihre praktische Politik bestimmen resp. diese Kritik selbst ins Zentrum ihrer Po- 
litik stellen. Denn auf einer ersten Ebene erweist sich das, was kritisiert werden soll, 
als augenscheinlich funktionstüchtigund erfolgreich; dagegen muß das, was kritikfest 
sein könnte, seine Funktionsfähigkeit noch unter Beweis stellen. 

Will man nicht beim platten „cui bono“ stehen bleiben und damit der Gefahr 
einer empirisch gefärbten Zuordnungs-Soziologie verfallen, will man andererseits 
nicht die mehr oder weniger ausgeprägten Fehler sowjet-marxistischer und marki- 
stisch-leninistischer (1) Wissenschaftsauffassung reproduzieren (nämlich: einer spe- 
zifischen Buchgläubigkeit aufsitzen, die ihren Ausdruck findet in der Verdinglichung, 
Enthistorisierung und Kanonisierung von „Klassiker-Texten“ zu allgemeingültigen, 


i Beide Begriffe verstehen sich als termini technici und bezeichnen im Groben die unter- 
schiedlichen Positionen innerhalb der kommunistischen Weltbewegung, wie sie in der De- 
batte um die Generallinie entfaltet wurden. Zudem weisen sich beide Positionen aus durch 
eine spezifische Rezeption der Marxschen Theorie, die geronnen ist durch die Politik der 
Kommunistischen Internationale und der „Selbstkritik“ der KPdSU auf ihrem XX. Partei- 
tag einerseits, die Revisionismus-Debatte andererseits. 
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allseits anwendbaren, instrumentalisierbaren und nicht zu hinterfragenden Gradmes- 
sern kommunistischer Politik und Wissenschaftlichkeit und die zu einer Entwertung 
des Marxismus zu einem allgemeingültigen Interpretationsmodus gesellschaftlicher 
und naturwissenschaftlicher Prozesse führt (2) ), so setzt man sich zwar politisch 
zwischen die Stühle, hat aber dafür den Kopf frei zur Reflexion und Rekonstruktion 
der Marxschen Theorie, ihrer theoretischen Reichweite und ihrer Grenzen. Gerade 
angesichts der politischen und organisatorischen Schwäche der kommunistischen Be- 
wegung in Westdeutschland scheinen uns beide — Reflextion und Rekonstruktion — 
nötiger denn je; sie können nicht ersetzt werden durch einen vordergründigen, organi- 
satorisch verhärteten „ideologischen Kampf“ um eine nicht näher ausgewiesene und 
auszuweisende „proletarische Linie“, die sich dann eben auch auf dem Gebiet der 
Naturwissenschaften durchzusetzen habe. 

Die Grobschlächtigkeit solcher politischer Auseinandersetzungen wird nun 
durch die Tatsache begünstigt, daß sowohl von Engels als auch von Lenin Aussagen 
und fragmentarische theoretische Ansätze zur Kritik der bürgerlichen Naturwissen- 
schaften vorliegen, die, obzwar keineswegs ausgereift, dennoch gerne und allzuoft 
zu unumstößlichen Wahrheiten und Grundprinzipien stilisiert werden. An die Unaus- 
gereiftheit und Vorläufigkeit gerade der Engelsschen Ideen, an die Gefahr ihrer Re- 
zeption in griffigen Formeln (z.B. Negation der Negation) will diese Arbeit erinnern, 
ohne den Anspruch erheben zu Können, beide Aspekte hinreichend reflektiert und 
dargestellt zu haben (was in einem einzigen Aufsatz auch kaum zu leisten wäre), 

Kern der Position Engels’ ist die Behauptung, nicht nur der menschliche Er- 
kenntnisprozeß, sondern auch die Natur selbst entwickle sich dialektisch; die Natur- 
wissenschaften würden durch ihre eigene Praxis und ihre Forschungstesultate zur 
Annahme dialektischer Denkformen gezwungen werden. 

Die Frage nun, ob Dialektik — als Selbstreflexion der wissenschaftlichen Er- 
fahrungsgehalte unter dem Interesse der Emanzipätion — auch den Erkenntnisbe- 
reich der Natur konstituiert, ob Natur überhaupt als gesonderter Erkenntnisbereich 
unabhängig von den besonderen Organisationsformen desMensch-Natur-Verhältnisses 
— und damit unabhängig von bestimmten Subjekt-Objekt-Vermittlungen — verstan- 
den werden kann, ist bei manchen Autoren der Kristallisationspunkt, an dem sie eine 
vermeintliche Differenz zwischen den Positionen von Marx und Engels glauben fest- 
machen zu können, welche dann als Negativum der Position von Engels angelastet 
wird (so z.B. bei O. Negt und A. Schmidt). So wichtig die Analysen zur methodischen 
Differenz zwischen Marx und Engels bezüglich der Naturdialektik sein mögen, so 
wichtig insbesondere Negts Kritik der Naturdialektik als Vorform der Produktion 


2 Diese Tendenz setzt sich in der Umbenennung des Titels der naturwissenschaftlichen 
Schriften von Engels durch. Das im Jahre 1925 von D. Rjasanow herausgegebene Buch 
wird mit dem Titel „Dialektik und Natur“ geführt und bis etwa 1935 (z. B. in der Zeit- 
schrift: Unter dem Banner des Marxismus) unter gleichem Titel zitiert. Danach wird die 
Umbenennung der Schriften in „Dialektik der Natur“ vorgenommen, das Problem also 
schon im Titelentschieden und die dialektische Entwicklung der Natur quasi redaktionell 
als einzig gültige Interpretation bestimmt. 
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von Legitimationswissen im Rußland des Nach-Oktober (3) ist, so politisch folgen- 
los muß eine ideologiekritische Aufarbeitung des Problems: Natur und Dialektik 
bleiben, wird ihr als politische Strategie die — vermittelt durch kritische Theorie — 
rationale Aufklärung der handelnden Subjekte als Voraussetzung zur Schaffung 
nicht-entfremdeter Verkehrsformen gegenübergestellt (4). Um die vielfach postu- 
lierte Differenz zwischen Marx und Engels zum Naturproblem, zum Verhältnis von 
Wissenschaft und Produktion analysieren zu können, müssen die Arbeiten von Engels 
in ihrem historisch-politischen Zusammenhang untersucht werden. 


2. Der historisch-politische Hintergrund der naturwissen- 
schaftlichen Schriften von Engels 


Die Problematik des Zusammenhangs von Natur und Dialektik ordnet sich theore- 
tisch ein in die Erkenntnis, daß die Geschichte der Menschheit in einem Wechselver- 
hältnis mit der Geschichte der Natur steht. Den inneren Zusammenhang von Natur- 
und Gattungsgeschichte machen Marx und Engels in der „Deutschen Ideologie“ 
deutlich: 


» Wir kennen nur eine einzige Wissenschaft, die Wissenschaft der Geschichte. Die Geschichte 
kann von zwei Seiten aus betrachtet werden. Beide Seiten sind indes nicht zu trennen; solange 
Menschen existieren, bedingen sich Geschichte der Natur und Geschichte der Menschen gegen- 
seitig. Die Geschichte der Natur, die sogenannte Naturgeschichte, geht uns hier nichts an.“ (5) 


Die hier zum Ausdruck kommende spezifische Subjekt-Objekt Konstellation begreift 
den Menschen selbst als Naturwesen, der erst durch die Entfaltung der kapitalistischen 
Produktionsweise aus seiner Naturalform herausgelöst wird (6); seiner Naturwüchsig- 
keit entfremdet, erscheint ihm Natur als „objektive Natur“, ihm in seiner Entfrem- 
dung entgegengesetzt. Jede Form von Ideologie, die Produktion von Ideen verlieren 


3 Vgl. Negts Einleitung („Marxismus als Legitimationswissenschaft. Zur Genese der stalini- 
stischen Philosophie.‘‘) zu dem von ihm herausgegebenen Buch: A. Deborin/N. Bucharin: 
Kontroversen über dialektischen und mechanistischen Materialismus; Ffm 1969, 1974, 
S. 7- 48. Seine weitreichendsten und pervertiertesten Formen nahm die Produktion von 
Legitimationswissen in der physischen Liquidierung von in der UdSSR arbeitenden Gene- 
tikern unter Lyssenko an, dessen ideologisches Konglomerat aus praktischer Landwirt- 
schaft undverschrobener Naturdialektik die sowjetische Genetik-Forschungvon 1938-1965 
völlig blockierte. Zum Stand der neueren Genetik-Forschung in der UdSSR vgl.: Süddeut- 
sche Zeitung vom 18.12.1974, sowie L. Graham: Dialektischer Materialismus und Natur- 
wissenschaften in der UdSSR; Ffm 1974, S. 14 ff. Seit Mitte der 50er Jahre findet in der 
sowjet-marxistischen Wissenschaftstheorie vor dem Hintergrund der Kritik am Personen- 
kult Stalins auch eine umfassende Auseinandersetzung mit den Positionen Lyssenkos statt. 
Vgl. etwa: G. Domin/R. Mocek (Hrsg.): Ideologie und Naturwissenschaften; Berlin (DDR) 
1969, S. 66 

4 Ansätze zu einer politischen Strategie in naturwissenschaftlichen Arbeitsbereichen finden 

sich in der Arbeit der „Marxistischen Gruppe Erlangen“: Kapitalistische Hochschulreform; 

Erlangen 1972; ansonsten zeichnen sich bestehende Ansätze politischer Strategiebildung 

in den naturwissenschaftlichen Bereichen durch besondere Dürftigkeit aus, ein Phänomen, 

welches nicht zuletzt ein Relikt der Studentenbewegung sein dürfte. 

Marx/Engels: Deutsche Ideologie, in: Marx/Engels-Werke, Bd. 3, Berlin 1969, S. 18 

Vgl. K. Marx: Grundrisse; Ffm/Wien o. J. S. 389 
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damit den Schein ihrer Selbständigkeit. Mit der Darstellung der materiellen Praxis 
der Menschen und ihrer Verkehrsformen büßt auch die selbständige Philosophie ihre 
Existenzgrundlage ein. 

„An ihre Stelle kann höchstens eine Zusammenfassung der allgemeinsten Resultate treten, die sich 
aus der Betrachtung der historischen Entwicklung der Menschen abstrahieren lassen. Diese Ab- 
straktionen haben für sich, getrennt von der wirklichen Geschichte, durchaus keinen Wert. Sie 
können nur dazu dienen, die Ordnung des geschichtlichen Materials zu erleichtern, die Reihen- 
folge seiner einzelnen Schichten anzudeuten.“ (7) 


In seinen späteren naturwissenschaftlichen Schriften greift Engels diesen Gedanken 
wieder auf, um mittels des Dialektikbegriffs „Ordnung“ in die Mannigfaltigkeiten 
der naturwissenschaftlichen Forschungsergebnisse zu bringen, sie von ihrer meta- 
physischen Hülle zu befreien; wobei der historische Charakter der Naturwissenschaf- 
ten, ihre von der menschlichen Praxis unlösbare Genesis, gegenüber der sich die Na- 
turwissenschaften blind verhalten, ein Moment der Engelsschen Reflexionen bleibt, 
welches jedoch nur punktuell seine ihm zustehende Betonung erfährt. Hauptziel die- 
ser Arbeiten ist der Versuch, eine einheitliche, synthetische Wissenschaft zu konzi- 
pieren, die Natur und menschliche Geschichte umfaßt und die in der „‚materiali- 
stischen Dialektik“ ihre einheitliche Methodologie und Logik finden soll. 

Engels’ Beiträge zu den Naturwissenschaften waren umfangreicher und inten- 
siver als diejenigen von Marx, was nicht heißen soll, daß Marx den Naturwissenschaf- 
ten fremd gegenüberstand. Seine in den Jahren 1839-41 entstandene Dissertation 
über die „Differenz der demokratischen und epikureischen Naturphilosophie“ bein- 
haltete eine ausführliche Auseinandersetzung mit der antiken Physik; seine vor kur- 
zem in der BRD teilweise veröffentlichten mathematischen Manuskripte (8) zeugen 
von einer intensiven Beschäftigung mit der modernen Mathematik, insbesondere der 
Analysis mit dem Differentialbegriff als ihrer Schlüsselkategorie. In der Zeit von 
1870 bis zum Tode von Marx war es jedoch vor allem Engels, der sich die Aufgabe 
stellte, eine größere Arbeit über das Verhältnis von Natur und Dialektik zu schreiben. 

Das Interesse von Marx und Engels an den Naturwissenschaften ist die not- 
wendige Konsequenz aus der Erkenntnis, daß Menschheits- und Naturgeschichte 
eine Einheit in ihrer Verschiedenheit bilden, die sich in der praktischen Auseinander- 
setzung der Menschen mit der Natur vollzieht. Wenn überhaupt, kann eine Trennung 
von Natur- und Menschheitsgeschichte nur arbeitsökonomisch und -technisch be- 
gründet werden. Und in der Tat lassen sich einige Indizien für eine explizite Arbeits- 
teilung zwischen Marx und Engels anführen, die, bei aller Gemeinsamkeit ihrer prak- 
tischen und theoretischen Arbeit, individuell gesonderte Arbeitsschwerpunkte be- 
haupten lassen (9). 

7 Marx/Engels: Deutsche Ideologie, S. 27 

8 K. Marx: Mathematische Manuskripte; Kronberg 1974, vgl. auch die Besprechung in: ZEIT 
vom 14.3.1975; zur Verlaufsgeschichte der naturwissenschaftlichen Schriften von Marx 
und Engels vgl die sehr detaillierten Passagen der Arbeit von K. Reiprich: Die philoso- 
phisch-naturwissenschaftlichen Schriften von Karl Marx und Friedrich Engels, Berlin 

(DDR) 1969, S. 15 - 25 
9 Vgl. hierzu: H. Mehringer/G. Mergner (Hısg.): Debatte um Engels 1, Reinbek 1973, S. 11 


- 21; ebenso K. Reiprich: Die philosophisch-naturwissenschaftlichen Schriften... .; 2.2.0., 
S. 23 
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Mehr als Marx war Engels mit der unmittelbaren, aktuellen Tagespolitik be- 
schäftigt, mit den Auseinandersetzungen um die kommunistische Bewegung in 
Deutschland und mit Fragen der Wissenschaftsphilosophie. In diese politischen Zu- 
sammenhänge ordnet sich sein „Anti-Düring‘“ ein, dessen Abfassung ihn nötigte, 
seine Studien zum Verhältnis von Natur und Dialektik zu unterbrechen. Der poli- 
tische Einfluß von Dühring und seinen Anhängern auf die Sozialdemokratie wuchs 
in den siebziger Jahren beträchtlich an, so daß letztlich Liebknecht selbst Engels zu 
einer Dühring-Kritik drängte. Die politische Relevanz dieser Kritik für die deutsche 
Arbeiterbewegung und ihre Partei erhellt Marx in einem Brief an Sorge vom 
19.10.1877: 

„Engels’ Zeit ist für den Augenblick in der verschiedensten Weise beansprucht, erstens Arbeit für 
den „Vorwärts‘‘ (gemeint ist die Dühring-Kıitik; P. D.), zweitens Überflutung von Philisterbe- 
- suchen aus Deutschland . .. Der Kompromiß mit den Lassalleaneın hat zu Kompromiß auch mit 
anderen Halbheiten geführt, in Berlin (via Most) mit Dühring und seinen „Bewunderern‘“, außer- 
dem aber mit einer ganzen Bande halbreifer Studiosen und überweiser Doctores, die dem Sozia- 
lismus eine „höhere, ideale‘ Wendung geben wollen, d.h. die materialistische Basis (die ernstes, 
objektives Studium erheischt, wenn man auf ihr operieren will) zu ersetzen durch moderne 
Mythologie mit ihren Göttinnen der Gerechtigkeit, Freiheit, Gleichheit und fraternite.“ (10) 

So sind denn die naturwissenschaftlichen Schriften von Marx und Engels nicht nur 
als Beiträge innerhalb der Auseinandersetzungen der internationalen Arbeiterbe- 
wegung zu sehen, sie müssen zugleich als ein Faktor der politischen Emanzipation 
des Proletariats im Kampf gegen die Bourgeoisie verstanden werden. 

Während der „Anti-Dühring“ eine aktuelle politisch-ideologische Streitschrift 
ist, hat Engels’ „Dialektik und Natur“ den Charakter von Vorarbeiten und Notizen, 
die keineswegs zur Veröffentlichung in der uns vorliegenden Form bestimmt waren; 
zudem Konnten sie durch die politischen und redaktionellen Verpflichtungen Engels’ 
nach dem Tode von Marx nicht zu Ende geführt werden. Trotz der nur noch spora- 
dischen Beschäftigung von Engels mit den Problemen der Naturwissenschaften zeugt 
die 1866 erstmalig veröffentlichte Schrift: „Ludwig Feuerbach und der Ausgang der 
klassischen deutschen Philosophie“ von der Kontinuität der naturwissenschaftlichen 
Arbeiten von Marx und Engels und der Relevanz, die beide diesen Arbeiten beimaßen. 

Konnte Engels noch für den „Anti-Dühring‘ reklamieren, daß jede Zeile, jedes 
Wort der Streitschrift mit Marx abgesprochen und von ihm gutgeheißen worden sei 
(11), da es von jeher ihr Brauch war, sich in „Spezialfächern gegenseitig auszuhel- 
fen‘ (12), so gilt gleiches nicht für die Manuskripte von „Dialektik und Natur“, ob- 
wohl begründet angenommen werden darf, daß die Argumentationsweise und das 
methodische Vorgehen von Engels in toto auch auf dem Feld der Naturwissenschaften 
mit demjenigen von Marx identisch war. Dennoch muß man sich der Vorläufigkeit 
der Manuskripte, ihrer inneren Widersprüche und Unstimmigkeiten bei ihrem Studium 
bewußt sein. Brauchbares muß produktiv weiterentwickelt, augenscheinlich Falsches 
kritisiert werden. 


10 Marx/Engels-Werke 34, S. 302 £. 


11 F. Engels: Vorwort zur Auflage von 1885 des Anti-Dühring, in: Marx/Engels-Werke 20, 
s.9 
12 Ebd., S. 9 
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Der politische Anspruch und das methodische Vorgehen der Texte sind ähnlich 
motiviert wie die Marxschen Arbeiten zur Kritik der politischen Ökonomie: Ihr Ziel 
war es, aus seiner Methodenkritik der im 19. Jahrhundert dominierenden vulgär- 
materialistischen und empiristischen Naturforschung einerseits und aus ihrer Mysti- 
fikationen entkleideten Hegelschen Dialektik — angewendet auf die Resultate der 
Naturwissenschaften — andererseits eine materialistische Theorie der Naturwissen- 
schaften zu konzipieren und damit die Einheit von Gesellschafts- und Naturwissen- 
schaft durch die methodische Klammer der materialistischen Dialektik herzustellen, 
Dies ist nicht immer verstanden worden, wie das von Bernstein angeforderte Gut- 
achten von Leo Arons beweist (13). 

Der Vorläufigkeit und Unausgereiftheit der — teilweise auf Selbstverständigung 
abzielenden — naturwissenschaftlichen Schriften von Engels ist es geschuldet, daß 
vieles in Formulierung und Darstellung handwerklich, stark.pronociert und mißver- 
ständlich erscheint; als solche unterliegen die Texte der Gefahr der Ontologisierung 
des Natur: und Dialektik-Problems, und sie kommen auch einer enthistorisierten 
und ritualisierten Rezeption entgegen, was unmittelbar praktische Konsequenzen 
für die Politik der kommunistischen Bewegung gehabt hat und heute noch hat. Die 
langjährige Verhinderung der Weiterentwicklung resp. Rekonstruktion resp. Kritik 
der Engelsschen Ansätze in den Ländern des Einflußbereiches des Sowjet-Marxismus 
sind hierfür lebendiges Beispiel. Durch die Hypostatisierung dieser Ansätze zu pro- 
grammatischen Richtlinien verharrte die sowjet-marxistische Erkenntnistheorie 
jahrelang in nur unwesentlichen Modifikationen oder platten Bestätigungsartikeln 
nach dem nur zu bekannten Verfahren: (nämlich: ‚Die Entwicklung der Natur- 
wissenschaften bestätigt nachhaltig die Auffassung Engels’, daß .. .). Das Herzstück 
dieser Dogmatisierungstendenzen bildet die explizite Formulierung der drei dialek- 
tischen Grundsätze durch Engels: 

a) das Gesetz des Umschlags von Quantität in Qualität und umgekehrt, 
b) das Gesetz der Durchdringung der Gegensätze und 
c) das Gesetz der Negation der Negation, 
welche, aus der Geschichte der Natur und der Gesellschaft abstrahierend, die Ent- 
wicklungsgesetze beider darstellen sollen. Obwohl sich auch bei Marx Passagen finden 
lassen, in denen auf die Möglichkeit, durch bloß quantitative Veränderungen quali- 
tative Änderungen zu erreichen, hingewiesen wird (14), finden sich bei ihm keine ex- 
pliziten Formulierungen dialektischer Grundgesetze, die den Charakter axiomatischer 
Konstruktionen anzunehmen drohen. Dies liegt nun mehr in der Sache selbst, als in 
einer — Marx und Engels nicht bewußten — Differenz der theoretischen Ansichten; 
mehr noch in der Darstellungsform der Texte, deren Stellenwert sich bei Engels 
durch die ideologischen Auseinandersetzungen mit akutellen politischen und philo- 
sophischen Gegnern bestimmt, bei Marx in der Klärung der politischen und ökono- 
13 Zur Veröffentlichungsgeschichte von „Dialektik und Natur“ vgl. Deborin, in: Kontrover- 
sen über den dialektischen und mechanistischen Materialismus, a.a.O., S. 93 ff. 
Die Kritik Arons’ zielt schon deswegen an den Intentionen von Engels und Marx vorbei, 
da beide nicht beabsichtigten, naturwissenschaftliche Forschung im Sinne der Entdeckung 


neuer Naturgesetze zu betreiben. 
14 Vgl zum Beispiel: Kapital Band 1, Marx/Engels-Werke 23, S. 327 
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mischen Voraussetzungen der bürgerlichen Gesellschaft zu suchen ist. Gerade bei 
Engels gilt es, die politische Relevanz der naturwissenschaftlichen Schriften zu re- 
flektieren, die Unmittelbarkeit der Auseinandersetzungen in Rechnung zu stellen. 
Gegen die Vulgärmaterialisten einerseits, gegen den Hegelschen Idealismus anderer- 
seits galt es sich abzugrenzen. Die Schwierigkeit lagen dabei im Selbstverständnis 
der Vulgärmaterialisten, die sich als Gegenbewegung zum deutschen Idealismus und 
insbesondere zur Dialektik Hegels begriffen; ihr erklärtes Ziel war es, die naturwissen- 
schaftliche Erkenntnismethodik zur alleinig wissenschaftlichen Grundlage ihrer 
Weltanschauung zu erheben, ein Unterfangen, welches sich politisch in technokra- 
tischen Reformvorstellungen niederschlug, deren Realisierungsmöglichkeiten der 
Hoffnung auf den parlamentarischen Weg verhaftet blieben. Engels mußte es in 
seinen Auseinandersetzungen mit dieser Bewegung darauf ankommen, die Einheit 
der Theoriebildung von Gesellschaftswissenschaft und Naturwissenschaft durch ihr 
angeblich identisches methodologisches Instrumentarium, die Dialektik, zu betonen. 
Die Verteidigung der Dialektik gegen ihre Verwerfung durch die Vulgärmaterialisten 
hat für Engels primäre Relevanz und fordert in Darstellung und Formulierung eine 
Prononcierung der Grundzüge der materialistischen Dialektik heraus, zu der sich 
Marx bei seiner Kritik der politischen Ökonomie — welche eine Kritik der kategorialen 
Voraussetzungen der klassischen Ökonomie war und nicht, wie bei Engels’ natur- 
wissenschaftlichen Schriften, eine Kritik der Interpretationen der Resultate — in 
einer solchen Form nie genötigt sah. Während Marx durch die Kritik der politischen 
Ökonomie diese erst auf den Punkt brachte, von dem aus sie sich dialektisch dar- 
stellen ließ, sah es Engels als seine Aufgabe an, die Kommensurabilität von natur- 
wissenschaftlichen Forschungsresultaten und Dialektik als philosophischer Re- 
flexionsform der Erkenntnis nachzuweisen. Die „allgemeine Natur der Dialektik als 
Wissenschaft von den Zusammenhängen im Gegensatz zur Metaphysik zu entwik- 
keln“ (15), stellt sich Engels als übergreifendes Ziel. Der politisch ausgewiesene 
Charakter dieser Aufgabenstellung birgt in seinem Ansatz schon bestimmte wissen- 
schaftstheoretische Gefahren in sich, auf die im folgenden eingegangen werden soll. 


3. Dialektik als Reflexionsphilosophie der Naturwissenschaften 


Da Engels eher die Ergebnisse als die kategorialen Voraussetzungen bürgerlicher Na- 
turwissenschaft reflektiert, unterliegt er von seinem Ansatz her implizit der Gefahr, 
die Dialektik als Interpretations- und Darstellungform vorliegender Forschungsre- 
sultate der Naturwissenschaften zu verwenden, die diese zu weltanschaulich geschlos- 
senen Erkenntnisbereichen konstituiert. Wenn Engels in der alten Vorrede zum 
„Anti-Dühring“ schreibt: 

„Die empirische Naturforschung hat eine so ungeheuere Masse von positivem Erkenntnisstoff 


angehäuft, daß die Notwendigkeit, ihn auf jedem einzelnen Untersuchungsgebiet systematisch 
und nach seinem innern Zusammenhang zu ordnen, schlechthin unabweichbar geworden ist“ (16), 


15 F. Engels: Dialektik (Notizen und Fragmente), Marx/Engels-Werke 20, S. 348 
16 F. Engels: Alte Vorrede zum „Anti-Dühring‘“: Marx/Engels-Werke 20, S. 330 
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so ist hier schon genug die Tendenz angelegt, Dialektik als ordnungstheoretisches 
und enzyklopädisches Instrumentarium zu benutzen — ein Instrumentarium, welches 
allerdings noch anderes leisten soll: nämlich den Stand der Naturwissenschaften auf 
eine qualitativ neue Stufe zu heben (17). Nun darf nach Auffassung von Lukacs und 
A. Schmidt (vergleiche hierzu die Anmerkungen 45 und 50) Dialektik nicht in einer 
Zusammenfassung einer bestimmten Anzahl von Sätzen und Gesetzen unter einer 
wie auch immer gearteten Systematik bestehen (zumal wenn sie — wie auf dem Ge- 
biet der Naturwissenschaften — der Sache völlig äußerlich sei), darf sich nicht er- 
schöpfen in terminologischer und analytischer Geschicklichkeit, Begriffe zu drehen 
und zu wenden (18), um so den Naturwissenschaften dialektische Begriffsweise an- 
dichten zu können. Daß Theorie mehr sei als die „‚Subsumtion einer Masse von 
‚cases‘ under a general principle‘, hat schon Marx bewußt gemacht (19); daß die Be- 
rufung auf solche „general principles“ der sowjet-marxistischen Erkenntnistheorie 
etliche Schwierigkeiten eintrug (einträgt), zeigt nicht nur die Genetik-Kontroverse, 
sondern auch — während der Stalinzeit — die zeitweilige Verfemung der Einsteinschen 
Relativitätstheorie; beides sind Beispiele für die Schwierigkeiten, in die eine Wissen- 
schaftsauffassung gerät, welche versucht, hinter den Mannigfaltigkeiten der Empirie 
jene „general principles“ (i.e. beim vorliegenden Problem die „Grundgesetze der Dia- 
lektik“ und ihre Anwendungen auf die Natur) als bestimmend und wirkend nachzu- 
weisen. Einem solchen methodologischen Positivismus erscheint Theorie je schon 
verifiziert. Die Mannigfaltigkeiten empirischer Situationen müssen bei einem solchem 
Theorieverständnis jeweils mit dem Grundkanon der Theorie in Einklang gebracht 
werden, was nur durch Problemverluste und Verkürzungen erkauft werden kann, 

Die Reduktion der empirischen Vielfalt der erforschten Naturvorgänge auf 
letzte, allseits und universell anwendbare Grundprinzipien widerspricht geradezu 
der Intention Engels’ — auch wenn die Möglichkeit einer solchen Interpretation in 
seinen Schriften in nuce angelegt ist — : als eine Bedingung der Möglichkeit, den ver- 
meintlich dialektischen Prozeßcharakter der Naturvorgänge auch dialektisch dar- 
stellen zu können, die Erkenntnis des geschichtlichen Charakters der Natur zu be- 
haupten; denn der Gedanke der Entwicklung der Natur in ihrer Einheit war den 
Naturforschern bis Darwin fremd geblieben und Konnte sich nur gegen schwerste 
Widerstände von Seiten vieler Wissenschaftler durchsetzen. 

Die Geschichte der Natur nun als ein Nacheinander zu begreifen (und nicht 
nur als ein Nebeneinander, wie Engels das Hegel vorwirft), ist für ihn der erkenntnis- 
theoretische Ausweg aus der Sackgasse, in der sich nach seiner Interpretation die alte 
Naturphilosophie verfangen hat. Die historische Naturauffassung ist für Engels ur- 
17 In den 30er Jahren des 20. Jahrhunderts leistete die Bourbaki-Gruppe formal Ähnliches 

für die Mathematik; auf der Basis des Formalismus und mittels der deduktiv-axiomati- 

schen Methode wurde die Mathematik durch Ausdifferenzierung ihrer gemeinsamen Struk- 


turen auf qualitativ neuer Stufe „geordnet“. Vgl.: N. Bourbaki: The Architecture of Ma- 
thematics; American Math. Monthly 57, 1950, S. 221 ff. 

18 Ernst Blochs Kritik an Hegel trifft in diesem Punkt auch Engels voll, wenn er schreibt: 
„Daher geht das Treiben des Widerspruchs bei Hegel zu buchmäßig vor sich, es wird nicht 


selten an den Gang der Dinge herangetragen, statt daß er aus ihm herausgehört wäre.“ E. 
Bloch: Subjekt-Objekt; Ffm 1962, S. 135 
19 Marx/Engels-Werke 30, S. 208 
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sächlich vermittelt mit einem Materialismus, der die Existenz einer äußerlichen, vom 
Bewußtsein der Subjekte unabhängigen Realität (die Materie) als elementarster 
Grundlage allen Seins hervorhebt und seinen adäquaten begrifflich-theoretischen 
Ausdruck in den Kategorien der Dialektik findet. Naturvorgänge und Naturdinge in 
ihrer Bewegung, in ihrem Werden und Vergehen zu sehen, ihre wechselseitige Be- 
dingtheit zu reflektieren, heißt für Engels, sie dialektisch zu begreifen; sie als Verein- 
zelte zu begreifen, ist ihm Ausdruck metaphysischer Bomiertheit, obwohl gerade die 
von Engels apostrophierte Metaphysik -- als naturwissenschaftliche Forschungsme- 
ihode — eine Bedingung für den Fortschritt der Naturwissenschaften war. Auch 
Engels erkennt dies an. 

„Die Zerlegung der Natur in ihre einzelnen Teile, die Sonderung der verschiedenen Naturvor- 
gänge und Gegenstände in bestimmte Klassen, die Untersuchung des Inneren der organischen 
Körper nach ihren mannigfachen atomischen Gestaltungen war die Grundbedingung der Riesen- 
fortschritte, die die letzten 400 Jahre uns in der Erkenntnis der Natur gebracht.‘‘ (20) 
Metaphysik wird von Engels erkenntnistheoretisch als Gegensatz zur Dialektik ver- 
standen, ohne daß beide Begriffe ausschließlich auf einer Ebene anzusiedeln wären. 
Denn metaphysisch ist für ihn sowohl die naturwissenschaftliche Erkenntnismetho- 
dik mit ihrer Zerlegung der Natur in partikulare Momente im Experiment, die die 
Gegenstände der Untersuchungen in ihrer Vereinzelung beläßt und als ein für allemal 
gegeben ansieht. Engels’ Kritik zielt nicht gegen die Metaphysik — in den von ihm 
gebrauchten Bedeutungen — schlechthin ab, sondern wendet sich gegen den Versuch, 
den Gesamtzusammenhang der Naturerscheinungen mittels der Methoden der exak- 
ten Naturwissenschaften fassen zu wollen. Denn aufgrund des methodischen Postu- 
lats der Partikularisierung der Naturerscheinungen wird eben der Gesamtzusammen- 
hang der Natur in der Forschungspraxis nur negativ erfahren. So erwächst aus dem 
methodischen Verfahren der Naturwissenschaften ein erkenntnistheoretisches Postu- 
lat, dem viele Naturwissenschaftler erliegen. Sie entwickeln Vorstellungen zur Inter- 
pretation ihrer Forschungsresultate, die der naturwissenschaftlichen Forschungsme- 
thode homomorph sind. 

Der Tatsache, daß die Naturwissenschaftler ihrer eignen Methode in der Er- 
Kenntnistheorie aufsitzen, galt Engels’ Kritik. Gleichzeitig weist er (in obigem Zitat) 
auf die Relvanz der Partikularisierung des Naturzusammenhangs in identischen Ver- 
suchsanordnungen für die Entdeckung universell gültiger Naturgesetze hin. Es gilt 
dies als wichtig festzuhalten, denn das war und ist die große Leistung der bürger- 
lichen Naturwissenschaft, die damit auch die Voraussetzungen zur intersubjektiven 
Reproduzierbarkeit und Aktualisierbarkeit ihrer Resultate schuf. Den Preis der Parti- 
kularisierung des Gesamtzusammenhangs der Natur im Experiment mußte die bür- 
gerliche Naturwissenschaft allerdings zahlen, um ihr Ideal, Naturerscheinungen und 
-prozesse aus Prinzipien zu erklären, realisieren zu können. Die Methode der Epu- 
rierung der Naturvorgänge in ihrer reinen Form durch Abstraktion von ihrem Ge- 
samtzusammenhang störender Nebenfaktoren, ist nun nicht unähnlich dem metho- 
dischen Vorgehen von Marx im „Kapital“. Indirekt macht Marx darauf aufmerksam, 
wenn er im Vorwort zur ersten Auflage schreibt: 


20 F. Engels: Anti-Dühring; Marx/Engels-Werke 20, S. 20 
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„Der Physiker beobachtet Naturprozesse entweder dort, wo sie in der prägnantesten Form und 
von störenden Einflüssen mindest getrübt erscheinen oder, wo möglich, macht er Experimente 
unter Bedingungen, welche den reinen Vorgang des Prozesses sichern. Was ich in diesem Werke 
zu erforschen habe, ist die kapitalistische Produktionsweise und die ihr entsprechenden Produk- 
tions- und Verkehrsverhältnisse. Ihre klassische Stätte ist bis jetzt England. Dies ist der Grund, 
warum es zur Hauptillustration meiner theoretischen Entwicklung dient.‘ (21) 


Der Versuch, die Dialektik gegen die naturwissenschaftliche Forschungsmethode 
ausspielen zu wollen — was von Engels nicht beabsichtigt, von seinen sowjet-marxi- 
stischen Apologeten dagegen oft versucht wurde (22) — muß notwendigerweise ins 
Leere laufen. Nach dem Selbstverständnis von Engels bietet sich Dialektik allenfalls als 
Darstellungs- und Interpretationsmöglichkeit (23) naturwissenschaftlicher Forsch- 
ungsresultate an, nicht jedoch alseinzig adäquate Forschungsmethode, zumal es auch 
in den Naturwissenschaften kein methodisch eindeutig geregeltes Verfahren gibt, 
um zu Hypothesen zu gelangen. Ein so verstandener Dialektikbegriff, wie ihn auch 
die neuere sowjet-marxistische Forschung verwendet, enthält Aussagen kategorialer 
Art, nicht jedoch Gesetzesaussagen (24). 


4. Die sowjet-marxistische Erkenntnistheorie 
und das Konzept der Naturdialektik 


Der Versuch des „modernen Materialismus‘ (Engels), auf Basis der historischen Na- 
turauffassung (25) mittels der Dialektik den Gesamtzusammenhang der Natur re- 
flexionsphilosophisch zu erfassen und zu erklären, um damit die historische Vermitt- 
lung der Gegenstände der Naturwissenschaften zu reflektieren, mußte in der Ge- 
schichte der kommunistischen Bewegung (26) den politischen Preis der Ontologisierung 
des Dialektik- und Naturbegriffs und der Entwertung des modernen Materialismus 


21 Marx/Engels-Werke 23, S. 12 

22 Vgl. z. B.J. Stalin: Über den dialektischen und historischen Materialismus; Berlin (DDR) 
1955, S. 5: „‚Die dialektische Methode (geht) davon aus, daß keine einzige Erscheinung in 
der Natur begriffen werden-kann, wenn sie isoliert, außerhalb des Zusammenhangs mit 
den sie umgebenden Erscheinungen genommen wird, denn jede beliebige Erscheinung auf 
jedem Naturgebiet kann in Widersinn verwandelt werden, wenn sie außerhalb des Zusam- 
menhangs mit den sie umgebenden Erscheinungen, losgelöst vonihnen, betrachtetwird...“. 
Es ist markant, wie Stalin hier in einer für ihn typischen, auf vordergründige Plausibilitäts- 
betrachtung abhebenden Argumentation Dialektik zur alleinigen naturwissenschaftlichen 
Erkenntnismethodik transformiert. 

23 Auf die Schwierigkeiten, die man sich als Marxist dabei einhandelt, wird weiter unten 
noch eingegangen. 

24 Vgl. Autorenkollektiv der Akademie der Wissenschaften der UdSSR: Geschichte der ma- 
terialistischen Dialektik (russ. 1971); Berlin (DDR) 1974, S, 325 - 394 

25 Im Gegensatz zu dieser historischen Naturauffassung basiert die Methode der Naturwissen- 
schaften in Darstellung und Forschung auf der zweiwertigen Logik, die jede Widersprüch- 
lichkeit auf ein eindeutiges „wahr“ oder „falsch“ reduziert. Vom historischen Charakter 
ihrer Untersuchungsgegenstände abstrahiert sie gerade. Dies ist der Preis, den die Natur- 
wissenschaften zahlen müssen, um ihr erklärtes Ziel, eine widerspruchsfreie, den realen 
Naturprozessen isomorphe Theorie zu schaffen, einlösen zu können. 

26 Vgl. dazu das Negt-Vorwort zu: Kontroversen um... ., a.2.0., 8. 11-48 
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zu einer Weltanschauung bezahlen. Dieses Dilemma löst sich nicht mit der Beendi- 
gung der sogenannten „Ära Stalin‘, sondern beherrscht weiterhin die gesamte sowjet- 
marxistische Erkenntnistheorie, die sich selbst als integraler Bestandteil der marxis- 
tisch-leninistischen Weltanschauung versteht. 
„Unter Weltanschauung verstehen wir ein System von Antworten auf die Fragen nach dem Ur- 
sprung der Welt und der Quelle des Wissens, nach der Stellung des Menschen in der Welt, nach 
dem Sinn des Lebens und dem Charakter des gesellschaftlichen Fortschritts“ (27), 
liest man in einem bedeutenden, den derzeitigen Forschungsstand der DDR-Erkennt- 
nistheorie darstellenden Buche. Gemäß diesem Verständnis hat die materialistische 
Erkenntnistheorie Antwort zu geben auf weltanschauliche Fragen diversester Art, 
vom Ursprung der Welt bis zum Sinn des Lebens. Dabei ist es ihr erklärtes Ziel, den 
bürgerlichen Naturwissenschaften das Monopol philosophischer und erkenntnistheo- 
retischer Interpretation der Ergebnisse der Naturwissenschaften streitig zu machen 
(28). 
Basierend auf dem Postulat der Einheit von Theorie und Praxis — von Wissenschafts- 
forschung und politischer Strategie der kommunistischen Parteien — , dessen Ver- 
bindlichkeit zu verschiedenen Zeiten auf den verschiedenen Gebieten allerdings stark 
variierte, erkennt sie sich selbst eingebettet in den politischen Zusammenhang des 
ideologischen Klassenkampfes (29). Der Darstellung und Kritik der sowjet-marxi- 
stischen Engels-Rezeption erwachsen aus diesem Selsbstverständnis einige Schwierig- 
keiten. Es wäre nämlich konstruiert und unzulänglich, das politisch-ideologische 
Verständnis der sowjet-marxistischen Erkenntnistheorie allein aus deren Engels- oder 
Lenin-Rezeption ableiten und bestimmen zu wollen. Die Ausformulierung dieses 
Verständnisses wird noch durch andere Faktoren bestimmt, wie zum Beispiel durch 
den Entwicklungsstand der Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus, durch 
das spezifische Wissenschaftsverständnis (Wissenschaft als Produktivkraft) (30), und 
nicht zuletzt durch die Formulierung der politisch-strategischen Positionen der kom- 
munistischen Parteien durch deren Parteitage, wobei diese Einflußfaktoren einander 
bedingen, überschneiden und ergänzen. Ihr Verhältnis bei der Konstituierung und 
Formulierung dieses Verständnisses läßt sich nur in konkreten historisch-politischen 
Zusammenhängen bestimmen; dies kann, obwohl politisch dringend notwendig, an 
dieser Stelle nicht geleistet werden. Die folgenden Ausführungen sind deshalb nur 
als bruchstückhaft und vorläufig zu verstehen. Versucht werden soll, die politisch- 
ideologische Relevanz der Konzeption der Naturdialektik exemplarisch aufzuspüren 
und damit einige Daten und Eckpfeiler des sowjet-marxistischen Verständnisses von 
materialistischer Erkenntnistheorie zu markieren. 

Im Gesamtzusammenhang des sich in seinen Grundprinzipien als abgeschlossen 
verstehenden Marxismus-Leninismus begreift sich die sowjet-marxistische Erkennt- 
27 H. Hörz: Marxistische Philosophie und Naturwissenschaften; Berlin (DDR) 1974, S. 117 
28 Mit der gleichen Begründung beginnt die Zeitschrift „Das Argument“ ihre Diskussion zum 

Verhältnis von naturwissenschaftlicher Erkenntnis und gesellschaftlichen Interessen; vgl. 

Argument Nr. 88, S. 801 
29 Vgl. z. B. G. Kröber/H. Laitko: Sozialismus und Wissenschaft; Berlin (DDR) 1972, S.9-17 


30 Zur Entwicklung der Wissenschaftstheorie in der DDR vergleiche die sehr materialreiche 
Studie von R. Rilling: Theorie und Soziologie der Wissenschaften, Ffm 1975, S. 159 - 234 
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nistheorie als Teil der politisch-geistigen Waffen, die die Arbeiterklasse in ihrem 
Kampf gegen den Imperialismus ins Feld führt. Kampf gegen den Imperialismus (vor 
allem den westdeutschen ) und Kampf für den Ausbau und die Konsolidierung des 
Sozialismus bilden die beiden entscheidenen Aufgabenfelder der sowjet-marxi- 
stischen Wissenschaft. Ihre Bestimmung rührt her von der Einschätzung des Standes 
der nationalen und internationalen Klassenauseinandersetzungen, welche, ohne Be- 
rücksichtigung weiterer antagonistischer Widersprüche im Weltmaßstab, reduziert 
werden auf eine Zwei-Lager-Theorie, und somit zur Systemauseinandersetzung 
zwischen Imperialismus und Sozialismus verdünnt werden. Die Dichotomisierung der 
politischen Auseinandersetzungen in zwei in sich geschlossene, kontradiktorische 
Systeme durch die sowjet-marxistische Wissenschaft leistet in den Diskussionen mit 
den bürgerlichen Wissenschaften einer /mmunisierungsstrategie erheblichen Vorschub, 
vor deren Hintergrund jegliche Kritik leicht als „Ideologie des Kapitals‘, als neue 
bürgerliche Variante des Antikommunismus, als Defensivreaktion des staatsmono- 
polistischen Herrschaftssystems auf die Erfolge des Sozialismus diffamiert werden 
kann. 

Durch die politische Dominanz der Systemauseinandersetzung gewinnt der 
ideologische Klassenkampf und mit ihm die materialistische Erkenntnistheorie eine 
neue Qualität. Erkenntnistheorie wird zu einem wichtigen Faktor in der politischen 
und ideologischen Auseinandersetzung und beinhaltet jenen Erkenntniskomplex, der 
die Probleme des Verhältnisses von Ideologie und Naturwissenschaft zum Gegen- 
stand hat. Ihr identitätsstiftender Begriff ist die materialistische Naturdialektik, die 
„die theoretische Vermittlung des Zusammenhangs zwischen der sozialistischen Welt- 
anschauung und den Wissenschaften von der Natur und der technischen Beherr- 
schung der physischen Reproduktion der Gesellschaft in der materiellen Produktion“ 
(31) darstellt. Der Begritf der Naturdialektik liefert weiterhin ein erkenntnistheore- 
tisches Instrument, mittels dessen Anwendung der Nachweis gelingen soll, ‚‚wie die 
Naturwissenschaft durch die (se) Eingliederung in das System staatsmonopolistischer 
Herrschaftssicherung ihren humanistischen Intentionen schrittweise entfremdet 
wird, wie diese Unterordnung Naturerkenntnis und technologisch umgesetzte Nut- 
zung dieser Erkenntnisse systematisch verkrüppeln.“ (32) Durch die zunehmende 
„wissenschaftlich-technische Revolution‘ wird Naturwissenschaft nicht nur zur un- 
mittelbaren Produktivkraft, sondern entfaltet auch Potenzen „im geistigen Ringen 
um die Grundwerte menschlicher Existenz... in einem Ringen, das sich in der welt- 
weiten Auseinandersetzung zwischen Sozialismus und Kapitalismus, zwischen der 
marxistisch-leninistischen und der imperialistischen Ideologie ausdrückt.‘ (33) Läßt 
man einmal solche Platitüden wie ‚Grundwerte menschlicher Existenz“ beiseite, die 
kaum zur Erhellung politischer Positionen beitragen, so ergeben sich für den einzel- 
nen Wissenschaftler nach den Aussagen der DDR-Wissenschaften weitreichende 
Konsequenzen: Der „weltweiten Systemauseinandersetzung‘‘ kann und darf sich der 


31 P. Ruben: Aktuelle theoretische Probleme der materialistischen Naturdialektik, Marxis- 
mus Digest, Heft 2 1974, S. 5 

32 Domin/Mocek (Hrsg.): Ideologie und Naturwissenschaft, a.a.O., S. 7 

33 Ebd., S. 16 
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einzelne Naturwissenschaftler nicht mehr entziehen. Seine Haltung gegenüber den 
Resultaten seiner Forschung wird nun zum Kiristallisationspunkt der Frage, auf wel- 
cher Seite der „weltweiten Systemauseinandersetzung“ er steht. Als subjekt-unab- 
hängige Determinante wird zur Beantwortung dieser Frage die Entwicklung der 
Wissenschaften selbst instrumentalisiert. Zwar wird der einzelne Naturwissenschaft- 
ler durch die Entwicklung seines Gebietes selbst zum Materialismus und zur Dialek- 
tik gedrängt — so Hörz (a.a.0. S. 79-82) — ein Argument, das sich schon bei Engels 
finden läßt — , zwar „schafft die mögliche friedliche Koexistenz zwischen Staaten 
mit verschiedener Gesellschaftsordnung bestimmte Voraussetzungen für einen sach- 
lichen Meinungsstreit um philosophische Probleme der Naturwissenschaften zwischen 
marxistisch-leninistischen Philosophen, Naturwissenschaftlern aus sozialistischen 
Ländern und Naturwissenschaftlern aus kapitalistischen Ländern“ (34), durch die 
antikommunistische Ideologie wird jedoch vielen Naturwissenschaftlern aus kapita- 
listischen Ländern der Weg zur materialistischen Erkenntnistheorie verspeirt. So ge- 
täuscht kommen die meisten von ihnen bewußtseinsmäßig nicht über den Stand- 
punkt eines „abstrakten Humanismus“ (35), eines „naturwissenschaftlichen Matera- 
lismus“ hinaus. Die von der DDR-Wissenschaft aus dieser Position abgeleitete Bünd- 
niskonzeption zwischen Naturwissenschaftlern und Arbeiterklasse ist völlig volun- 
taristisch, benutzt sie doch das wissenschaftliche Selbstverständnis einzelner Forscher 
als bündnispolitischen Gradmesser; sein Markierungspunkt ist die Anerkennung der 
dialektischen Entwicklung der Natur. Statt Bündnisse klassenpolitisch aus einer 
Realanalyse zu bestimmen, wird der individuelle Klassenverrat von Angehörigen der 
Intelligenz zur politischen Programmatik erhoben. Ist dies zwar kein durch die DDR- 
Wissenschaften durchgängiges Phänomen, so kommtes in den erkenntnistheoretischen 
Untersuchungen — wie bei Hörz — zu fatalen subjektiven Bestimmungen bündnis- 
politischer Voraussetzungen, die ein Einstein erfüllte, ein Born und Heisenberg da- 
gegen nicht (36). Für die Naturwissenschaftler aus den sozialistischen Staaten stellt 
sich nach sowjet-marxistischem Verständnis das politische Bündnis von Arbeiter 
klasse und Intelligenz weitaus problemloser her, nicht nur weil dieses Bündnis durch 
die Partei und ihre Politik organisiert wird, sondern weil der Naturwissenschaftler 
„durch das Studium der Theorie des Marxismus-Leninismus, das er obligatorisch ab- 
solviert, das Verständnis der gesellschaftlichen Zusammenhänge und damit eine 
wissenschaftliche Weltanschauung“ (37) gewinnt. Der Marxismus degeneriert zur in- 
dividuellen Lebensphilosophie, zur „sozialistischen Ideologie“, zu einer „wie aus 
einem Guß geformten Weltanschauung“ (38), die auf Fragen nach dem Sinn des 
Lebens Antwort weiß. 


34 H. Hörz: Marxistische Philosophie ..., a.a.0., S. 82 

35 Zum Verhältnis von Naturwissenschaft und Humanismus aus der Sicht der sowjet-marxi- 
stischen Wissenschaft vgl. K. Wagner: Naturwissenschaft und Humanismus, Berlin (DDR) 
1969 

36 So zu lesen bei H. Hörz: Marxistisiche Philosophie .. ., a.a.0., S. 87 

37 Ebd., S. 83 

38 M. Klein/G. Redlow: Warum eine wissenschaftliche Weltanschauung?, Berlin (DDR) 1973, 
S. 31 
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Neben diesen ideologischen und weltanschaulichen Funktionen erhält die 
materialistische Erkenntnistheorie eine Komponente, die sich auf die Gebiete der 
Methodologie und Logik der wissenschaftlichen Forschung und die Entwicklung der 
Naturwissenschaften konzentriert (39) und deren entscheidendes Instrument (zur 
vermeintlichen Abgrenzung) gegenüber dem Idealismus — als Sammelbegriff für alle 
nicht-marxistischen Positionen — das Konzept der Naturdialektik ist. Materialistische 
Dialektik (so verstanden) fungiert dabei als methodisches Instrumentarium zur Syn- 
these neuer naturwissenschaftlicher Forschungstesultate. Sie erhält somit eine primär 
heuristische Funktion. Die Notwendigkeit, die Resultate der Naturwissenschaften in 
das Konzept der Naturdialektik — als Bestandteil der Grundprinzipien des Marxis- 
mus-Leninismus — eingliedern bzw. sie gegen „nicht-marxistische“ Interpretationen 
(40) verteidigen zu müssen, bringt die sowjet-marxistische Erkenntnistheorie aller- 
dings in einen Widerspruch, der schon bei Engels angelegt war und von ihm nicht ge- 
löst werden konnte. 


5. Das Dilemma der Naturdialektik: Darstellung und Kritik 


Die politisch-historischen Zusammenhänge, in denen Engels’ naturwissenschaftliche 
Schriften entstanden sind, die daraus resultierende Notwendigkeit, die materia- 
listische Dialektik als für alie Bereiche der Naturerkenntnis gültig nachweisen zu 
müssen, zwingt Engels in einen permanenten Zwiespalt bei seinen Begründungen der 
Dialektik als theoretische Reflexionsform naturwissenschaftlicher Forschungsresul- 
tate und bei seiner Haltung gegenüber dem Empirismus. Die Ambivalenz seiner Argu- 
mentation schlägt sich unmittelbar nieder in seinem Naturbegriff und seinen Reflexi- 
onen zum Verhältnis von Gesellschaft, Natur und Erkenntnisprozeß. 

Nach Engels haben die Mannigfaltigkeiten der „empirischen“ Naturforschung 
und deren Resultate (41)) die Natur aus ihrer Starrheit, ihrer Unveränderlichkeit her- 
39 Die Rolle der materialistischen Dialektik als Methodologie und Logik der Entwicklung der 

Naturwissenschaften beliandeln ausführlich Ambarcumjan/Kazjutinskij: Die materialisti- 


sche Dialektik — Methodologie und Logik der modernen Naturwissenschaft; erschienen 
in: Autorenkollektiv: Dialektik in der modernen Naturwissenschaft, Berlin (DDR) 1973, 


S. 19-39 
40 Da nach E. Diehl „‚marxistisch-leninistische Darstellungen von Fragen der Geschichte des 
deutschen Volkes... nur vom Standpunkt des sozialistischen Staates deutscher Nation, 


der DDR, und seiner Perspektive ausgehen‘ können (E. Diehl: Zu einigen Problemen und 
Aufgaben der Geschichtswissenschaft der DDR in der gegenwärtigen Etappe; Zeitschrift 
für Geschichtswissenschaft Heft 11, 1969, S. 1402), eine Position, die auch die DDR-Er- 
kenntnistheorie sich zu eigen macht, bestimmt sich (transferierend) auch jede Kritik an 
der Konzeption der Naturdialektik als antikommunistisch und bürgerlich. 

41 Während Engels betont, die Naturforschung habe bisher nur ernpirisches Material gehäuft, 
muß kritisch bemerkt werden, daß empirische Arbeiten schon immer in ein theoretisch 
ausgerichtetes Konzept eingegliedert sind und sich in einer ihrem Gegenstand adäquaten 
Begrifflichkeit darstellen. So war auch die Naturwissenschaft des 19. Jahrhunderts längst 
über jenes Stadium hinaus, in dem sie ihre Ergebnisse allein aus Beobachtungen gewann. 
Zudem wird der Terminus „empirische Forschungsresultate“ von Engels in mehrfacher 
Bedeutung verwendet, nämlich zur Bezeichnung der aus Beobachtungen gewonnenen Re- 
sultate wie der Ergebnisse der theoretischen Physik. 
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ausgerissen; sie bedürfen zu ihrer Systematisierung des theoretischen Denkens. 
Theoretisches Denken ist in Inhalt und Form historisch bestimmt, historische Wissen- 
schaft, und als solche kommensurabel mit historischer Naturauffassung. 

„Gerade die Dialektik ist aber für die heutige Naturwissenschaft die wichtigste Denkform, weil 
sie allein das Analogon und damit die Erklärungsmethode bietet für die in der Natur vorkommen- 
den Entwicklungsprozesse, für die Zusammenhänge im großen und ganzen, für die Übergänge 
von einem Untersuchungsgebiet zu anderen.‘ (42) 

Der angeblich dialektische Charakter der Naturvoränge zwingt sich, Engels zufolge, 
beim damaligen Stand der Naturwissenschaften den Naturforschern geradezu auf; 
auf der Tagesordnung steht somit eine dialektische Theorie der Naturwissenschaften. 
Dabei wird Dialektik von Engels keinesfalls als naturwissenschaftliche Forschungs- 
methode empfohlen, vielmehr hält er gegen die Vulgärmaterialisten und den von 
ihnen vertretenen Empirismus die Dialektik als philosophische Reflextionsform auf- 
recht. Das dialektische Denken, das „die Untersuchung der Natur der Begriffe selbst 
zur Voraussetzung hat“ (43), ist Moment metatheoretischer Reflexion über die 
Formen der Erkenntnis der Natur. Damit handelt sich Engels allerdings ein nur 
schwer zu lösendes Problem ein. Nämlich 

„aus der Tatsache, daß Dialektik ihrem Wesen nach metatheoretischen Charakter trägt, erklärt 
sich auch die Schwierigkeit, sie als vermeintliche Naturgesetzlichkeit präzis genug zu formulieren, 
um sie als solche stichhaltig belegen zu können.“ (44) 

Dennoch glaubt Engels gegen Hegel gewandt, die Dialektik in der Natur empirisch 
nachweisen zu können. Sofern dabei nicht die Resultate der „empirischen“ Natur- 
forschung als ausreichender Beleg herangezogen oder schlicht behauptet werden, 
konzentriert er sich auf einfache Polaritäten, auf die in Bewegung geratenen Wider- 
sprüche der Natur, auf in wechselseitigem Verhältnis stehende und einander be- 
dingende Prozesse und Gegenstände. Damit wird allerdings — und in diesem Punkt 
ist A. Schmidt zuzustimmen — „die Engelssche Naturdialektik notwendig eine der 
Sache äußerliche Betrachtungsweise“ (45), die die Naturprozesse und die Verhält- 
nisse von Gegenständen eher vom gewünschten Resultat her interpretiert als diese in 
der Sache selbst auffindet, obwohl Engels gerade diesen Anspruch in seinen Arbeiten 
erhebt. Der damit verbundene Grad relativer Beliebigkeit der Interpretation wird be- 
sonders an jenen Stellen deutlich, an denen Engels versucht, das Verhältnis von Dia- 
lektik und Mathematik zu bestimmen (46). Sein Versuch, die Dialektik empirisch 
zu belegen, teilt all die Schwächen der induktiven Forschungsmethode, die Engels 
gerade den Allinduktionisten und dem ‚‚Induktionsesel Newton“ (Engels) vorwirft. 
Theorie als Begriffsinsturment von Forschung und Reflexionsphilosophie als Er- 
klärungsinstrumentarium von Gesamtzusammenhängen verifizieren sich nicht — 
jedenfalls nicht in den Naturwissenschaften — durch Angabe endlich vieler empi- 


42 F. Engels: Alte Vorrede zum ‚„Anti-Dühring“, S. 330 

43 F. Engels: Verstand und Vernunft (Notizen und Fragmente): Marx/Engels-Werke 20, 
S. 491 

44 Mehringer/Mergner: Debatte um Engels 1, S. 54 

45 A. Schmidt: Der Begriff der Natur in der Lehre von Marx, Ffm 1971,S.48 

46 VgL Kapitel 7 


145 


rischer Belege ohne ausreichende methodologische Transparenz. Diese aber fehlt bei 
Engels. Seine „empirischen“ Belege sind mehr der metatheoretischen Ebene ent- 
lehnt (Polarität, Attraktion-Repulsion, Induktion-Deduktion, abstrakt-konkret, 
usw.), als daß sie die Naturprozesse selbst cum grano salis in die Argumentation ein- 
beziehen. 

Obwohl sich Engels über die unaufhebbare Differenz von Theorie und Empirie 
im Klaren war (47), ist in der Identifizierung dialektischer Begrifflichkeit mit empi- 
rischen Naturprozessen die Abbildtheorie als erkenntnistheoretischer Interpreta- 
tionsmodus des Theorie-Empirie-Verhältnisses bereits angelegt. So schreibt er denn 
auch im „Ludwig Feuerbach“: 
„Wir faßten die Begriffe unseres Kopfs wieder materialistisch als die Abbilder der wirklichen 
Dinge, statt die wirklichen Dinge als Abbilder dieser oder jener Stufe des absoluten Begriffs.“ (48) 
Dies erscheint als eine recht verkürzte und unzureichende Bestimmung. Denn es war 
erst die Selbständigkeit der Idee, die die Perspektiven historischer Entwicklung 
der Theorie eröffnete; deren Bedingung war die Herauslösung des Menschen aus 
seiner Naturalform, setzte also eine spezifische Form des Stoffwechselprozesses des 
Menschen mit der Natur voraus, in der die Grundform gesellschaftlicher Arbeit die 
abstrakt-allgemeine Arbeit ist, die sich historisch mit und in der bürgerlichen Ge- 
sellschaft durchsetzt. Marx macht den Zusammenhang zwischen Naturwissenschaften 
und kapitalistischer Produktionsweise plastisch deutlich, indem er schreibt: 
„Erst die kapitialistische Produktionsweise macht die Naturwissenschaften dem unmittelbaren 
Produktionsprozeß dienstbar, während umgekehrt die Entwicklung der Produktion das Mittel 
zur theoretischen Unterwerfung der Natur liefert. Die Wissenschaft erhält den Beruf, Produk- 
tionsmittel des Reichtums zu sein, Mittel der Bereicherung. Erst in dieser Produktionsweise 
stellen sich praktische Probleme dar, die nur wissenschaftlich gelöst werden können. Erst jetzt 
die Erfahrung und Beobachtungen — und die necessities des Produktionsprozesses selbst — auf 
einer Stufenleiter, die wissenschaftliche Applikation erlaubt und notwendig macht. Exploitation 
der Wissenschaft, des theoretischen Fortschritts der Menschheit. Das Kapital schafft die Wissen- 
schaft nicht, aber es exploitiert sie, eignet sie dem Produktionsprozeß an. Damit zugleich Tren- 
nung der Wissenschaft, als auf die Produktion angewandter Wissenschaft von der unmittelbaren 
Arbeit...“ (48a). 
So ist die Selbständigkeit des geistigen Reflexionsprozesses, seine Trennung von 
unmittelbarer Arbeit, sowohl Voraussetzung als auch Produkt der kapitalistischen 
Produktionsweise. Diese Trennung vom unmittelbaren Produktionsprozeß ist zu- 
gleich notwendig Destruktion der alten Wissenschaftsform. So stellt sich das Problem 
von Erkenntnisgegenstand und Erkenntnisakt letztlich als ein formgegetisches Pro- 
blem dar, das seine Lösung in den Kategorien der politischen Ökonomie findet, nicht 


47 Die Begründung der Notwendigkeit zur Reflexion theoretischer und philosophischer Ka- 
tegorien zur Interpretation empirischer Forschungsresultate und die daraus erwachsen- 
den Schwierigkeiten, mit denen die damalige Physik zu kämpfen hatte, wurden von Engels 
in „Dialektik und Natur‘ ausführlich an den Beispielen des Energieerhaltungssatzes und 
der Elektrizitätslehre erörtert. 

48 F. Engels: Ludwig Feuerbach und der Ausgang der klassischen deutschen Philosophie; 
Marx/Engels-Werke 21, S. 293 

48a K. Marx: Zur Kritik der politischen Ökonomie (1861 - 1863), Heft XX, S. 1261, 1262, 
zitiert nach: R. Rilling: Theorie und Soziologie .. ., 5..184 
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jedoch in der Konstruktion einer Abbildtheorie, wie dies Engels andeutet. 

Wenden wir uns wieder der Dialektik als möglicher Interpretations- und Dar- 

stellungsform naturwissenschaftlicher Forschungstesultate zu. Wesentlichste Kate- 
gorie des dialektischen Denkens ist nach Engels die Bewegung, die er gegen die me- 
chanische Bewegungsform kritisch abhebt, indem er sie über die reine Ortsverände- 
rung hinaus als transmechanische Qualitätsveränderung interpretiert. Bewegung ist 
die Daseinsweise der Materie, welche selbst duch Abhebung von ihren qualitativen 
Bestimmungen gedanklich als Abstraktion gefaßt werden kann. Als solche ist sie Pro- 
dukt menschlicher Denkanstrengung, gleichwohl sie selbst reale Existenz besitzt. 
„Materie ohe Bewegung ist ebenso undenkbar wie Bewegung ohne Materie“ schreibt 
Engels im „Anti-Dühring“ (49), woraus ihre Unerschaffbarkeit und Unzerstörbarkeit 
resultiert. Die Interpretation der Welt als sich in bestimmten Formen bewegende 
Materie gestattet es Engels, die erkenntnistheoretischen Schwächen der rein mecha- 
nischen Kausalität — welche ja die permanente Identität von Ursachen und damit 
ihre identische Reproduzierbarkeit in Ursache-Wirkung-Schemata unterstellt — zu 
transzendieren, ohne allerdings dadurch per se die Gegenstands- und Bewegungs- 
formen von Objekten als dialektische bestimmt zu haben. Gerade dies aber suggeriert 
Engels dem Leser. Der Versuch, mittels der Kategorie der Wechselwirkung die Be- 
wegungsformen der Materie als dialektische ausweisen zu wollen, hat Engels — vor 
allem von Lukacs und A. Schmidt — in mehreren Punkten Kritik eingetragen: 
1) Zum einen wird Dialektik durch die Kategorie der Wechselwirkung und deren 
Interpretation als Begriff dialektischer Bewegungsform unter der Hand zu einer ge- 
schmeidig interpretierten „Entwicklungsmechanik“ zurückgebildet (Schmidt); man 
käme der Erkenntnis der gesellschaftlichen Entwicklung keinen Schritt näher, „wenn 
die Wechselwirkung als bloße gegenseitige kausale Einwirkung zweier sonst unver- 
änderlicher Gegenstände aufgefaßt würde.‘ (Lukacs) (50) 


49 F. Engels: Anti-Dühring, S. 55 

50 G. Lukacs: Geschichte und Klassenbewußtsein, Berlin 1923, S. 26. Angesichts der Inter- 
pretation der Engelsschen Schriften durch Teile der sowjet-marxistischen Erkenntnistheo- 
rie behält diese Kritik ihre volle Gültigkeit. Das 1971 in der BRD erschienene Buch von 
F. Baptiste: Studien zu Engels’ Dialektik der Natur (Bonn), kann geradezu als prototypi- 
sche Beispiel für die Verwechselung von entwicklungsmechanischem Interpretationsmodus 
mit Dialektik gelten, wobei letztere in Konkurrenz mit den bürgerlichen Erklärungsver- 
suchen der Ergebnisse der Naturwissenschaften sich zu bewähren hat (was bei Baptiste auf 
ein schlichtes ‚„‚besser“ oder „mehr‘‘ an Erklärung hinausläuft). Wenn die Interpretation 
der Resultate der modernen Mikrophysik mit den Engelsschen Untersuchungen in der 
Weise verknüpft wird, daß diese alle bei Engels schon als angelegt erscheinen und seine Po- 
sition nur noch bestätigen, verkommt marxistische Wissenschaft zu affirmativer Legitima- 
tionswissenschaft. Gerade das philosophisch Problematische an Engels’ Texten, etwa die 
objektivistische und enzyklopädische Verwendung des Dialektikbegriffs, wird bei Baptiste 
völlig ausgespart. So reduziert sich seine gesamte Arbeit auf einen formallogischen Paral- 
lelismus zwischen den Ergebnissen der Mikrophysik und den „Grundgesetzen der Dialek- 
tik“. Zur Kritik an Baptiste vgl. Argument Nr. 78, S. 191 £. 
Die sowjet-marxistische Erkenntnistheorie hat zumindest partiell diese Form der Engels- 
Rezeption überwunden und versucht, ihr Selbstverständnis durch Präzisierung und Diffe- 
renzierung, bei gleichzeitiger Beibehaltung sogenannter Grundprinzipien von Engels, zu 
finden. So schreibt Hörz: „Heute gehtes nicht mehr um die Bestätigung der dialektischen 
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2) Zum anderen erfaßt die Kategorie der Wechselwirkung nicht den Zusammenhang 
von Gegenstandsform einzelner Objekte mit der Totalität der Natur; Materie oder 
Bewegung — als umfangslogischer Begriff gebraucht — kann die Kategorie der Totali- 
tät nicht ersetzen; einen „objektiv“ vorgegebenen Inhalt — Materie — unter dem Ge- 
sichtspunkt wechselseitiger Beeinflußung verschiedener Teile dieses Inhalts unter- 
suchen zu wollen, „bleibt so zu sagen an der Schwelle des Begriffs“ stehen, ‚, ist in 
der Tat ein durchaus begriffloses Verhalten; man hat es bloß mit einer trockenen 
Tatsache zu tun... .““. (51)Was ausgespart bleibt, ist die subjektiv-objektive Form der 
Vermittlung, der gesellschaftliche Vermittlungsfaktor von Erkenntnis und zu Er- 
kennendem, die Form des Zusammenhangs von Methode und Sache. Hinter dieser 
Problematik scheint der in der „deutschen Ideologie‘ skizzierte Zusammenhang von 
Natur- und Menschheitsgeschichte wieder hervor, der ursächliche Zusammenhang der 
spezifischen Formen menschlicher Erkenntnis mit den Formen der praktischen Aus- 
einandersetzung mit der Natur und den je spezifisch organisierten Verkehrsformen 
der Menschen untereinander, in toto: die historische Dimension der geselischaft- 
lichen Vermittlung der Natur. 

3) Um diesen Punkt zentriert sich die Hauptkritik von Lukacs und Schmidt an der 
Position Engels’. Die von ihm fast durchgehend vollzogene Trennung von Natur- und 
Gattungsgeschichte löst die Dialektik als Methode von der Sache ab, betrachtet die 
Sache selbst (hier die Natur) als schlichtes Anwendungsgebiet der Methode. Die 
Grenze der Möglichkeit von Dialektik als historischer Kategorie, die als Erkenntnis- 
gegenstand jene Objekte hat, die Ausdruck bestimmter Subjekt-Objekt-Konstella- 
tionen sind (52), wird überschritten durch Engels’ ontologischen Naturbegriff — 
Natur, Materie als oberstes Daseinsprinzip — , der sein eignes Sein als Dasein der 
Dinge unter Gesetzen begreift, die zu bestimmen Aufgabe der Dialektik als Ausdruck 
allgemeinster objektiver Gesetzmäßigkeit ist. Anjenen Stellen der Engelsschen Texte, 
an denen es um Dialektik als philosophischer Reflexionsform der Natruwissen- 
schaften geht, bedient sich Engels der fetischisierten Begriffsformen von „objektiver 
Natur“ einerseits und des ihr gegenüberstehenden erkennenden Subjekt andererseits. 
Es ist Schmidt zuzustimmen, wenn er Engels hier kritisiert und ihm vorwirft, die Be- 


Grundgesetze durch das Material der Naturwissenschaften...... Die Arbeit muß konkreter 
auf die philosophischen Problem einzelner Wissenschaften, auf die notwendigen Präzisie- 
rungen philosophischer Auffassungen, auf die möglichen philosophischen Hypothesen zur 
Enwicklung der Wissenschaft ... orientiert werden.‘ (Hörz: Marxistische Philosophie .. ., 
a.a.O., S. 54). Zugleich bemängelt er, daß die philosophische Analyse des naturwissen- 
schaftlichen Materials lange ungenügend war (ebd., S. 124). 

51 G. W. Hegel: System der Philosophie ]; zitiert nach: A. Schmidt: Der Begriff der Natur..., 
S. 197 

52 E. Bloch erläutert hierzu: „So geschieht die dialektische Beziehung zwischen Subjekt und 
Objekt, worin immer eines das andere berichtigt und verändert, primär im und am öko- 
nomisch-sozialen Unterbau der Geschichte, der bislang dasselbe wie der Hauptbau ist, sie 
geschieht im Sozialbereich der Interessen, nicht im Himmelreich der Ideen.“ (E. Bloch: 
Subjekt-Objekt, Ffm. 1962, S. 412). In jenem „Sozialbereich der Interessen“ gilt es auch, 
die dialektischen Momente des naturwissenschaftlichen Erkenntnisprozesses aufzufinden. 
Das bedeutet, Dialektik als Methode des Begreifens der immanenten Entwicklungsprozesse 
gesellschaftlicher Totalität zu verstehen. 
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trachtung der Natur unter dem Aspekt der subjektiven Vermitteltheit zu vernach- 
lässigen und damit jene für die Dialektik konstitutive Dimension der Subjekt-Objekt- 
Vermittlung zu negieren und sich somit — hier liegt der Hund begraben — den einzig 
möglichen Begriff von Naturdialektik zu verbauen: Die Betrachtung der Natur unter 
dem Aspekt der subjektiven Vermitteltheit, unter dem Aspekt spezifischer Form- 
bestimmtheit menschlicher Praxis, der Natur als gesellschaftliche Kategorie begreifen 
läßt; nicht die Natur, sondern der menschliche Erkenntnisprozeß über die Natur, 
entwickle sich dialektisch. Damit gestaltet sich das Verhältnis von Erkenntnissubjekt 
und Erkenntnisobjekt als praktisch-veränderndes statt als bloß theoretisch-betrach- 
tendes. 

Ein solch theoretisch-betrachtender Ansatz führt in letzter Konsequenz zu 
einer „reinen“ Erkenntnistheorie, aus der die Geschichte der menschlichen Gesell- 
schaft in ihren verschiedenen Formen (unverzichtbarer Bestandteil der Marxschen 
Theorie) herausfällt. Diese Form des kontemplativen Materialismus wurde von 
Ludwig Feuerbach in seinen Auseinandersetzungen mit Kant und Hegel entwickelt; 
die Feuerbachschen Überlegungen sind entscheidend in Engels’ Bestimmung der Be- 
wegung als „Daseinsweise der Materie“ eingegangen. Gegen die (auch bei Engels zu 
findende) einseitige Betonung des Erkenntnisgegenstandes in seiner Objektform, 
die die menschliche Tätigkeit selbst nicht als gengenständliche Tätigkeit faßt, wendet 
Marx via Feuerbach ein, 

„daß der Gegenstand, die Wirklichkeit, Sinnlichkeit nur unter der Form des Objekts oder der 
Anschauung gefaßt wird; nicht aber als sinnlich menschlicheTätigkeit, Praxis; nicht subjektiv“‘.(53) 
Diese Kritik trifft indirekt auch Engels und ergänzt die Kritik von Lukacs und 
Schmidt. Deshalb erheischen die von diesen entwickelten Kritikpunkte methodisch 
und erkenntnistheoretisch weitreichende Relevanz; werden sie auch dem Anliegen 
und dem politischen Stellenwert der Engelsschen Schriften nicht voll gerecht, gerade 
‚auch eingedenkt der Unfertigkeit seiner Gedanken, so treffen sie a) die sowjet-marxis- 
tische Erkenntnistheorie in ihrem Kern und eröffnen b) zugleich Wege, das Verhält- 
nis von Naturwissenschaften und Gesellschaftsformation wieder entlang der Marx- 
schen Gedankengänge zu reflektieren. 

a) Die sowjet-marxistische Erkenntnistheorie reagiert auf diese Kritik gemäß ihrem 
Selbstverständnis (die Marxsche Theorie zu bewahren und weiterzuentwickeln); 
jeden Angriff auf die Konzeption der Naturdialektik weist sie als revisionistisch und 
antikommunistisch zurück und wertet ihn als Indiz für die Verschärfung des ideo- 
‚logischen Klassenkampfes zwischen Imperialismus und Sozialismus (54). Unmittel- 
bar antikommunistisch sei diese Kritik, wenn sie — wie etwa bei Negt — verbunden 
werde mit einer Attacke gegen den Führungsanspruch der marxistisch-leninistischen 
Parteien in sozialistischen Revolutionen. Allerdings wende — so Ruben — sich die 
Kritik meist gegen den Kritiker selbst, da die „sozialistische Weltanschauung‘ da- 
durch gekennzeichnet sei, 


„daß die Engelssche Naturdialektik mit Bezug auf die außermenschliche Natur denselben Ge- 


53 Marx/Engels: Deutsche Ideologie, S. 5 
54 Vgl. P. Ruben: Aktuelle theoretische Probleme... .;S. 9 
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danken der objektiven Gesetzmäßigkeit der Naturentwicklung zum Ausdruck bringt, der in Be- 
zug auf die Gesellschaftsentwicklung die Notwendigkeit der führenden Rolle der marxistisch- 
leninistischen Partei in der sozialistischen Revolution begründet. Es ist die materialistische Posi- 
tion in bezug auf die Objektivität der Gesetze in Natur und Gesellschaft, die Gegenstand des re- 
visionistischen Angriffs ist.“ (55) 

Beide scheinbar heterogenen Gegenstände seien nur zwei Seiten der gleichen Me- 
daille: 

„Die Frage nach der objektiven Naturdialektik wird im Bereich der Naturerkenntnis entschieden, 
die nach der Führungsrolle der marxistisch-leninistischen Partei im Bereich der Gesellschaftser- 
kenntnis! In beiden Fällen ist die industrielle und gesellschaftliche Praxis Kriterium der Wahr- 
heit.“ (56) 

Da der „‚marxistisch-leninistische Materialismus“, bestimmt und ausgewiesen durch 
das Konzept der Naturdialektik, die philosophische Basis der „sozialistischen Welt- 
anschauung““ sei, die Anerkennung der führenden Rolle der marxistisch-leninistischen 
Partei deren politische Basis, müsse jede diesbezügliche Kritik letztlich als Angriff auf 
den „realen“ Sozialismus verstanden werden. Abgesehen von der quasi naturgesetz- 
lichen Bestimmung der führenden Rolle der marxistisch-leninistischen Parteien im 
Befreiungskampf der Arbeiterklasse, abgesehen von der Konstruktion eines Junktims 
zwischen Negierung der Naturdialektik und dem Verlassen einer materialistischen 
Position, lassen sich wissenschaftstheoretische resp. politische Positionen nicht durch 
ihre permanente Wiederholung verteidigen. Hierzu wird die sowjet-marxistische Wis- 
senschaft jedoch tendenziell gezwungen, wenn sie behauptet, die Grundprinzipien 
der marxistisch-leninistischen Philosophie — deren Herausarbeitung die große Leis- 
tung der „Klassiker“ gewesen sei — seien unveränderlich, es gelte sie nur vor dem 
Hintergrund der neueren Entwicklung der Naturwissenschaften zu präzisieren (57). 
Das Kriterium für die Korrektheit dieser Präzisierung sei, wie erwähnt, die Praxis, 
„die materielle Produktion und Reproduktion der objektiven, natürlichen und gesell- 
schaftlichen Existenzbedingungen der Menschen.“ (58) Ihre Gegenstände seien zu 
suchen in der Objektiven, unabhängig vom menschlichen Bewußtsein existierenden 
Realität, die sich erkenntnismäßig im menschlichen Bewußtsein widerspiegeln. Mit 
dieser abbildtheoretischen Bestimmung des Verhältnisses von Erkenntnis und zu Er- 
kennendem ist allerdings nicht die Frage beantwortet, welchen formgenetischen 
Voraussetzungen der Erkenntnisprozeß, dessen Ergebnisse die Abbilder der Realität 
sein sollen, unterliegt, wie er sich entwickelt, in welchen (die Realität vermittelnden) 
Formen er seine Resultate darstellt. 

b) Für Mar ist die gesamte gesellschaftliche Praxis konstitutives Moment des 
menschlichen Erkenntnisprozesses. Die spezifischen Formen menschlicher Ausein- 
andersetzung mit der Natur prägen die spezifischen Formen menschlicher Erkenntnis. 
Diese sind — im weitesten Sinne — Ausdruck geschichtlich vermittelter Beziehungen 
der Menschen untereinander und ihrer Beziehungen zur Natur bzw. zu dem, was 


55 Ebd, S. 11 

56 Ebd., S.10 

57 H. Hörz: Marxistische Philosophie .. ., S. 104 

58 P. Ruben: Aktuelle theoretische Probleme. .., S. 13 


historisch-gesellschaftlich als Natur erkannt wird. Die Formen menschlicher Betäti- 
gung an Naturgegenständen bestimmen die Formen der Begrifflichkeit menschlichen 
Denkens. Ist die jeweilig erreicht Stufe gesellschaftlicher Aneignung der Natur kon- 
stitutiv für die Möglichkeit theoretischer Wissenschaft, so kommt der bürgerlichen 
Gesellschaft jene Kettengliedfunktion zu, die Marx durch seine Kritik der politischen 
Ökonomie auf ihren Begriff bringt: die Geschichte wirft ihre erste Naturwüchsigkeit 
ab, die kapitalistische Produktonsweise trennt den Arbeiter von ihrer unorganischen 
Basis, trennt die unorganischen Bedingungen des menschlichen Daseins von diesem 
Dasein selbst und setzt die Natur als scheinbar objektiv gegebene dem Menschen 
gegenüber. Diese Trennung von menschlicher Tätigkeit und ihren unorganischen Be- 
dingungen fetischisiert sich im Verhältnis von Lohnarbeit und Kapital. Somit produ- 
ziert die kapitalistische Produktionsweise mit der Schaffung eines Begriffs von ob- 
jektiver Natur die Voraussetzungen theoretischer Naturwissenschaft, welche die 
Natur in ihrem bloßen An-sich-Sein erfaßt (59). Die gesellschaftliche Vermitteltheit 
des Naturbegriffs — Natur als das unter den Formen der Naturerkenntnis erschei- 
nende Produkt — hebt dabei die Eigenständigkeit der Naur nicht auf, sie bestätigt 
sie, ohne praktische Auseinandersetzung mit der Natur wäre die Formulierung von 
Naturgesetzen unmöglich, denn „Naturwissenschaft erhält ja ihren Zweck sowohl 
wie ihr Material durch Handel und Industrie, durch sinnliche Tätigkeit der Men- 
schen.“ (60) 

Die Trennung des Naturbegriffs von seinen gesellschaftlich-subjektiven Ver- 
mittlungsformen führt a) zur Formulierung von Grundgesetzen dialektischen Den- 
kens und b) zur Unterscheidung von subjektiver und objektiver Dialektik. 

„Das Gesetz des Umschlagens von Quantität in Qualität und umgekehrt; das Gesetz 
von der Durchdringung der Gegensätze; das Gesetz von der Negation der Negation“ 
(61) will Engels aus der Geschichte ‚‚der Natur wie der menschlichen Gesellschaft“ 
als „allgemeinste Gesetze dieser beiden Phasen“ abgeleitet haben, ohne daß er da- 
bei den Anspruch auf Vollständigkeit erhebt, (wie dies die sowjet-marxistische Wis- 
senschaft bei ihrer geschäftigen Suche nach empirischen Belegen für die Gültigkeit 
dieser, von ihr apriorisch verwendeten Gesetze implizit suggeriert). Engels wollie 


59 Durch den hier notwendigerweise nur rudimentär entfalteten Argumentationsgang eröff- 
net sich die Möglichkeit, das spezifischee Bürgerliche der Naturwissenschaften mittels der 
Kategorie der Formbestimmtheit, die bedingt ist durch die Form gesellschaftlicher Pro- 
duktion, in den Griff zu bekommen, ohne einerseits auf der Ebene des einfachen Waren- 
tauschs die Wertform als für die modernen Naturwissenschaften konstitutiv bemühen zu 
müssen, wie dies Sohn-Rethel in seiner Abhandlung zur geistigen und körperlichen Arbeit 
tut (A. Sohn-Rethel: Geistige und körperliche Arbeit; Ffm 1972), ohne andererseits durch 
die bekannt cui-bono-Frage die Möglichkeit der Verbindung einer Gesellschaftsformation 
mit den sich als objektiv und wertfrei verstehenden Naturwissenschaften im Sinne eines 
einseitigen Abhängigkeitsverhältnisses zu beanworten, da dieser Ansatz politisch schnell 
in moralistische Positionen fällt. 
Zur Formbestimmtheit der Naturwissenschaften und zur Kritik an Sohn-Rethel: P. Dudek: 
Sind die Naturwissenschaften ‚bürgerliche‘ Wissenschaften?, Materialien zur Analyse der 
Berufspraxis des Mathematikers, Heft 15, Bielefeld 1975, S. 169 - 187 

60 Marx/Engels: Deutsche Ideologie, S. 44 

61 F. Engels: Dialektik (Notizen und Fragmente), Marx/Engels-Werke 20, S. 348 
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„kein Handbuch der Dialektik“ schreiben, sondern nachweisen, 


„daß die dialektischen Gesetze wirkliche Entwicklungsgesetze der Natur, also auch für theore- 
tische Naturforschung gültig sind‘ (62), 
wobei unter theoretischer Naturforschung die philosophische Reflexion über die 
Mannigfaltigkeit „empirischer“ Forschungsresultate zu verstehen ist (63). Seine 
nachfolgenden Versuche, diese Gesetze empirisch, will heißen an konkretem Mate- 
rial, zu belegen, rufen nochmals Engels’ Intentionen in Erinnerung, Dialektik als re- 
flexionsphilosophisches Kalkül zur Interpretation der Resultate der Naturforschung 
nutzbar zu machen. Allerdings ist durch die explizite Formulierung dieser Gesetze 
und aufgrund der empirisch-induktiven Form ihrer Verifizierung schon jene Gefahr 
angelegt, die Negt an Bucharin kritisiert: Die Reduktion der Dialektik zum Triaden- 
system einer Gleichgewichtstheorie (64). Das Ausblenden der Subjekt-Objekt-Ver- 
mittlung faßt die Totalität der Natur nur in objekthafter Form als den Gesamtzu- 
sammenhang aller in Wechselwirkung stehender Naturerscheinungen. Reflexionsphilo- 
sophisch reproduziert diese Negierung die Verdopplung der Dialektik in subjektive 
und objektive Dialektik mit getrennten Anwendungsbereichen. 
„Die Dialektik, die sog.objektive, herrscht in der ganzen Natur, und die sog. subjektive Dialektik, 
das dialektische Denken, ist nur der Reflex der in der Natur sich überall geltend machenden Be- 
wegung in Gegensätzen, die durch ihren fortwährenden Widerstreit und ihr schließliches Auf- 
gehen ineinander, resp. in höhere Formen, eben das Leben der Natur bedingen.“ (65) 
Entwicklen sich Natur und Denken dialektisch, so ist es Aufgabe des modernen 
Materialismus, die objektiv-reale Materiebewegung und ihre theoretische Begrifflich- 
keit in Kongruenz zu bringen, objektive und subjektive Dialektik zu approximieren. 
Die problematische Auseinanderdividierung der Subjekt-Objekt-Beziehungen findet 
nicht nur ihren Ausdruck in der Verdoppelung der Dialektik als subjektive und ob- 
jektive, sondern verdeckt zugleich deren Widersprüchlichkeit. So argumentiert Engels 
gegen die Vulgärmaterialisten vom Standpunkt der subjektiven Dialektik aus, gegen 
den Hegelschen Idealismus hebt er — in empirischen Argumentationskontexten — 
die objektive Dialektik aufs Schild. Ihr beiderseitiges Verhältnis bestimmt sich als 
das Verhältnis der Partikularität einzelner Naturprozesse zur Totalität des Naturzu- 
sammenhangs, als das Verhältnis von allgemeinem Naturgesetz und dessen Aktuali- 
sierung in einzelnen Naturprozessen. Dabei bewegt sich dieses Verhältnis als „voll- 
ständig im Rahmen der empiristischen Auffassung, und gerade die Bestimmung der 
Dialektik als philosophisches Reflexionsform wird dadurch nicht erfaßt.“ (66) 
Völlig konfus wird die Bestimmung dieses Verhältnisses etwa bei Baptiste, der 
— sich auf Engels berufend — , nachdem er Wechselwirkung und Dynamik mit Dia- 


62 Ebd., S. 349 

63 Zusammen mit der Annahme der unabhängigen Existenz der Materie bilden diese „Grund- 
gesetze der Dialektik“ als adäquater Ausdruck der Bewegungsformen der Materie (Ener- 
gie) das Herzstück des „streitbaren Materialismus‘“ (Lenin). Vgl. dazu: L. Graham: Dialek- 
tischer Materialismus . . ., S. 33 ff. 

64 ©. Negt: Kontroversen über . .'., S. 27 £f. 

65 F. Engels Dialektik (Notizen und Fragmente), S. 481 

66 Mehringer/Mergner: Debatte um Engels 1, S. 57 


lektik identifiziert und die subjektive Dialektik als abbildungstheoretische Ver- 
längerung der objektiven Dialektik gefaßt hat, zu dem Ergebnis Kommt: 

„Jedoch bilden dabei die objektive und subjektive Dialektik kein konstantes, sondern ein dyna- 
misches Verhältnis, nach welchem jede Änderung, Entwicklung, Fortschritt eines Prozesses in 
der objektiven Dialektik in gleicher Weise ihre Reflexionen und Variationen in der subjektiven 
Dialektik erfahren.“ (67) 

Wie muß das verstanden werden? Ändern sich die Gesetze der Natur selbst oder 
ändern sich die Form menschlicher Erkenntnis dieser Gesetze? Entwickeln sich die 
Gesetze der Natur oder entwickeln sich die erkenntnistheoretischen Begriffe der han- 
delnden Subjekte von dem, was Natur ist, was in der praktischen Tätigkeit als Natur 
erfahren wird prozessual fort oder bestimmen die Fortschritte der praktischen Aus- 
einandersetzungen der Menschen mit der Natur die begrifflichen Fortschritte, also 
die Formen und den Grad der Naturerkenntnis? Die erste Möglichkeit schüttet das 
Kind mit dem Bade aus; denn zögen Änderungen oder Fortschritte der Naturprozesse 
mechanisch Änderungen in der „subjektiven Dialektik“ nach sich, so wäre die Formu- 
lierung auch nur eines gesicherten Naturgesetzes unmöglich. Man käme etwa auf die 
triviale Folgerung, daß das Gesetz des freien Falls nur dann gelte, wenn sich die 
Schwerkraft der Erde nicht ändere. 

Es ist doch nun gerade die Stärke der bürgerlichen Naturwissenschaft, durch 
die Partikularisierung der Naturprozesse diese selbst im Gesetz zu erfassen, welches 
(unabhängig von Geschichte) universelle Gültigkeit beanspruchen kann. Selbst wenn 
Baptiste meinen würde, daß Änderungen, Entwicklungen oder Fortschritte in der Er- 
kenntnis von Naturprozessen sich reflexionsphilosophisch in der Erkenntnistheorie 
niederschlagen, so wird damit noch nicht der die bürgerliche Erkenntnistheorie 
kennzeichnende Dualismus von Erkenntnissubjekt- und -objekt überwunden. Die 
zweite skizzierte Möglichkeit entfällt im Reflexionszusammenhang von Baptiste, der 
von der Unterscheidung zwischen subjektiver und objektiver Dialektik wie das 
Kaninchen von der Schlange gebannt ist; Naturgeschichte konstituiert sich bei ihm 
in den Bewegungsformen der objektiven Dialektik, der die subjektive Dialektik 
menschlicher Erkenntnis hinterherläuft. 

Der hier angelegte — und für die sowjet-marxistische Erkenntnistheorie sympto- 
matische — Objektivismus (68) wirft die Frage nach dem Verhältnis von Determi- 
niertheit der Menschen in der Geschichte auf (69). Ist der Mensch widerstandsloses 


67 F. Baptiste: Studien zu... S. 29 

68 Zwar wird das Problem der Subjekt-Objekt-Vermittlung in fast jeder Arbeit der sowjet- 
marxistischen Erkenntnistheorie thematisiert, ohne jedoch befriedigend gelöst zu werden, 
da man kaum über die Feststellung von wechselseitigen Einflüssen zwischen Subjekt und 
Objekt (bei gleichzeitiger Betonung des Primats der Objekte) hinausgelangt. Politisch in- 
strumentalisiert sich dieser Objektivismus zur Legitimationsformel von der Leitung der 
Gesellschaft durch die (den sachlogischen Zwängen folgende) Intelligenz im Rußland des 
Nach-Oktobes; vgl. F. Kramer: Kollektivwirtschaftliche Ursprüng des Sozialismus in China 
und Rußland, in: K. Meschkat/O. Negt: (Hısg.): Gesellschaftsstrukturen, Ffm 1973, 
S. 209 ff. 

69 Mit dem Bemühen und der Möglichkeit, sich die Gesetze der Natur theoretisch anzueig- 
nen, die Natur zu beherrschen und ihre Ressouzcen gesellschaftlich nutzbar zu machen, 
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Produkt gesellschaftlicher Verhältnisses, bloßes Akzidenz der ihn prägenden öko- 
nomischen Formen, oder ist er selbst handelndes, Geschichte machendes Subjekt in 
den Formen des ihn jeweils bedingenden gesellschaftlichen und ökonomischen 
Nexus? Begreift man das Verhältnis von Mensch-Geschichte als Ausdruck spezi- 
fischer Subjekt-Objekt-Vermittlung, so muß man Sartre zustimmen, wenn er 
schreibt: 

„Will man den marxistischen Gedanken in seiner vollen Komplexheit wiedergeben, so muß man 
sagen, daß der Mensch in der Phase der Ausbeutung zugleich Produkt seines eignen Produkts 
und geschichtlich Handelnder ist, der keinesfalls als Produkt gewertet werden kann, Dieser Wi- 
derspruch ist nicht starr, man muß ihn in der Bewegung der Praxis begreifen; dann erklärt sich 
auch der Satz Engels’: die Menschen machen ihre Geschichte auf der Grundlage vorgefundener 
tatsächlicher Verhältnisse (worunter man die erworbenen Eigenschaften, die durch die Arbeits- 
und Lebensweise aufgezwungenen Abweichungen, die Selbstentfremdung usw. zählen muß); es 
sind aber dennoch die Menschen und nicht die vorgefundenen Verhältnisse, die die Geschichte 
machen, denn sonst wären die Menschen bloße Vehikel unmenschlicher Gewalten, die durch sie 
die gesellschaftliche Welt regierten. Diese Verhältnisse bestehen ohne jeden Zweifel, und sie 
und nichts anderes sonst sind es auch, die den sich anbahnenden Änderungen Richtung und 
materielle Realität verleihen; die menschliche Praxis aber überschreitet und bewahrt sie zu- 
gleich.“ (70) 

Während dieser kritische Impuls in Engels’ naturwissenschaftlichen Schriften insbe- 
sondere an jenen Stellen aufrechterhalten wird, an denen er sich wissenschaftshis- 
torischen Betrachtungen zuwendet — so, wenn er konstatiert, daß Geschichte für die 
Tiere gemacht wird, „die Menschen dagegen, je mehr sie sich vom Tier im engeren 
Sinne entfernen, desto mehr machen sie ihre Geschichte selbst, mit Bewußtsein... .“ 
(73) — ‚geht er hingegen in den die Dialektik betreffenden Passagen und in deren 
Rezeption durch die sowjet-marxistische Wissenschaft völlig unter; er wird hier über- 
deckt durch die Fetischisierung der objektiven Dialektik, die politisch ihren Aus- 
druck findet in der Zusammenbruchsthese einerseits, in einem teleologischen Fort- 
schrittsoptimismus (wissenschaftlich-technische Revolution und das Bewußtsein, auf 
der Seite der Sieger der Geschichte zu stehen) andererseits, und die sich in ihrer 
Stalinschen Variante selbst versichert, „daß unsere wissenschaftliche Erkenntnis der 
Gesetzmäßigkeiten der Natur zuverlässiges Wissen ist, daß die Gesetze der Wissen- 
schaft objektive Wahrheit darstellen“. (72) Hand in Hand mit diesem Objektivismus, 
der die Objektform als ewig seiende Naturqualität unterstellt, konstituiert sich jene 
— oben skizzierte — ahistorische Erkenntnistheorie, die, indem sie die Mensch-Natur- 
Relation in ihrer Formbestimmtheit negiert, die gegebene Form als überhistorische 
zu ihrer Prämisse erhebt. Die gesellschaftliche Bedingtheit aller Erkenntnis, die Ge- 
schichtlichkeit aller Sinneswahrnehmung werden hiermit geleugnet, das Subjekt in- 
kariert die Möglichkeit von Erkenntnis apriorisch. In diesem Sinne wird die Ab- 


stellt sich politisch und revolutionstheoretisch die Frage nach einem neuen, nicht-entfrem- 
deten Verhältnis von Mensch und Natur, die Frage nach der Möglichkeit der Akzentuie- 
rung menschlicher Sinnlichkeit und Sensibilität. Vgl. H. Marcuse: Konterrevolution und 
Revolte, Ffm 1973, S. 72 - 95 

70 J. P. Sartre: Marxismus und Existenzialismus, Reinbek 1970, S. 71 £. 

71 F. Engels: Alte Einleitung zu „Dialektik und Natur“, Marx/Engels-Werke 20, S. 323 

72 J. Stalin: Über dialektischen.. „S. 15 
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bildung der „objektiven Gesetzmäßigkeiten“ (gefiltert durch die Kategorien der sub- 
jektiven Dialektik) im menschlichen Bewußtsein als eine dem Erkenntnissubjekt 
natürliche Qualität voraussetzungslos behauptet. 
Prägnant formuliert findet man dies durch Lenin: 
„Die Materie ist eine philosophische Kategorie zur Bezeichnung der objektiven Realität, die 
dem Menschen in seinen Empfindungen gegeben ist, die von unseren Empfindungen kopiert, 
fotografiert, abgebildet wird und unabhängig von ihnen existiert.‘ (73) 
Gerade diese Position läßt sich nur schwer in Einklang bringen mit der Charakteri- 
sierung naturwissenschaftlicher Erkenntnismethodik durch Engels — es sei man be- 
hauptet die Möglichkeit verschiedenartiger „Abbilder“ des gleichen Naturprozesses. 
Indem Engels allerdings selbst in abbildtheoretischen Argumentationen verfällt (wie 
im „Ludwig Feuerbach“ - Aufsatz), ist seine Argumentation auch nicht in sich kon- 
sistent wenn er schreibt: 
„Die Entwicklungsform der Naturwissenschaft, soweit sie denkt, ist die Hypothese. Eine neue 
Tatsache wird beobachtet, die die bisherige Erklärungsweise der zu derselben Gruppe gehörenden 
Tatsachen unmöglich macht. Von diesem Augenblick an werden neue Erklärungsweisen Bedürf- 
nis — zunächst gegründet nur auf beschränkte Anzahl von Tatsachen und Beobachtungen. 
Ferneres Beobachtungsmaterial epuriert diese Hypothesen, beseitigt die einen, korrigiert die 
anderen, bis endlich das Gesetz rein hergestellt (Hervorhebung von mir; P.D.) ist. Wollte man 
warten, bis das Material fürs Gesetz rein sei, so hieße das, die denkende Forschung bis dahin sus- 
pendieren, und das Gesetz käme schon deswegen nie zustande.‘ (74) 
Das Gesetz rein herstellen, heißt nun nichts anderes, als die Multivariabilität von 
Naturerscheinungen praktisch, d.h. im Experiment, und theoretisch, durch Fest- 
setzung bestimmter Variabler zu Konstanten, zu reduzieren, sie in eine Form zu 
bringen, die in ihrer Reinheit, (ihrer Idealgestalt) der theoretischen Begrifflichkeit — 
z.B. ihrer Darstellung durch mathematische Gleichungen — isomorph zuzuordnen ist. 
Für die so reduzierte Wirklichkeit gilt die Theorie unmittelbar, für die Realität, wie 
sie sich in der erkannten Natur darstellt und ausnimmt, nur mittelbar. Das bedeutet, 
daß etwa die Basiskategorien der theoretischen Mechanik nur innerhalb eines durch 
bestimmte Prämissen abgesteckten Denkrahmens Evidenzcharakter besitzen, und 
daß etwa ein Begriff wie der der „reinen Bewegung“ im menschlichen Wahrnehmungs- 
apparat kein Korrelat findet. Die von Engels beschriebene Entwicklungsform ist ihrer 
Methode nach die der bürgerlichen Naturwissenschaft, die Regel ihres Denkens. 
Diese wird im Denken nicht wiedererkannt, sondern nur verwendet. Deshalb kann 
auch die Methode der Naturwissenschaft keine dialektische sein, da Dialektik das 
Denken von Inhalten selbst bedeutet, die vermittelnde Einheit von Denken und Sein, 
von Subjekt und Objekt, nicht aber ein set von Regeln, anwendbar auf den natur- 
wissenschaftlichen Erkenntnisstoff. j 
73 W. I. Lenin: Materialismus und Empiriokritizismus, in: Werke, Bd. 14, Berlin (DDR) 1972, 
S.124 
74 F. Engels: Dialektik (Notizen und Fragmente), S. 507 
75 Vgl. zu diesem Komplex: M. Raphael: Theorie des geistigen Schaffens auf marxistischer 
Grundlage, Ffm 1974, S. 83 ff. Naturwissenschaftliche Begrifflichkeit weist sich durch 
einen ihr eigentümlichen Doppelcharakter aus: Sie ist Konstrukt und „Abbild“ realer Ob- 


jekte zugleich, erklärt Naturprozesse mittels Begriffen, die sich in ihrer Systematik nicht 
aus der Empirie ableiten lassen. 
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6. Das Verhältnis von Naturbegriff, Erkenntnisprozeß 
und Gesellschaft bei Engels 


Wir haben bisher herausgearbeitet, daß Engels in seinen Auseinandersetzungen mit 
den Vulgärmaterialisten die dialektische Entwicklung der Natur (Materie) in ihren 
verschiedensten Formen betont, während er Hegel gegenüber die Existenz der Materie 
als erstes Daseinsprinzip herausgearbeitet. Auf die ontologischen Züge in Engels’ 
Naturbegriff hat A. Schmidt hingewiesen. Als metaphysisch-materialistischer Begriff 
dominiert er in Engels’ reflexionsphilosophischen Argumentationsgängen gegenüber 
seinen politischen und wissenschaftstheoretischen Gegnern. Abgeleitet wird aus ihm 
nicht nur die objektive Existenz der Welt, sondern er erhält zugleich zentrale Bedeu- 
tung in Engels Bemühen, die. Wissenschaften nach einem monistischen Prinzip zu 
klassifizieren, ein Anspruch, den allerdings in gleicher Weise die bürgerlichen Wissen- 
schaften für sich reklamieren. 

Dieser Naturbegriff steht unvermittelt neben einem eher historisch-gesell- 
schaftlich bestimmten Begriff, dessen sich Engels in seinen nur äußerst fragmenta- 
rischen und zusammenhangslosen Bemerkungen zum Verhältnis von Produktions- 
formen und Wissenschaft bedient. Eindeutig dominiert allerdings jener Begriff von 
Natur, mit dessen Hilfe Engels die angeblich materielle Einheit von Natur und Gesell- 
schaft nachweisen will. Trotz aller Kritik beinhaltet jener metaphysich-materiali- 
stische Naturbegriff insofern einen Kem erkenntnistheoretischer Wahrheit, als er die 
Gesetze der Natur als unabhängig vom Menschen, seinem Bewußtsein und seinem 
Willen gültig behauptet; hierin ist er materialistisch. Metaphysisch — oder besser ahis- 
torisch — ist er dergestalt, als er das Verhältnis von theoretischer Begrifflichkeit und 
Natur, das gedankliche Verhältnis der Subjekte zur Natur in ihrem An-sich-Sein, als 
überhistorische Relation begreift. Damit wird gerade das Spezifikum des Marxschen 
Materialismus: die historisch-gesellschaftliche Vermitteltheit dieser Relation negiert. 
Denn der Grad der Erkenntnis, das Maß der Beherrschung der Naturgesetze erweist 
sich in letzter Instanz als gesellschaftlich formbestimmt bei ihrer gleichzeitigen Un- 
abhängigkeit von jener. Marx präzisiert diesen Gedanken in einem Brief an Kugel- 
mann vom 10.6.1868; 

„Naturgesetze können überhaupt nicht aufgehoben werden. Was sich in historisch verschiedenen 
Zuständen ändern kann, ist nur die Form, worin jene Gesetze sich durchsetzen.“ (76) 

Die Betonung des engen Wechselverhältnisses von Form und Ausmaß der Erkenntnis 
mit der historischen Form der gesellschaftlichen Praxis will keinem erkenntnistheo- 
retischen Relativismus das Wort reden, sondern die Bedingungen der Möglichkeit zur 
Beherrschung der Natur grob abstecken. Denn die Erkenntnis der ahistorisch-univer- 
sellen Gültigkeit der Naturgesetze hat für die Subjekte eine praktische Schranke, die 
in den technischen Möglichkeiten der Aktualisierung der Naturprozesse zu suchen ist. 
Damit soll nicht behauptet werden, daß sich theoretische Naturerkenntnis linear aus 
den spezifischen Techniken (Werkzeuge, Apparaturen usw.) ableiten ließe. Aus dem 
Vorhandensein technischer Hilfmittel und ihrer Anwendung auf Naturprozesse läßt 


76 K. Marx zitiert nach A. Schmidt: Der Begriff... ., S. 97 
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sich systematisch nichts über Struktur und Gesetzmäßigkeit der Natur ausmachen 
(77). Dennoch ist die technisch-empirische Verifizierung theoretischer Hypothesen 
conditio sine qua non moderner Naturwissenschaften, wobei die theoretischen 
Kategorien in den technischen Apparaturen selbst angelegt sind, da diesen bei deren 
Konstruktion konstitutive Bedeutung zukommt. Einmal hinreichend verifiziert, er- 
erhalten Naturgesetze universelle Gültigkeit, ohne doch naiv-realistische Abbilder 
ihrer Gegenstände zu sein; vielmerhr „spiegeln“ sich in ihnen die hisorisch ver- 
mittelten Verkehrsformen zu ihnen. Für Marx war diese Eigenart des Erkenntnis- 
aktes, in der. die geistige Reproduktion des Prozesses die besondere Form des ge- 
gsellschaftlich-historischen Gehaltes ist, konstitutiv. Sie entfaltet sich in der kapi- 
talistischen Gesellschaft in entfremdeter Form, in der das Objekt als dem Subjekt 
entgegengesetzt und ihm fremd erscheint. Der Versuch, eine sich auf Marx berufende 
Abbildtheorie zu konstruieren, ist deshalb schon von seinen Prämissen zum Scheitern 
verurteilt, da jede Abbildtheorie cum grano salis die Trennung von Subjekt und 
Objekt zur Voraussetzung hat. Ein solcher Versuch verkehrt sich dadurch in objekti- 
vistische Wissenschaftsauffassung. 

- Nun trifft der Vorwurf des Objetivismus Engels dennoch nur halb, da jener 
Objektivismus zwar in seiner Konstruktion der Dialektik der Naturprozesse genuin 
angelegt ist und im Rahmen konkreter Kontroversen mehr oder weniger stark formu- 
liert wird, aber doch von den jeweiligen historischen, politischen und wissenschafts- 
theoretischen Situationen, an die seine Schriften gebunden sind, abstrahiert. Engels 
Konstruktion ist zwar von verschiedenen Autoren hinreichend als Entwertung der 
Dialektik als einer historischen Kategorie kiritisiert worden, wie oben ausgeführt 
wurde; kaum Beachtung dagegen fanden bisher jene verstreuten Passagen der Engels- 
schen Texte, die in wissenschaftshistorischen Zusammenhängen mit einem eher his- 
torisch-gesellschaftlichen Naturbegriff arbeiten. Dessen differentia specifica ist in der 
Einbeziehung jener Subjekt-Objekt-Vermittlungen zu suchen, die von Schmidt und 
Lukacs bei Engels’ Reflexionen zum Zusammenhang von Natur und Dialektik so 
schmerzlich vermißt werden, und die direkt an die Gedankengänge der Deutschen 
Ideologie anzuknüpfen scheinen. 

Natur hat objektive Realität. Die Naturstoffe sind eigengesetzlich und unab- 
hängig vom menschlichen Bewußtsein und Willen ; Aussagen über sie lassen sich letzt- 
lich nur mit Hilfe gesellschaftlich-formbestimmter Kategorien formulieren. Gesell- 
schaftliche Geprägtheit der Erkenntnis von Natur und Eigenständigkeit der Natur 
bilden eine Einheit, in der sich die menschliche Anstrengung zur Beherrschung der 
Natur entfaltet. Dies scheint Engels auch zu ahnen, wenn er deklamatorisch erklärt, 
daß ‚„‚der Mensch selbst ein Naturprodukt“ (78) sei und bei jedem Schritt daran er- 
innert werde, 


„daß wir keineswegs die Natur beherrschen, wie ein Eroberer ein fremdes Volk beherrscht, wie 
jemand, der außerhalb der Natur steht — sondern daß wir mit Fleisch und Blut und Hirn ihr an- 


77 Vgl zu dieser Position: P. Bulthaup: Zur gesellschaftlichen Funktion der Naturwissen- 
schaften, Ffm 1973, S. 53 - 63 
78 F. Engels: Anti-Dühring, S. 33 
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gehören und mitten in ihr stehn, daß unsre ganze Herrschaft über sie darin besteht, im Vorzug 
von allen anderen Geschöpfen ihre Gesetze erkennen und anwenden zu können.“ (79) 

Wie konstituiert sich aber nun menschliche Erkenntnis? Die Frage generalisierend 
und ahistorisch beantworten zu wollen, hieße, sie in letzter Instanz zu ontologisieren. 
So betont Engels zunächst, daß theoretisches Denken weder seiner Voraussetzung 
noch seinem Resultat nach der „objektiven Welt‘ widersprechen könne; er hebt die 
besondere Leistung der idealistischen Philosophie hervor, theoretisches Denken nicht 
nur seinem Inhalt nach — wie der Materialismus des 18. Jahrhunderts — , sondern 
auch seiner Form nach untersucht zu haben. Die Resultate der idealistischen Philo- 
sophie gilt es nun vom Kopf auf die Füße zu stellen. Ist menschliches Denken souve- 
rän, Produkt des immer gleichen menschlichen Geistes oder ist es formgenetisch zu 
erklären? Engels’ Antwort auf diese Frage ist eindeutig. Er beantwortet sie im Sinne 
einer kumulativen Wahrheitstheorie, d.h. mit der These, daß sich menschliche Er- 
kenntnis asymptotisch der Totalität möglicher Erkenntnis annähere. 

„Die Souveränität des Denkens verwirklicht sich in einer Reihe höchst unsouverän denkender 
Menschen; die Erkenntnis, welche unbedingt Anspruch auf Wahrheit hat, in einer Reihe von re- 
lativen Iırtümern; weder die eine noch die andre kann anders als durch eine unendliche Lebens- 
dauer der Menschheit vollständig verwirklicht werden.‘“ (80) 

Engels zufolge treibt die Einsicht in den systematischen Zusammenhang der Natur- 
vorgänge die Forschung dahingehend voran, diesen Zusammenhang exakt und detail- 
liert nachzuweisen, ohne daß die Menschheit jedoch dieses Programm je vollenden 
könnte. Der Widerspruch zwischen der unvollkommenen Erkenntnis der Zusammen- 
hänge der Naturvorgänge und ihrer exakten Nachweise sei eben gerade der Hebel der 
intellektuellen Fortschritte. Die rein philosophische Argumentation von Engels ist 
in diesem Zusammenhang auffallend. Sie findet sich im „Anti-Dühring‘ ebenso wie 
später im „Feuerbach-Aufsatz‘, wo Engels schreibt, die Wahrheit menschlicher Er- 
Kenntnis liegt im Erkenntnisprozeß selbst, in der Geschichte der Wissenschaften, 
„die von niedern zu immer höhern Stufen der Erkenntnis aufsteigt, ohne aber jemals duch Aus- 
findung einer sogenannten absoluten Wahrheit zu dem Punkt zu gelangen, wo sie nicht mehr 
weiter kann, wo ihr nichts mehr übrigbleibt, als die Hände in den Schoß zu legen und die ge- 
wonnene absolute Wahrheit anzustaunen.“ (81) 

Die Annäherung an die absolute Wahrheit vollzieht sich demnach über die Erkennt- 
nis relativer Wahrheiten. Dies ist die Grundposition der Engelsschen Wahrheitstheo- 
rie, wie sie auch heute noch von der sowjet-marxistischen Wissenschaftstheorie ver- 
wendet wird. Allerdings läßt sich nur schwer ausmachen, wo die spezifische Differenz 
dieser Gedanken zu den kumulativen Konzeptionsentwürfen bürgerlicher Wissen- 
schaftstheorie liegt, da Engels in seinen Argumentationen von den gesellschaftlichen 
Implikationen der Erkenntnis und ihrer Bedingungen absieht bzw. sie nur exempla- 
risch benennt, ohne daß sie einen Konstitutiven Stellenwert in seinen Ableitungen 
beansrpuchen könnten. So formuliert er zwar deklamatorisch, die Denkformen selbst 


79 F. Engels: Anteil der Arbeit an der Menschwerdung des Affen, Marx/Engels-Werke 20, 
S. 453 

80 F. Engels: Anti-Dühring, S. 80 

8 Marx/Engels-Werke 21, S. 267 
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seien letztlich „Formen des Seins, der Außenwelt, und diese Formen kann das Den- 
ken niemals aus sich selbst, sondern eben nur aus der Außenwelt schöpfen und ab- 
leiten‘ (82), seine punktuellen Nachweise verbleiben allerdings im Rahmen empi- 
rischer Argumentation. Der Möglichkeit nach ist menschliches Denken souverän und 
unbeschränkt, nicht-souverän und beschränkt, abhängig letztlich von den jeweiligen 
Formen der praktischen Auseinandersetzungen mit der Natur (so jedenfalls lassen 
es Engels’ empirische Belege im „Anti-Dühring“ vermuten) ist es der je aktuellen 
Wirklichkeit nach. 

Entlang seiner problematischen Konzeption von absoluter und relativer Wahr- 
heit des Erkenntnisprozesses versucht Engels eine Klassifikation der Wissenschaften, 
die (da sie vor allem methodologisch geprägt ist) den Klassifizierungsversuchen der 
sogenannten bürgerlichen Wissenschaftsgeschichte sehr nahe kommt. Engels’ Inten- 
tion ist es, durch diese Klassifizierungen seinen bürgerlichen Gegner die Legitimation 
des monistischen Prinzips der Naturdialektik zu beweisen. Daß er sich dabei klassi- 
fikatorisch-phänomenologischer Einteilungen bedient, die gerade das charakteri- 
stische Merkmal bürgerlicher science of science sind, widerspricht allerdings seinen 
eignen Intentionen, eine materialistische Erkenntnistheorie zu konzipieren. 

Zudem spiegelt sich in seinem Klassifiktionsversuchen nochmals seine Tren- 

nung von reiner Erkenntnistheorie (Dialektik ais Reflexionsform der Naturwissen- 
schaften) und wissenschaftshistorischen Untersuchungen wider. Daß Engels diese 
Trennung nicht aufheben Konnte, ist eine seiner zentralen Schwächen ‚deren Folgen 
sich noch heute in der Diskussion um eine materialistische Erkenntnistheorie aus- 
wirken. So klassifiziert Engels die möglichen Gegenstandsbereiche menschlicher Er- 
kenntnis ihrer Form nach in Wissenschaften, die 
1) mathematische Behandlung zugänglich sind 
2) die lebenden Organismen erforscht 
3) als historische die gesellschaftlichen Verhältnisse und die daraus resultierenden 
Verkehrsformen der Menschen untereinander untersucht, deren Erkenntnisse von 
ihrem Gegenstand her im wesentlichen relativen Charakter haben im Gegensatz zu 
den mehr mathematischen Wissenschaften, die partiell „ewige Wahrheiten“ bein- 
halten. 
Die horizontale Klassifizierung (83) der zur Zeit von Engels methodologisch unter- 
scheidbaren Wissenschaften ergänzt er durch eine vertikale, historische Einteilung. 
Diese setzt realgeschichtlich nach der Seite der Gesellschaft die kapitalistische Pro- 
duktionsweise, nach der Seite der Philosophie die historische Naturauffassung als 
ihre Schlüsselkategorien voraus. 

Engels datiert den Beginn der modernen Naturwissenschaften auf die 2. Hälfte 
des 15. Jahrhunderts. Die Klassenkämpfe zwischen Feudaladel und Städtebürgertum 


82 Engels: Anti-Dühring, S. 33 

83 Auf die relative Willkürlichkeit und die Entwertung dieser Klassifizierung durch die Ent- 
wicklung der Wissenschaften selbst hat Reiprich in seiner oben erwähnten Arbeit hinge- 
wiesen ($. 90 £.). Insgesamt muß diese Arbeit als das differenzierteste und brauchbarste 
Werk über die naturwissenschaftlichen Schriften von Marx und Engels bezeichnet werden, 
die von der DDR-Wissenschaft vorliegt. 
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waren „die größte progressive Umwälzung, die die Menschheit bis dahin erlebt hatte“. 
(84) Sie entfalteten sich politisch, ökonomisch und ideologisch: politisch im Kampf 
um die Gleichberechtigung des Bürgertums, ökonomisch in der Durchsetzung des 
Handels- und Kaufmannskapitals, ideologisch als Kritik der thomistisch-schola- 
stischen Ordo- und Naturrechtslehren; an deren Ende stand „die Emanzipation der 
Naturforschung von der Theologie“ (85); die Namen Kopernikus, Kepler, Galilei und 
Newton sind nur Markierungspunkte dieses Emanzipationsprozesses für Engels. Er 
würdigt als besondere Leistung dieser Periode ‚die Herausarbeitung einer eigentüm- 
lichen Gesamtanschauung, deren Mittelpunkt die Ansicht von der absoluten Unver- 
änderlichkeit der Natur bildet.‘ (86) 

Die 2. Periode der Wissenschaften erhält ihre Synthese durch die Erkenntnisfort- 
schritte der Physik (Mayer, Joule: mechanisches Äquivalent der Wärme), der Chemie 
(Lavoisier, Dalton: Ablösung der Phlogistontheorie), der Biologie, Paläontologie; sie 
erweitert den Begriff Natur um die historische Dimension. „Alles Starre war aufge- 
löst, alles Fixierte verflüchtigt, alles für ewig gehaltene Besondere vergänglich ge- 
worden, die ganze Natur als in ewigem Fluß und Kıeislauf sich bewegend nachge- 
wiesen.‘ (87) Zeitlich mit dem Auflösungsprozeß der feudalistischen Gesellschafts- 
formation zusammenfallend und klassenmäßig getragen von dem sich als Klasse 
konstituierenden Städtebürgertum, entwickelt sich jene moderne Naturwissenschaft, 
die Engels von den genialen Spekulationen griechischer Wissenschaft einerseits, von 
den durch die Theologie geknebelten Versuchen mittelalterlicher naturwissenschaft- 
licher Forschung andererseits deutlich abhebt. In Form und Inhalt von beiden unter- 
schieden, wird sie nach Engels möglich durch bestimmte Formen der Produktion. In 
den Artikeln über den „Anteil der Arbeit an der Menschwerdung des Affen“ und 
„Aus der Geschichte der Wissenschaft“ entwickelt Engels den Zusammenhang von 
Produktionsform und Denkform etwas ausführlicher, ohne daß damit behauptet 
werden könnte, er hätte eben diesen Zusammenhang in einer Weise systematisiert, 
die es erlaubt, ihn als hinreichend geklärt zu bezeichnen. Zu vieles ist nur angedeutet, 
skizziert, nicht weiter entwickelt; die Form der Zusammenfassung verzerrt deshalb 
den Stellenwert der Passagen erheblich. Sie sollen dennoch hier kurz referiert werden, 
da sie uns für eine noch zu schreibende materialistische Geschichte der Wissenschaften 
noch immer brauchbarer erscheinen, als die rein erkenntnistheoretischen Reflexionen 
zum Verhältnis von Natur und Dialektik. 

Basiskategorie des ersten Artikels ist die der Arbeit; Arbeit als die Grundbe- 
dingung menschlicher Reproduktion, als Bildnerin von Gebrauchswerten. Als Mo- 
ment des menschlichen Stoffwechselprozesses mit der Natur verwendet Engels den 
Begriff der Arbeit (ähnlich wie Marx im 5. Kapitel des ersten Bandes des „‚Kapitals‘“), 
um ihn in seinen unterschiedlichen Formbestimmungen als Produkt historischer Ver- 
hältnisse — innerhalb und für die der Begriff erst seine volle Gültigkeit erhält — zu 
explizieren. Arbeit als Moment der Reproduktion, als praktische Auseinandersetzung 


84 F. Engels: Alte Einleitung zur Dialektik, S. 312 
85 Ebd., S. 313 
86 Ebd., S. 314 
87 Ebd., S. 320 


der Subjekte mit der Natur, und Sprache als kommunikative Verkehrsform der 
Subjekte sind für ihn die wesentlichsten Antriebe geistiger und gesellschaftlicher 
Entwicklung. Arbeit beginnt mit der Produktion von Werkzeugen als Stücke einver- 
leibter Natur. Die Produktion von Werkzeugen dient der Ökonomisierung der Arbeit, 
ist auf unmittelbaren Nutzeffekt gerichtet. In ihr ist angelegt die Trennung der 
ursprünglichen Einheit von Mensch und Natur, sich vollziehend durch bewußte und 
zweckgerichtete Produktion, um sich als höhere vermittelte Einheit in der großen 
Industrie wieder herzustellen. Produktion als vorwegnehmende und zweckgerichtete 
Tätigkeit vollzieht sich nach Engels als Kompositum von „Hand, Sprachorgarien und 
Gehirn“. 

„Die Arbeit selbst wurde von Geschlecht zu Geschlecht eine andere, vollkommenere, vielseitigere, 
Zur Jagd und Viehzucht trat der Ackerbau, zu diesem Spinnen und Weben, Verarbeitung der 
Metalle, Töpferei, Schiffahrt. Neben Handel und Gewerbe trat endlich Kunst und Wissenschaft, 
aus Stämmen wurden Nationen und Staaten. Recht und Politik entwickelten sich, und mit ihnen 
das phantastische Spiegelbild der menschlichen Dinge im menschlichen Kopf: die Religion. Vor 
allen diesen Gebilden, die zunächst als Produkte des Kopfes sich darstellten und die die mensch- 
lichen Gesellschaften zu beherrschen schienen, traten die bescheidneren Erzeugnisse der arbei- 
tenden Hand in den Hintergrund; und zwar umso mehr, als der die Arbeit planende Kopf schon 
auf einer sehr frühen Entwicklungstufe der Gesellschaft (z.B. schon in der einfachen Familie) 
die geplante Arbeit durch andere Hände ausführen lassen konnte als die seinigen.‘‘ (88) 

Die spezifischen Entwicklungen der Handarbeit, d.h. die spezifischen Formen der 
Produktion bedingen also die Möglichkeit geistiger Arbeit und deren Organisation. 
„Schon von Anfang an die Entstehung und Entwicklung der Wissenschaften durch 
die Produktion bedingt“ schreibt Engels (89) und bestimmt weiter als Bedingung der 
Möglichkeit systematischer Experimentalwissenschaften und damit moderner Natur- 
wissenschaften die Entwicklung technischer Instrumente. 

Es erscheint uns am Ende wichtig, nochmals darauf hinzuweisen, daß die im 
Zusammenhang mit dem Dialektik-Problem erhobene Kritik Schmidts, Engels habe 
durch die Trennung von Natur und menschlicher Praxis die für die Dialektik konsti- 
tutiven Subjekt-Objekt-Vermittlungen vernachlässigt, an dessen eher wissenschafts- 
historischen Passagen eine Relativierung erfährt. Was in diesem Zusammenhang bei 
Engels allerdings nur fragmetarisch angedeutet wird — der Zusammenhang von Pro- 
duktionsform und Form und Funktion geistiger Arbeit — bedarf dringend einer wei- 
teren Konkretisierung wowohl nach der Seite empirischer Untersuchungen als auch 
nach der Seite theoretischer — sich auf der Ebene des Kapitalbegriffs im allgemeinen 
bewegenden — Reflexionen. Dies ist der Ansatzpunkt, Engels’ Intentionen einer 
materialistischen Geschichte der Erkenntnis einzulösen. 


7. Engels und die Mathematik 


Wir haben bisher die reflexionsphilosophische Intention von Engels nachgezeichnet, 
mittels des Dialektik-Begriffs den Entwicklungsgesetzen der Natur auf die Spur zu 


88 F. Engels: Anteil der Arbeit. .., S. 451 


89  F. Engels: Aus der Gesphichte der Wissenschaft (Notizen und Fragmente), Marx/Engels- 
Werke 20, S. 456 
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kommen; wir haben ferner die spezifische Rezeption des Dialektik-Begriffs durch die 
sowjet-marxistische Wissenschaftstheorie entfaltet und schließlich die, unserer Mei- 
nung nach, wichtigsten Kritikpunkte an Engels’ Position dargestellt. 

Abschließend soll nun versucht werden, die Engelssche Bestimmung des Ver- 
hältnisses von Dialektik und jener Wissenschaft, die am wenigsten ihre Erkenntnis- 
gengestände in der Empirie findet — der Mathematik — nachzuvollziehen und zu re- 
lativieren. Aus Platzgründen kann das nur in sehr komprimierter Form geschehen. 
Die Engelssche Position zu relativieren erscheint uns umso dringender als die sehr 
oberflächlichen Gedanken von Engels zum Verhältnis von Mathematik und Dialektik 
bzw. von Mathematik und Realität von vielen Genossen, die an mathematischen 
Fachbereichen arbeiten, unbesehen übernommen (jedenfalls sind das Erfahrungen 
aus Frankfurt) und als Kritik der bürgerlichen Mathematik verwendet werden. 

Das Verständnis von Dialektik als einer reflexionsphilosophischen Kategorie, 
welche die Einheit von gesellschaftswissenschaftlicher und naturwissenschaftlicher 
Theoriebildung garantieren soll, zeichnet die Aufgabenstellung für Engels schon in 
groben Umrissen vor. Es gilt für ihn zu zeigen, daß sich a) auch dieMathematik dia- 
lektisch entwickelt und b) ihr Gegenstandsbereich in der Empirie zu suchen ist, d.h. 
sich durch alle Abstraktionen hindurch als letztlich real existierend erweist. Wieder- 
um verfährt Engels hierbei zweigleisig und verfällt dem auch seine bisherigen Unter- 
suchungen kennzeichnenden Dualismus von reiner Erkenntnistheorie und historisch- 
phänomenologischer Untersuchung: auf metatheoretischer Ebene der Versuch, die 
Mathematik als dialektische Wissenschaft auszuweisen (wobei der Dialektik-Begriff 
Erstaunliches leistet), historisch-phänomenologisch die Bemühung die Genesis der 
Mathematik nachzuvollziehen, d.h. ihre erfahrungswissenschaftlichen Ursprünge und 
ihre Verbindungen mit bestimmten Praxisformen menschlicher Gesellschaft heraus- 
zuarbeiten, um damit die Bedingungen der Möglichkeit von Mathematik auszuloten. 
Allerdings verfehlt erschon von diesem Ansatz die Crux einer materialistischen Theo- 
rie der Geschichte der Mathematik, nämlich die Geschichtslosigkeit mathematischer 
Begriffsweise geschichtlich abzuleiten. 

Engels beschäftigt sich vorwiegend mit der Mathematik der Griechen, sowie 
mit der Infinitesimalrechnung des 17. Jahrhunderts und deren Problemen ; bestimmte 
Positonen müssen deshalb durch die sprungshafte Entwicklung der Mathematik des 
19. und 20. Jahrhunderts als fachlich und philososphisch überholt angesehen werden. 
Unbeschadet dessen behält die Engelssche Grundposition zum Verhältnis von Mathe- 
matik und Dialektik schon wegen ihrer Verteidigung durch die sowjet-marxistische 
Wissenschaft ihre wissenschaftstheoretische und philosophische Relevanz und Pro- 
blematik. 

Engels bestimmt das Verhältnis von Mathematik und Wirklichkeit als wider- 
sprüchlich; einerseits besitze Mathematik eine von den Erfahrungen der Subjekte un- 
abhängige, objektive Gültigkeit, andererseits seien es gerade die gesellschaftlichen Er- 
fahrungen, die bestimmten Formen der Produktion, aus denen die Mathematik ihre 
Probleme erhalte und die sie in ihrer Begriffsweise determinieren. Diese Widersprüch- 
lichkeit löst sich nach dem Verständnis von Engels auf einer „gewissen“ (nicht näher 
abgeleiteten) Entwicklungstufe der menschlichen Gesellschaft. Sie erscheint nun in 
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der Trennung von mathematischem Gegenstand und mathematischem Begriff. Zwar 
trägt Engels implizit damit dem Phänomen Rechnung, daß mathematische Begriff- 
lichkeit zwar konstruiert, aber nicht willkürliches Produkt geistiger Arbeit ist, zwar 
von unmittelbarer Erfahrung abgehoben, dennoch mit praktischem Nutzen an- 
wendbar ist, doch dominiert bei ihm die Ableitung mathematischer Begriffe aus 
empirischen Ursprüngen mittels linearer Abstraktionsprozesse. Dies läßt sich daraus 
erklären, daß Engels gegenüber dem Dühringschen Apriorismus reiner Verstandes- 
tätigkeit die erfahrungswissenschaftlichen Ursprünge der Mathematik hervorhebt 
und mithin die Gegenstände der Mathematik als real erklärt. Damit verlieren sich 
aber andere, für eine materialistische Erkenntnistheorie wichtige Momente aus seinem 
Blickfeld. Insbesondere die Untersuchung der Verursachung begrifflicher Abstrak- 
tionen, die ihn notwenigerweise in seiner Analyse auf die Vergesellschaftungsform 
und folglich auf die Kritik der politischen Ökonomie hätte führen müssen, wird da- 
durch in seinen Rreflexionen systematisch ausgeblendet. 

So bestimmt Engels im ersten Abschnitt des „Anti-Dühring“ das Verhältnis 
von Mathematik und Realität ausführlich (dennoch unzureichend) wie folgt: 


„Daß die reine Mathematik eine von der besonderen Erfahrung eines jeden einzelnen unab- 
hängige Geltung hat, ist allerdings richtig und gilt von allen festgestellten Tatsachen aller Wissen- 
schaften, ja von allen Tatsachen überhaupt... Aber keineswegs befaßt sich in der reinen Mathe- 
matik der Verstand bloß mit seinen eignen Schöpfungen und Imaginationen. Die Begriffe von 
Zahl und Figur sind nirgends anders hergenommen als aus der wirklichen Welt. Die zehn Finger, 
an denen die Menschen zählen, also die erste arithmetische Operation vollziehen gelernt haben, 
sind alles andere, nur nicht freie Schöpfung des Verstandes. Zum Zählen gehören nicht nur zähl- 
bare Gegenstände, sondern auch schon die Fähigkeit, bei Betrachtung dieser Gegenstände von 
allen ihren übrigen Eigenschaften abzusehen außer ihrer Zahl — und diese Fähigkeit ist das Er- 
gebnis einer langen geschichtlichen, erfahrungsmäßigen Entwicklung. Wie der Begriff Zahl, so ist 
der Begriff Figur ausschließlich der Außenwelt entlehnt, nicht im Kopf aus dem reinen Denken 
entsprungen. Es mußte Dinge geben, die Gestalt hatten und deren Gestalten man verglich,, ehe 
man auf den Begriff Figur kommen konnte. Die reine Mathematik hat zum Gegenstand die 
Raumformen und Quanititätsverhältnisse der wirklichen Welt, also einen sehr realen Stoff (90). 
Daß dieser Stoff in einer höchst abstrakten Form erscheint, kann seinen Ursprung aus der 
Außenwelt nur oberflächlich verdecken. Um diese Formen und Verhältnisse in ihrer Reinheit 
untersuchen zu können, muß man sie aber vollständig von ihrem Inhalt trennen, diesen als gleich- 
gültig beiseite setzen; so erhält man die Punkte ohne Dimensionen, die Linien ohne Dicke und 
Breite, die a und b, die x und y, die Konstanten und die Variablen, und kommt dann ganz zu- 
letzt auf die eignen freien Schöpfungen und Imaginationen des Verstandes, nämlich die imagi- 
nären Größen... Wie alle anderen Wissenschaften ist die Matheamtik aus den Bedürfnissen der 
Menschen hervorgegangen: aus der Messung von Land- und Gefäßinhalten, aus Zeitrechnung 
und Mechanik; aber wie auf allen Gebieten des Denkens werden auf einer gewissen Entwicklungs- 
stufe die aus der wirklichen Welt abstrahierten Gesetze von der wirklichen Welt getrennt, ihr als 


90 Mit Raumformen bezeichnet Engels die Formen der Ebene und des drei-dimensionalen 
Raums. Untersuchungen in der vierten und höheren Dimensionen, wie sie von der Mathe- 
matik vorgenommen werden, verweist er in das Reich der Geisterwelt (Marx/Engels-Werke 
20, S. 344 ff.). Sie scheiden bei ihm als Erkenntnisbereich der Mathematik aus und wer- 
den allenfalls den Spiritisten überlassen. Vom Standpunkt der modernen Mathematik muß 
diese Position als überholt und revisionsbedürftig gelten, da Engels mögliche Raumformen 
mit der Möglichkeit ihrer sinnlichen Wahrnehmbarkeit identifiziert, mit der sich bei ihm 
mittelbar die Vermittlung von Empirie und mathematischem Begriff herstellt. 
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etwas Selbständiges gegenübergestellt, als von außen kommende Gesetze, wonach die Welt sich 
zu richten hat.“ (91) 

Diese durchaus korrekte Beschreibung der ersten Anfänge mathematischer Betäti- 
gung läßt allerdings die entscheidenden Fragen offen. Solange nämlich der Begriff 
Zahl etwa an die Vergegenständlichung durch Hölzchen, Muscheln etc. gebunden ist, 
damit der unmittelbaren Erfahrbarkeit verhaftet bleibt, ist Mathematik empirisch. 
Welches sind nun aber die formgegetischen Voraussetzungen, den mathematischen 
Gegenstand von seinem Inhalt zu trennen, „diesen als gleichgültig beiseite zu setzen“? 
In welcher Gesellschaftsformation, auf Grund welcher ökonomischer Formen lösen 
sich mathematische Begriffe von unmittelbarer Erfahrung? Engels gibt auf diese zen- 
tralen Fragen keine Antwort, sondern Konstruiert abstrakt einen Zusammenhang von 
Gesellschaft und Wissenschaft, der durch die Kategorie als des „‚Bedürfnisses““ (beiihm 
auch noch hervorgehoben) hergestellt wird. Zwar verbindet Engels die Wissen- 
schaften mit den sie tragenden Klassen, die Entwicklung der Wissenschaften selbst, 
die Erklärung der Elemente wissenschaftlicher Theoriebildung vollzieht sich bei ihm 
allerdings völlig klassenneutral im Sinne eines Fortschrittsoptimismus der Wissen- 
schaftsentwicklung. Er verfällt damit dem Verdikt, das Karl Marx über den platten 
Fortschrittsoptimismus fällt, wenn er schreibt: 

„Wird die materielle Produktion selbst nicht in ihrer spezifischen historischen Form gefaßt, so 
ist es unmöglich, das Bestimmte an der ihr entsprechenden geistigen Produktion und die Wechsel- 
wirkung beider aufzufassen. Es bleibt sonst bei Fadaisen. Dies wegen der Phrase von ‚Zivilisa- 
tion’. (92) 

Jener qualitative Sprung von Mathematik als empirischer Wissenschaft, als unmittel- 
barer Hilfswissenschaft der Produktion, zur Mathematik als Wissenschaft reiner 
Quantitäts- und Raumformen vollzieht sich historisch beim Übergang der babylo- 
nischen und ägyptischen Gesellschaften zur antiken Gesellschaftsformation. (93), 
Seine Ursachen sind demzufolge auch im ökonomischen Nexus dieser Gesellschafs- 
formation zu suchen, was bei Engels noch nicht einmal ansatzweise geschieht. 

Die postulierte Trennung von Gegenstand und Begriff wird bei ihm vermittelt 
durch die Kategoriern der Abstraktion und der gesellschaftlichen Erfahrung. Die 
Fähigkeit des menschlichen Denkens, von bestimmten Besonderheiten zu abstra- 
hieren, eröffnet nach Engels die Perspektive theoretischen Denkens, und die Mög: 
lichkeit, erworbene Eigenschaften zu vererben, erweitert das Erkenntnissubjekt mit 
all seinen akkumulierten Erfahrungen vom Individuum auf die Gattung. 

Beide Kategorien dienen Engels zugleich zur Bestimmung mathematischer 
Axiomatik. Als Abstraktion realer Gegenstände und Prozesse, in den gesellschaft- 
lichen Auseinandersetzungen vielfach erfahren und bestätigt, nehmen diese den 
Charakter allgemeingültiger, keinerlei Beweises bedürfender Denkbestimmungen und 
Sätze an. Danach müssen Axiome als die allgemeinsten Strukturen der Realität ange- 
sehen werden. 

9 F. Engels: Anti-Dühring, S. 35 f. 
92 K. Marx: Marx/Engels-Werke 26.1., S. 257 
93 Vgl. dazu: P. Dudek: Zur gesellschaftlichen Funktion der Mathematik in der antiken Pro- 


duktionsweise, Materialien zur Berufspraxis des Mathematikers, Heft 14, Bielefeld 1975, 
S. 165 - 185 


164 


». - . die uns so vorkommende Selbstverständlichkeit dieser Axiome (ist) angeerbt. Beweisbar 
sind sie dialektisch.‘“ (94) 

Sind Axiome also schon nicht mathematisch beweisbar, weil gerade deren unbe- 
griffene Voraussetzung, so sollen sie wenigsten als Grundfundus gesellschaftlicher 
Erfahrung dialektischer Beweisführung zugänglich sein. Die Leerformelhaftigkeit und 
Zwanghaftigkeit solcher Konstruktion springt ins Auge. Einem wissenschaftstheore- 
tischen Forschungsstand, den auch die ernstzunehmende bürgerliche science of 
science inzwischen erreicht hat, wird durch terminologische Geschicklichkeit eine 
materialistische Position angedichtet. 

Angeblich verfährt nun die Mathematik selbst seit jenem Scheidepunkt dia- 
lektisch, der auch die Naturwissenschaften in ihrer Entwicklung zur Dialektik 
drängte: seit der Erkenntnis der historischen Entwicklung der Natur. Mit der Materie 
soll sich nun auch deren mathematisches Abbild dialektisch entwickeln. Die Variable 
sei dabei der mathematische Ausdruck der Bewegung der Materie. 

„Die Mathematik selbst betritt mit der Behandlung der veränderlichen Größen das dialektische 
Gebiet, und bezeichnenderweise ist es ein dialektischer Philosoph, Descartes, der diesen Fort- 
schritt in sie eingeführt hat. Wie die Mathematik der veränderlichen sich zu der der unveränder- 
lichen Größen verhält, so verhält sich überhaupt dialektisches Denken zu metaphysischem.“ (95) 
Bewegt sich nach Engels die elementare Mathematik im großen und ganzen innerhalb 
der Schranken der formalen Logik, so istdagegendieMathematik dervariablen Größen, 
die Analysis, „nichts andres als die Anwendung der Dialektik auf mathematische 
. Verhältnisse.“ (96) Auch hier wird nicht deutlich, was Engels aussagen will. Die 
Analysis als jener Teil der Mathematik, der das Trägheitsprinzip der Bewegung erst 
mathematisierbar gemacht hat (damit die quantifizierende Analyse der Bewegungs- 
phänomene ermöglichte), kann nicht Methode („Anwendung der Dialektik“) seiner 
selbst („mathematische Verhältnisse‘) sein. Zum zweiten bedient sich die Analysis 
keineswegs dialektischer Methoden, wie dies Engels am Differentialbegriff beweisen 
will, indem er den Begriff der Bewegung methodisch an die Dialektik bindet (97). 

Ähnlich wie bei den Naturwissenschaften verwendet Engels also auch bei der 
Mathematik die Dialektik als Reflexionsphilosophie und Methodologie, begreift sie 
als Wissenschaft der allegemeinsten Entwicklungsgesetze des Denkens; ähnlich wie 
bei den Naturwissenschaften bleibt er der metatheoretischen Ebene verhaftet, spürt 
er Widersprüche im mathematischen. Symbolismus auf oder konstruiert solche sogar 
mit dessen Hilfe. Ein Beispiel: Engels versucht das Gesetz der Negation der Negation 
auch für die Mathematik als gültig nachzuweisen (Anti-Dühring a.a.O. S. 127), in- 
dem er folgendes Beispiel expliziert: Die Negation einer algebraischen Größe a ist 
(-a); die Negation dieser Negation erhält man durch Multiplizieren von (-a) mit sich 
selbst, also (a2); die ursprüngliche Größe a ist „auf einer höheren Stufe, nämlich der 
zweiten Potenz“ (Engels) aufgehoben. In diesen Konstruktionen macht Engels indes 
keineswegs transparent, warum gerade die Multiplikation zur Negation der Negation 


94 F. Engels: Mathematik (Notizen und Fragmente), Marx/Engels- Werke 20, S. 521 
95 F. Engels: Anti-Dühring, S. 113 

96 Ebd., S. 125 

97 Vgl. Marx/Engels-Werke 20, S. 522 
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einer algebraischen Größe führt. Ähnlich diffus und konstruiert sind seine Versuche, 
den Differentialprozeß als dialektisch auszuweisen, die Komplementarität von Addi- 
tion und Subtraktion, von Multiplikation und Division, d.h. die möglichen Form- 
und Operationsveränderungen verschiedener Zahlbereiche als Aufweis der dialek- 
tischen Entwicklung der Mathematik zu behaupten. Zwar arbeitet die Mathematik 
mit beziehungreichen, relationalen Begriffen, zwar kennt sie den Begriff des Wider- 
spruchs, aber sie anerkennt ihn methodisch nur als ihr großes Übel als ihre methodi- 
sche Grenze, die sie nicht überschreiten darf, die zu vermeiden ist, mit der sie nur 
im Sinne der formalen L.ogik arbeiten darf. 

Nun soll allerdings an dieser Stelle einschränkend bemerkt werden, daß durch 
den fragmentarischen Charakter der Engelsschen Arbeiten zur Mathematik sich nicht 
eindeutig entscheiden läßt, ob Engels die Mathematik als in ihrer Methode dialektisch 
nachweisen wollte oder nur versuchte, sie in einen dialektischen Interpretationszu- 
sarmmenhang zu stellen. Entsprechend dieser Mehrdeutigkeit der Engelsschen Posi- 
tion wird die Mathematik sowohl von den Sowjet-Marxisten (98) als auch von den 
Marxisten-Leninisten (99) als dialektische Wissenschaft verstanden, als eine mit ab- 
strakten Größen operierende, von den empirischen Besonderheiten ihrer Gegenstände 
abstrahierende Wissenschaft interpretiert, die durchaus ihren realen Erkenntnisbe- 
reich und Erkenntnisgegenstand besitze. Diese Position greift mehrfach in ihrer Er- 
klärungsweise zu kurz: 

1) Zum einen zeigt sich seit der Entwicklung der nicht-euklidischen Geometrien und 
der Konzipierung der Mathematik als Wissenschaft der formalen Strukturen durch 
Bourbaki, daß der von der Mathematik analysierte Struturvorrat wesentlich größer 
und reichhaltiger ist, als daß er den Strukturinhalten der Naturprozesse isomorph 
behauptet werden könnte. In diesem Sinne produziert Mathematik mögliches Ver- 
fügungswissen (100). Sie bestimmt somit das „‚Abstrakt-Mögliche“ der Natur. 

2) Mathematische Begriffe können nicht ausschließlich durch Abstraktion von sinn- 
licher Erfahrung gewonnen werden. Ohne Brüche in diesem Abstraktionsprozeß, 
ohne die produktive Phantasie der erkennenden Subjekte käme man nie über eine 
3-dimensionale Mathematik hinaus; vielmehr abstrahiert die Mathematik — trotz, 
ihres unbestreitbaren empirischen Ursprungs — von Empirie überhaupt (101). Zwi- 
schen Denken und Realität besteht eine unaufhebbare Differenz, die es verunmög- 
licht, durch lückenlose Deduktion (oder Abstraktion) das Wirkliche in den Griff zu 
bekommen. Ludwig Feuerbach benennt diese Differenz, wenn er schreibt: „Das 
Wirkliche ist im Denken nicht in ganzen Zahlen, sondern nur in Brüchen darstellbar. 


98 VgL exemplarisch: Gnedenko/Kaloujnine: Über den Kampf zwischen dem Materialismus 
und dem Idealismus in der Mathematik, in: Der Widerspruch Nr. 1, Berlin (West), Okto- 
ber 1973, S. 58- 80 

99 Vgl. Der Bankrott des Apriorismus in der Geschichte der Erkenntnis, Peking Rundschau 
Nr. 37, 1972 

100 J. Klüver: Mathematik und Verfügungswissen, in: J. Klüver/F, Wolf (Hrsg.): Wissenschafts- 
kritik und sozialistische Praxis, Ffm 1973, S. 69 - 88 

101 °P. Bulthaup zum Beispiel begreift die Mathematik als ein „Modell der Akkumulation und 
Integration des Wissens in einem von der empirischen Realität abgehobenen System“. 
(P. Bulthaup: Zur gesellschaftlichen....., S. 100) 
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Diese Differenz ist eine normale — sie beruht auf der Natur des Denkens, dessen 
Wesen die Allgemeinheit ist, im Unterschied von der Wirklichkeit, deren Wesen die 
indiviudalität ist.“ (102) 

Um dieser Differenz zwischen Denken und Realität auf die Spur zu kommen, 
bedarf es als Voraussetzung der gesellschaftlichen Begründung der verschiedenen be- 
grifflichen Formen, in denen sich wissenschaftliches Denken vollzieht. Dies verweist 
dann auch eine materialistische Erkenntnistheorie auf die Kategorien der Kritik der 
politischen Ökonomie, mittels denen die begrifflichen Anstrengungen geistiger Ar- 
beit geschichtsmaterialistisch erklärt werden müssen. Erst in einem solchen Theorie- 
zusammenhang wird es sinnvoll, von „bürgerlicher“ Mathematik resp. Naturwissen- 
schaft zu sprechen, wenn es sich nämlich erweist, daß die historische Gleichzeitigkeit 
von moderner Naturwissenschaft und kapitalistischer Produktionsweise auch begriff- 
lich Koinzidenz aufweist. Für ein solches Programm sind die Engelsschen Schriften 
kaum brauchbar. Dies soll kurz angedeutet werden. 

In der Mathematik vollzieht sich der Abstaktionsprozeß von Empirie (und das 
hat Engels nicht gesehen) in zwei verschiedenen Formen: als Realabstraktion und als 
Denkabstraktion. Beide Kategorien wurden neuerlich von Sohn-Rethel (103) in die 
Diskussion um eine materialistische Erkenntnistheorie gebracht. Ihre Verwendung 
ermöglicht das Begreifen von Mathematik als ein Instrument zur Explikation von 
Abstraktionsprozessen, 

„die nicht nur als ‚Denkabstraktion‘ das methodische Prinzip eines Subjekts, sondern als ‚Real- 
abstraktion‘ das Resultat gesellschaftlicher Organisation des Zusammenlebens der Menschen 
untereinander und ihres Verhältnisses zur Natur darstellen. Während der Begriff der Abstraktion 
in seinem innermathematischen Gebrauch den Prozeß der Verallgemeinerung von Klassenbe- 
griffen und Urteilen, die mit Klassenbegriffen gebildet werden, bezeichnet, wird hier unter Real- 
abstraktion demgegenüber der Prozeß kollektiven Vergessens von Bestimmungen der Realität in 
einem Handlungskontext verstanden, in dem diese Bestimmungen — aus welchen Gründen auch 
immer — keinen Einfluß auf die Praxis der Handelnden besitzen und daher dem Bewußtsein ver- 
loren gehen.“ (104) 

Beim ersten Prozeß handelt es sich — im aristotelischen Sinne — um den Begriff von 
Abstraktion, der den Prozeß der Verallgemeinerung von Klassenbegriffen und Urtei- 
len benennt; er wird zum wichtigsten methodischen Prinzip der Strukturmathematik. 

Der Sitz der Realabstraktion hingegen liegt (Sohn-Rethel zufolge) in der ge- 


102 L. Feuerbach: Kleine philosophische Schriften (1842 - 1845), Leipzig 1950, hier: Grund- 
sätze der Philosophie der Zukunft, S. 159 

103 Wir gehen an dieser Stelle nicht deshalb auf Sohn-Rethel ein, weil wir glauben, bei ihm 
läge in Grundzügen eine materialistische Erkenntnistheorie vor, sondern weil wir der Über- 
zeugung sind, daß hier im Gegensatz zu Engels methodisch richtige Wege eingeschlagen 
werden. Deshalb kommt es uns auf eine Kritik an dieser Stelle nicht an. (vgl. dazu An- 
merkung 59). Nur kurz sei bemerkt, daß bei Sohn-Rethel die Vermittlungen von Waren- 
zirkulation zum Gesamtprozeß des Kapitals, als dem bestimmenden Prozeß der kapitali- 
stischen Produktionsweise fehlen. Somit fehlen gerade jene Vermittlungen, die die For- 
men begrifflichen Denkens aus den Formen der gesellschaftlichen Produktion entstehen 
lassen. 

104 P. Damerov/U. Elwitz u. a.: Elementarmathematik: Lernen für die Praxis?, Stuttgart 1974, 
S. 37 
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sellschaftlichen Verkehrsform des Austauschverhältnisses. Der Ort, an dem die der 
Realabstraktionentsprechende ideelle Abstraktion begrifflicher Denkarbeit erscheint, 
ist der Ort des Austauschprozesses. Der formgenetische Zusammenhang zwischen 
gesellschaftlicher Realabstraktion und begrifflicher Denkabstraktion geistiger Arbeit 
verkörpert sich in der Geldform des Warenwerts, in der geprägten Münze. Was nun 
Real- und Denkabstraktion nach Sohn-Rethel verbindet ist die Gleichartigkeit ihrer 
Form. 

So haben zwar Inhalt und Aufgaben der Naturwissenschaften ihren Sitz in der 
Produktionssphäre und deren Entwicklungen, die Erkenntnisbegriffe des Verstandes 
und die Mathematik jedoch 
„entspringen nicht aus der Produktion, nicht aus den Prozessen des Stoffwechseis zwischen 
Mensch und Natur, auch nicht im Wege der Widerspiegelung oder Abbildung ihrer jeweiligen Ge- 
gebenheiten, sondern allein aus dem Austausch- und Zirkulationsprozeß, auf weichem auf Basis 
der Warenproduktion der ‚Zusammenhang der gesellschaftlichen Arbeit‘ oder in meiner Aus- 
drucksweise die ‚gesellschaftliche Synthesis‘ beruht.“ (105} 

Die Denkformen der Mathematik erweisen sich somit als mit der Warenäquivalenz 
verknüpfte Vergesellschaftungsformen. 

Es kann uns an dieser Stelle nicht darum gehen, eine durchaus zu begründen- 
de Kritik an Sohn-Rethel’s Ansatz zu entfalten, seine Schwächen sollen keineswegs 
eskamotiert werden (vgl. auch Anmerkung 59), es soll lediglich betont werden, daß 

“ hier ein Ansatz vorliegt, der versucht, die Denkformen der Mathematik mit einer be- 
stimmten Gesellschaftsformation zu verknüpfen. Der sonst in der sowjet-marxistischen 
Wissenschaftstheorie obligatorische Hinweis auf die „gesellschaftliche Praxis“, die 
die Wissenschaftsentwicklung determiniert, kann damit einer fundierten Analyse zu- 
gänglich gemacht werden. Will man die grundlegenden Denkbestimmungen der Ma- 
thematik (und Naturwissenschaften) aufspüren, wird man (und das lehrt Sohn-Rethel) 
nicht daran vorbeikommen, von kapitalistischer Gesellschaft und den sie konstitu- 
ierenden Kategorien Ware, Geld, Kapital etc. zu reden. Man wird damit gezwungen 
werden, das Feld der reinen Erkenntnistheorie zu verlassen. 


8 Schluß 


Wir wollen am Schluß des Aufsatzes im Hinblick auf die zu erwartende Kritik von 
sowjet-marxistischer Position noch einige Topoi festhalten, die zur politischen Klar- 
heit der Auseinandersetzung beitragen Können: 

Eine Auseinandersetzung mit den naturwissenschaftlichen Schriften von Engels 
kann sich nicht an der Konstatierung der Differenz bzw. Identität seiner Position 
mit derjenigen von Marx festmachen, daes in Auseinandersetzungen unter Marxisten 
nicht um Personen geht, denen man am „Heiligenschein“ kratzt, sondern um Posi- 
tionen innerhalb der Diskussion um eine materialistische Theorie der Geschichte der 


105 A. Sohn-Rethel: Das Geld, die bare Münze des Apriori, in: P, Mattick, A. Sohn-Rethel, 
H. Haasis: Beiträge zur Kritik des Geldes, Ffm 1976, S. 45 
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Naturwissenschaften. Von daher reproduziert das Klagelied der sowjet-marxistischen 
Wissenschaftstheorie, man wolle einen Keil zwischen Marx und Engels treiben, nur 
die „Verkirchenväterlichung“ beider. Die Mängel der Schriften von Engels lassen sich 
zwar sehr wohl aus dem polemischen Charakter des „Anti-Dühring‘“, sowie den frag- 
mentarischen Artikeln und Notizen zur „Dialektik der Natur“ erklären, ohne sie da- 
mit billigen zu müssen. Denn stellt man auch den spezifischen Charakter der Schrif- 
ten in Rechnung, bleiben noch genug bedenkliche Formulierungen, schließen sich 
selbst an die Intentionen von Engels noch wichtige Fragen an: Er nimmt die vorhan- 
denen Naturwissenschaften wie sie sind, will sie systematisieren, klassifizieren und 
ihre Übergänge klären. Damit trägt er jedoch nur dem (auch von der bürgerlichen 
Wissenschaftstheorie) konstatierten Phänomen Rechnung, daß sich Wissenschaft im 
Prozeß von Spezialisierung und Integration vollzieht. Seine Intention weist somit 
kein Gran über die bürgerlicher Wissenschaftstheorie hinaus. Was letztlich übrig bleibt, 
ist der Terminus „Dialektik“. Aber was ist das für ein Verständnis von Dialektik, das 
diese als methodologisch einheitsstiftendes Instrumentarium bestehender Wissen- 
schaften begreift, mittels dessen ein System der Natur zu entwickeln ist? Ein solches 
Verständnis hat fatale Konsequenzen. So erkennt Engels nicht, daß die Begriffe der 
Naturwissenschaften zugleich Kategorien der Naturentfremdung sind, da er den Zu- 
sammenhang von Gesellschaft und Wissenschaften entweder nur abstrakt behauptet 
oder ihn nur (an einigen Beispielen) empirisch zu belegen versucht, statt ihn sysze- 
matisch abzuleiten. So wird Gesellschaft nur a posteriori den fertigen Analysen über- 
gestülpt. Der Satz der „Deutschen Ideologie“, daß die aus der Entwicklung der Men- 
schen abstrahierten Gesetze, getrennt von wirklicher Geschichte, keinen Wert haben, 
kehrt sich damit tendenziell gegen Engels selbst. Deshalb bleibt es weiterhin die pri- 
märe Aufgabe der marxistischen Erkenntnistheorie, durch systematische Analysen 
Funktion und Formbestimmtheit der Naturwissenschaften auf ihren Begriff zu brin- 
gen; dann wird sich auch das Problem der Naturdialektik lösen, welche letztlich nur 
dazu taugt, gesellschaftliche Praxis als Bestandteil von Naturzusammenhängen um- 
zudeuten bzw. die jeweils aktuelle Politik der sowjet-marxistischen Parteien schein- 
wissenschaftlich zu legitimieren. 

Eine materialistische Erkenntnistheorie muß Dialektik als das begreifen, was 
sie bei Marx ist: als die Einheit des Subjekt-Objekt-Verhältnisses vermittelnde Seite 
des Gegenstands selbst, als eine historische und theoretische Methode, die mit ihrem 
Gegenstand unlösbar verknüpft ist. 
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Christoph Diefenbach, Gerd Grözinger, 

Dirk Ipsen, Fritz Warthenpfuhl, Ulrich Wengenroth 

Wie real ist die Realanalyse? 

Eine Kritik an dem methodischen Ansatz in 

„Entwicklungsphasen und -tendenzen des Kapitalismus in Westdeutschland‘ 
(2 Teile, Prokla, IV. Jg, 13, 16, 1974) 


I Warum diese Kritik? 


In den zwei Jahren seit der Veröffentlichung der BRD-Analyse durch die Prokla 13, 
16 unterlag sowohl deren inhaltliches Ergebnis als auch deren Methodik immer grös- 
serer Verbreitung. Dabei wurde mit der Zeit die Zahl der Einwendungen und Ein- 
schränkungen tendenziell immer geringer, während andererseits der Grad der festen 
Überzeugung von der Richtigkeit des Vorgehens und der Ergebnisse stetig anstieg. 
So wurde jener Indikator „Kapitalrentabilität‘ noch innerhalb des zweiteiligen Arti- 
kels stillschweigend mit der „Profitrate“ gleichgesetzt, und daraus wurde in der Fol- 
geausgabe der Prokla 17, I& ein „sogar in historischer Analyse nachweisbarer Fall 
der Profitrate‘“ (1). Vorsichtig formulierte und verklausulierte Vorbehalte hinsicht- 
lich der Methode, wie sie noch in Prokla 13 zu finden sind, werden nicht mehr auf- 
gegriffen; es genügt den Autoren seitdem, darauf zu verweisen, daß man zu diesen 
Fragen bereits „detaillierte methodische Überlegungen“ angestellt habe (2). Ein sol- 
cher Hinweis gibt sodann den Weg frei, um die Indikatoren aus Prokla 13, 16 quasi 
als vorgefertigtes Rechenprogramm anzuwenden: Fürwahr eine ideale Standardvor- 
lage zur raschen Anfertigung von politökonomischen Analysen für beliebige Län- 
der (3). 

Hier ist es zunächst einmal schlicht und einfach ein Gebot der Wissenschaft- 
lichkeit, davor zu warnen, daß eine höchst problematische Methode unreflektiert 
angewendet wird und Schlußfolgerungen gezogen werden, die absolut ungerechtfer- 
tigt sind. 

Da wir auf der einen Seite der begründeten Auffassung sind, daß die Methode 
der vorgelegten Analyse unergiebig, falsch und irreführend ist, andererseits jedoch 
von der Notwendigkeit einer materialistischen Realanalyse für die aktuelle Situation 
und Entwicklung der BRD und der anderen kapitalistischen Länder überzeugt sind, 
halten wir die kritische Auseinandersetzung mit der Methodik einer solchen Real- 
analyse für äußerst relevant. Unsere Kritik liefert zu einer solchen Diskussion inso- 
fern einen Beitrag, als sie die unbegründete Sicherheit, mit der in der gegenwärtigen 


1 Vgl. E. Altvater, J. Hoffmann, R.Künzel, W. Semmiler, Inflation und Krise der Kapitalver- 
wertung, in: Prokla 17/18, S. 257 

2 So bei W. Schoeller, Weltmarkt und Reproduktion des Kapitals, (EVA) Frankfurt/M — 
Köin 1976, S. 102 Fußnote 10 

3 So nachzulesen in: Handbuch 4, Inflation — Akkumulation — Krise, II (Hısg.: E. Altvater, 
V. Brandes, J. Reiche) EVA, Fim — Köln 1976 u. zwar für die USA S. 28 ff., die BRD 
S. 79 ff., Großbritannien S. 131 ff., Dänemark S. 169 ff. 


173 


Diskussion methodisch operiert und inhaltlich argumentiert wird, einigen Zweifeln 
aussetzt. 

Schließlich ist bei der Frage nach den Gründen für diese Kritik mit zu beden- 
ken, daß sich eine Kritik an der Methode nicht trennen läßt von einer Kritik der In- 
halte. Für unseren Zusammenhang bedeutet das, daß unsere Kritik an der Methodik 
der Realanalyse auf der Grundlage statistischer Indikatoren zugleich eine Kritik an 
dem inhaltlichen Ergebnis dieser Untersuchung beinhaltet. Die zentrale These der 
Prokla-Autoren, daß wir es in der BRD mit einer Konstellation zu tun hätten, die 
durch eine fallende Profitrate — bedingt durch eine steigende organische Zusam- 
mensetzung des Kapitals — ausgezeichnet sei, wird durch eine Methodenkritik gleich- 
falls in Zweifel gezogen. Erweist sich unsere Kritik als stichhaltig, so läßt sich daraus 
folgende Konsequenz ableiten: Ob in der BRD eine Tendenz der fallenden Profitrate 
feststellbar ist und ob eine tendenziell fallende Proiftrate durch die steigende organi- 
sche Zusammensetzung des Kapitals bewirkt wird, ist mit der Methode, die in der 
Untersuchung der Prokla-Autoren angewandt wird, nicht belegbar. Notwendig folgt 
dann auch, daß man nicht von einem „nachgewiesenen“ Fall der Profitrate als Vor- 
aussetzung ausgehen kann, um daraus Krise, Inflation usw. abzuleiten. Insofern also 
unsere Kritik stichhaltig ist, muß die Frage des tendenziellen Falls der Profitrate und 
dessen Begründung zumindest als offen bezeichnet werden. 

Wenn demnach die Analyse zentraler Probleme der aktuellen BRD-Entwick- 
lung vor weitgehend unbeantworteten Fragen steht, wird die Bedeutung einer kriti- 
schen Auseinandersetzung mit den methodischen Grundlagen einer Realanalyse 
offensichtlich. 

Nachdem wir uns der Relevanz und der Konsequenzen einer derartigen Metho- 
denkritik vergewissert haben, wollen wir zur Erleichterung der Orientierung in aller 
Kürze den Ablauf der Argumentation in den folgenden Abschnitten verdeutlichen: 
Wenn man uns nach all den Vorüberlegungen fragte, was denn nun die wichtigsten 
Kritikpunkte an der Methode der Realanalyse in Prokla 13, 16 sind, würden wir als 
knappe Zusammenfassung folgende drei Thesen formulieren: 

— Das Prinzip der Vorgehensweise — nämlich statistische Indikatoren für die rele- 
vanten Wertgrößen zu bilden, um aus deren Verlauf auf die Wertbewegung zurück- 
zuschließen (,„Rückschlußverfahren“ ist nahezu fautologisch und wird in der Form), 
wie es in Prokla 13, 16 angewendet wird, vollständig tautologisch. 

— Der Versuch, eine eindeutige Beziehung zwischen den Wertgrößen der politischen 
Ökonomie und den Preisgrößen der Statistik herzustellen (Parallelitätsannahme, An- 
nahme des Fehlerausgleiches) ist nicht gelungen. Die zugrundeliegenden Annahmen 
sind unbegründet eingeführt worden und/oder effektiv falsch. 

— Aber selbst wenn man die ersten beiden Thesen beiseite läßt und sich darauf be- 
schränkt, die immanente Stimmigkeit in der Argumentation der Autoren nachzuvoll- 
ziehen, gelangen wir zu dem Resultat, daß die Vorgehensweise selbst inkonsistent 
ist. 

Mit der Begründung dieser drei Thesen befassen sich die folgenden Abschnitte: 
Abschnitt I zur Kritik des methodischen Ansatzes befaßt sich mit dem ‚‚Rückschluß- 
verfahren“; Abschnitt III zum empirischen Verfahren kritisiert die Art des Brücken- 
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schlags zwischen Wert- und Preisgrößen ; Abschnitt IV zur immanenten Inkonsistenz 
der Argumentation zeigt die Ungereimtheiten der Argumentation bis in die Einzel- 
heiten auf. 


u Kritik des methodischen Ansatzes 


Wenn wir in diesem Abschnitt eine prinzipielle Kritik der methodischen Vorgehens- 
weise führen, wie sie die Prokla-Autoren für die Realanalyse der BRD-Akkumulation 
verwenden, so sollte vorweg klargestellt werden, daß wir den Anspruch und die Ziel- 
richtung einer Realanalyse im Sinne der Prokla-Autoren voll unterstützen: Der An- 
spruch einer Realanalyse besteht darin, die Gesetze des Kapitals im Allgemeinen in 
ihren „historischen Durchsetzungsformen und -bedingungen in einer historisch be- 
stimmten Gesellschaft“ (S. 104) 4) zu analysieren. 

Es geht im Folgenden also nicht um eine Kritik an dem Anspruch, die spezifi- 
schen Formen und Bedingungen zu untersuchen, die für die Kapitalakkumulation in 
der BRD entscheidend waren, sondern es geht uns darum, das Verfahren zu proble- 
matisieren, mit dem dieser Anspruch eingelöst werden soll. Es geht um eine Beurtei- 
lung des Verfahrens, mit Hilfe statistischer Indikatoren, die die Entwicklung der Er- 
scheinungsebene reflektieren, auf die Wertbewegung zurückzuschließen, wie sie in 
der Marxschen Analyse des Kapitals im Allgemeinen entwickelt wurde. 

Dieses von uns so genannte „Rückschlußverfahren‘“ steht im Mittelpunkt der 
Kritik an dem grundsätzlichen methodischen Ansatz. 

Der Maßstab, an dem das Rückschlußverfahren gemessen und kritisiert werden 
muß, ergibt sich dabei aus dem Anspruch und der Zielsetzung der Realanalyse selbst. 
Wir fragen also danach, ob das Rückschlußverfahren auf der Basis statistischer Indi- 
katoren geeignet ist, um die Verbindung zwischen den abstrakten Gesetzen des Kapi- 
tals und den Erscheinungsformen der Entwicklung in einem speziellen Falle — hier 
der BRD -— herzustellen. Wir prüfen, ob das methodische Verfahren der Prokla- 
Autoren jene Konkretisierung, Spezifizierung und Modifizierung der allgemeinen 
Kapitalbewegung ‚in den Griff‘“ bekommen kann, die in dem Anspruch einer Real- 
analyse enthalten sind. 

Wir klären zunächst die Frage nach dem methodischen Problem einer Realana- 
lyse, um zu verdeutlichen, an welcher Stelle das Rückschlußverfahren eingesetzt wird 

Dabei ist davon auszugehen, daß das Problem einer Realanalyse darin besteht, 
die Konkrete Akkumulationsentwicklung der BRD mit Hilfe der Theorie des Kapitals 
im Allgemeinen zu erklären, obgleich die Zusammenhänge, wie sie auf der theoreti- 
schen Ebene in Wertkategorien formuliert sind, auf der beobachtbaren Erscheinungs- 
ebene unmittelbar nicht auftreten. Beobachtbar und meßbar sind dagegen die Preis- 
größen der Statistik — etwadas Sozialprodukt, die Lohnsumme usw. Daß gleichwohl 
die Möglichkeit einer theoretischen Erklärung der Erscheinungsformen der konkreten 
Entwicklung besteht, liegt darin begründet, daß die Erscheinungsformen als „‚Aus- 


4 Die Seitenangaben beziehen sich auf den Artikel in Prokla 13 
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druck‘, „Reflex“ oder abgeleitete Formen der auf Wertbasis analysierten „Grund- 
bewegung“ zu interpretieren sind. „In den Oberflächenerscheinungen drückt sich 
folglich die Grundbewegung ‚irgend wie‘ aus (S. 112). 

Um dieses „irgendwie“ geht es bei der Lösung des methodischen Problems 
einer Realanalyse. Die Lösung dieses bis hierher unbestimmten Verhältnisses von 
Grundbewegung und Erscheinungsform versuchen die Prokla-Autoren ( und nicht 
nur sie) (5) mit Hilfe des Rückschlußverfahrens in den Griff zu bekommen. 

Hier wird nun folgendermaßen argumentiert: 

Da die Erscheinungsformen ja ein Reflex der Grundbewegung sind, kann in einer 
Realanalyse umgekehrt vorgegangen werden und von den Preisgrößen der Erschei- 
nungsebene auf die Wertbewegung der ‚„‚Wesensebene‘“ zurückgeschlossen werden. 
„Aber eingedenk dieser Tatsache kann man daran gehen, in den Beziehungen der 
Momente aufeinander die Tendenzen der Grundbewegung, die sich quantitativ nicht 
messen läßt, herauszubekommnen“ (S. 112). Konkret bedeutet das, daß aus den Preis- 
größen des statistischen Materials bestimmte „Indikatoren“ gebildet werden, die den 
Wertbegriffen der Kapitaltheorie analog sein sollen; die statistischen Indikatoren 
sollen die Wertbegriffe gleichsam ‚illustrieren‘. Sie werden dazu benutzt, „um an 
ihren Veränderungen im Zeitablauf auf die historischen Veränderungen, und vor 
allem auf die Richtung der Veränderung, der illustrierten Kategorien zu verweisen. 
(S. 112). Hier soll dann aus einer statistischen Kennziffer, die sich aus der Lohnquote 
und ihrem Gegenstück, der Profitquote zusammensetzt, auf die Mehrwertrate, oder 
von der statistischen Kennziffer der „Kapitalintensität‘‘ auf die „organische Zusam- 
mensetzung des Kapitals‘ usw. zurückgeschlossen werden, 

Allerdings kann ein solcher Rückschluß immer nur dann erfolgen, wenn man 
spezifizieren kann, wie die Relation zwischen dem statistischen Indikator und der 
Wertgröße beschaffen ist. Auch hierauf geben die Prokla-Autoren eine Antwort: 

„Von den Marktpreisen, deren Tendenz und aktuelle Höhe einer Vielzahl von je be- 
sonderen Bedingungen geschuldet sind, kann daher nur unter der Annahme auf die 
Wertbewegung rückgeschlossen werden, daß über eine bestimmte Zeitspanne kalku- 
liert deren Tendenzen von der Bewegung des Wertes bzw. des Produktionspreises re- 
guliert wird und daher sich in den Marktpreisen die Produktionspreise reflektieren.“ 
(S. 107 f.) Das heißt doch wohl: Wert und Preisgrößen sind zwar in ihrer absoluten 
Größe unterschiedlich, aber über eine „bestimmte“ Zeitspanne gesehen ist jedoch 
die Bewegungsrichtung und Entwicklungstendenz beider Größen identisch. Die Frage 
nach der Beziehung zwischen Wert- und Preisgrößen wird also dadurch „gelöst“, daß 
man eine Annahme über die Parallelität der Entwicklungsrichtung von Wert- und 
Preisgrößen einführt. Wenn allerdings diese Annahme gilt, so wird uns auch klar: 
Wertbewegung und Preisbewegung werden durch eine solche Parallelitätsannahme in 
eine eindeutige funktionale Beziehung gesetzt, so daß es für die Prokla-Autoren im 


5 In dieser Beziehung unterscheidet sich auch die ansonsten differenziertere und exaktere 
Arbeit von Zschocke nicht von der Arbeit in Prokla 13, 16. Vgl. Helmut Zschocke, Kapi- 
talstruktur und Kapitalverwertung in der BRD-Industrie, Die industrielle Kapitalverwer- 
tung in der BRD unter deın Druck der tendenziell fallenden Profitrate, IPW-Forschungs- 
hefte 2/1974 insbes. S. 72. 
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Prinzip gleichgültig wird, ob sie von der theoretisch analysierten Wertbewegung aus- 
gehen und von hier aus die Bewegungen auf der Erscheinungsebene erklären, oder 
ob sie umgekehrt von der Entwicklung spezieller statistischer Indikatoren der Er- 
scheinungsebene ausgehen und von ihnen auf die Wertbewegung zurückschließen. 
Mit der Entscheidung für das Rückschlußverfahren hat man es sich auf jeden Fall er- 
spart, die Frage zu untersuchen, ob die Durchsetzung der Wertbewegung in der ge- 
genwärtigen Entwicklungsphase des westdeutschen Kapitalismus durch Erschei- 
nungen der Monopolisierung, der staatlichen Regulierung usw. modifiziert sind. 

Weiterhin ist es unter Geltung einer solchen Parallelitätsannahme auch ein- 
leuchtend, daß das Hauptgewicht des methodischen Problems sich nunmehr darauf 
konzentriert, möglichst „angemessene“ statistische Indikatoren zu finden. Die Frage 
nach der Beziehung zwischen den Gesetzen des Kapitals im Allgemeinen und ihren 
konkreten Durchsetzungsformen etwa am Beispiel der BRD-Akkumulation, wie wir 
sie vorhin noch in Übereinstimmung mit den Prokla-Autoren als zentrales Problem 
einer Realanalyse formulieren konnten, ist ja durch die Parallelitätsannahme un- 
wesentlich geworden. Anstelle dessen tritt die Frage danach, welche Statistik wohl 
am ehesten den Wertbegriffen der Marxschen Analyse gerecht wird im Sinne der 
„Repräsentanz“: Brutto- oder Nettoanlagevermögen für konstantes fixes Kapital? 
Nominale oder preisbereinigte Lohusumme für das variable Kapital? usw. 

Wie wichtig derartige Überlegungen sein können und in welcher Weise die Ex- 
aktheit des Umgangs mit statistischem Material eine Aussage letztlich beeinflußt, 
wird der letzte Abschnitt unserer Kritik demonstrieren. An dieser Stelle sollten wir 
jedoch daran festhalten, daß der methodische Stellenwert der statistischen Indika- 
toren voll und ganz aus der Perspektive des Rückschlußverfahrens resultiert: Gilt 
etwa die Parallelitätsannahme nicht, so erscheint auch die Rolle der Statistik in ver- 
ändertem Licht. 

Nach diesen recht ausführlichen Vorüberlegungen über den Inhalt und die 
Funktion, die das Rückschlußverfahren für die Realanalyse der Prokla-Autoren spielt, 
fällt es nicht mehr allzu schwer, die entscheidenden Kritikpunkte an der methodi- 
schen Vorgehensweise zu formulieren. Dabei geht es zunächst um den Sachverhalt 
des Rückschlusses selbst und anschließend um eine Prüfung der Parallelitätsannahme. 
Um zu einer Einschätzung der Zweckmäßigkeit des Rückschlußverfahrens zu gelan- 
gen, stellen wir zunächst die Frage, was sich denn überhaupt mit Hilfe eines Rück- 
schlusses von der Entwicklung eines statistischen Indikators auf die „korrespondie- 
rende“ Wertbewegung aussagen läßt. Es scheint so, als könne eine solche Vorgehens- 
weise dazu benutzt werden, um 
— entweder unter der Annahme der Gültigkeit der theoretischen Grundlage die Ent- 
wicklung der Erscheingungsebene auf Abweichung oder Deckungsgleichheit zu prü- 
fen, 

— oder unter Berufung auf die Faktizität der Erscheinungsform die theoretische 
Grundlage auf Übereinstimmung oder Abweichung zu prüfen. 

In beiden Fällen liefe das auf ein sehr gradlinieges und schlichtes Prüfverfahren 
hinaus. Wir müssen hier in Erinnerung rufen, daß es das Ziel der Realanalyse ‚war‘, 
die historischen Durchsetzungsformen der Gesetze des Kapitals an einer spezifischen 
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historischen Entwicklung zu analysieren. Jetzt sehen wir uns mit einem Verfahren 
konfrontiert, das bestenfalls dazu geeignet ist, die „Grundbewegung“ mit der Ent- 
wicklung der Erscheinungsebene zu konfrontieren, um die Übereinstimmung bzw. 
Abweichung feststellen zu können. 

Erstes Fazit unserer Kritik: Die Einführung des Rückschlußverfahrens verän- 
dert unter der Hand die ganze Fragestellung und den Anspruch der Realanalyse: An- 
statt die Erscheinungsformen zu erklären, wird hier die Übereinstimmung von Grund- 
bewegung und Erscheinungsform konstatiert. Im Verlauf der Untersuchung in Pro- 
kla 13, 16 fallt dieser heimliche Wandel in der Fragestellung nicht so sehr auf, denn 
es gelingt den Autoren ja — Gott sei Lob — , das statistische Material so zurecht zu 
biegen, daß sich letztendlich die Entwicklung der Erscheinungsebene (Indikatoren) 
mit der Grundbewegung in Übereinstimmung bringen ließ (vgl. dazu den letzten Ab- 
schnitt unserer Kritik). Was wäre aber passiert, wenn keine Übereinstimmung fest- 
zustellen gewesen wäre? 6) Wären wir dann in der Lage, aus der Abweichung von 
theoretisch zu erwartender Entwicklung und statistisch festgestellter Entwicklung 
eines Indikators Konsequenzen hinsichtlich der Gültigkeit der Theorie zu ziehen? 
Die Antwort heißt „nein“, weil sich aus der Abweichung einer historisch spezifischen 
Erscheinung von der theoretisch analysierten Entwicklung unmittelbar keine Theo- 
rieprüfung ableiten läßt. In einem solchen Fall wäre doch zunächst einmal zu prüfen, 
ob die Abweichung einen einmaligen historischen Sonderfall darstellt oder ob die 
Entwicklung des statistischen Indikators das Ergebnis „entgegenwirkender Tenden- 
zen“ ist. Das heißt, daß wir auch in einem solchen Falle feststellen müssen, daß das 
Indikatorverfahren untauglich ist, wenn es darum geht, den Anspruch einer Real- 
analyse zu erfüllen, denn die Untersuchung solcher historischer Sonderbedingungen 
und Modifikationen in der Durchsetzung der Wertbe wegungen setzt erst jenseits der 
Indikatorenproblematik an. Der Indikator hat uns dabei nur einen — allerdings un- 
nötigen — Dienst erwiesen: Er hat gezeigt, daß Wesen und Erscheinung nicht identisch 
sind. Davon geht allerdings jede Kritik der politischen Ökonomie aus. 

Ein Verfahren einzuführen, das bestenfalls in der Lage ist zu zeigen, daß Grund- 
bewegung und Erscheinungsform in der Tat unterschieden sind, hat uns damit 
nicht den geringsten Schritt weitergebracht. Weiterhin erweist sich das Rückschluß- 
verfahren als untauglich, weil es die Wahrscheinlichkeit weitgehend ausschließt, daß 
es überhaupt zur Aufdeckung von Abweichungen zwischen Wert- und Preisgrößen 
kommt: Denn realiter läuft doch das Rückschlußverfahren darauf hinaus, daß im 
eısten Schritt aus den auf Wertbasis formulierten Kategorien der Marxschen Analyse 
die für adäquat gehaltenen statistischen Indikatoren gebildet werden; im zweiten 
Schritt wird nunmehr von den Indikatoren wieder auf die Wertbewegung zurückge- 
schlossen. Das ist bereits ein Verfahren, das bedenklich in der Nähe einer Tautologie 
steht und, wie die Prokla-Autoren belegen, zur vollständigen Tautologie werden 
kann, wenn man nur hinreichend am statistischen Material ‚‚arbeite‘“. Es ist auch zu 


6 So meint A. Blechschmidt mit Hilfe eines Indikators für die organische Zusammensetzung 
des Kapitals für die BRD eine eher sinkende Tendenz feststellen zu können. Vgl. A. Blech- 
schmidt, Profitentwicklung und Krise in der BRD-Industrie, in: V. Brandes (Hrsg.) Per- 
spektiven des Kapitalismus, Handbuch I, Frankfurt/M 1974, S. 285 £. 
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naheliegend, so zu verfahren: Da ja annahmegemäß der statistische Indikator und die 
Wertgröße parallel verlaufen sollen, suche ich solange in den Statistiken, bis ich eine 
Größe gefunden habe, die der Annahme den Gefallen tut. 

Zweites Fazit unserer Kritik: Das Rückschlußverfahren bringt die Realanalyse 
in die Nähe zur Tautologie: Man meint, etwas inhaltlich Neues auszusagen und for- 
muliert doch nur das mit neuen Worten, was man ohnedies schon vorher wußte. 
An dieser Stelle muß unsere Kritik allerdings deutlich differenzieren: Die methodi- 
schen Bedenken hinsichtlich des Rückschlußverfahrens beziehen sich auf alle Arbei- 
ten, die mehr oder minder explizit mit statistischen Indikatoren für Wertgrößen 
operieren. Daß dieses Verfahren nicht unbedingt zur vollständigen Tautologie führen 
muß, zeigen dabei die Untersuchungen von Zschocke oder Blechschmidt 7). Für die 
spezielle Arbeit in Prokla 13, 16 geht unsere Kritik darüber hinaus, weil sich hier 
zeigen läßt, daß Erscheinungsformen, wie sie statistisch erfaßt sind, systematisch auf 
Übereinstimmung mit der Wertbewegung „getrimmt‘ werden (vgl. unten). 

Wir haben bislang nur ein Element des Rückschlußverfahrens untersucht und 
ergänzen unsere Kritik nunmehr um eine Prüfung des zweiten Elementes: der Paral- 
lelitätsannahme, Nur unter der Annahme einer parallelen Entwicklung von Preis- 
und Wertgrößen konnte man zu einem Verfahren des Rückschlusses von Preis- auf 
Wertgrößen gelangen. : Diese Annahme wird in Prokla 13 als „allerdings begründet“ 
hingestellt, ohne auch nur ein einziges Wort der Begründung zu verlieren (S. 107 f}. 
Allerdings wird nur wenige Zeilen später am Beispiel des Bruttosozialproduktes völlig 
zurecht demonstriert, daß Wert- und Preisentwicklung sich im Betrachtungszeitraum 
eindeutig auseinander entwickelt haben ($. 108 f). 

Es ist recht aufschlußreich, die anschließende Argumentation der Prokla- 
Autoren zu verfolgen: Hier wird darauf verwiesen, daß eine Bewertung der Waren- 
mengen mit Marktpreisen immer auch die inflationäre Entwicklung enthalte ; selbst 
bei einer Bereinigung um die Inflationsrate ließe die so entstehende Preisgröße des 
„realen‘‘ Sozialprodukts unberücksichtigt, daß der Warenwert ja aufgrund gestiege- 
ner Arbeitsproduktivität gesunken sei. Selbst konstante Preise enthielten insofern 
noch die Komponente der sogenannten „relativen“ Inflation. Diese könne jedoch 
aus verschiedenen Gründen nicht ausgeschaltet werden (S. 109). 

Sicherlich könnte eine solche Bereinigung zumindest näherungsweise ange- 
gangen werden. Aber — und darauf kommt es uns an — durch eine formale Bereini- 
gung statistischer Größen wird doch das Phänomen des Auseinanderlaufens von 
Wert- und Preisgrößen nicht beseitigt. 

Wir leben also offensichtlich in einer Entwicklungsphase des Kapitalismus, in 
der sinkende Warenwerte nicht in sinkenden Warenpreisen zum Ausdruck kommen. 
Statt daß dieser Sachverhalt zum Anlaß für Überlegungen über modifizierte Durch- 
setzungsformen der Wertbewegung gemacht würde, wird uns im Banne des Rück- 
schlußverfahrens die Frage der formalen „Ausschaltung“ der Diskrepanz vorgeführt. 

Gerade weil Vieles dafür spricht, daß die Entwicklung von Wert- und Preis- 
größen nicht parallel verläuft, müßte eine Parallelitätsannahme ganz besonders inten- 
siv begründet werden. 

Eine mögliche Prüfung bestünde darin, die Entwicklung der Arbeitsproduktivi- 
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tät mit der Preisentwicklung zu konfrontieren: Bewegen sich die Preise umgekehrt 
proportional zu der Produktivität, so stützt das die Parallelitätsthese. Das Ergebnis 
fällt jedoch negativ aus — die Autoren wissen das selbst, wenn sie von absoluter und 
relativer Inflation sprechen — nur hat das keine Konsequenzen für ihre Realanalyse. 
Es bleibt also dabei, daß der Rückschluß von Sozialproduktdaten auf das Wertpro- 
dukt im Ergebnis vollkommen offen bleibt, d.h. es ist keine Aussage möglich, wie 
dies die Autoren auf Seite 115 selbst formulieren. (Auf den Trugschluß, die Fehler 
der inflationären Verzerrzung könnten sich in statistische Kennziffern gegenseitig 
aufheben, gehen wir unten ein). 

Eine andere Form der Prüfung könnte davon ausgehen, daß man von den 
Marktbedingungen für einzelne Warenarten (Arbeitskräfte, Produktionsmittel usw.) 
ausgeht, um von hier aus zumindest plausible Überlegungen zum Verhältnis der Ent- 
wicklungsrichtung von Wert- und Preisgrößen anzustellen. Hier müßte gerade für die 
Ware „Arbeitskraft“ angesichts deren Verknappung seit spätestens 1960 überlegt 
werden, inwiefern sich der Preis der Arbeitskraft durchaus über einen längeren Zeit- 
raum über die Reproduktionskosten hinaus entwickeln konnte. 

Wäre das Rückschlußverfahren jedenfalls konsequent geprüft worden, so Könn- 
ten die auftretenden Divergenzen von Wert- und Preisentwicklung zumindest Hin- 
weise abgeben, welcher Art die historisch modifizierten Durchsetzungsformen sein 
könnten. Diesen — unseres Erachtens für begrenzte Fragestellungen — sinnvollen 
Weg versperrt man sich dadurch, daß man die „Parallelität“ einfach postuliert. 

Damit kommen wir zumdritten Fazit unserer Kritik am methodischen Ansatz: 
Die Annahme einer Parallelität in der Entwicklung von Marktpreisgrößen der Statistik 
und der Bewegung von Wertgrößen ist 
— von den Autoren nicht im geringsten begründet worden, 

— und unterliegt erheblichen Zweifel, so daß 
— alle darauf gegründeten Folgerungen unbegründet, äußerst vage und in der Sicher- 
heit, mit der sie vorgebracht werden, eher täuschend als aufklärend sind. 

Vollständig aus der Betrachtung ist nunmehr der ursprüngliche Anspruch ge- 
raten, diejenigen Modifikationen und Weiterentwicklungen zu analysieren, die etwa 
dazu geführt haben, daß sich sinkende Warenwerte in steigenden Warenpreisen aus- 
drücken können. Welchen Einfluß hat die staatliche Stabilisierungspolitik, die ge- 
stiegene Monopolisierung, die Weltmarktverflechtung usw. auf die konkreten Durch- 
setzungsformen der Wertbewegung der Kapitale? Darüber erfahren wir so gut wie 
nichts, denn unter dem Einfluß des Rückschlußverfahrens wird die Realanalyse zu 
einer einfachen Übersetzungsaufgabe, in der SIELRIWICKUNE und Preisentwicklung 
zu austauschbaren Größen werden. 


HI Zum empirischen Ansatz 
Wie ein solches „Rückschlußverfahren“ in die Tat umgesetzt werden kann, ist einige 


Seiten später zu lesen. In Kap. 1.2 wird das Probelm „Empirische Indikatoren für 
Wertveränderung und Kapitalverwertung‘“ diskutiert. Betrachten wird den Unterpunkt 
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„Der Prozeß der Wertbildung‘‘ auf den Seiten 113 - 116 von Prokla 13: Hier ist im 
Kern die künftige Anwendung des vorher so breit beschriebenen methodischen Vor- 
gehens enthalten. Anhand der Diskussion einer Sozialproduktgröße, dem Bruttoin- 
landprodukt (BIP), soll die Beziehung zwischen Wert- und Preisrechung vorgeführt 
werden. Es ist die letzte Stufe vor der Bearbeitung der Empirie und bietet dadurch 
die Möglichkeit, unsere Kritikpunkte noch einmal klar zu formulieren und sie kon- 
kret am Text zu belegen. Ausgangspunkt soll das Resumee dieser Seiten sein, wo die 
Autoren drei Konsequenzen „in Bezug auf die Wertbildung ziehen“ (S. 115). In 
diesen Konsequenzen vermissen wir dreierlei: 

— einen Begründungszusammenhang, wie es zu manchen Aussagen kommt 

— eine Sprache, die Marxsche Kategorien und bürgerliche Größen nicht einfach zu- 
sammenzwingt, um damit eine formale Identität herzustellen, 

— eine eindeutige Herleitung, warum sich trotz aller Einwände Wert- und Preisver- 
hältnisse gleichförmig entwickeln sollen. 

In Punkt eins der „Konsequenzen“ heißt es: „Ein steigendes BIP kann fallende, 
gleichbleibende oder steigende Wertmassen ausdrücken. Das BIP spiegelt also nur die 
Gebrauchswertmengen für den Kapitalersatz sowie für das konsumierbare und akku- 
mulierbare physische Produkt wieder“ (S. 115). So unbestreibbar der erste Satz ist, 
so merkwürdig mutet doch der zweite an. Wie ist es nur möglich, daß eine Größe der 
bürgerlichen Statistik, eine verkaufte Warenmenge in einer Geldsumme darstellend, 
nur „Gebrauchswertmengen“ reflektiert? Und dann soll dies auch noch so etwas 
sein wie „Gebrauchswertmengen ... für das konsumierbare .. . physische Produkt“. 

Ein quantitativ verändertes reales BIP drückt natürlich eine veränderte Menge 
von Waren aus. Aber genau das steht ja nicht im Text, erfordert es doch als nächsten 
Schritt eine genaue Diskussion des Zusammenhangs von Preisen, Werten und Waren- 
summen. Die Autoren etikettieren lieber das Problem mit dem so wohlvertrauten 
Begriff ‚„‚Gebrauchswert“. Wenn zwar von „Mystifikation‘ und der „verkehrten Wi- 
derspiegelung“ auf der Oberfläche geschrieben wird, dann aber doch diese schillernde 
Oberfläche mit aller Gewalt. direkt auf die Wesenskategorien aufgepropft wird, bleibt 
bei der Betrachtung einer Größe wie dem BIP wohl tatsächlich nur ein Schluß übrig: 
wenn diesnicht direkt den Wert widerspiegelt, dann muß es wohl der Gebrauchswert 
sein. 

Es scheint, als sei das Probelm des BIP für die Realanalyse damit erledigt. Mit 
Gebrauchswerten läßt sich schlecht rechnen. Und doch wird später genau das Sozial- 
produkt als feste Basis für die Formeln benutzt. Wir haben also weder einen sauberen 
Umgang mit Marxscher Kategorie noch ist zu sehen, wie in diesem Fall die „Kon- 
sequenz“ sich in den späteren Aussagen wiederfindet. 

Eine der größten Schwierigkeiten bei der Untersuchung von Sozialprodukts- 
größen für eine Realanalyse liegt in der „relativen Inflation“. Eine steigende Produk- 
tivität verringert den Wert pro Ware bzw. vergrößert den Gebrauchswertausstoß bei 
gleichbleibender Wertsumme. Statt daß aber auch die Preise fallen, ist seit langem 
festzustellen, daß sie steigen oder zumindestens stagnieren. 

Punkt zwei der Konsequenzen beschäftigt sich damit. Betrachten wir zuerst 
den letzten Satz: „Die gleichbleibende (oder steigende) gesellschaftlich notwendige 
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Arbeit (der Neuwert) „‚inflationiert‘‘ gewissermaßen bei steigendem BIP mit kon- 
stanten Preisen“ (S. 115). Wieso gilt diese Aussage, als Beschreibung der relativen In- 
flation sonst völlig unserer Zustimmung gewiß, auch für die (erste) Klammer? Ein 
steigender Neuwert muß bei gleichzeitig steigendem realen BIP mitnichten ‚„inflatio- 
niert“ sein. Da hilft auch das Ausrufzeichen am Schluß des Satzes recht wenig. 

Es drängt sich der Verdacht geradezu auf, dies sei wohlberechnete Augenwi- 
scherei. Nicht jeder Leser ist willens und zeitlich in der Lage, das oft Dunkle dieses 
Aufsatzes genau zu prüfen. Der zitierte Sätz ist auch nicht einfach als Ausrutscher 
zu verstehen. Zwei Sätze davor findet sich folgende Aussage: 

„Das Wachstum der in das BIP eingehenden Gebrauchswertmengen (als Folge 
der gesteigerten Produktivität und Intensität der Arbeit) hat zur Konsequenz, daß 
die pro Ware und im gesamten aggregierten Warenprodukt enthaltene gesellschaftlich 
notwendige Arbeit einen höheren Geldausdruck annimmt.“ (S. 115) 

Hier ist nun nicht mehr nur einfach Unsinn geschrieben, hier wird eine falsche 
Aussage trächtig gemacht für die „Analyse“. Gesteigerte Intensität bedeutet mehr 
Wert in mehr Waren, bei gleichbleibendem Wert der einzelnen Ware. Oder anders 
ausgedrückt: eine in entsprechend mehr Geld ausgezeichnete größere Wertsumme 
heißt eben nicht „einen höheren Geldausdruck“ annehmen. Selbst wenn das „und“ 
zwischen Produktivität und Intensität so verstanden werden soll, daß beides zusam- 
men auftritt, so sind es doch „in Bezug auf die Wertbildung‘ geradezu entgegenge- 
setzte Fälle der Produktionsausweitung und gehören dementsprechend scharf von- 
einander geschieden. 

Die Zielrichtung ist wohl klar geworden. Dort, wo sich dem „Rückschlußver- 
fahren“ störende Elemente in den Weg stellen, werden sie nicht beachtet, unter die 
gewünschten Tendenzen eingeordnet oder es wird auf später verwiesen. In die doch 
so neuartig „wertbestimmte“ Profitrate fließen sie nur ein, wenn sie sich statistisch 
leicht berechnen lassen. So ist die Zunahme des Arbeitsvolumens als störendes Mo- 
ment erkannt und durch Konstantsetzen eliminiert worden (S. 114). Wird die Inten- 
sität später erwähnt, so hat dies mehr deklamatorische Wirkung. So behaupten die 
Autoren in Prokla 16, (S. 104), der Anteil der Intensivierung an der Steigerung der 
Arbeitsproduktivität sei nicht quantifizierbar, geben aber auf Seite 105 zu, es sei 
ein „bedeutender Teil“. Wie dem auch sei, die Profitratenrechnerei ist längst durch- 
geführt und festgeschrieben. 

Dazu kommt ein weiteres. Die Gleichsetzung von Produktvität und Intensität 
ist nicht einfach als Kapitulation vor der Undifferenziertheit der bürgerlichen Stati- 
stik zu verstehen. Wichtig ist, daß die Autoren beides hier zusammen darstellen und 
ihre Wirkungen als gleichlaufende beschreiben. Damit wird der Eindruck erweckt, 
BIP und Wertprodukt unterscheiden sich nur durch die ‚‚reltaive Inflation“ und diese 
sei tatsächlich nur als eine Form von Inflation zu verstehen. Könne man diese, wie 
die absolute, irgendwie eliminieren, müsse eine Identität zwischen BIP und Wertpro- 
dukt herzustellen sein. 

Unter den Tisch fällt dabei, daß das BIP und seine Teilgrößen als die großen 
Gleichmacher fungieren. Für diese Statistiken ist weder wichtig, ob die Arbeit pro- 
duktiv oder unproduktiv ist, ob die Ausstoßsteigerung durch Intensivierung oder hö- 


182 


here Produktivität erreicht wurde. Am Schluß wird alles in Preisen ausgedrückt. Da- 
mit mag man noch einiges aussagen können, ein Rückschluß auf die Wertbewegung 
scheint allerdings ausgeschlossen. 

Daß die Autoren glauben, einen Weg gefunden zu haben, die relative Inflation 
zu eliminieren, ergibt sich aus Punkt drei. Dort heißt es: „Da aber alle Aggregate wie 
BIP, Kapitalstock, Lohn und Lohnquote in unseren unten zu entwickelnden For- 
meln auf eine Preisbasis (z. B. von 1962) deflationiert sind (bzw. ihre darin enthal- 
tenen Arbeitsquanta aufgrund der relativen Inflation inflationiert sind), können 
trotzdem entsprechende Quotienten und Verhältniszahlen — vorbehaltlich des Pro- 
blems der relativen Werte (Preise) und Mengen — entsprechende Wertverhältnisse 
widerspiegeln“. (S. 115 f) Dieser Satz verdient in allen Einzelheiten nachgeschmeckt 
zu werden — macht er doch so recht die ganze Raffinesse der Argumentation deut- 
lich. Zuerst: allein das Ausschalten der absoluten Inflation ermöglicht die Bildung 
der Formeln. Warum dies so sein muß, wird natürlich nicht erklärt.Es gibt auch zu- 
mindestens ein gutes Argument, gerade so nicht zu verfahren. Kapitalisten wie Ar- 
beiter zahlen immer wirkliche Preise — und nicht die von 1962. Eine Preisbereini- 
gung sollte also zumindest etwas genauer begründet werden, bevor sie zur allgemei- 
nen und konstitutiven Grundlage der Untersuchung wird. Der ganze Satz gilt nur 
„vorbehaltlich“. Dieser Vorbehalt ist nicht etwa klar benannt. Es ist das Problem 
der „relativen Werte (Preise) und Mengen“. Nun könnte dies einfach ein Synonym 
für relative Inflation sein. Der Sinn wäre also: abgesehen von Verzerrungen durch die 
relative Inflation könnten sich Wertverhältnisse in Aggregatrelationen der bürgerli- 
chen Statistik widerspiegeln. Eine andere Möglichkeit mag der Verweis aufs „Kapi- 
tal“ bieten. Dortist auch vom „relativen Wert“ die Rede. Wie sich dies nun etwa mit 
der Lohnquote verträgt, ist uns allerdings ein Geheimnis geblieben. Nun könnte noch 
eine ganz banale Erklärung herhalten. Es sei einfach die Deflationierung nicht mit 
einem Index für alle Waren, sondern mit nach Warenmenge gewichteten Indices für 
jede einzelne Ware gemeint. Allerdings wird auf Seite 115 gerade dies als normales 
Vorgehen der amtlichen Statistik bezeichnet. 

Wir können also vermuten, daß unsere erste Interpretation richtig ist und der 
Vorbehalt die relative Inflation betrifft. Dann allerdings ist wegen der „und Mengen“ 
auch ausgesagt, daß für die einzelnen Waren eine ganz verschiedene relative Inflations- 
„rate“ gelten kann. Damit sind wir bei dem Springpunkt der Analyse: Aggregatrela- 
tionen sollen Wertverhältnisse widerspiegeln. Da aber die statistischen Größen im 
Zähler wie im Nenner durch die relative Inflation verzerrt sind, ist die obige Aussage 
völlig unsinnig, wenn diese Inflationierung ungleichmäßig verläuft. Und so wie es 
nicht einsichtig ist, daß alle Industriezweige mit der gleichen Produktivitätssteigerung 
rechnen können, gibt es bisher kein einziges Argument, daß die- relative Inflation 
alle Waren gleichmäßig treffe. Schon ein Blick auf die Statistik der absoluten Infla- 
tion zeigt eine Vielzahl von sehr verschiedenen Preissteigerungsraten. Gilt dies auch, 
wie wohl anzunehmen, für die relative Inflation, so ist das Bilden von Relationen 
kein Ausweg aus der Misere. Unterschiedliche Inflationsraten kürzen sich nun mal 
nicht weg. Die Bestimmung von Wertentwicklung aus solchen Relationen täuscht 
eine Gewißheit vor, die trügerisch ist. Jede Aussage aufgrund solcherart entdeckten 


183 


„Wert“-bewegung muß als beliebig, ihre Übereinstimmung mit der Wirklichkeit als 
zufällig gelten. 


iV Zur immanenten Inkonsistenz der vorliegenden „Realanalyse“ 


Unsere bisherige Kritik richtete sich auf das Rückschlußverfahren und die Fragwürdig- 
bzw. Unhaltbarkeit der Begriffe und Annahmen bei der Indikatorenbildung. 

Mehr als problematisch erschienen uns die nicht eingelösten Versprechungen 
und unbegründeten Annahmen im Hinblick auf die Wert-Preis-Problematik. 

Im Folgenden wollen wir zeigen, daß die verwendeten Indikatoren — unabhän- 
gig von grundlegenden Einwänden (Rückschlußverfahren, relative Inflation, produk- 
tive — unproduktive Arbeit) — unbrauchbar sind zur Illustration Marxscher Begriffe 
und daß die Art, in der sie interpretiert werden — vorsichtig ausgedrückt — verwirrend, 
als ein „Hintrimmen‘“ auf das gewünschte Ergebnis zu verstehen ist. 

Als erstes fiel uns hierbei die behauptete Parallelität von Kapitalrentabilität 
und Profitrate auf. Alle Interpretationsversuche unsererseits, welchen inhaltlichen 
Erkenntnisfortschritt die tautologischen Transformationen der Formeln für die Pro- 
fitrate und die Kapitalrentabilität bringen könnten/(Prokla 13, S.116- 119), waren 
vergeblich. Wir vermögen darin nichts weiter zu sehen, als den Leser langsam darauf 
vorzubereiten, daß die beiden Größen wenn auch nicht identisch sind, so doch deren 
Entwicklung parallel verlaufe. Symptomatisch scheint uns die Begriffsverwendung 
zu sein. Auf Seite 122 unten(Prokla 13} wird von „,‚Profitrate‘ n“ gesprochen (rn = 
Kapitalrentabilität) und Profitrate zumindest noch in Anführungszeichen gesetzt, auf 
Seite 124 unten wird die Kapitalrentabilität schon freiweg als Profitrate bezeichnet: 
„Nach der Formel (7 ”) (Formel für T, die Verfasser) sinkt die Profitrate dann,... .“. 

Aber gerade die Behauptung: „Denn wenn p’ und rauch ungleich sind, so be- 
steht zwischen beiden doch eine Beziehung, die sich als Paralleität der Bewegung 
ausdrückt.“ (S. 123 in Prokla 13) widersprechen wir mit einem von den Autoren 
selbst vorgebrachten Einwand, der nur — wie gehabt — nicht konsequent weiterver- 
folgt wird. 

Unabhängig vom Wert-Preis-Problem unterscheiden sich die beiden Größen um 
den im Nenner der Kapitalrentabilität fehlenden zirkulierenden Teil des vorgeschos- 
senen Kapitals Czirk + V (siehe Prokla 13, S. 118/119); die Kapitalrentabilität 


= m) enthält nur ce. (= K, Kapitalstock) nicht aber Sy + ik tvectvV) 


wie die Profitrate p’ = 1. 
ctv 


Wir konnten keine Stelle in den Artikeln in Prokla 13 und 16 finden, in der 
das Versprechen, daß „bei der Untersuchung der Ergebnisse die notwendige Erweite- 
rung des Nenners berücksichtigt“ (Prokla 13, S. 119) wird, gehalten wurde, stießen 


7 Vgl. Zschocke, a.a.O. insbes. S. 82 ff., A. Blechschmidt, Profitentwicklung und Krise in 
der BRD-Industrie, a.a.O., insbes. S. 285 f. und 299 ff. 
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lediglich auf die obige Parallelitätsthese, deren Unhaltbarkeit man ganz einfach nach- 
rechnen kann: 


Variiert man die Proportionen von cy,,, © und v, so tauchen Fälle auf, bei 


zirk 
denen die Kapitalrentabilität steigt, die Profitrate hingegen fällt bzw. eine der bei- 
den Größen konstant bleibt, die andere aber steigt oder fällt. Dies alles unter der An- 
nahme steigender organischer Zusammensetzung des Kapitals. 

Demzufolge ist es nicht zulässig — wie die Prokla-Autoren dies tun — von der 
Bewegung der Kapitalrentabilität auf die der Profitrate zu schließen, ohne die Bewe- 
wegung von c „;,„undv miteinzubeziehen. 

Wenn die Autoren von vorhandenen statistisch ausgewiesenen Größen auf die 
Bewegung der Profitrate schließen wollen, dann hätten sie zumindest versuchen Kön- 
nen, die Kapitalrentabilität um Indikatoren für c,,,„ zu erweitern (Vorleistungen, 


Lagervorräte an Rohstoffen, Halbfertigfabrikaten etc.), ebenso wie um die Lohn- 
summe als Indikator für v. 

Dies hätte sich von den verwendeten Daten und Indikatoren her angeboten, 
da die Prokla-Autoren die Lohnsumme selbst als Indikator für v verwenden. Wenn 
sie sich darüber hinaus näher mit der von ihnen erwähnten Arbeit (8) von H. Zschocke 
(siehe unsere Anmerkung 5) beschäftigt hätten, die auf den gleichen DIW-Daten auf- 
baut und beider Berechnung der „Profitrate“ c,,,, + v berücksichtigt, wäre es für sie 
ein Leichtes gewesen, Daten und Berechnungsverfahren aus dieser wesentlich gründ- 
licheren Untersuchung zu übernehmen. Die Arbeit von Zschocke weist darüber hin- 
aus auf einen weiteren sehr wichtigen Aspekt hin, der in den Prokla-Artikeln ohne 
Begründung vernachlässigt wird (wieder einmal im Gegensatz zu den theoretischen 
Einsichten — siehe Prokla 13, S. 110/120); es ist dies der Einfluß der Umschlagszeit 
auf das eingesetzte konstante und variable Kapital (9). s 


8° siehe Prokla 16, Anmerkung 1b, S. 57 

9 Wir möchten an dieser Stelle näher auf die Arbeit von Zschocke eingehen, da diese durch 
ein sehr gründliches Vorgehen bei der Indikatorenbildung und Datenauswahl gekennzer 
chnet ist, wenn auch diese Realanalyse vor den gleichen Grundproblemen steht (z.B. Rück- 
schlußverfahren) und zum Teil problematische Annahmen enthält. Zschocke geht aus 
von der Bestimmung eines Indikators für die technische Zusammensetzung des Kapitals 
(= Produktionsmittel/Anzahl der Arbeitskräfte; die Produktionsmittel setzen sich zu- 
sammen aus Preisgrößen für das ausgelastete Bruttoanlagevermögen plus dem Materialbe- 
stand, jeweils zu Preisen von 1962). 
Wenn wir auch Schwierigkeiten haben, der These zu folgen, daß bei der Preisgröße im 
Zähler der technischen Zusammensetzung die Währungseinheit nicht eine Wert- sondern 
eine Rechengröße darstellen soll (Zschocke, a.a.O., S. 25),so scheint uns doch wesentlich 
Zschockes Unterscheidung zwischen Indikatoren für die technische und die organische 
Zusammensetzung des Kapitals. Der Indikator für die organische Zusammensetzung wird 
ermittelt aus den mit den jeweiligen Umschlagsgeschwindigkeiten multiplizierten Größen 
für das ausgelastete Nettofixkapital plus den Lagervorräten, dividiert durch die Aufwen- 
dungen für Löhne (aa.O., S. 92 ff.). Zschocke nimmt dabei an, daß die Umschlagszeiten 
von C zjrk und v gleich seien (2.2.0., S. 75), was uns nicht ausreichend begründet scheint 
und was plausiblen Überlegungen widerspricht. Auf Zschockes Profitratenberechnung 
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Zu diesem Punkt können wir zusammenfassend feststellen, daß die Annahme 
der Parallelität von Kapitalrentabilität und Profitrate auf der Basis der verwendeten 
— mangelhaften — Indikatoren nicht haltbar ist und daß nicht die geringsten Versu- 
che unternommen wurden, z. B. durch Anlehnung an bekannte Möglichkeiten der 
Indikatorenbildung für die Profitrate (z. B. Zschocke) eine Maßzahl zu finden, die 
es wenigstens — wenn auch nur in doppelten Anführungszeichen — verdient, als 
„Profitrate‘“ bezeichnet zu werden. 

Die hieraus resultierenden Zweifel an der Relevanz der gebildeten Indikatoren 
finden ihre bedauerliche Parallelität bei den Zweifeln an der Auswahl und Aufarbei- 
tung der Daten. 

Ihren dicksten Fehlgriff haben sich die Prokla-Autoren bei der Darstellung der 
„Profitrate“ erlaubt (10). Sie setzen nämlich — analog zu den Kennziffern des DIW 
und denen des SR — die nominalen Löhne und Gehälter (inclusive Inflation) zu den 
um die absolute Inflation bereinigten Größen für die Produktion und den Kapital- 
stock (Preisbasis 1962) in Beziehung, was freilich zu bodenlosem Sinken einer so be- 
rechneten Kapitalrentabilität bzw. „Profitrate‘ führen muß. Führt man die Berech- 
nungen für die Zeit nach 1970 fort, so erhält man bald negative Werte für 7. 

Wenn wir hier auf diese wohl peinliche Angelegenheit doch noch näher einge- 
hen, so hat dies zwei Gründe: 

— zum einen ist uns völlig unerklärlich, wieso die Prokla-Autoren die so offensichtlich 
falsche Profitrate in Prokla 16, S. 9 noch einmal abdrucken, obwohl ihnen der 
Fehler klar war; 

— zum anderen, weil sie anknüpfend an die Kritik ihrer falschen ‚Proiftrate‘ logisch 
falsche Schlußfolgerungen ziehen (11). 

Ausgangspunkt für die Argumentation der Prokla- und Handbuch IV-Autoren 
ist der — infolge der verwendeten, nicht vergleichbaren Daten — bodenlos sinkende 
Indikator für die Profitrate und die Kritik von A. Blechschmidt an der falschen Be- 
rechnung (s. Anmerkung 10). 


sind wir oben schon eingegangen; wichtig ist hierbei, daß er bei der Analyse der Ursachen 

des Profitratenverlaufs nicht nur die Entwicklung der organischen Zusammensetzung 

sondern auch die Entwicklung eines Indikators für die „Jahresmehrwertrate‘‘ miteinbe- 

zieht (a.a.0., S. 97 ff.). Die Untersuchung wird ergänzt durch eine Gegenüberstellung und 

Analyse der jeweiligen Indikatoren für die einzelnen Branchen der Industrie (a.a.O., 

S. 104 ff.) sowie durch Überlegungen und Daten zum Einfluß des Staates (a.a.0.,S.119 ff.). 

Gegenüber Zschockes Arbeit weisen die Prokla-Artikel vor allem folgende Mängel auf: 

— Vernachlässigung von C zjrk, v und Umschlagszeiten beim Profitratenindikator 

— kein Indikator für die Mehrwertrate 

— keine Unterscheidung zwischen technischer und organischer Zusammensetzung bei der 
Indikatorenbildung (die verwendete Kapitalintensität indiziert bestenfalls die tech- 
nische Zusammensetzung) 

Mit den beiden letztgenanten Mängeln werden wir uns unten noch eingehender beschäf- 

tigen. 

10 siehe hierzu E. Altvater/J. Hoffmann/W. Schoeller/W. Semmler — Die Entwicklung des 
Kapitalismus in Westdeutschland, S. 270, 272, 273, in Handbuch I Perspektiven des 
Kapitalismus, Ffm 1974 und die Kritik von A. Blechschmidt in Handbuch I, S. 301 £. und 
Prokla 16, S. 99) 
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Diese Kritik, so wird argumentiert, gehe ins Leere, was den Fall der ‚Profitrate’ 
betreffe. Nun hatte niemand bestritten, daß die Kaptialrentabilität oder irgend ein 
anderer Indikator für die Profitrate nach 1960 tendenziell sinkt, nur das bodenlose 
Sinken war bestritten worden, und s verwundert demzufolge nicht, daß eine neue 
„modellhafte“ Korrektur des Indikators (durch Preisbereinigung der Löhne) zu — 
wenn auch wesentlich schwächer — sinkender Profitrate führt. Hieraus — schließen 
die Prokla- und Handbuch IV-Autoren — werde deutlich, daß die Lohnentwicklung 
nicht Ursache der sinkenden Kapitalrentabilität oder ‚Profitrate‘ sei (siehe Prokla 16, 
S. 98 und Handbuch IV, S. 80, Anmerkung 4). 

Die hier zum Ausdruck kommende Logik ist uns beim besten Willen nicht zu- 
gänglich: Wenn eine aus inflationierten Löhnen errechnete Größe, die ‚Profitrate‘ ge- 
nannt wird, stark fällt, und eine mit deflationierten Löhnen errechnete ‚Profitrate‘ 
zwar fällt, aber eben schwächer, dann ist hieraus doch allein der Schluß zulässig, 
daß die ‚Profitrate‘ oder Kapitalrentabilität halt trotzdem fällt. Ursache dieses Fal- 
lens kann immer noch die — jetzt eben nur preisbereinigte — Lohnentwicklung, 
nämlich die steigende Reallohnentwicklung sein. Ein logisch und inhaltlich richtiger 
Schluß auf die Bedeutung der Lohnentwicklung wäre allein aus der Entwicklung der 
Mehrwertrate und der organischen Zusammensetzung im Vergleich zum Verlauf der 
Profitrate zulässig. Doch dazu kommen wir später. 

Weiterer Beleg dafür, daß irrelevante oder falsche Zahlen unreflektiert (?), nach 
dem Kriterium der Brauchbarkeit für die jeweilige Argumentation angeführt werden, 
sind die verschiedenen Zahlen und Zahlenreihen für die Löhne bzw. für die Lohn- 
quote (in Prokla 16, einmal nach W. G. Hoffmann — S. 83, 97, dann nach Krengel/ 
DIW — S. 86, dann nach Uhlmann — Huber — S. 97, und implizit nach dem Sach- 
verständigenrat — S. 99). 

Der Verdacht bestätigt sich, daß die Prokla-Autoren sich selbst nicht im Klaren 
waren über Zustandekommen und Aussagekraft der verschiedenen Zeitreihen. 

Oder wie ist es anders zu erklären, daß Hoffmann’s Daten unkommentiert ver- 
wendet werden, obwohl dieser über seine Berechungsverfahren schreibt: „Wenn trotz- 
dem... mit den in den früheren Perioden angewendeten Verfahren die Reihen bis 
zum Jahre 1959 fortgeführt werden, so in erster Linie, um ihre Zuverlässigkeit und 
Genauigkeit zu prüfen“ (12) und obwohl dieser weiterschreibt, „daß es wohl in allen 
Fällen zweckmäßig ist, die Werte für die Nachkriegszeit der amtlichen Statistik zu 
entnehmen“ (13). 

Oder wie ist es anders zu erklären, daß nach den Krengel/DIW-Daten eine 
‚Lohnquote w’ ausgerechnet wird, die für 1950 einen Anteil der Löhne am Netto- 
produktionsvolumen der Industrie von ganzen 26.4 % ausweist, was wieder auf den 
gleichen Fehler wie bei der Profitratenberechnung zurückzuführen ist (nominielle 
Löhne werden ins Verhältnis gesetzt zu preisbereinigten Größen). Auch hier war den 


1l siehe Prokla 16, S. 98 und E. Altvater, V. Brandes, J. Reiche, Rezession, Inflation und 
staatliche Wirtschaftspolitik in Handbuch IV, aaO, S. 80, Anmerkung 4. 

12 W.G. Hoffmann, Das Wachstum der deutschen Wirtschaft seit Mitte des 19. Jahrhunderts, 
Berlin/Heidelberg/New York 1965, S. 5. 

13 ebenda S. 6 
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Prokla-Autoren der Fehler klar (s. Prokla 16, S. 98); trotzdem werden die falschen 
Daten abgedruckt (ebd., S. 86). 

Unser Eindruck zum Thema Datenverwendung in den Prokla-Artikeln läßt 
sich so zusammenfassen: Die Entwicklung der statistischen Daten muß unbedingt 
auf die Theorie passen; dies ‚gelingt‘ einmal durch das Inbeziehungsetzen nicht ver- 
gleichbarer Daten, deren Überprüfung unterbleibt, solange das Resultat ins theore- 
tische Konzept paßt, dies ‚gelingt‘ zum zweiten durch das unkommentierte Neben- 
einanderstellen einer verwirrenden Vielzahl von Zahlen, aus denen man sich die je- 
weils brauchbaren raussuchen kann und das ‚gelingt‘ zum dritten durch Uminterpre- 
tation und ‚Zurechtbiegen‘ von Daten dort, wo immer noch Widersprüche vorhanden 
sind. 

Doch kommen wir noch einmal zurück zur Indikatorenbildung; dies vor allem 
deswegen, weil wir gesehen haben, wie über die Uminterpretaion von Datenreihen 
logisch falsche Schlußfolgerungen gezogen werden, auf deren inhaltliche Gründe wir 
oben nur verweisen konnten. Wir wollen diese hier am Beispiel der falsch konstru- 
ierten bzw. überhaupt nicht betrachteten Indikatoren für die organische Zusammen- 
setzung des Kapitals und für die Mehrwertrate aufzeigen. Es geht um die Bestim- 
mungsgründe für den Fall der Profitrate. 

Den Prokla-Autoren ist klar, daß die Kapitalintensität (Kapitalstock/Arbeits- 
einsatz) bestenfalls Indikator für die technische Zusammensetzung des Kapitals sein 
kann (siehe Prokla 16, S. 58) (14). Diese Erkenntnis hindert sie jedoch nicht daran, 
bei der Interpretation der Daten, die Entwicklung der Kapitalintensität als Indikator 
für die organische Zusammensetzung (c/v) zu nehmen (siehe Prokla 16, S. 84ff). 
Kein Gedanke wird auf mögliche Unterschiede zwischen Kapitalintensität und einem 
sinnvollen Indikator für die organische Zusammensetzung verschwendet, auch nicht 
der wahrlich bariale Versuch findet sich, durch Division des Kapitalstocks durch die 
Lohnsumme, Anhaltspunkte für die Entwicklung der organischen Zusammensetzung 
zu finden. Die Gründe hierfür werden deutlich, wenn wir uns den Verlauf der ver- 
schiedenen Indikatoren bei Zschocke ansehen. j 

Sein Indikator für die technische Zusammensetzung (der der Kapitalintensität 
nahekomnit) steigt insbesondere nach 1960 stark an, (siehe Zschocke, a.a.O., S. 26, 
Tab. 2) während der Indikator für die organische Zusammensetzung insgesamt 
wesentlich schwächer ansteigt, vor allem aber nach 1960 im Trend praktisch stag- 
niert (Zschocke, a.a.0., S. 92, Tab 18). Diese Ergebnisse lassen die Aussage nicht 
mehr zu, daß die insbesondere nach 1960 gesunkene Kapitalrentabilität Folge der 
„beschleunigte (n) Steigerung der organischen Kapitalzusammensetzung“ ist (Pro- 
kla 16, S.87). Wenn die Erscheinungsebene widerspruchslos auf die Wesensebene der 
Theorie passen soll, läßt man am besten — wie die Prokla-Autoren das tun — die Un- 
tersuchung eines Indikators für die organische Zusammensetzung weg und versucht 
möglichst geschickt, den Eindruck zu erwecken, technische und organische Zusam- 
mensetzung könnten auf der Erscheinungsebene durch die gleiche Größe (Kapital- 
intensität) indiziert werden. 

14 Die direkt falsche Aussage versuchen sie an einigen Stellen so zu umgehen, daß sie von der 


Kapitalintensität als „Indikator für eine steigende Zusammensetzung des Kapitals“ spre- 
chen (Prokla 13, S. 124, s.a. Handbuch IV, S. 80, Anmerkung 4). 
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Doch fragen wir weiter: Wenn schon mit dem Einsatz aller Rechenkünste be- 
legt werden soll, daß die Lohnentwicklung keinen entscheidenden Einfluß auf den 
Verlauf der Kapitalrentabilität oder ‚Profitrate‘ hat (s.u. und Prokla 16, S. 98, Hand- 
buch IV, S. 80), wieso wird dann kein Indikator für die Mehrwertrate (m/v) unter- 
sucht (15)? 

Sehen wir uns die Entwicklung des Indikators für die Jahresmehrwertrate bei 
Zschocke an (Zschocke, a.a.O., S. 99, Tab. 19), (wer will, kann auch die Daten der 
Spalte 6 durch die der Spalte 5 in Prokla 16, S. 86, Tab. 2 dividieren) und stellen 
wir sie der Entwicklung des Indikators für die Profitrate gegenüber (Zschocke, a.a.O., 
S. 83). Ergebnis ist, daß die sinkende Tendenz des Indikators für die Profitrate mit 
überraschender Deutlichkeit aus dem tendenziell sinkenden Indikator für die Mehr- 
wertrate erklärt werden kann, womit die Vermutung bestärkt wird, daß die Ent- 
wicklung der Löhne in der Phase seit Ende der 50er Jahre bestimmend für den Pro- 
fitratenfall war (16). 

Wer freilich davon ausgeht, daß nicht ist, was nicht sein darf, wer meint, daß 
mögliche Widersprüchlichkeiten es nicht wert sind, analysiert und interpretiert zu. 
werden, der kaschiert sie am besten, indem er Wesentliches weg läßt. 

Mit dieser Kritik an den inhaltlichen Aussagen wollen wir nicht einer bürger- 
lichen Apologetik das Wort reden, die wie z.B. beim SVR darauf hinausläuft, die 
Lohnentwicklung für die derzeitige Krise verantwortlich zu machen. Wir wollen da- 
mit zum Ausdruck bringen, daß Realanalyse — wie wir sie verstehen — mit dem Er- 
kennen solcher Widersprüchlichkeiten erst anfängt. Wenn das, was wir als Rück- 
schlußverfahren kritisiert haben, inhaltlich bei den oben skizzierten Problemen an- 
gelangt ist (17), dann sind nun Überlegungen anzustellen, wie der Einfluß der sink- 
enden Mehrwertrate auf den Fall der Profitrate gegenüber den Marxschen Bestim- 
mungsgründen für das Gesetz zu interpretieren ist. 

Konkret hieße das, folgende Fragen zu stellen: 

— Inwieweit ist der Verlauf der Mehrwertrate und der Lohnentwicklung in sich 


15 Die Prokla-Autoren schlagen selbst vor, die Größe 1 - w/w als Indikator für die Mehrwert- 
rate zu nehmen (Prokla 16, S. 58) und führen die Daten für Zähler und Nenner des Indika- 
tors selbst auf Prokla 16, S. 86) 

16 Zschocke formuliert hier sehr vorsichtig „Gestiegene Kampfkraft der Arbeiterklasse wirkt 
Anstieg der Mehrwertrate entgegen“ (Zschocke, a.a.0., S. 97 ff.), er teilt jedoch unsere 
Einschätzung, wenn er schreibt: „Weniger denn je reicht deshalb die organische Zusam- 
mensetzung des Kapitals für sich genommen als Indiz aus, um die Entwicklung der Profit- 
rate zu begründen“ (ebd., S. 101). Bei ihm wird das Rückschlußverfahren deswegen nicht 
zur Tautologie, weil er über sein Indikatorkonzept unserer Meinung nach in der Lage ist, 
aus der Widersprüchlichkeit zwischen der empirischen Erscheinungsebene und der ideal- 
typischen Bewegung des Kapitals im Allgemeinen relevante Schlußfolgerungen zu ziehen, 
die sich zu einer Charakterisierung des spezifischen Kapitalverwertungsprozesses in der 
BRD nach dem 2. Weltkrieg eignen. 

17 Womit wir nicht die These vertreten wollen, daß bessere, sinnvoll begründete Indikatoren 
nicht möglicherweise andere Ergebnisse bringen, anders ausgedrückt: wir halten es für drin- 
gend notwendig, die z. B. bei Zschocke existierenden Indikatoren zu verbessern, weiterzu- 
entwickeln, da die bisherigen Ergebnisse nichts weiter als mehr oder weniger begründete 
Annahmen sind, deren Relevanz für die Beschreibung der tatsächlichen Entwicklung Zwei- 
feln unterliegt. 
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selbst widerspruchsfrei im Hinblick auf die Profitratenentwicklung. Inwieweit ist die 
Lohnentwicklung als Ergebnis einer Sonderentwickiung anzusehen, die bestimmte zu 
analysierende Ursachen hat? Welche Anzeichen gibt es, daß die Sonderentwickiung 
die Regel kapitalistischer Entwicklung bestätigt (bestätigen wird), indem sich einer- 
seits Tendenzen rückläufiger Lohnentwicklung durchsetzen und den Verlauf der 
Mehrwertrate beeinflussen, andererseits der Zwang zur Erhöhung der organischen 
Zusammensetzung in Zukunft ein tendenzielles Fallen der Profitrate bewirkt? 

— Inwieweit ist die Tatsache, daß auf der Erscheinungsebene Modifikationen im 
Verlauf des Akkumulationsprozesses feststellbar sind, Ausdruck grundlegender 
Wandlungen in den Bedingungen kapitalistischer Entwicklung? Welche Anzeigen 
gibt es dafür, daß z.B. ein schwächer werdender Druck der industriellen Reserve- 
armee, tendenziell zunehmende Staatseinflüsse, Monopolisierungstendenzen und 
verstärkte Weltmarkteinflüsse die Bedingungen kapitalistischer Akkumulation und 
Verwertung in wesentlichen Punkten gegenüber dem 19. Jahrhundert verändert 
haben? 

Die Konkretisierung solcher Fragestellungen und die Untersuchung entsprech- 
ender Funktionszusammenhänge hebt die Gefahr der Tautologisierung — wie wir sie 
bei der Kritik am Rückschlußverfahren aufgezeigt haben — auf, anders ausgedrückt: 
Realanalyse ist nicht mehr Demonstrationsobjekt für die Richtigkeit der Theorie, 
sie bekommt Erklärungswert. 


Eckhard Brockhaus 
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Elmar Altvater, Jürgen Hoffmann, Willi Semmler 
Zum Problem der Profitratenberechnung — 
Eine Replik und ein Versuch, das Indikatorenverfahren zu präzisieren 


Die Kritik von Christoph Diefenbach u. a. geht auf zwei Ebenen vor: Einmal werden 
die von uns benutzten empirischen Daten kritisch hinterfragt, um uns auf offen- 
sichtliche Mängel in der Benutzung dieser Daten im Rahmen unserer Analyse der 
Kapitalentwicklung in der Bundesrepublik hinzuweisen. Einzelne Kritikpunkte sind 
durchaus berechtigt; zum Teil haben wir sie selbst als Vorbehalte formuliert. Diese 
Seite der Kritik betrifft konsequenterweise die Ebene der Marktpreise, die Erhebungs- 
und Kalkulationsmethoden der Statistik sowie deren Vergleichbarkeit und den inter- 
pretativen Rahmen. Auf der zweiten Ebene der Kritik gehen die Verfasser weiter: 
Prinzipiell wird von ihnen die Möglichkeit, auf Basis der erscheinenden Empirie der 
Maırktpreisbewegungen auf Wertbewegungen rückschließen zu können, negiert. Auf 
diese Kritik werden wir uns in der folgenden Replik zunächst konzentrieren (1). 
Darüberhinaus geht in die Kritik ein Verständnis des Verhältnisses von Theorie und 
Empirie ein, das nicht nur eine problematische Interpretation des empirischen 
Scheins nach sich zieht, sondern auch unausgesprochen erhebliche politische Konse- 
quenzen in sich birgt (II). Im weiteren werden wir die Bedingungen des Rückschlus- 
ses auf die Wertbewegung für das Verhältnis Kapitalrentabilität — Profitrate zu prä- 
zisieren versuchen, wobei wir in einer weiteren Annäherung diese Präzisierungen in 
unsere empirischen Untersuchungen einbauen (Il). 


I. Zur Kritik am ‚Rückschlußverfahren‘ 


In unserer Untersuchung der Akkumulationstendenzen des BRD-Kapitals schließen 
wir von den empirischen Verhältnissen auf die Wertbewegung zurück, um in der 
Empirie die Widersprachsmomente des Akkumulationsprozesses in den Griff zu be- 
kommen. Mit dem sog. Rückschlußverfahren haben wir versucht, die Vermittlung 
zwischen Wertebene und Preisebene zu leisten, eingedenk der Tatsache, daß in der 
Statistik lediglich in Preisen ausgedrückte Größen vorliegen. Damit wollen wir errei- 
chen, daß empirisch erfaßbare Erscheinungen, insbesondere die Krise der Kapitalver- 
wertung und ihre spezifischen Ausdrucksformen von ihren Ursachen her begriffen 
werden können, und daß die auf der empirischen Ebene vereinzelten Fakten und 
Größenordnungen im Gesamtzusammenhang der bürgerlichen Gesellschaft interpre- 
tierbar werden. Nur auf diese Weise ist es schließlich möglich, die Entwicklungstenden- 
zen auszumachen, die den Datenreihen der empirischen Oberfläche zugrunde liegen. 
Viele Autoren, die das Rückschlußverfahren ebenso wie Diefenbach u. a. kritisieren, 
machen in ihren Analysen nichts anderes, als mit empirischen Daten grundlegende 
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Wertverhältnisse zu indizieren, allerdings meistens, ohne dies ausreichend methodisch 
zu reflektieren, Immer dann, wenn bürgerliche Statistiken als Aussagen für bestimm- 
te „abgeleitete“ wertmäßige Tendenzen verwendet werden, liegt ein verschwiegener 
Rückschluß vor, oftmals in nachgerade kruder Form. Diese Verschwiegenheit ver- 
suchten wir aufzuheben, indem wir den Begriff der Realanalyse genauer zu bestimmen 
versuchten, nämlich als Analyse der wesentlichen Bewegungsgesetze der bürgerlichen 
Gesellschaft, ihrer notwendigen Erscheinungsformen und der spezifischen histori- 
schen Ausdrucksformen der notwendigen Erscheinungen in einem bestimmten Land 
in einer bestimmten Zeitperiode. 


Il. Das Transformationsverfahren 


Das von den Verfassern kritisierte Rückschlußverfahren stellt nach unserer Auffassung 
eine Annäherung dar. Voll befriedigen könnte, wenn man von einer bloßen Opera- 
tion mit Marktpreisen absieht, nur ein Verfahren, das in der Lage wäre, von den we- 
sentlichen Wertverhältnissen her die spezifischen historischen Ausdrucksformen der 
Werte in meßbaren Marktpreisen abzuleiten. Dies jedoch als Möglichkeit ins Auge 
zu fassen und daran andere Vorgehensweisen messen zu wollen, heißt allerdings einer 
Illusion aufzusitzen. Werte lassen sich zwar in Produktionspreise transformieren, wie 
verschiedene Lösungsansätze des „Iransformationsproblems“ gezeigt haben, auch 
wenn hier noch weitere Arbeit notwendig sein sollte; jedoch wäre unser Problem 
noch nicht damit gelöst, daß Werte in Produktionspreise transformiert werden, da 
ja eine zweite Problemebene auftaucht, nämlich diejenige des Verhältnisses von Pro- 
duktionspreisen zu den empirisch vorfindlichen Marktpreisen. Der Produktionspreis 
ist entsprechend unserer Systematik (vgl. die Darstellung in Prokla 13, S. 106) auf 
der Ebene der notwendigen Eıscheinungsformen angesiedelt, während erst der Markt- 
preis die Kategorie darstellt, in der auf der Ebene historischer Erscheinungen die 
Statistiken ausgedrückt sind. Auf dieser zweiten Problemebene aber wären so viele 
Einflüsse — Weltmarkt und Wechselkurse, Administrierung von Preisen, Subventionen 
und Monopole, usw. — zu berücksichtigen, daß es uns derzeit unmöglich erscheint 
eine solche Ableitung durchzuführen (vgl. dazu genauer Teil III). Es gilt hier, was 
Peter Sass im Hinblick auf seine empirischen Untersuchungen der Profitratenbewe- 
gung in der BRD geschrieben hat: „Jede empirische Untersuchung muß diese und 
andere Mängel des von ihr benutzten Zahlenmaterials in Kauf nehmen. Ohne prag- 
matische Bereitschaft zum Kompromiß wäre empirische Wirtschaftsforschung nicht 
möglich.“ (1) — Wir werden im zweiten Teil unserer Replik noch einmal auf dieses 
Problem zurückkommen. 


1 vgl. Peter Saß, Die Untersuchung der Profitraten-Unterschiede zwischen den westdeutschen 
Industriebranchen nach dem 2. Weltkrieg, Tübingen 1975, S. 5 
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1.2. Das Illustrationsverfahren 


Die Transformation der Wertverhältnisse in konkrete Marktpreisstrukturen ist gegen- 
wärtig nicht möglich, Aber es Könnte eine andere tragfähige Brücke von den Werten 
zu den Preisen geschlagen werden. Marx seibst verwendet im „Kapital“, insbesondere 
im ersten Band, den er als „artifizielles Ganzes‘ noch selbst ausgearbeitet hat, eine 
Masse von empirischem Material zur /llustration von allgemeinen Entwicklungsgeset- 
zen des Kapitals. So illustriert er die Begleiterscheinungen der Durchsetzung von Ma- 
schinerie und großer Industrie (13. Kapitel), und zum allgemeinen Gesetz der kapi- 
talistischen Akkumulation (23. Kapitel) bringt er ebenfalls einen längeren Abschnitt 
mit „Illustrationen“ (5. Unterabschnitt) historisch spezifischer Prozesse vor allem 
aus der Geschichte des Kapitalismus in England. Solche Illustrationen finden sich 
auch an vielen anderen Stellen des Marxschen Werkes, und es ist zu fragen, ob mit 
Hilfe solcher Illustrationen das Problem der empirischen Untersuchung zu lösen ist. 
Zur Beantwortung dieser Frage muß der Status der Illustrationen im Marxschen Werk 
geklärt werden. Ihr Wert besteht keineswegs darin, Aussagen über die allgemeinen 
Gesetzmäßigkeiten des Kapitals machen zu können. Sie sollen diese schließlich nur 
illustrieren. Daher kommt dem historisch-empirischen Material auch keine beson- 
dere Bedeutung zu, es ist lediglich Beiwerk der Darstellung aligemeiner Gesetze, es 
ist nicht konstitutiv für die Darstellung des Kapitalbegriffs im allgemeinen. Infolge- 
dessen ist die Illustration auch relativ beliebig innerhalb der Gesamtdarstellung, und 
sie hat eher darzulegen, daß die Logik des Kapitals, die allgemeinen Entwicklungsge- 
setze, keineswegs irgendwelche Modellbasteleien sind, sondern ideelle Reproduktio- 
nen der gesellschaftlichen Wirklichkeit des Kapitalismus darstellen. Solche Illustra- 
tionen mit geeignetem empirischen Material können sehr sinnvoll sein, da auf diese 
Weise nachgezeichnet werden kann, daß allgemeine kapitalistische Entwicklungsge- 
setze auch heute noch gelten. Da allerdings solche Illustrationen kein Eigengewicht 
haben können, können mit ihnen auch nicht, wie die Verfasser richtig kritisieren, 
theoretische Sätze überprüft werden. Für die Beurteilung empirischer Trends ist 
daher ein solches Verfahren kaum brauchbar. 


1.3. Das Indikationsverfahren 


Wenn daher das Verfahren der Transformation von Werten in Produktionspreise und 
Marktpreise gegenwärtig nicht durchführbar ist, und wenn das Verfahren der Illustra- 
tion keine Antwort auf unsere Fragen nach der konkreten Druchsetzungsweise kapi- 
talistischer Entwicklungstendenzen in der BRD zu geben vermag, dann bleibt nur 
noch das von uns in dem kritisierten Aufsatz vorgeführte Verfahren der Indikation. 
Wir untersuchen in diesem Verfahren Entwicklungen geeigneter Indikatoren, d. h. 
von aus Marktpreisgrößen gebildeten Relationen und Zeitreihen, die aufgrund spe- 
zifischer Annahmen Wertbewegungen indizieren. Man kann von solchen Indikatoren 
nicht auf die Wertverhältnisse zurückrechnen, jedoch mit entsprechend verfeinerten 
Methoden darauf zurückschließen. Dieses Rückschlußverfahren hat selbstverständlich 
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nur Gültigkeit für historische Untersuchungen, nicht aber darüberhinaus. In unserem 
Beitrag sind wir davon ausgegangen, daß letztendlich die Tendenzen der Wertbewe- 
gung die Marktpreisbewegungen bestimmen, daß über entsprechend lange Zeiträume 
also Wertverhältnisse und die sich in Marktpreisen ausdrückenden Verhältnisse an der 
Oberfläche parallel verlaufen. Wir gehen dabei also von einem spezifischen Zusam- 
menhang von Grundstrukturen der Entwicklung und ihren oberflächlichen Aus- 
drucksformen aus. Wir versuchen auf diese Weise im methodischen Ansatz bereits 
klarzulegen, daß eine Trennung beider Ebenen nicht existiert, man also auch nicht 
entsprechend der Unterscheidungvon Eberle und Hennig zwischen „Strukturgeschich- 
te‘ und „Erieignisgeschichte“ zu differenzieren hat. Die Kritiker werfen uns wegen 
dieser Annahme des inneren Zusammenhangs von Wesen und Erscheinung einen 
Zirkelschluß vor. Sie schreiben, daß wir im ersten Schritt aus den auf Wertbasis for- 
mulierten Kategorien der Marxschen Analyse die für adäquat gehaltenen statistischen 
Indikatoren „bilden“, um ‚im zweiten Schritt... . nunmehr von den Indikatoren 
wieder auf die Wertbewegung (zurückzuschließen). Das ist bereits ein Verfahren, 
daß bedenklich in der Nähe einer Tautologie steht... .““. Dieser Vorwurf kann uns 
deshalb nicht treffen, weil wir ja prinzipiell von einem inneren Zusammenhang von 
Wertbewegung und Oberflächenbewegung, d.h. von den Wertkategorien und den in 
Preisen sich darstellenden Kategorien ausgehen müssen. Dabei sind die Oberflächen- 
kategorien tatsächlich abgeleitete und in der realen Wirklichkeit von’ der Wertbewe- 
gung abhängige. In der historischen Untersuchung jedoch können wir infolge der 
Schwierigkeit der Transformation nichts anderes machen, als von den Bewegungen 
der Oberflächenstrukturen auf die Wertbewegung zurückzuschließen. Zu diesem 
Rückschluß sind wir gerade deshalb berechtigt, da die Oberflächenstrukturen durch 
die Wertbewegung produziert worden sind, so daß auch Oberflächenkategorien die 
Wertverhältnisse und ihre Bewegungsrichtung indizieren können. Wäre dieser innere 
Zusammenhang nicht gegeben, dann wäre das Indikationsverfahren allerdings sinn- 
los. Noch etwas kommt hinzu: Die Ableitung der Kategorien der Oberfläche ist zu- 
nächst einmal eine qualitative. Es wird gezeigt, wie sich beispielsweise der Wert der 
Ware Arbeitskraft in den Lohn verwandelt. Damit ist jedoch über die quantitative 
Seite dieser Verkehrung noch nichts ausgesagt. Wir meinen sogar, daß diese quanti- 
tative Bestimmung auf prinzipielle Schwierigkeiten stößt, sofern versucht wird, die 
Entwicklung dieser Oberflächenkategorien in historisch konkreten Marktpreisen zu 
erfassen. Daher unterscheiden sich die beiden Schritte, von denen die Kritiker spre- 
chen, um ihren Tautologievorwurf zu erhärten, grundsätzlich. Der erste Schritt ist. 
für uns nichts anderes als die Bildung „adäquater Indikatoren“, die jedoch qualitativ 
begründet werden. Der zweite Schritt des Rückschlusses bezieht sich jedoch auf die 
quantitative Seite der Bewegung von Indikatoren und der Wertverhältnisse. Wenn 
wir auch davon sprechen, daß über entsprechend lange Zeiträume Werte und Markt- 
preise parallel verlaufen, so interessieren uns entgegen der Auffassung der Kritiker 
doch .nicht so sehr die Entwicklungstendenzen der einzelnen Warenpreise oder des 
gesamten Preisniveaus. Hierbei haben wir bekanntlich infolge der permanenten In- 
flation bei den Preisen Aufwärtstrends, während die einzelnen Warenwerte infolge 
der auch empirisch belegbaren Produktivkraftsteigerung abnehmen müssen. (Dieses 
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Problem haben wir im Aufsatz „Inflation und Krise der Kapitalverwertung in Pro- 
kla 17/18, S. 237 ff. behandelt, so daß es uns wundert, wenn die Kritiker darauf 
überhaupt nicht eingehen und uns Naivität in einer Frage vorwerfen, die wir uns 
selbst vorgelegt und auf die wir eine Antwort formuliert haben.) Für die Fragestel- 
lung nach den Entwicklungstendenzen der Akkumulation wichtiger sind Relationen 
in Marktpreisgrößen, die näherungsweise den Relationen in Wertgrößen entsprechen 
und in denen die gleichen Einflußmomente wirksam sind und infolgedessen auch in 
Struktur und Richtung ihrer Bewegung erscheinen. Hierin steckt natürlich die These, 
daß Marktpreisrelationen nach wie vor (trotz angeblicher ‚Störungen‘ durch die rela- 
tive und absolute Inflation, Monopole und Staatseinflüsse) letztlich durch Wertver- 
änderungen und d. h. nichts anderes als durch die Veränderung der relativen Arbeits- 
produktivitäten beherrscht sind. Dieses inhaltliche Argument ist es, das die Paralleli- 
tätsthese begründet, und eskommt in der weiteren Forschung darauf an, diese These 
zu verfeinern. 


1.4. Ein Modifikationsverfahren? 


Die Kritiker wenden gegenüber dieser Annahme vor allem ein, daß wir es im gegen- 
wärtigen Kapitalismus immerhin mit Modifikationen der Wertbewegung zu tun hät- 
ten, wie sie sich aus den zunehmenden Staatseingriffen, der Weltmarktabhängigkeit, 
der gestiegenen Monopolisierung ergeben. Es ist nicht der Ort, diese Modifikationen 
genauer bestimmen zu wollen, da es uns hier lediglich um den methodischen Stellen- 
wert dieser Aussage geht. Ein grundlegender Einwand gegenüber den Verfassern ist 
dabei von zentraler Bedeutung: Modifikationen der Wertbewegung bleiben Wertbe- 
wegungen, sind demzufolge nicht das, was erscheint und als solches meßbar ist. Die 
Frage nach dem Übergang von Werten zu Preisen und der empirischen Darstellung 
der Wertstrukturen Kann prinzipiell auf diese Weise nicht beantwortet werden, denn 
auch modifzierte Werte sind Werte und keine Preise. Mit dieser Aussage soli keines- 
wegs die Bedeutung von Untersuchungen der modifizierten Wertbewegung geleugnet 
werden, aber die Konstatierung und Untersuchung modifizierter Wertbewegung gibt 
keine Antwort auf das zur Diskussion stehende Problem des Übergangs und des Ver- 
hältnisses von Wertbewegung und Preisbewegung struktureller Verhältnisse der Ka- 
pitalakkumulation. Auch wenn wir die Monopolisierung, die Staatseinflüsse, den 
Weltmarktzusammernhang usw. in unsere Untersuchung ausführlicher, als es in Prokla 
16 geschehen ist, einbeziehen, ist damit noch nicht gesagt, daß Aggregat-Relationen 
in Preisen von Aggregat-Relationen in Werten abweichen. Dies würde nur der Fall 
sein, wenn die beschriebenen Einflüsse auf der Marktpreisebene nur in bestimmten 
Bereichen und Industriezweigen zu verzeichnen wären. Diese These müßte von Die- 
fenbach u. a. aber gerade belegt werden. Die allgemeinen Schwierigkeiten zeigen 
sich auch an den mühseligen Anstrengungen der Monopolforschung, geeignete Indi- 
katoren für die Messung des Monopols zu finden. Auch die marxistische Monopol- 
theorie verzichtet nicht auf empirische Daten — und begibt sich damit prinzipiell in 
die gleichen methodischen Probleme, die wir wenigstens expliziert haben, die jedoch 


von vielen anderen noch nicht einmal als Problem verstanden werden. Wir haben also 
scharf zu unterscheiden zwischen Wertbewegung und ihrer Modifikation einerseits, 
und Wertbewegung, ihrer Transformation in Preisbewegung und den Indikatoren der 
Wertbewegung durch Preiskategorien andererseits. 

Wir sind uns darüber klar, daß die von uns, wenn auch nicht ausgearbeitete, so 
doch gegenüber den vielen verschwiegenen Annahmen explizit gemachte Methode 
keineswegs fertig ist und daß sie verbessert werden muß. Im Abschnitt III wollen 
wir zeigen, wie auf der statistisch-methodischen Ebene solche Verfeinerungen ausge- 
arbeitet werden können. Uns scheint jedoch — und darin bestätigt uns die Kritik an- 
gesichts ihrer forschungsstrategischen Perspektiviosigkeit — die Methode der Indika- 
tion der einzige Weg zu sein, um nicht die Marxsche Theorie auf die Kernstruktur 
(Strukturgeschichte) einzuschränken und ihr demzufolge für die konkreten histori- 
schen Entwicklungen in jeweils besonderen Perioden und Ländern (Ereignisgeschich- 
te) Geltung abzusprechen. Wir können nicht Marxisten in der Theorie sein und in 
der Empirie auf der bloßen Marktpreisebene verbleiben. Um die Entfaltung von ge- 
sellschaftlichen Widersprüchen aufzudecken, um Krisen der Ökonomie und Politik 
richtig analysieren zu können, um Entwicklungstendenzen der Kapitalakkumulation, 
der Staatseingriffe, der Weltmarktverhältnisse realistisch angeben zu können, kom- 
men wir um eine vermittelte Darstellung von Wertbewegung und in Marktpreisen er- 
scheinender Bewegung nicht herum. Denn nur dann ist es auch möglich die Wirkun- 
gen von Aktionen, die sich immer an den Größen der Oberfläche orientieren, ab- 
schätzen zu können. Erst in der Reflexion der empirischen Verhältnisse auf die Ka- 
tegorien der Kernstruktur der bürgerlichen Gesellschaft wird es möglich, diese in ih- 
rem Gesamtzusammenhang zu begreifen. 


1.  Loinentwicklung und Akkumulation 


Kommen wir nun zu einem zentralen Kritikpunkt, auf den uns — nach Aike Blech- 
schmidt im Handbuch 1 — die Autoren erneut hinweisen: den Gebrauch nicht — 
deflationierter Daten zur Lohnentwicklung gegenüber deflationierten Daten zur Ent- 
wicklung des Nettoprodukts. Dieser offensichtliche Mangel in der Untersuchung, der 
auch als solcher in Prokla 16 kenntlich gemacht wurde, hat darüberhinaus Anlaß zu 
einer von der unsrigen unterschiedenen Interpretation der Kapitalentwicklung gebo- 
ten: Analog zu A. Blechschmidt vermuten Diefenbach u. a. in der Lohnentwicklung 
der 60er und 70er Jahre die entscheidende Ursache für die sinkende Kapitalrentabili- 
tät. Dabei stützen sie sich auf die Ergebnisse Zschokes, bei dem sie eine Parallelität 
von Mehrwertrate und Profitrate Konstatieren. 

Nun haben wir an keiner Stelle behauptet, daß die Lohnentwicklung nicht eine 
Ursache der sinkenden Kapitalrentabilität sein Könnte (soweit dies den Reallohnan- 
teil betrifft). Im Gegenteil: aus unserer Analyse der Entwicklung der Widersprüche 
in der Akkumulation des Kapitals in der Bundesrepublik (die nicht nur in Zahlen- 
reihen vorgetragen wurde) ergibt sich gerade der Stellenwert des Lohns im Akkumu- 
lationsprozeß und es wird gezeigt, daß der einfache Lohn-Profit-Vergleich zu kurz 
greift. 
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III. Zur Rolle der unproduktiven Arbeiter 


Wenn aufgrund der beschleunigten Akkumulation in den 50er Jahren das verfügbare 
Arbeitsvolumen in den 60er Jahren ausgeschöpft ist, so hat dies die objektive Stellung 
der Arbeiter auf dem Arbeitsmarkt gegenüber dem Kapital gestärkt, was sich auch 
schon seit der Mitte der 50er Jahre in deutlichen Lohnsteigerungen und einer Zu- 
wachsrate des Reallohnanteils niedergeschlagen hat (vgl. auch Spalte 3 der Tabelle 
im Anhang). Auf den ersten Blick sieht es in der Tat so aus, als würde die Mehrwert- 
rate (soweit sie in Marktpreisen gemessen werden kann) durch die Lohnerhöhungen 
gedrückt werden. Nun wird auch von uns (z. B. auf der von Diefenbach u. a. zitierten 
S. 98 in Prokla 16) die Schlußfolgerung gezogen, daß „der Anstieg der Lohnguote 
... die sinkende Kapitalrentabilität mitbewirkt hat“ (die Autoren unterstellen uns 
hier eine entgegengesetzte Aussage) Aber die scheinbar naheliegende Folgerung, daß 
dies aufgrund einer fallenden Mehrwertrate geschieht, haben wir nicht gezogen, und 
dies nicht ohne Grund: Gegen die Benutzung der Daten für die Lohnquote zur Er- 
rechnung der Mehrwertrate spricht nämlich, daß — wie von uns breit ausgeführt — 
die unproduktiven Lohnarbeiter in diese Lohnquote mit eingehen. Die unprodukti- 
ven Lohnarbeiter haben aber auf die Größe der Mehrwertrate keinen Einfluß (wohl 
aber auf die Größe der Profitrate). Aus diesem Grund haben wir — dem ‚Kriterium 
der Brauchbarkeit‘‘ (1 a) folgend — versucht, anhand der im Statistischen Jahrbuch 
verfügbaren Daten auf einen Trend in der Entwicklung des Anteils der unprodukti- 
ven Arbeiter rückzuschließen und damit auf einen Trend für die Mehrwertrate der 
produktiven Arbeiter (vgl. Prokla 16, S. 114 ff.) (2). 


la Den Vorwurf, wir würden die Daten dem Kriterium der Brauchbarkeit entsprechend aus- 
wählen, können wir nur bestätigen. Wenn wir z. B. den Anteil der unproduktiven Arbei- 
ter untersuchen, dann nützt uns in der Tat die DIW -Statistik überhaupt nichts, weil die- 
se eben nur die Industriearbeiter umfaßt. Wenn wir z. B. die Daten bei W. G. Hoffmann 
verwenden, dann eben auch nur auf andere Daten bei W. G. Hoffmann bezogen (weshalb 
auch die nach der DIW-Statistik erstellte Tabelle anders aussieht)’ Läßt man in der Kritik 
die von uns gegebene Kommentierung des verfügbaren Datenmaterials weg, dann kann 
ein solcher Vorwurf einer unreflektierten Verwendung der Daten begründet werden. So- 
fern Diefenbach u. a. von uns implizit fordern, eigene, theoretisch und empirisch abgesi- 
cherte Daten zu erheben, können wir ihnen nur zustimmen, und es ist notwendig, diese 
Arbeit in der Forschung anzugehen. Dazu stellte unser Artikel eine Vorüberlegung dar. 

2 Überlegungen dieser Art werden leider bei den Untersuchungen Zschockes — von einem 
Nebensatz abgesehen — gar nicht gemacht, der zudem noch die Jahresmehrwertrate bran- 
chenmäßig errechnet, während Marx gute Gründe für die Annahme einer nur gesamtgesell- 
schaftliche existierenden Mehrwertrate angegeben kann. Überhaupt erstaunt bei der Art 
des Vorgehens von Diefenbach u. a. der Verweis auf die ‚differenzierteren Überlegungen 
Zschockes‘, der undiskutiert einen Zusammenhang von Wert und Preis unterstellt, ohne 
die darin enthaltenen Probleme zu benennen, und der sich der Kritik an den benutzten 
Daten und der Art ihrer Verwendung entzieht, indem er nur sehr ungefähre Quellenanga- 
ben macht und die Art der Transformation der Daten in die Marxsche Begrifflichkeit im 
Dunkeln läßt. Zur Zeit der Abfassung der Hauptteile unseres Manuskripts lag uns übrigens 
die Arbeit Zschockes noch nicht vor. Zweifellos stellt sie einen wichtigen Beitrag zur Dis- 
kussion um die Kapitalentwicklung in der Bundesrepublik dar — ganz abgesehen von ihrem 
Stellenwert innerhalb der Theorie des Staatsmonopolistischen Kapitalismus. 
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1.2 Lohnentwicklung und Kapitalzusammensetzung 


Mit der Ausschöpfung des verfügbaren Arbeitsvolumens durch das westdeutsche Ka- 
pital seit Anfang der 60er Jahre stößt — gesamtgesellschaftlich gesehen — die Wert- 
schöpfung (und damit auch die Produktion von Mehrwert) an eine obere Grenze: 
Die Mehrwertmasse kann dann nur noch durch eine Veränderung des Teilungsver- 
hältnisses des produzierten Neuwerts gesteigert werden, d. h. unter den gegebenen 
Bedingungen durch weitere Erhöhung der Arbeitsproduktivität (3). Denn auch eine 
absolute Senkung des Lohns (letztlich des Werts der Arbeitskraft) ist durch die starke 
Stellung der Arbeiter auf dem Arbeitsmarkt in dieser Periode nicht möglich. 

Unter den Bedingungen eines stagnierenden Arbeitsvolumens (also letztlich 
der Stagnation der verausgabten lebendigen Arbeit) aber führt eine Steigerung der 
Produktivität der Arbeit auch zu Konsequenzen in der technischen Zusammenset- 
zung des Kapitals (4). Dem einzelnen Kapitalisten wird dabei der Zwang zur Erhö- 
hung der Produktivität der Arbeit über die höheren Löhne, die die Arbeiter unter 
diesen Bedingungen durchsetzen können, aufgehertscht: Um inı Konkurrenzkampf 
bestehen zu können, werden die Kapitalisten mehr denn zuvor gezwungen, die hö- 
heren Lohnkosten durch Produktivitätssteigerungen aufzufangen (4 a). Soweit sich 
die Steigerung der Produktivkraft der Arbeit in den Daten zur Arbeitsproduktivität 
ausdrückt (5), zeigt sich, daß es dem westdeutschen Kapital im Ergebnis möglich war, 
die Lohnsteigerungen durch die Erhöhung der Produktivkraft der Arbeit weitgehend 
zu ‚neutralisieren‘ (vgl. z. B. Prokla 16, Tab. 9 S. 120). Dadurch wurde zumindest 
die Zunahme des Reallohnanteils in den 60er Jahren gebremst (vgl. Spalte 3 unserer 
Tabelle im Anhang). Darüber hinaus machte es die Steigerung der Produktivkraft der 
Arbeit möglich, daß gesamtgesellschaftlich gesehen der sich besonders zwischen 1955 
und 1962 ausweitende Sektor der unproduktiven Arbeit aus der Mehrwertmasse fi- 
nanziert werden konnte. 


3 Wenn wir diese obere Grenze festgestellt haben, dann ist es uns dabei nicht in den Sinn 
gekommen, daß die Entwicklung der Ökonomie in der Bundesrepublik nach Phasen der 
absoluten und relativen Mehrwertproduktion unterscheidbar wäre (wie uns von anderen 
Kritikern unterstellt wird). Der logische Zusammenhang von absoluter und relativer Mehr- 
wertproduktion kann nicht (wie dies in der Faschismus-Analyse von Sohn-Rethel anklingt) 
historisch auseinandergerissen werden. Worauf wir verwiesen haben, ist die Veränderung 
der Bedingungen der Profitproduktion, dann nämlich, wenn diese obere Grenze erreicht 
ist. Erst auf diesem Hintergrund kann z. B. der sich abschwächende Trend der Wachstums- 
raten bis zu den Krisen 1966 und 1974 f. erklärt werden. 

4 Zu einer ähnlichen theoretischen Übezlegung vgl. Bader et al., Krise und Kapitalismus bei 
Marx, Ffm-Köln 1975 


43 „mehr denn zuvor‘, weil natürlich die Steigerung der Produktivkraft unabhängig von der 
Lohnhöhe immer Moment der Kapitalakkumulation ist. r 
5 Diefenbach u. a. kritisieren unsere ihrer Ansicht nach fehlerhaften Überlegungen zur Rolle 


der Intensität der Arbeit. Es sei hier nur kurz darauf hingewiesen, daß nur eine ausnahms- 
weise angewandte Intensität der Arbeit extensiv wirkt, d. h. die Wertproduktion quantita- 
tiv vergrößert. Soweit eine gewisse Intensität der Arbeit verallgemeinert ist, wirkt sie nicht 
mehr extensiv, sondern gehört zu geselischaftlichen Durchschnittsbedingungen der Arbeit. 
Wohl aber wirkt sie jetzt noch als Erhöhung der Produktivkraft der Arbeit und damit als 
Moment der Produktion des relativen Mehrwerts. 
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Wir hatten in unserer Untersuchung eine steigende Zusammensetzung des Ka- 
pitals in den 60er Jahren behauptet. Allgemein kann eine Erhöhung der Produktiv- 
kraft der Arbeit unter den Bedingungen konstant bleibender Masse lebendiger Arbeit 
nur in einer Erhöhung der technischen Zusammensetzung des Kapitals resultieren, 
womit allerding noch nicht unbedingt die organische Zusammensetzung steigen muß, 
Dies Kann nur dann erfolgen, wenn die Arbeitsproduktivität langsamer als die tech- 
nische Zusammensetzung (hier: Kapitalintensität) steigt. (Dieser Zusammenhang ist 
allerdings in unserer Untersuchung nicht ausgeführt worden ‚vgl. dazu unten Teil (IH) 


II.3. Lohnentwicklung und Krise 


In den Schlußausführungen von Diefenbach u. a. wird die Lohnentwicklung für den 
Fall der Kapitalrentabilität und damit letztlich auch für die Krisen verantwortlich 
gemacht — zumindest wird dies auf Basis von Zschoke vermutet. Gegen eine politi- 
sche Fehlinterpretation dieser These wehren sie sich zu Recht. Andererseits gehen 
linke Krisentheorien explizit von dem Lohn als Krisenursache aus und versuchen 
darauf eine politische Taktik aufzubauen. Wenn wir die Lohnentwicklung als eine 
Ursache der sinkenden Kapitalrentabilität analysieren, dann versuchen wir allerdings 
damit eine Politik zu begründen, die nicht vom Lohn als Krisenursache ausgeht, son- 
dern diese im Kapitalverhältnis und seiner Widerspruchsentwicklung sieht. 

(1) Wenn wir in der Lohnentwicklung eine Ursache für die sinkende Kapitalren- 
tabilität sehen, dann nicht deshalb, weil die Mehrwertrate gesunken ist, sondern des- 
halb, weil der Anteil der unproduktiven Arbeiter, die aus dem Mehrwertfonds bezahlt 
werden müssen, angestiegen ist (gleiches gilt natürlich für den Anteil des zinstragen- 
den Kapitals, unproduktiver Zwischenklassen etc., deren Existenzbedingung ebenfalls 
ein steigendes Mehrprodukt ist; dies wurde von uns nicht näher untersucht, wäre 
aber notwendig). 

(2) Eine Erhöhung der Reallöhne und des Lohnanteils muß schon deshalb 
nicht notwendig zur (Akkumulations-)Krise führen, weil ja über eine erhöhte Erspar- 
nisbildung z. B. höherer Schichten der Lohnabhängigen dieser Lohnzuwachs nicht 
unbedingt für die Akkumulation ‚verloren‘ geht und eine Umschichtung des ‚Sparens 
aus Profit‘ zum ‚Sparen aus dem Lohn‘ stattfinden kann, wie sie gerade für die Bun- 
desrepublik seit dem Ende der 50er Jahre konstatiert werden kann (6). 

(3) Wohl aber kann der Lohn unter den in Punkt Il.2. dargestellten Bedingun- 
gen eine Ursache für eine veränderte Zusammensetzung des Kapitals darstellen und 
damit die Entfaltung der Widersprüche in der Kapitalakkumulation beschleunigen. 

(4) Auf diesem Hintergrund ist zu fragen, warum das westdeutsche Kapital 
bereits in den 60er Jahren, aber erst recht in den 70er Jahren nicht mehr in der Lage 
ist, die aufgrund der günstigen Arbeitsmarktlage erhöhten Reallöhne über die Stei- 
gerung der Produktivität der Arbeit ‚aufzufangen‘. Zu behaupten, daß dies aufgrund 
des höheren Lohnanteils nicht mehr möglich ist, wäre tautologisch. Dagegen haben 


6 Interessant ist in diesem Zusammenhang die Entwicklung des Anteils an der gesamtwirt- 
schaftlichen Ersparnis, vergleicht man diese mit der Lohnquotenentwicklung: 
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wir versucht zu zeigen, daß gerade aufgrund des höheren Lohnanteils die Entwicklung 
der Kapitalzusammensetzung für die Kapitalrentabilität entscheidend wird. Sinken 
aber die erwarteten Profitraten auf die Neuanlage von Kapital, so wird es für das Ka- 
pital schwieriger, über diese Neuanlage die Produktivität der Arbeit ausreichend zu 
steigern. Erst auf diesem Hintergrund gewinnen die Löhne ihre herausragende Be- 
deutung, weil ihr Steigen nämlich verhindert, daß die Profitrate über die Steigerung 
der Mehrwertmasse (und damit der akkumulierbaren Profitmasse) erhöht bzw. gehal- 
ten werden könnte (7). (Deshalb ist auch die Einkommenspolitik immer der letzte 
Ausweg der Wirtschaftspolitik, nicht weil die Löhne zu hoch sind, sondern weil sie 
relativ zur ‚notwendigen‘ Profitmasse zu hoch sind.) 


So mag es aussehen, als ob tatsächlich die Lohnentwicklung die entscheidende Ur- . 
sache von Krise, Inflation und Arbeitslosigkeit ist, worauf dann auch — versehen 
mit der zuletzt beschriebenen Plausibilität — der Chor der bürgerlichen Institute und 
Institutionen hinweist. Hier liegt auch die über die empirische Evidenz hinausweisen- 
de theoretisch-politische Auseinandersetzung begründet, auf die wir anläßlich des 


Anteil an der gesamtwirtschaftlichen Ersparnis: Arbeitnehmer 
1950 9,0 (v.H.) 
1951 7,1 
1952 9,9 
1953 11,5 
1954 11,9 
1955 9,7 
1956 9,2 
1957 13,7 
1958 15,3 
1959 14,5 
1960 13,5 
1961 15,0 
1962 17,2 
1963 21,7 
1964 22,4 
1965 26,4 
1966 27,2 
1967 33:3 


QUELLE: W. Kaiser, A. Zerwas, Die Struktur des Sparens in der Bundesrepublik Deutsch- 
land, Berlin 1970; zit. nach einer Seminarvorlage von W. Vogt, Regensburg, Ws 1971/72 


7 Robby Guttmann hat in seinem Aufsatz „Großbritannien, Stagflation und Klassenstrate- 
gien“ im Handbuch IV (Ffm-Köln 1975) diesen Zusammenhang an den fortgeschrittenen 
Widersprüchen im Akkumulationsprozeß des Kapitals in Großbritannien aufgezeigt. Der 
Aufsatz von Guttmann ist übrigens ein schönes Beispiel dafür, daß unser Vorgehen nicht 
einfach als „Standardvorlage zur raschen Anfertigung von polit-skonomischen Analysen 
für beliebige Länder“ verstanden wurde, sondern als ein Zugang zu den Rahmenbedingun- 
gen der Akkumulation eines nationalen Kapitals, 


Erscheinens der Arbeit von Glyn/Sutcliffe in deutscher Sprache (8) bereits in Prokla 
14/15 eingingen. In der Tat läßt sich durch den empirischen Schein der Lohn als 
Krisen- und Inflationsursache immer behaupten. 


IM. Zur Anproximation der Profitrate durch die Kapitalrentabilität 
II], Profitrate und Kapitalrentabilität in Prokla 13/16 


Die in Prokla 13 und 16 zur Diskussion gestellte Näherungsformel für die Profitrate: 


schien uns deshalb eine erste sinnvolle Näherung für die Marxsche Profitratenformel 
zu sein, weil (obwohl in Marktpreisen gemessen) die Formel für die Kapitalrentabili- 
tät dieselben drei wesentlichen Variablen enthält wie die Profitratenformel. Ist die 
Profitrate (gemessen in Werten oder Produktionspreisen) bestimmt durch die techni- 
sche Zusammensetzung des Kapitals, die Wertveränderungen der Produktionsmittel 
(die sich in erster Näherung betrachtet invers zur Arbeitsproduktivität verhalten) und 
die Mehrwertrate, so ist die Kapitalrentabilität in der o.g. Formel bestimmt durch die 
Kapitalintensität (K/L) (9), die Arbeitsproduktivität (X/L) und die (industrielle) 
Lohnquote (w). Andere, weniger bedeutsame Einflüsse auf die Profitrate (und ent- 
sprechend auf die Kapitalrentabilität) wurden zunächst unberücksichtigt gelassen. 
Daher kann das o. a. empirische Maß für die Profitrate — und darauf haben wir in 
Prokla 13 und 16 ständig verwiesen — auch nur eine erste Annäherung an die wirkli- 
che Profitrate darstellen. Der Einwand, daß mit der Kapitalrentabilität die Tendenz 
der Profitrate nicht — oder nur unzureichend — gemessen werden kann, versteht sich 
daher insofern von selbst, als es sich bei dieser Konstruktion tatsächlich um eine Ap- 
proximation handelt. Soweit daher die quantitativen Ergebnisse unserer Berechnun- 
gen gemeint sind, muß auch zugestanden werden, daß ein solches Verfahren in der 


8 VgL A. Glyn/B. Sutcliffe, Die Profitklemme, Berlin 1974 

9 Wenn uns unterstellt wird, wir hätten die Kapitalintensität als Indikator für die organische 
Zusammensetzung benutzt, so beruht das auf einem Mißverständnis, dem durch eine un- 
genaue Schreibweise (‚Zusammensetzung des Kapitals‘) und durch die vorab veröffentlich- 
ten Artikeln in ‚links‘ und im ‚Handbuch 1° von uns Vorschub geleistet wurde. Hier daher 
noch einmal die dahinterstehende Überlegung: Daß das Verhältnis von toter zu lebendi- 
ger Arbeit bzw. — bei konstanter Mehrwertrate und konstanter Umschlagszeit — das Ver- 
hältnis von konstantem zum variablen Kapital sowohl von der technischen Zusammen- 
setzung als auch zugleich von der Arbeitsproduktivität (der Wertveränderung der Produk- 
tionsmittel) bestimmt wird, ist von neueren Arbeiten zur Profitratentheorie bei Marx her- 
ausgearbeitet worden. Nur wenn die technische Kapitalzusammensetzung schneller wächst 
als die Arbeitsproduktivität (wobei zu beachten ist, daß (v) nur als Index für die Menge 
lebendiger Arbeit gelten kann, wenn die Mehrwertrate und die Umschlagszeit konstant 
bleibt) steigt die organische Zusammensetzung des Kapitals. Vgl. dazu die Ergebnisse von 
OÖkishic, Holländer und Stamatis. 


Tat einer Reihe theoretischer und empirisch-statistischer Einwände ausgesetzt ist. 
Diese Vorbehalte haben wir aber selbst deutlich formuliert, wenn sie auch nicht 
immer in die Berechnungen Eingang finden konnten. Wir wollen die für die Analyse 
der Profitratentendenz wichtigen Problemebenen nochmals zusammenfassen bevor 
wir ein verbessertes Näherungsverfahren diskutieren. 

(1) Die erste Problemebene ist theoretischer Art. Bei dem jetzigen Stand der marxi- 
stischen Diskussion muß jeder Versuch einer empirischen Profitratenberechnung feh- 
lerhaft sein, da drei fundamentale Probleme bisher nicht oder nur unzureichend ge- 
löst sind. Dies ist 

a) das Problem der Wert-Preis-Transformation. Da bei einer Tendenz zur Durch- 
schnittsprofitrate und unterschiedlicher technischer Zusammensetzung der Branchen- 
kapitale die relativen Werte von den relativen (Produktions-)Preisen abweichen, müs- 
sen auch gesamtwirtschaftliche Aggregate wie Lohnsumme, Profitsumme, Volksein- 
kommen und Kapitalstock (gemessen in Produktionspreisen) von den jeweiligen Ag- 
gregaten gemessen in Werten abweichen. Dasselbe gilt für die gesamtwirtschaftlichen 
Durchschnittsgrößen, die die Profitrate bestimmen (die Mehrwertrate und die orga- 
nische Zusammensetzung) und auch für die Profitrate in Werten und in Produktions- 
preisen. Eine veränderte Verteilung der technischen Kapitalzusammensetzung zwi- 
schen den verschiedenen Industriezweigen bewirkt auf Produktionspreisebene eben- 
so eine Abweichung von den relativen Werten wie eine veränderte Einkommensver- 
teilung. (Dies kann als Ergebnis der Diskussion um das Sraffa-System festgehalten 
werden.) Dennoch kann mit Brody u. a. (10) angenommen werden, daß Veränderun- 
gen in Aggregat-Relationen in Werten und Produktionspreisen gleichgerichtet erfol- 
gen und die Abweichungen nicht so erheblich sind. Bei diesem ersten Problemkreis 
sind aber durchaus noch weitere Arbeiten nötig, um schlüssigere Aussagen machen 
zu können. Empirische Versuche zur Lösung des Transformationsproblems liegen 
bekanntlich auch noch nicht vor. 

b) das Problem des Verhältnisses von Marktpreisen zu Werten bzw. Produktionsprei- 
sen. Denn: bedingt durch die relative und absolute Inflation drücken sich die Wert- 
veränderungen nicht unmittelbar in Preisveränderungen aus. Vielmehr impliziert die 
Aggregation in Marktpreisen nicht nur eine Nichtübereinstimmung von Werttrends 
und Preistrends in absoluten Größen gemessen, sondern auch Störungen der Aggre- 
gat-Relationen durch zufällige Preisschwankungen und unterschiedliche Inflations- 
raten in den verschiedenen Sektoren. (Daß allerdings Abweichungen in den Aggre- 
gat-Relationen durch Monopolmacht, Staatseinflüsse usw. hervorgerufen werden, wie 
Diefenbach u. a. unterstellen, müßte von ihnen genauer begründet werden. Richtig 
ist aber der Hinweis, daß die unterschiedlichen Inflationsraten der verschiedenen 
Sektoren genauer hätten berücksichtigt werden müssen.) Unsere Parallelitätshypothe- 
se der Aggregat-Relationen kann daher als erste Näherung, die sehr wohl begründet 
ist, verstanden werden. 


10 Vgl. dazu die Untersuchungen von Brody, Proportions, Prices and Planning, Amsterdam, 
London, New York 1974, 123 ff. Daß die Profiträte im Wertsystem und im Produktions- 
preissystem letztlich gegen den selben Grenzwert konvergiert, haben H. Holländer (vgl. 
Mehrwert Nr. 6) und U. Krause (Durchschnittliche Profitrate und technische Zusammen- 
setzung, Man. Bremen 1975) gezeigt. 


c) das Problem hinreichend genauer Indikatoren für den Kapitalvorschuß, das kon- 
stante fixe, das konstante zirkulierende und das variable Kapital. Den Kapitalvor- 
schuß — und dementsprechend die Umschlagszeiten der verschiedenen Kapitalteile 
— exakt zu quantifizieren dürfte — da eine nahezu unüberschaubare Anzahl von kon- 
kreten Produktionsprozessen (mit verschiedener Produktions-, Arbeits- und Zirkula- 
tionszeit für die Produkte) existiert — aus systematischen Gründen ebenfalls nur nä- 
herungsweise möglich sein. Auch der Versuch Zschockes bleibt daher noch proble- 
matisch (11). 

(2) Eine weitere Problemebene betrifft die empirisch-statistische Durchführung unse- 
res Ansatzes. Die Einwände, die unsere empirischen Berechnungen betreffen, sind in 
Teilen berechtigt. (Insofern sind unsere quantitativen Aussagen durchaus zu proble- 
matisieren. Dies haben wir allerdings selbst häufig genug im Text, zumindest in Pro- 
kla 13, angemerkt.) Vorbehalte gegen unsere quantitativen Ergebnisse in Prokla 13 
und 16 können sich — außer auf die in (1) a) - c) angeführten Gründe -—- darauf stüt- 
zen, daß wir 

— die tatsächlich Konstatierbaren unterschiedlichen Inflationsraten bei den verschie- 
denen Aggregaten nicht berücksichtigt haben (da wir von deflationierten Größen 
ausgingen) 

— den Einfluß des konstanten zirkulierenden Kapitals und der Umschlagszeiten nicht 
quantifiziert, 

— den Einfluß der unproduktiven Arbeit auf die Lohnquote und die Größe des Wert- 
produkts für den Bereich der Industrie nicht berechnet, 

— die (industrielle) Lohnquote nicht deflationiert und 

— für die Größe des Kapitalstocks den Bruttokapitalstock (statt Nettokapitalbestand, 
wie es für die Berechnung der Profitrate richtiger wäre) verwandt haben. 

Damit müssen aber die aufgezeigten Trends für die Kapitalrentabilität in den 
50er und 60er Jahren nicht unbedingt falsch sein (vgl. Anhang), da ja der Einfluß 
der drei wesentlichen Variablen auf die Profitrate quantifiziert wurde. Es hätte aller- 
dings — und dieser Einwand ist wieder richtig — eine genauere Untersuchung erfol- 
gen müssen, ob eine Kumulation oder ein Ausgleich von Fehlern bei unserer ersten 
Abschätzung des Trends der Profitrate auftritt (12). 


II.2. Verbesserte Näherungsformel für die Profitrate 


Eine genauere Abschätzung für die Profitratentendenz wird möglich, wenn versucht 


11 Zschockes Lösung des Umschlagsproblems, das jährlich verbrauchte konstante zirkulie- 
rende Kapital durch die Lagerbestände zu dividieren, und daraus sowohl die jährliche Um- 
schlagshäufigkeit des konstanten zirkulierenden Kapitals wie die des variablen Kapitals 
zu gewinnen, ist in vieler Hinsicht problematisch, kann aber als eine erste Annäherung 
benutzt werden. In unserer im Anhang dokumentierten verbesserten Berechnung haben 
auch wir mangels einer besseren Lösung seine Berechnungen benutzt. 

12 Eine genauere Darstellung und Diskussion der o.a. Probleme ist zu finden bei W. Semmler, 
Zur multisektoralen Theorie der Kapitalreproduktion — Bemerkungen zu neueren Ansät- 
zen sowie Überlegungen zum Verhältnis von privatem und staatlichem Sektor, Diss. FÜ 
Berlin 1976 
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wird, die Einwände zu berücksichtigen. Die Formel (1) für die Kapitalrentabilität 
muß daher so erweitert werden, daß die zusätzlichen Einflüsse bei einer genaueren 
Berechnung quantifizierbar werden. Die genannten Vorbehalte können durch folgen- 
de verbesserte Näherungsformel für die Profitrate beseitigt werden: 


Ya *) 

1. 

2) 5 e. a _ _Y*L-w*) N m/v 
- £ sg 2+2 rer sK, g td 


Diese verbesserte Formel für die Abschätzung der Profitratentendenz steilt nur eine 
Erweiterung von (1) dar, wodurch die drei wichtigen Variablen für die Pıofitraten- 
tendenz (Y/L, K/L, w) erhalten und für die ersten Abschätzungen verwendbar blei- 
ben. Zudem sind die Einwände der Kritiker berücksichtigt. Überdies ist diese Formel 
in jene überführbar, die den Berechnungen von Zschocke zugrunde liegt (vgl. die mitt- 
lere Formel, die noch näher nach der organischen Zusammensetzung und der Mehr- 
wertrate umgestellt werden kann). Die erste Formel macht aber im Gegensatz zu 
Zschocke, Saß u.a. die Erklärungsanteile (gemessen in empirisch-statistischen Größen) 
noch deutlicher, die für eine Veränderung der Kapitalrentabilität verantwortlich sind. 
In (2) ist: 

Y* = Nettoproduktionsvolumen — Abschreibungen 

Bu Arbeitsproduktivität 


Ww* 
=%y# = industrielle Lohnquote bzw. Lohnstückkosten mit W* als deflationierte 


Lohn- und Gehaltssumme der produktiven Lohnarbeiter und Y* als Nettopro- 

duktionsvolumen — Abschreibungen 
K* g[L = Nettokapitalstock je Beschäftigte (bei Zschocke ist die Kaklaskıme mit be- 

rücksichtigt) 

K, = jährlich verbrauchtes konstantes zirkulierendes Kapital (Lagerbestände, Vorlei- 
stungen, Halbfertigprodukte) 

p = 1/Umschlagshäufigkeit pro Jahr (des konstanten zirkulierenden wie des variab- 
len Kapitals; 

De " . Jährlicher Verbrauch an K, und v 

(bei Zschocke Umschlagshäufigkeit: Vorrat 

W = Lohn- und Gehaltssumme der produktiven/unproduktiven Arbeiter 

gW = Vorschuß an variablem Kapital. 

Die Berechnungen können zu konstanten Preisen (vgl. Prokla 13/16) oder zu 
laufenden Preisen erfolgen (vgl. Zschocke). Welches Konzept einer Profitratenberech- 
nung adäquater ist, ist u. E.noch nicht ausdiskutiert. Überdies sind auch in einer sol- 
chen erweiterten Berechnung wichtige Probleme noch nicht berücksichtigt (etwa das 
Problem des Unternehmeranteils bei den Sozialabgaben, betriebliche Sozialleistun- 
gen, Steuern usw.). 
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Anhang 


Nimmt man mithilfe dero, a. verbesserten Näherungsformel für die Profitrate Berechnungen vor, 
so zeigen sich — vorbehaltlich der oben aufgelisteten Probleme — folgende Trends: (vgl. Tabelle) 
1. Der Trend der Kapitalrertabilität bleibt trotz der eingeführten Verbesserungen in der Berech- 
nung sowohl für die 50er Jahre als auch für die 60er Jahre erhalten, da offenbar die drei wichti- 
gen Variablen für die Kapitalrentabilität durchschlagend sind. 

2. Es zeigt sich, daß die steigende Kapitalzusammensetzung (soweit sie durch die Formel in 
Spalte 8 in konstanten Marktpreisen erfaßt ist) und das seit Mitte der 50er Jahre abfallende Pro- 
fit-Lehnverhältnis das Absinken der Kapitalrentabilität bestimmen. Dabei scheint der Erklärungs- 
anteil einer wachsenden organischen Zusammensetzung an der Entwicklung der Kapitalrentabi- 
lität die größere Bedeutung zuhaben: Während die ‚Kapitalzusammensetzung‘ (Spaite 8) von 1955 
bis 1968 um 25 vH steigt, fällt im gleichen Zeitraum das Profit-Lohn-Verhältnis (Spalte 9) um 
14,6 vH. Nun sind diese Raten nicht unmittelbar vergleichbar, weil der Indikator für die oıgani- 
sche Zusammensetzung, wie aus der Formel ersichtlich ist, nicht einen direkt umgekehrt propor- 
tionalen Einfluß auf die Kapitalrentabilität hat. (Sein Einfluß wird durch die anderen Faktoren 
im Nenner gedämpft) Andererseits ist zu bedenken, daß das Profit-Lohn-Verhältnis die unpro- 
duktiven Lohnarbeiter, aber auch die Soziaikosten des Kapitals noch nicht berücksichtigt! Da- 
gegen ist allerdings noch die Bedeutung eines steigenden Reallohnanteils für die hier berechnete 
‚Kapitalzusammensetzung‘ hervorzuheben: Steigende Löhne verfälschen hier — weil v nur Index 
für die Menge lebendiger Arbeit (= v + m) ist -- im Ergebnis den Trend: sie lassen den Trend zur 
steigenden organischen Zusammensetzung in den Zahlen der Spalte 8 nur abgeschwächt deut- 
lich werden! 

Vorbehaitlich der in unserer Diskussion in dieser Prokla angeschnittenen ungelösten Pro- 
bleme und möglicher Fehler in den Berechnungsmethoden (z. B. der Deflationierung oder der 
Verwendung der Berechnungen von Zschocke zur Umschlagshäufigkeit) zeigt sich, daß auch in 
dieser verbesserten Version offenbar jene Trends durchschlagen, die in unserer ersten Näherungs- 
formel erfaßt waren. Daher scheint das erste Verfahren durchaus eine erste Schätzung zu ermög- 
lichen. (Die geringfügigen Unterschiede zu Zschockes Berechnungen ergeben sich möglicherweise 
aus der Verwendung deflationierter Größen in unserer Berechnung) 

Anmerkung zur Tabelle: Die Zahlen konnten nur bis 1968 errechnet werden, weil für die 
Abschreibungen keine aktuelleren Zahlen vorlagen, die sich mit der DIW-Statistik vergleichen 
ließen. Die Tabelle soll hier auch nur zeigen, daß sich die in der ersten Formel enthaltenen Trends 
auch bei Berücksichtigung der vorgebrachten Einwände wieder aufzeigen lassen. 


(Tabelle siehe nächste Seite) 
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